


Hauptabteilung VI Berlin, 1. Februar 1979 
Leiter /Ltr./RuG/#/ft/ /79 


Neufassung der Ordnung über die Durchführung der Paßkontrolle 

an den Grenzübergangsstellen der Deutschen Demokratischen Repu­

blik (Paßkontrollordnung) 

Abschnitt IV - "Einzelaufgaben der Paßkontrolle zur Gewährlei­

stung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im grenzüber­

schreitenden Verkehr" 


1  .	 Der Abschnitt IV der Ordnung über die Durchführung der 
Paßkontrolle an den Grenzübergangsstellen der Deutschen 
Demokratischen Republik (Paßkontrollordnung) rsgBlt auf 
der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften Einzel-
fragen des grenzüberschreitenden Verkehrs, die nicht un­
mittelbarer Bestandteil der Paßkontrolls sind, aber bei 
ihrer Durchführung zur Durchsetzung und Gewährleistung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im grenzüber­
schreitenden Verkehr von den Paßkontrolleinheitan im Zu­
sammenwirken mit anderen Organen gelöst werden müssen. 

2.	 Der Abschnitt IV der Paßkontrollordnung t r i t  t mit seinsr 

Herausgabe in Kraft. 

•Gleichzeitig traten außer Kraft: 

- Teil IV der Ordnung über die Durchführung der Paßkon­


trolle an den Grenzübergangsstellen der Staatsgrenze 

der Deutschan Demokratischen Republik - "Einreisen zu 

Großveranstaltungen, Sonderfragen der Kontrolle und 

Abfertigung des grenzüberschreitenden Verkehrs" in der 

Fassung der 15. Änderung, ausgenommen die Abschnitte 

IV/4/1 --IV/4/4, 


- Schreiban des Leiters der Hauptabteilung VI vom 1. 2. 
'1977 - Tgb.-Nr.: VI/LA/71/77 - zur "Behandlung von 
Fundgut an den Grenzübergangsstellen"i 

- Anweisung Nr. 19/72 des Leiters der Hauptabteilung VI 

vom 7. 11. 1972 über Übernahme von Aufgaben der Zoll­

verwaltung der DDR' bei der Kontrolle und Abfertigung 

in durchgehenden Reisezügen im Transitverkehr zwischen 

der BRD und Westberlin durch die Paßkortrolleinheiten 

des MfS, 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 15. 3. 

 1974 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/151/74 - und vom 8. 4. 1974 ­

Tgb.-Nr.: VI/RuG/190/74 - über "Maßnahmen zur Anwendung 

d8r Anordnung über die Personenbeförderung mit Kraft­
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omnibussBn und den Gütertransport mit Kraftfahrzeugen 

im grenzüberschreitenden Verkehr"; 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 13. 12. 

1973 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/697/73 - über "Neuregelungen 

im grenzüberschreitenden Verkehr mit Kraftfahrzeugen" 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 25. 2. 

1977 - Tgb.-Nr.: VI/LA/116/77 - über "Erhebung von 

Straßenbenutzungsgebühren"» 

Fernschriftliche Weisungen das Leiters der Hauptabtei­

lung VI vom 21. 12. 1978 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/721/78 ­
und vom 5. 1. 1979 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/10/79 - über 

"Verkehr auf Havalkanal und Havel-Cder-Wassarstraße", 

Schreiben des Lsiters der Hauptabteilung VI vom 29. 12. 

1977 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/814/77 - zur "Durchsetzung 

der Festlegungen des Ministers für Staatssicherheit in 

seinem Schreiben vom 22. 12. 1977 zum Verkehr mit Tank­

schiffen durch die Hauptstadt der DDR, Berlin", 

Schreiben des Leiters dar Hauptabteilung VI vom 27. 4. 

1976 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/285/7B - zum "Filmen und 

Fotografieren durch Reisende auf Gslände der Deutschen 

Reichsbahn bzw. an Grenzübergangsstellen"! 

Schreiben das Leiters der Hauptabteilung VI vom 28. 6. 

1973 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/319/73 - über "Schadensfälle 

im Bereich von Grenzübergangsstellen", 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 28. 8. 

1973 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/456/73 bzw. VI/RuG/457/73 ­
zur "Regulierung von SchadensBrsatzansprüchen der T e i l  ­

nehmer des grenzüberschreitenden Verkehrs aus Unfällen, 

die durch Angehörige dsr PKE im Bereich dsr Grenzüber­

gangsstellen verursacht werden", 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 31. 5. 

1978 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/358/78 - über "Maßnahmen 

zur Erhöhung der Ordnung und Sicherheit im Transitver­

kehr", 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 12. 9. 

1977 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/547/336/77 - über "Maßnahmen 

zur Erhöhung der Ordnung und Sicherheit im Transitverkehr 

sowie bei Einreisen zum Tagesaufenthalt in der Hauptstadt 

der DDR, Berlin", 
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-	 Schreibsn des Leiters der Hauptabteilung VI vom 28. 4. 

1978 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/286/78 - zur "Beförderung 

von Sportbooten als Decksladung und im Schlepp von 

Binnenschiffen im Transitverkehr zwischen der BRD und 

Westberlin", 


-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 9. 8. 

1976 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/321/76 - über "Lotspflicht für 

Wasserfahrzeuge auf den Binnenwasserstraßen der DDR"i 


-	 Schreiben des L e i t s r s der Hauptabteilung VI vom Oktober 

1972 - WS MfS 097-1106/72 - über die "Behandlung von 

Funksende- und Empfangsanlagen im grenzüberschreitenden 

Verkahr"! 


-	 Schreiben dBS Leiters der Hauptabtailung VI vom 11. 5. 

1976 über "Varänderungpn des Meldssystems bei Einreisen 

mit Funksendeanlagan im grenzüberschreitenden Verkehr" 


-	 F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung das L e i t e r s dsr Hauptabtailung 

VI vom 20. Januar 1979 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/36/79 - über 

"Verhinderung der Einschleppung der Afrikanischen Schweine­

pest in die DDR", 


-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 24. 2. 

1975 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/94/75 bzw. VI/RuG/95/75 - über 

"Kontaktaufnahms zu Organen odsr Institutionen der BRD 

oder Westberlins" 


-	 Schreiben das S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle dsr Haupt­

abteilung VI vom 14. 4. 1976 - Tgb.-Nr.: Paßk.-Reg./ 

146/76 - bzw. vom 24. Juni 1976 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/258/76 

-	 zum operativen Vormerksystsm der Zollverwaltung der DDR, 


-	 F e r n s c h r i f t l i c h e Waisung des L s i t e r s der Hauptabtailung 

VI vom 31. 12. 1971 - Tgb.-Nr.: LPK/2/788/71 - über 

"Erlaubnis zum Befahren der Binnengewässer der DDR"j 


-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 30. 1. 

1978 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/69/78 - über "Transport 

und Mitnahme von vergeganständlichtan Staats- und Dienst­

geheimnissen und andsram dienstlichen Schriftgut im 

grsnzüberschreitendon Verkehr"* 


Die bishBrigßn Abschnitte IV/4/1 - IV/4/4 sind vorerst 

(bis zur Herausgabs des Abschnittes I der Neufassung der 

Paßkontrollordnung) ohne Signatur abschließend im Ab­

schnitt IV dBr Paßkontrollordnung sinzüordnsn. 




6 
.ss	 t u 


3.2.	 Nach Entnahme der Abschnitte IV/4/1 - IV/4/4 i s  t der 

bisherige Teil IV der Paßkontrollordnung zu vernichten. 

Über die Vernichtung i s  t ein Protokoll, das die Rsgi­
striernummern der vernichteten Teile IV sowie die An­

zahl der vernichteten Blätter zu enthalten hat, anzu­

fertigen und von dem mit der Vernichtung beauftragten 

Mitarbeiter sowie vom Leiter der Diensteinheit zu be­

stätigen. 

Das Varnichtungsprotokol1 i s  t bis zum 15. Mai 1979 an 

die Dokumentenstelle des Büros des Leiters der HauDt­
abtsilung VI zu übersenden. 


4.	 Die im Abschnitt IV der Paßkontrollordnung getroffenen 

Regelungen entsprechen inhaltlich im wesentlichen den 

außer Kraft gssetzten Festlegungen bzw. präzisieren und 

ergänzen diese entsprechend den derzeitigen Bedingungen. 

Ergänzende, über die bisherigen Regelungen hinausführende 

bzw. sie präzisierende Festlegungen sind enthalten in fol­

genden Punkten: 

- IV/1/1 zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungs­


widrigkeiten und den ergänzend dazu in 

IV/1/1/1 und IV/1/1/2 gegebenen Hinweisen 

zu i B Paßgesetz und $ 28 Meldeordnung 


IV/2/1 	 zu Unfällen und sonstigen Schadensfällen 

an Grenzübergangsstellen und den ergänzen­

den Abschnitten IV/2/1/1 und IV/2/1/2 


IV/3/3 	 zum Zusammenwirken mit den Grenzzollämtarn 

beim Verfahren der Genehmigung der Ein- und 

Durchfuhr von Funksendeanlagen, u. a. zur 

Informationspflicht der Paßkontrolleinheiten 

gegenüber der Abteilung I I I /  1 des MfS über 

Grenzübertritte unter Mitführung von Funk-

SBndsanlagen (IV/3/3 - 6.) 


- IV/3/4 zum Zusammenwirken mit den Grenzzollämtern 

bei der Überwachung der Ein-, Aus- und 

Durchfuhr von Schußwaffen, patroniarter 

Munition, Kartuschen, Sprengmitteln ein­

schließlich pyrotechnischer Erzeugnisse 

sowie Schußgerätsn sowie dsr Ziffer IV/3/4/1 

zur Behandlung von Hieb- und Stichwaffen 

- hierzu existieren für die Paßkontroll­

einheiten bisher keina Regelungen 




BStU 
009005 


- IV / 5 /  2 zur Oberführung von Leichen 

Diese Regelungen sind bei der weiteren Qualifizierung 

der Tätigkeit der Paßkontrolleinheiten im Zusammenwir­

ken mit den anderen an dsr Abwicklung und Sicherung 

das grenzüberschreitenden Verkehrs beteiligten Organen 

durchzusetzen. 


Generalmaj or 
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IV.	 Einzelaufgaben der Paßkontrolle zur Gewährleistung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit im grenzüberschreitenden Verkehr 

Maßnahmen bei Feststellung von Verstößen gegen die Reise-, 
Aufenthalts- und Meldebest immungen der DDR 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der Gewähr le is tung der öffent­
lichen Ordnung und Sicherheit an den Grenzübergangsstel len 

Maßnahmen zur Durchsetzung von Zollrechtsvorschriften der DDR 
und zur Unterstützung der Grenzzol lämter 

4.	 Maßnahmen zur Durchsetzung von Rechtsvorschriften der DDR im 
Verkehrswesen 

5.	 Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Gesundheits- , phyto­
sanitären und veterinärhygienischen Grenzkontrol len 
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Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 


1.	 Werden bei dsr Paßkontrolle durch Reisende begangene 

Rechtsverletzungen festgestellt, die nach dsn gesetz­

lichen Bestimmungen der DDR als Ordnungswidrigkeiten 

durch die Deutsche Volkspolizei vsrfolgt werden, i s  t 

durch die PaBkontrolleinheit der Sachverhalt soweit zu 

klären, daß eine Entscheidung über das Vorliegen des 

gesetzlichen Tatbestandes einsr Ordnungsstrafbestimmung 

und die Einleitung eines OrdnungsstrafVerfahrens getrof­

fen werden kann. 


1.1. Während der Klärung des Sachverhaltes i s  t dan Betroffenen 

der Aufenthalt in den für Rsisende bestimmten Räumen der 

Grenzübergangsstelle ,zu gestatten. Eine ständige Über­

wachung der Personen i s  t zu gewährleisten. 

Mitreisenden Personen, insbesondere wenn dazu Klein- und 

Kleinstkinder oder gebrechliche Personen gehören, i s  t bei 

erforderlich werdenden längerer! Wartezeiten oder bei un­

günstigen Witterungsverhältnissen (Kälte, Hitze, Regen) 

gleichfalls die Möglichkeit zu geben, gegebenenfalls auch 

anzubieten, sich in den Räumlichkeiten dar Grenzübergangs 

stelle, die Reissnden zugänglich sind, während dieser 

Zeit aufzuhalten. 


1.2. Eine Aussetzung von Personen aus Reisezügen zur Klärung 

eines Sachverhaltes i s  t nur dann zu veranlassen, wenn 

ausgehend von der Art und Schwere der Rechtsverletzung 

eine Verfolgung und Ahndung dsr begangenen Ordnungswidrig 

keit erforderlich i s t  . 


1.3.	 Die Herauslösung von Reisenden aus dem Rsisaverkehr zur 

Prüfung einer als Ordnungswidrigkeit zu verfolgenden 

Rechtsverletzung sollte unter Beachtung der an der Grenz­
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Übergangsstelle bestehenden Bedingungen möglichst erst 

nach erfolgter Zollkontrolle erfolgen, so daß deren Er­

gebnisse bei der Sachverhaltsprüfung berücksichtigt wer­

den können. Liegt gleichzeitig ein Zoll- und Devisenver­

stoß vor, ist die erforderliche Abstimmung mit dem GZA 

zur Sicherung seiner Verfolgung zu gewahrleisten. 


2.	 Die Klärung des Sachverhaltes i s  t unmittelbar nach Fest­

stellung der Rechtsverletzung vorzunehmen und kurzfristig 

abzuschließen. * 


2.1. Die Sachverhaltsklärung i s  t auf die Feststellung des ob­

jektiven Fehlverhaltens und jener Faktoren auszurichten, 

die die Einschätzung gestatten, ob eine Übergabe an die 

Deutsche Volkspolizei zur Verfolgung und Ahndung der 

Ordnungswidrigkeit notwendig und zweckmäßig i s  t oder ob 

dis notwendige rechtserzieherischs Wirkung auch durch 

entsprechende Hinweise gegenüber dem Rechtsverletzer 

und die Ermahnung zur künftigen Einhaltung der Rechtsvor­

schriften der DDR vor Gestatten der Weiterreise erreicht 

wird. Bei der Sachverhaltsklärung und auf der Grundlage 

ihrer Ergebnisse i s  t eine Einschätzung der operativen Be­

deutung und Verwertbarkeit vorzunehmen. Falls erforderlich, 

hat eine Prüfung in den Karteimittsln des MfS zu erfolgen. 


2.2.	 Die Notwendigkeit einsr Übergabe an die Deutsche Volks­

polizei zur Verfolgung und Ahndung einer begangenen 

Ordnungswidrigkeit i s  t insbesondere zu prüfen, wenn der 

Rechtsverletzer bewußt (aus inneren Beweggründen) die 

ihm bekannten durch die Rechtsvorschriften der DDR ge­

stallten Forderungen negiert bzw. mißachtet hat (Vorsatz). 
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Dabei i s  t ss unerheblich, ob die Beweggründe für das 

rechtswidrige Handeln persönlicher Art (Verwandtentreff, 

Besichtigung, Zeitgewinn bei angespannter Verk8hrs­
situation u. a.) oder Ausdruck einer verfestigten nega­

tiven Einstellung zur sozialistischen Staats- und Rechts­

ordnung waren ("Rechtsvorschriften der DDR interessieren 

mich nicht"). 


Der Vorsatz muß durch den Rechtsverletzsr bei der Sach­

verhaltsklärung nicht direkt zum Ausdruck gebracht wer­

den, der Verdacht vorsätzlichen Handelns wird in der Regel 

auch begründet sein, wenn 


- Äußerungen Mitreisender vorliegen bzw.	 Hinweise enthal­

ten, die auf eine absichtliche Nichteinhaltung der den 

grenzüberschreitenden Verkehr regelnden Bestimmungen 

hindeutenj 


- die Art und Wsise der begangenen Ordnungswidrigkeit oder 

die damit im Zusammenhang,stehenden Umstände erkennen 

lassen, daß dar Rechtsverletzer mit dsn im granzüber­
schreitenden Verkehr geltendsn Bestimmungen vertraut 

i s  t (z. B. der Rechtsverletzer hat sich bereits mehr­

fach in der DDR aufgehalten bzw. die Transitstrecken 

befahren usw.) 


- die Situation und äußeren Bedingungen, unter denan die 

Ordnungswidrigkeit begangen wurde, auf eine bewußte 

Handlungsweise schließen lassen (z. B. Abweichen von 

eindeutig und übersichtlich ausgeschilderten Transit­

strecken, insbesondere Autobahnen, bei Tagzeit und 

normalen Witterungsbedingungan usw.lj 
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- Hinweise vorliegen, daß gegen die betreffende Person 

wegen ähnlicher Handlungen bereits Belehrungen oder 

Ordnungsstraf- bzw. Strafmaßnahmen angewendet wurden. 


.3. Lisgen bei fahrlässig begangenen Ordnungswidrigkeiten 

noch weitere die Schuld des Rechtsverletzers mindernde 

Faktoren vor, wird in der Regel von einer Übergabe an 

die Deutsche Volkspolizei zur Verfolgung und Ahndung 

der Rechtsverletzung abzusehen sein. 


Dementsprechend sind Übergaben an die DVP nicht vorzu­

nehmen, wenn die Rechtsverletzer, die ihre Rechtspflich­

ten kannten, diese aber leichtfertig oder aus mangelnder 

Aufmerksamkeit außer acht ließen, oder die ihre Rechts­
pflichtsn nicht kannten, weil sie es unterließen, sich 

über diese zu informieren, obwohl ausreichende Möglich­

keiten dazu gegeben waren, und deshalb rechtswidrig 

handelten (Inhalt der Fahrlässigkeit) 


- sich erstmalig in dsr DDR aufhielten bzw. durch die 

DDR im Transit reisten und weder Bürger der BRD oder 

Einwohner Westberlins sind, noch sich längere Zeit in 

der BRD bzw, in Westberlin aufhielten! .,­

- im hohen Alter stehen oder offenbar nur übsr geringe 

geistige Leistungsfähigkeit vsrfügeni 


- Sprachschwierigkeiten zu Mißverständnissen führten, aus 

denen die Rechtsverletzung resultierte, . 


- sich bei erheblich widrigen äußeren Bedingungen 

(verminderte Sicht durch starke Niederschläge, Nebel 

u. ä.) verfahren und nach Feststellung dieser Tatsache 

sich unverzüglich im gutan Glauben zur jeweiligen Grenz 

Übergangsstelle als der nächstgslegenen begeben haben. 
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- besondsre Urnstands wis Unfall, Krankheit unter Inan­


spruchnahme dringender medizinischer Hilfe bzw. von 


Dienst- oder ReparaturlBistungen usw. der Handlungs­


weise zugrunde liegeni 


- es sich um Bürger sozialistischer Staaten handelt. 


Von übergaben an die Deutschs Volkspolizei zwecks Ahndung 


vorsätzlich oder fahrlässig begangener Ordnungswidrigkei­


ten i s  t auch abzusehen, wenn festgestellt wird, daß 


- die Rechtsverletzung eine nur sehr geringfügige Störung 


verursachte, 


- die Rechtsverletzung aus momentaner Unachtsamkeit und 


nicht aus disziplinloser Einstellung erfolgte, 


- die Person einsichtig i s  t und dis Annahme rechtfertigt, 

daß sie sich künftig ordnungsgemäß bzw. aufmerksam V B T  : 
halten wird odar ihre Persönlichkeit nicht erforderlich 

macht, in nachhaltiger Form erzieherisch auf sie einzu­

wirken oder die Bewertung aller bei der Sachverhalts­

feststellung ermittelten Faktoren in ihrem Zusammenhang 

nur einen geringen Grad der Schuld des Rechtsverletzers 

erkennen läßt. 

Stehen der Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 


besondere politische oder politisch-operative Gründe ent­


gegen, i s  t von der Verfolgung der Rechtsverletzung Abstand 


zu nahmen und entsprechend den Erfordernissen zu verfahren. 
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3.	 Erweist sich im Ergebnis der Sachverhaltsklärung auf 

Grund der Art und Schwere der Ordnungswidrigkeit unter 

Berücksichtigung der Persönlichkeit des Rechtsverletzers 

dis Einleitung eines Ordnungsstrafverfahrens und Ahndung 

der Ordnungswidrigkeit durch die Deutsche Volkspolizei 

zur nachhaltigen erzieherischen Einwirkung auf den Rechts­

verletzer als notwendig, i s  t diese unmittelbar im An­

schluß an die Sachverhaltsklärung davon zwecks Übernahme 

dsr betreffenden Person und Durchführung der erforder­

lichen Maßnahmen zu informieren. 


3.1.	 Die Information hat in der Regel an das der Grenzüber­

gangsstelle nächstgelegene VPKA/VPI oder an die in gegen­

seitiger Abstimmung vereinbarten örtlich und sachlich 

zuständigen Dienststellen der Deutschen Volkspolizei zu 

erfolgen. 


3.2. Die Übergabe der betreffenden Person an die Deutsche 
Volkspolizei hat mit formlosem Bsricht, der die Perso­
nalien der Person, den Zeitpunkt und die Umstände der 
Feststellung der Rechtsverletzung, alle Tatsachen und 
Zusammenhänge, die die Ordnungswidrigkeit begründen, 
sowie das sichergestellte Beweismaterial enthält, zu 
erfolgen. 

Der Bericht i s  t so abzufassen, daß er keine Rückschlüsse 

auf geheimzuhaltende Mittel und Methoden der Arbeitsweise 

d8r Paßkontrolleinheiten zuläßt. 


Die Übernahme der Psrson i s  t durch die Dsutschs Volks­

polizei unter Angabe von Name, Dienstgrad, Dienstbuch­

nummer, Dienststelle, Datum und Uhrzeit (auf dem Duplikat) 

zu bestätigen. 

Das Duplikat i s  t dem Lagefilm dsr PaBkontrolleinheit bei­

zufügen. 
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3.3.	 Erfolgt die Durchführung dor Maßnahmen durch die 

Deutsche Volkspolizei an dor Grenzübergangsstelle, 

sind zur Unterstützung dor Deutschen Volkspolizei 

Möglichkeiten, einschließlich der zeitweiligen Nut­

zung von Räumlichkeiten dor Grenzübergangestolle, 

einzuräumen, dio die Kräfte der Deutschen Volks­

polizei in die Loge versetzen, dio Durchführung 

des Ordnungsstrafverfahrens beschleunigt, reibungs­

los und innerhalb kürzester Zeit abzuwickeln. 


3.4.	 Mit der Obergabe dos Rechtsverletzers an dio Deutsche 

Volkspolizei i s  t die Bearbeitung für die Paßkontroll­
«einheit abgeschlossen. 


Die weiteren Maßnahmen obliegen der Deutschen Volks­

polizei in eigener Zuständigkeit. 

Nach	 Ahndung der Ordnungswidrigkeit veranlaßt s i e , 

daß dor Rechtsverletzer dio DDR unmittelbar und auf 

kürzestem Woge übor die näclistgelegeno für ihn zuge­

lassene Grenzübergangsstelle vorläßt. Gov/eit erfor­

derlich, erfolgt durch die Deutsche Volkspolizei die 

Ausstattung dieser Personen mit den erforderlichen 

Grenzübortrittsdokumonten und ihre Begleitung bis zur 

Ausreisegrenzübergangsstelle. 


Die Paßkontrolleinheit der Ausroisogronzüborgangsstelle 

wird durch die Deutsche Volkspolizei über die zur Aus­

reise veranlaßten Maßnahmen in Kenntnis gesetzt. 


4.	 Wird von einer Übergabe an dio DVP aus don in Ziffer 

2.3. und 2.4. genannten Gründen abgesehen odor erfolgt 

koine Übernahme durch die DVP, i s  t dor Rochtsvorlotzor 

übor die von ihm begangene rechtswidrige Handlung zu 

belohron. Er i s  t auf dio von ihm vorletzten Rechtevor­
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Schriften der DDR hinzuweisen und zu ihrer künftigen 

Einhaltung zu ermahnen. 

Die Belehrung hat mündlich durch einen verantwort­

lichen Offizier der Paßlcontrolleinheit zu erfolgen. 


Ergibt die Sachverhaltsprüfung den Verdacht einer 

Straftat gemäß g 213 StGB, w e i  l das Handeln des Rechts 

verletzers durch eine böswillige Mißachtung dor Be­

stimmungen über den zeitweiligen Aufenthalt in der 

DDR oder übor den Transit durch dio DDR geprägt i s  t 

und durch den festgestellten Verstoß in erheblichem 

Maße die öffentliche Ordnung und Sicherheit auf diesem 

Gebiet gestört oder beeinträchtigt wurde, i s  t in Ab­

stimmung mit der Abteilung IX dor Bezirksverwaltung 

die Einleitung von Maßnahmen der strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit (Obergabo an die DVP zur Einloitung 

und Durchführung eines Ermittlungsverfahrens) zu prü­

fen . 


Der festgestellte Sachverhalt einschließlich der Per­

sonalion des Rechtsverletzers sonio dor getroffenen 

Maßnahmen und, sofern möglich, deren Ergebnis, sind 

im LagefiliTi der Paßkontrolleinheit nachzuweisen. 

Obergaben von Rechtsverletzern an die Deutsche Volks­

polizei zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten sind au­

ßerdem nach dom Schema (Anlage 1) zu erfassen und 

halbjährlich zusammengofaßt jeweils bis zum 1. Fe­

bruar bzw. 1. August s c h r i f t l i c h an die Hauptabtei­

lung VI, Arbeitsgruppe Rocht und Grundsatzfragen, zu 

melden. Fehlmeldung i s  t erforderlich* . 
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1 .	 Austauschblatt IV/1/1/1
(7.	 Änderung) 000010000155 

STelte i 

Hinweise zu $ 23 der PaB- und Visaanordnung 


1» Der $ 23 der Anordnung über PaB- und Visaangelsgenhei­
ten (Paß- und Visaanordnung - PVAQ -) vom 28. 6. 1979 
(GS PK-Sig. Nr. 1202) lautet i ' : . 

"(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 


a) Bestimmungen über die Ein- und Ausreise, den zeit­

weiligen Aufenthalt in der Deutschen Demokratischen 

Republik oder des Ausländsaufenthaltes verletzt, 


b) Bestimmungen über Reisewegs oder Reisefristen oder 
anderen Festlegungen im Transit zuwiderhandelt, 

c) unbefugt entgegen der Regelung im $ 11 in Pässen,

andsren Personaldokumenten, Visa oder anderen dem 

Visum gleichgestellten Berechtigungen der Deutschen 

Demokratischen Republik zum überschreiten dar Staats 

grenze der Deutschen Demokratischen Republik Ände­

rungen, Ergänzungen oder sonstige Eintragungen vor­

nimmt, 


d) den Verlust von Pässen, anderen Personaldokumenten,

Visa oder anderen dem Visum gleichgestellten Berech­

tigungen zum Überschreiten der Staatsgrenze der Deut 


.* sehen Demokratischen Republik oder das Wiederauffin-
V den dieser als Verlust gemeldeten Dokumente nicht un 
• > 

verzüglich bei dsr ausstellenden Dienststelle oder 

•	 Einrichtung der Deutschen Demokratischen Republik,


bei der Deutschen Volkspolizei oder anderen zustän­

digen Organen meldet oder 
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e) gefundene Pässe, andere Personaldokumente, Visa 
oder andere Berechtigungen zum Überschreiten der 
Staatsgrenze der Deutschen Demokratischen Republik 
nicht unverzüglich bei der ausstellenden Dienst­
stell e oder Einrichtung der Deutschen Demokrati­
schen Republik, bei der Deutschen Volkspolizei 
oder anderen zuständigen Organen abgibt, 

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 500 

Mark belegt werden. 


(2) I s  t eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus Miß­

achtung gesellschaftlicher Interessen oder wiederholt 

innerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe 

geahndet worden, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1000 

Mark ausgesprochen werden. 


(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 

den Leitern der Dienststellen der Deutschen Volkspolizei. 


(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 

den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gi l  t das Gesetz 

vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkei­

ten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101)."x 


 § 23 PVAQ trat am 1. 8. 1979 in Kraft und löste die bis zu 

diesem Zeitpunkt geltende Ordnungsstrafbestimmung in $ 8 des 

alten Paßgesetzes ab. 


x



2. Austauschblatt 

(36. Änderung) 


2.	 Nach § 23 der PVAO kann vorsätzliches und fahrlässiges 

Handeln im Sinne von Abs. 1 Buchstaben a) bis e) als 

Ordnungswidrigkeit mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 

10 bis 500 Mark geahndet werden. 


Bei vorsätzlichen Verstößen im Sinne von Abs. 1, a) 

bis e) , droht Abs. 2 Ordnungsstrafen bis 1000 Mark an, 

wenn entweder aus Mißachtung gesellschaftlicher Inter­

essen oder aber wiederholt innerhalb von 2 Oahren 

ordnungswidrig gehandelt wurde. (Die Anwendung des 

Abs.	 2 im Wiederholungsfall setzt voraus, daß der bzw. 

die in den zurückliegenden 2 Oahren festgestellten 

Ordnungswidrigkeiten gemäß § 23 PVAO mit einer Ordnungs­

strafe geahndet wurden.) 


2.1.	 § 23 Abs. 1 Buchstabe a) begründet als verweisender 

Ordnungsstrafbestand ordnungsstrafrechtliche Verantwort­

lich k e i t bei Zuwiderhandlungen oder Verstößen gegen Be­

stimmungen über die Ein- und Ausreise, den zeitweiligen 

Aufenthalt in der DDR oder den Auslandsaufenthalt, die 

sich entweder aus den geltenden Rechtsvorschriften oder 

aber unmittelbar aus den für die Reisenden erteilten 

Grenzübertrittsdokumenten ergeben. 


Zuwiderhandlungen gegen lediglich in dienstlichen Be­
stimmungen (z. B. der PKO oder Dienstvorschriften des 
Mdl) getroffene Festlegungen begründen keine ordnungs­
strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 23 PVAO, d. h . 
die Feststellung der Tatbestandsmäßigkeit einer Ord­
nungswidrigkeit nach § 23 Abs. 1 Buchstabe a) PVAO 
erfordert immer die konkrete Feststellung und Prüfung 
der verletzten Norm In der entsprechenden Rechtsvor­
s c h r i f t oder der im jeweiligen Grenzübertrittsdokument 
ausdrücklich enthaltenen Bestimmung. 
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2.1.1. Die Dienststellen der Deutschen Volkspolizei ahnden 

u. a. folgende Rechtsverletzungen a l s Ordnungswidrig­

keiten nach § 23 Abs.* 1 Buchstabe a) PVAO: 


- Oberschreiten der auf	 24.00 Uhr festgesetzten F r i s t 

zur Ausreise von Ausländern, die zum Tagesaufenthalt 

in die Hauptstadt der DDR, Berlin, einreisten, 


- Oberschreiten dos im Visum für die Ausreise festge­

setzten Zeitpunktes, 


- Oberschreiten der für Bürger nordeuropäischer Staa­

ten, die zu einem Tagesaufenthalt (ohne oder mit 

Übernachtung) einreisten, bestehenden Aufenthalts­

f r i s  t (beachte hierzu Abschnitt III/11/2/1 - Z i f f e r 

1.3.), 


-	 Überschreiten der für Bürger der BRD, die zu einen» 

Tages- bzw, Zwoi-Tagesoufenthalt in besondere fest­

: gelegte Kreise der DDR einreisten, festgelegten F r i s t 

(24.00 Uhr des Einreisetages bzw. 24.00 Uhr des auf 

die Einreise folgenden Tages) zur Ausreise. 


2.1.2. Werden bei der Wiedereinreise von Bürgern der DDR Ver­

stöße gegen die Bestimmungen über den Auslandsaufent­

halt festgestellt (z. B. Reisen in Staaten, für die 

keine Genehmigung e r t e i l t war) i s  t nach Feststellung 

und Aufnahme des Sachverhalts die Weiterreise zu ge­

statten; unmittelbare übergaben an die DVP zur Ahndung 

der Ordnungswidrigkeit sind nicht vorzunehmen. Die für 

solche Fälle bestehenden Melde- und Berichtspflichten 

sind entsprechend zu beachten. 
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Austauschblatt 

.	 Änderung) 000019 ^"sittir 

2.	 § 23 Abs, 1 Buchstabe b) begründet als verweisender 

Ordnungsstraftatbestand ordnungsstrafrechtliche Ver­

antwortlichkeit bei Zuwiderhandlungen oder Verstößen 

gegen Bestimmungen über Reisewege, Reisefristen oder 

andere Festlegungen für den Transit durch die DDR, 

die sich entweder aus den den Transitverkehr regelnden 

Rechtsvorschriften der DDR oder aber unmittelbar aus 

dem für den Reisenden erteilten Transitvisum ergeben. 


Die Dienststellen der Deutschen Volkspolizei können 

u. a, folgende Rechtsverletzungen als Ordnungswidrig­

keiten nach § 23 Absatz 1 Buchstabe b) PVAO ahnden: 


- Verstöße gegen die Festlegungen der Anordnung über 

die Benutzung von Verkehrswegen im Transitverkehr 

durch das Hoheitsgebiet der DDR - Transit-Anordnung ­
vom 8, 1. 1985 (GS PK-Sig.Nr. 1210) durch Abweichen 

von den für die Durchreise vorgeschriebenen Verkehrs­

wegen bzw. der kürzesten'Fahrtstrecke (Verletzungen 

des sich aus § 2 Abs, 1 der Transit-Anordnung erge­

benden Gebots zur Nutzung der kürzesten Fahrtstrecke 

zu der vom Reisenden für die Ausreise gewählten Grenz 

Übergangsstelle innerhalb des in sich geschlossenen 

Transitstreckennetzes werden nur geahndet, wenn of fen 

sichtliche Umwege festgestellt werden). 


-	 Oberschreiten der für die Durchreise ohne Unter­

brechung bestehenden F r i s t von 24 Stunden (ergibt 

sich aus der Festlegung in § 1 Abs. 5 der Auslän­

deranordnung vom 28. 6. 1979 (GS PK - Sig.Nr. 1305a) 

in Verbindung mit den übrigen den grenzüberschrei­

tenden Verkehr regelnden Bestimmungen), 


http:PK-Sig.Nr


IV/1/1/1 

Seite 6 


- Oberschreiten der für die Durchreise mit Unterbrechung 

im Transitvisum festgesetzten F r i s t von 48 bzw. 72 


• Stunden, ;•• • • ••• V;^;-Y. ~f:''-\-'\:-.y:'':::\. 

-	 Verstöße gegen die Festlegungen der Anordnung über die 

Einrichtung von Liegeplatzen mit Landgang für die Be­

satzungen der Binnenschiffe im Transitverkehr zwischen 

der BRD und Westberlin vom 4. 6. 1972 (GS PK-Sig. Nr. 

1211/2) bzw. der Anordnung über die Einrichtung von 

Liegeplätzen mit Landgang für die Besatzungen von 

Binnenschiffen der BRD im Güterwechsel- Und Transit­

verkehr vom 17. 10. 1972 (GS PK-Sig. Nr. 1211/1) , 


- Verstöße gegen die Festlegungen der Anweisung über 

die Einrichtung von Rastplätzen für durchgehende 

Autobusse im Transitverkehr zwischen der BRD und 

Westberlin vom 4. 6. 1972 (GS PK-Sig. Nr. 1210/1). 


,3. § 23 Abs. 1 Buchstabe c) schützt die Personal- und 

Grenzübertrittsdokumente der DDR vor unbefugten Ände­

rungen, Ergänzungen oder sonstigen Eintragungen. 

Gemäß § 11 PVAO dürfen Änderungen, Ergänzungen oder 

sonstige Eintragungen in Personal- und Grenzübertritts­

dokumenten der DDR nur von den zu ihrer Ausstellung 

berechtigten Organen vorgenommen werden. ; 


Unbefugt in Dokumenten anderer Staaten vorgenommene 
Eintragungen begründen keine ordnungsstrafrechtliche 
Verantwortlichkeit nach § 23 Abe. 1 Buchstabe c )  . 

§ 23 Abs. 1 Buchstabe c) erfaßt sowohl solche Änderungen 

bzw. Ergänzungen, die auf die Täuschung der Paßkontrolle 

über die Berechtigung zum Grenzübertritt, die genehmig*. 
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• i . . , , 

ten bzw. beanspruchten Aufenthalts- oder Reisefristen 

u. ä. gerichtet sind (hier i s  t auf eine mögliche str a f ­
rechtliche Relevanz zu achten) wie auch sonstige Ein­
tragungen' (z. B. Schmierereien, Notizen u . a . ) . 

2,4. Nach § 23 Abs. 1 Buchstaben d) und e) t r i t  t ordnungs­

strafrechtliche Verantwortlichkeit ein, wenn der Ver­

lust oder das Wiederauffinden von als verloren gemel­

deten Dokumenten zum Oberschreiten der Staatsgrenze 

nicht unverzüglich, d, h. ohne schuldhaftes Verzögern, 

den zuständigen Organen gemeldet wird oder gefundene 

Dokumente zum Oberschreiten der Staatsgrenze der DDR 

nicht unverzüglich bei den zuständigen Organen abge­

geben werden. Zuständiges Organ im Sinne dieser Fest­

legungen sind auch die Paßkontrolleinheiten. Die Melde-' 

bzw. Abgabepflicht g i l t für von Dienststellen oder 

Einrichtungen der DDR (einschließlich PKE) ausgestellte 

zum Grenzübertritt berechtigende Dokumente; Dokumente, 

die nicht zum Grenzübertritt berechtigen (z. B. die 

zur Kontrolle des Grenzübertritts ausgegebenen Ein- . 

und Ausreise- bzw. Zählkarten) sind von § 23 Abs. 1 

Buchstaben d) und e) nicht erfaßt; Pässe und andere 

Personaldokumente des Auslands sind erfaßt, auch wenn 

sie nicht zusammen mit gültigen Visa oder anderen Be­

rechtigungen zum Oberschreiten der Staatsgrenze der DDR 

verloren bzw. gefunden werden. 


Bei der Bearbeitung von bei den Paßkontrolleinheiten 

gemeldeten Dokumentenverlusten bzw. bei der Abgabe 

von Funddokumenten i s  t bei der Klärung des Sachver­

halts herauszuarbeiten, ob die Meldung bzw. Abgabe 

schuldhaft verzögert wurde. ' 
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Bei der Feststellung von Verletzungen der Bestimmungen 

über den Aufenthalt in der DDR i s t zwischen §23 Abs., 1 

Buchstabe a) PVAO und § 3 Ab3. i der Anordnung über den 

Aufenthalt von Ausländern in der BOR (Aus]änderanordnung 

- AAO -) vom 2.8. 6. 1979 (GS PK-Sig. Nr. 1305a) zu 

differenzieren./ "."' '-- " "'  ̂ " • ~ 


§ 23 Abs. 1 Buchstabe a) PVÄO erfaßt Verstöße imZusam­

menhang mit genehmigten Reisen oder gegen solche Aufent­
haltsbestimmungen, die in Rechtsvorschriften enthalten 

sind, die selbst keinen Ordnungsstraf tatbestand enthal­

ten, . - . - ' V -"'"'V^/: v ; v r ; • V" 

§ 3 Abs. 1 AAO erffjßt im Unterschied dazu den unge­
nehmigten Aufenthalt und Verstöße gegen:zeitliche 

oder örtliche Beschränkungen in einer durch die DVP 


!
e r t e i l t e n Genehmigung zum Aufenthalt in der DDR

(Aufenthaltserlaubnis, Aufenthaltsgenehmigung bzw. • 

Aufenthaltsberechtigung). \; 


Die Anwendung des,§ 23 Abs. 1 Buchstaben a) und b)

is t in Abgrenzung zum Tatbestand des § 213 Abs. 1 
StGB, der für vorsätzliche"Handlungen, wie sie 
auch in § 23 Abs. 1 Buchstoben a) und b) beschrieben 
sind, strafrechtliche Verantwortlichkeit als Vergehen 

vorsieht, auf die Ahndung solcher Fälle begrenzt, in 

denen die Interessen der sozialistischen Gesellschaft 

nicht erheblich verletzt sind und daher eine gericht­

liche Ahndung als Straftat nicht erforderlich i s t . .. 
Zi f f e r  5 . in Abschnitt IV/l/1 i s t entsprechend zu 
beachten. 
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Hinweise zu i 28 der Meldeordnung 


1, Dor S 28 der Verordnung über das Meldewesen in der 
Deutschen Demokratischen Republik - Meldeordnung - (MO) 
vom 15. Jul i 1965 (GS PK-Sig. Nr. 1301) lautet« 

"(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der Pflicht zur An- oder Abmeldung nach ... 

f 10 Abs. 1 ...nicht nachkommt. 
»• . 


kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe in Höhe von 10 bis 

3ÜO Mark belegt werden, 


(2) Wer vorsätzlich sich nicht innerhalb der Meldefrist 

im Hausbuch ein- oder austragen läßt, kann mit Verweis 

oder Ordnungsstrafe von 10 bis 150 Mark belegt werden, 


(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 

den Leitern der Dienststellen der Deutschen Volkspolizei, 


(4) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Absätzen 

1 und 2 sind die dazu ermächtigten Angehörigen der Deut­

schen Volkspolizei ... befugt, eine Verwarnung mit Ord­

nungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 10 Mark auszusprechen, 


(5) Für die Durchführung dea Ordnungsstrafverfahrens und 

den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gi l  t das Gesetz 

vom 12, Januar 1958 zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkei­

ten - OWG - (GBl. I S. 101) 


2« Nach i 29 Abs, 1 Ziffer 1 MO können vorsätzliches oder 
fahrlässiges Nichteinhaltsn der An- und Abmaldepflicht 
naoh f 10 Aba, 1 MO, der di a flildspfHeht für in dia OD* 
eingereiste Personen regelt, als Ordnungswidrigkeit ge­
ahndet werden. 

i 



Gegenüber J 23 PVAO sowie i 3 AAO s t e l l  t $ 28 MO aina 
spezifische Ordnungsstrafbestimmung zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten gegen die dan Aufenthalt regalndan 
Bestimmungen dar, soweit sie von der Meldepflicht unter­
liegenden Personen durch Nichteinhaltung dar Meldepflicht 
begangen werden, d, h. in solchen Fällen erfolgt die 
ordnungsstrafrechtliche Ahndung der Rechtsverletzung 
nicht nach 5 23 PVAO oder 5 3 AAO, sondern nach » 23 MO, 

Die Rechtspflichten, deren Verletzung ordnungsstrafrecnt­
liche Verantwortlichkeit nach S 28 Abs» 1 Ziffer 1 (vsr— 

weisender Tatöastand) nach sich zieht, sind in S 10 Abs, 

1 MO geregelt (zu Inhalt und Umfang dar Meldepflicht nach 

S 10 Abs. 1 MO und dem gemäß S 2 dar MO bzw. 5 2 dar An­

ordnung über die Erfüllung dar Meldepflicht vom 21* 5. 

1958 - GS PK-Sig. Nr. 13C2 - von df.r Meldapflicht be­

freiten .Psrsonenkreis vgl. Abschnitt I I I / 4 / 1 )  , 


Bei bestimmter» Personen i s  t dia Erfüllung dar Me'iospflicht 
beim Grenzübertritt nicht kontrollierbar, cd aar Rsisenda 
gemäß S 17 MO bei Übernachtung in Baharbergungsatätten 
darüber keinen Nachweis srhält. 

Dabei handelt as sich um 


- Transitraisenda, denen die Unterbrechung der Durchreise 

genehmigt wurde, ' 


- Transitreisende, denen die visafreie Durchreise ge­

stattet i s t  . 


- Bürger, die im Besitz von.Landgangsscheinan (mit Übsr­
nachtung) sind, 


- Bürger nordeuropäischer Staaten, die im Besitz von 

Tagesoassierscheiren (mit Übernachtung) sind. ? 
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2.3.	 Bai Personen, die sich auf Einladung von dtsatlichen 
Organen und Institutionen oder gesellüchaftlichan Organi­
sationen oder a l s Touristen in der DOR aufhielten und 
die der Meldepflicht nicht nachkamen, wird in der Regel 
kein schuldhaftes Handeln vorliegen, da für sin garnää 
f 10 Abs. 3 b 2 w . 4 MCJ dia Meldepflicht vom einladenden 
bzw. betreuender» staatlichen Organ, der I n s t i t u t i o n oder 

' gesellschaftlichen Organisation bzw. dem L e i t e r der Be­

herbergungsstätte wahrgenommen warden kann, 


Bei diesem Personenkreis sind bei Feststellungen über 

die Nichterfüllung der Meldepflicht keine Maßnahmen zur 

Realisierung ordnungsstrafrechtlicher Verantwortlichkeit 

zu veranlassen. Ihnen i s t nach Erteilung das Ausreise­

visums, in dam in der Rubrik "bis ,,,* dos Gatun des 

Ausstellungstages eingetragen wird, die Ausreise zu ge­

statten . 


• 

Oas für dan Aufenthaltsort zuständige VPKA, Abteilung PM, 

i s t f e r n s c h r i f t l i c h über den Sachverhalt unter Angabe 

von Aufenthaltsort, Dauer des Aufenthaltes und dar ein­

ladenden bzw. betrauenden Organisation oder I n s t i t u t i o n 

zu informieren. 


2.4.	 Von Maßnahmen żur Rea 1 isierung ordnungsstrafrsc htl icher 
Verantwortlichkeit i s t ebenfalls abzusehen, wan  n bei dor 
Ausreise f e s t g e s t e l l t wird, daß zwar die poliże l i i cne An­
meldung erfolgte (Aufenthaltsberechtigung i s t vorhanden) 
und der MindestUmtausch vorgenommen, aber die Abrnslde­
p f l i c h t nicht eingehalten wurde (Ausreisevisum kann nicht 
vorgewiesen werden). 

Solchen Bürgern i s t nach Hinweis auf die künftige Einhal­

tung der MaIdepflicht und Erteilung des Ausreisevisums, 

in dem in der Rubrik "bis ..." das Datum des Ausstellung» 
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tąge.s «eingatragan wird, die Ausreise 'zu gestatten. (Bei 

Einwohnern Westberlins entfällt die Erteilung eines Aus­

reisevisums .) Handelt es sich bei der ahne Ausreisevisum 

zur Ausreise erschienenen Person um einen Bürger der . 

BRD oder Einwohner Westberlins, i s  t außerdem des für 

den Besuchsort zuständige VPKA, Abteilung PM, fernmünd­

--Mch-:-©=d8=r fernschriftlich zu informieren, das=d^n Sse=h--= 
verhalt, auf den Antragsunterlagan zur Beachtung bei 
Künftigen Einreisen vermerkt. Sind mehrere Besuchsorte 
mit verschiedenen zuständigen VPKÄ bekannt, sino alle 
diese VPKÄ entsprechend zu informieren. 

2.5, Bei der Sachverhaltsprüfung (vgl. auch Abschnitt I V / V l  , 
Ziffer 2,) i s  t der Aufdeckung dar Beweggründe für die 
Nichteinhaltung der Meldepflicht und der Feststellung 
der tatsächlichen Aufenthaltsorte und ihrer Obareinstim­
mung mit dem Reiseziel Aufmerksamkeit zu schenken,.' 
Liegen Hinwaisa vor, daß Reisende die An- und Abmeldung 
bzw. die Abmeldung unterließen,•um sich eventuell poli­
zeilichen Maßnahmen oder besonderen Auflagen im Zusammen­
hang nit der Visaertei1 ung zu entziehen, i s  t dissan Hin­
weisen nachzugehen und Rücksprache mit dem für den Aufent 
haltsort zuständigen VPKA zwecks Klärung und Abstimmung 
erforderlicher Maßnahmen zu nehmen (z. B. bei Unfal.lbe­

'>-. teiligung. Hinweisen auf strafbare Handlungen, Erforder­
nis bestimmter Zusatzvermerke am Ausreisevisum u. a.), 

2 . B , Bei der Entscheidung über die Übergabe an die Deutsche 
Volkspolizei zur Ahndung der Ordnungswidrigkeit i s  t zu 
berücksichtigen, ob der Unterlassung der Anmeldung die 
bewußte Umgehung des verbindlichen Mindestumtausches zu­
grunde lag bzw. ob dar Mindestumtausch unter bewußter 
Nutzung des Umstandas umgangen würde, daß die an Wochen­
enden Einreisenden angemeldet werden, auch wenn noch 
kein Mindestumtausch erfolgt i s t  . 



1. Austauschblatt 

(17. Änderung) 


Wird bei Personen, die keinen Mindestumtausch getätigt 

haben, von einer Übergabe an die Deutsche Volkspolizei 

abgesehen, i s  t da3 für den Aufenthaltsort zuständige 

VPKA fernmündlich oder fernschriftlich zu informieren, 

das den Sachverhalt auf den Antrags unterlagen zur Be­

achtung bei künftigen Einreisen vermerkt. 


Liegt Rechtsverletzungen gemäß i 10 in Verbindung mit 
i 28 MO eine böswillige Mißachtung der Meldebestimmungen 
zugrunde und wird durch sie in erheblichem Maße die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit auf dem Gabiat des 
Maldewesens gestört, i s  t Ziffer 5, in Abschnitt IV/1/1 
entsprechend zu beachten. 



ca 

übergaben von der PKEan die DVP zur 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im 
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Kennzeichnung von Visa durch die Deutsche Volkspolizei 


1. Die Deutsche Volkspolizei i s  t angewiesen, bei 


-	 festgestelltem ungesetzlichen Verlassen der für den 

Transit zugelassenen Straßen, 


- Weiterreise in die Bezirke der DDR mit Visum zum 

Tagesaufenthalt in der Hauptstadt der DDR bzw. mit 

Visum zum Tagesaufenthalt in besonders festgelegten 

Kreisen, 


-	 begangenen Ordnungswidrigkeiten während der Reise 

sowie• • 


-	 f es tgeste l l ter Aufnahme von Personen durch Transit­
reisende (sofern keine Straftat vorliegt) 

durch Bürger nichtsozialistischer Staaten bzw. Personen 

mit'ständigem Wohnsitz in Westberlin neben der Durchführung 

entsprechender Ordnungsstrafmaßnahmen bzw. Belehrung 

die Visa 'dieser Personen mit Datum, Uhrzeit und Ort 

der Feststellung sowie der Höhe der e v t l . ausgespro­

chenen Ordnungsstrafe zu kennzeichnen und diese Eintra­

gung mit Unterschrift sowie Abdruck des Stempels zur 

Eintragung über die Verletzung ordnungsrechtlicher 

Pflichten zu bestätigen. 

Wird eine ausgesprochene Ordnungsstrafe nicht sofort an 

Ort und S t e l l e bezahlt, wird die Ordnungsstrafe doppelt 

unterstrichen (vgl. Anlagen 1 - 4 )  . 
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2 . 	 Von den für den Transit zugelassenen Straßen abgewichene 
Transitreisende werden noch entsprechender Abstrafung 
durch die Deutsche Volkspolizei zur unverzüglichen Aus­
reise an die dem Reiseziel nächstgelegene für den Tran­
sitverkehr zugelassene Grenzübergangsstelle verwiesen-. 

2.1.	 Bei Antreffen von Transitreisenden im Stadtgebiet der 

Hauptstadt der DDR, Berlin, werden durch die Deutsche 

Volkspolizei . .' 


Bürger der BRD 	 an die Grenzübergangsstellen 

Heinrich-Heine-Straße bzw. 

Bornholmer Straße 


- Bürger anderer nichtsozia- an die Grenzübergangs­

l i o t i s c h e r	 Staaten s t e l l e Frledrich-/Zim­

merstraße 


Personen mit ständigem 	 an die Grenzübergangs­

Wohnsitz in Westberlin 	 s t e l l e n Sonnenallee, 


Invalidenstraße, Chaussee­

straße 


zur unverzüglichen Ausreise verwiesen. 


2.2.	 Bei festgestellten Weiterreisen in die Bezirke der 

DDR durch Bürger nic h t s o z i a l i s t i s c h e r Staaten und 

Personen mit ständigem Wohnsitz in Westberlin mit 

Visum zum Tagesaufenthalt für die Hauptstadt der DDR, 

Berlin, erfolgt deren Zurückweisung in die Hauptstadt 

der DDR, Berlin. 
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3.	 Die sich aus den Eintragungen auf den Visa ergebenden . 

politisch-operativen Hinweise sind bei der Abwicklung 

der Grenzkontrollen in der Ausreise entpsrechend zu 

bea chten. . 

Durch die Paßkontrolleinheiten sind gegenüber Personen, 

die durch die Deutsche Volkspolizei abgestraft wurden, 

wegen der bereits geahndeten Rechtsverletzung nicht 

erneut Maßnahmen zu ihrer Verfolgung, insbesondere Über­

gaben an die Deutsche Volkspolizei, zu veranlassen. . 


3.1.	 Die Ausreise der von den vorgeschriebenen Transitwegen 

abgewichenen Personen i s t  , auch wenn es sich um Tran­

sitreisende, die zum Transit zwischen der BRD und West­

berlin einreisten, handelt, erst nach der Kontrolle der 

benutzten Kraftfahrzeuge und des mitgeführten Gepäcks 

durch die Grenzzollämter zu gestatten, 


3.2.	 An den für den Transit zwischen der BRD und Westberlin 

zugelassenen Grenzübergangsstellen sind derartige Kon­

trollen bei Teilnehmern am Transit zwischen der BRD und 

Westberlin nur als Verdachtskontrollen im Sinne von Ar­

t i k e l 16 Zi f f e r 2 des Abkommens zwischen der Regierung 

der DDR und der Regierung der BRD über den Transitver­

kehr von zivi l e n Personen und Gütern zwischen der BRD 

und Berlin (West) vom 17. 12. 1971 zulässig und ent­

sprechend den bestehenden dienstlichen Bestimmungen zu 

beantragen, wenn neben dem sich aus der Eintragung auf 

dem Transitvisum ergebenden politisch-operativen Hinweis 

weitere. Verdachtsmomente auf einen durch die Verdachts­

kontrolle klärbaren Mißbrauch des Transits hindeuten.. 
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3.3.	 Die einbehaltenen Transitvisa sind nach den allgemein 

geltenden Festlegungen zu behandeln. Auf ihnen sind 

gegebenenfalls wie in Zif f e r 2.4, des Abschnittes 

III/9/11 festgelegt, die Personalangaben des jewei­

• Ilgen Transitreisenden nachzutragen» 
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Unfälle und sonstige Schadensfälle 


1.	 Bei Unfällen, Havarien oder Katastrophen sowie sonstigen 
Schadensfällen an Grenzübergangsstellen i s  t sofort der 
Kommandant der Grenzübergangsstelle zu verständigen, dem 
die Einleitung von Sofortmaßnahmen zur Sicherung des Er­
eignisortes, zur Gewährleistung medizinisqher Hilfe, zur 
Verhütung weiterer Schäden und Abwehr drohender Gefahren 
sowie die Veranlassung der Untersuchung von Schadensfällen 
obliegt. 
Bei Notwendigkeit kann der Kommandant den grenzüberschrei­
tenden Verkehr einschränken, umleiten oder zeitweilig 
unterbrechen. 

f 

Notwendige Sofortmaßnahmen sind, i s  t der Kommandant bzw. 

sein DHO nicht unmittelbar erreichbar, durch den Leiter 

der PaBkontrolleinheit bzw. den diensthabenden Zugführer 

zu veranlassen. 


Die Untersuchung und Bearbeitung a l l e  r StraBenverkehrsun­
fälle an den Straßen-Grenzübergangsstellen SOWI B von 
Havarien auf Binnenwasserstraßen-Grenzübergangsstellen 
erfolgt durch die dafür zuständigen Kräfte der Deutschen 
Volkspolizei. Ihre Anforderung erfolgt durch den Komman­
danten der Grenzübergangsstelle. 

Bahnbetriebsunfalle (alle Schadensfälle auf Gelände der 

Deutschen Reichsbahn, die aus dem Betrieb oder der Be­

nutzung der Eisenbahn resultieren) werden durch die zu­

ständigen Organe der Deutschen Reichsbahn bearbeitet und 

untersucht. 


Die Kräfte der DVP bzw. Angehörigen der Deutschen Reichs­

bahn sind bei der Aufnahme und Untersuchung von Verkehrs­
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Unfällen, Havarien bzw. Bahnbetriebsunfallen in not­

wendigem Umfang zu unterstützen. * 


3. Auf	 Forderung des Kommandanten der Grenzübergangsstelle 
sind durch die PaBkontrolleinheit zu Schadensfällen im 
Handlungsraum der PaBkontrolleinheit, deren Bearbeitung 
und Untersuchung nicht in die Zuständigkeit der DVP fällt, 
Untersuchungen zur Feststellung des Schadens, der Geschä­
digten und der Schadensverursacher bzw. Ursachen für den 
Schadensfall durchzuführen und darüber eine Schadensanzeige 
(vgl. Anlage 1 ) aufzunehmen. 

4.	 Eine Schadensanzeige gemäß Anlage 1 i s  t auch immer dann 

aufzunehmen, wenn Schäden durch Mitarbeiter der Paßkon­

trolleinheit verursacht oder Mitarbeiter oder Einrichtungen 

der PaBkontrolleinheit geschädigt wurden. 


5. Die von	 der PaBkontrolleinheit gemäß Ziffern 3. und 4. ge­

fertigten Schadensanzeigen sind dem Kommandanten zur wei­

teren Veranlassung zu übergeben. 

Ein Durchschlag der Schadensanzeige i s  t in den Lagefilm 

aufzunehmen« 


63 Teilnehmer am grenzüberschreitenden Verkehr, die einen 

Schadensersatzanspruch gegen einen anderen Reisenden glaub­

haft machen, sind auf ihr Ersuchen beim Personalienaustausch 

zu unterstützen. Zeugen sind den Betroffenen nur mit ihrem 

Einverständnis namhaft zu machen. 


7.	 Zur Vermeidung unnötiger Rückfragen bei anderen Staats­

organen i s  t geschädigten Teilnehmern am grenzüberschrei­

tenden Verkehr mitzuteilen, daß die Regulierung der 
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Schadensersatzansprüche durch die örtlich zustandige 

Bezirksdirektion der Staatlichen Versicherung der DDR 

erfolgt (die Anschrift i s  t dem Geschädigten mitzuteilen). 


8. Im Zusammenhang mit Schadensfällen beabsichtigte Ortsbe­
sichtigungen an Grenzübergangsstellen durch Vertreter 
von Versicherungsgesellschaften anderer Staaten sind in 
keinem Fal l zuzulassen. Ortsbesichtigungen durch die 
Deutsche Auslands- und Rückversicherungs AG (ÖARAG) be­
dürfen der Erlaubnis des Stellvertreters des Ministers 
für Nationale Verteidigung und Chefs der Grenztruppen der 
DDR. 
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» • L l j . , ! L l l ) H . . ^ n . i u ) M . . w 

Grenzübergangsstelle 0. U., dsn 


Schadensanzeige 


Am 19.., .... Uhr, kam es in dar Fahrtrichtung 

. . . . . . . . o .
 ...«»»»».>...• durch das Transportmittel 


Kennzeichen 


oder 

Name Vorname 


geb. am in 

Staatszugehörigkeit ....... 
e B » e • o 

zu einer Sachbeschädigung/VU 


Sachverhalt 


Schadensverursacher . 

Höhe des Schadens „ . . . 

a) am Objekt 

b) am Transportmittel 

Anschrift des Eigentümers des Transportmittels 


Nr. der Versicherungspolice 

Versicherungsanstalt ...... 


Unterschrift des Geschädigten Unterschrift des 

oder Schadensverursachers Untersuchenden 




BStU 
IV/2/1/1 000042 Seite 1 

Todesfälle, akute schwere Erkrankungen bzw. Unglücksfälle 

mit schweren Verletzungen von Reisenden an-Grenzübergangs­

stellen 


1. über akute schwere Erkrankungen, Verletzungen, die sofor­
tige medizinische Hilfe erforderlich machen, und über 
Todesfälle von Teilnehmern am grenzüberschreitenden Ver­
kehr während ihres Aufenthaltes an den Grenzübergangs­
stellen i s  t sofort der Kommandant zur Veranlassung der 
weiteren erforderlichen Maßnahmen zu verständigen. 
Wahrnehmungen über die Ursachen der Erkrankung oder des 
Todes sind dabei mitzuteilen. 

In durch Zugbegleitkommandos der Transportpolizei beglei­

teten Reisezügen i s  t bei derartigen Feststellungen sofort 

der Leiter des jeweiligen Kommandos entsprechend zu ver­

ständigen. 


2. Bis zur Übernahme der Betreuung durch medizinisches Per­
sonal oder die zuständigen Organe i s  t Erkrankten bzw. 
Verunfallten durch die Angehörigen der PKE die mögliche 
Erste Hilfe zu leisten. 
I m Falle der unmittelbaren Anwesenheit eines Arztes aus 
der BRD, einem anderen Staat odor Westberlin bei dem 
Krankheitseintritt oder Unfall, i s  t ihm die Wahrnähme 
der aus dem internationalen Berufseid der Ärzte resultie­
renden Verpflichtung zur Hilfeleistung nicht zu verwehren, 
solange es sich dabei um die Erste Hilfe handelt und an 
der fachlichen Qualifikation keine Zweifel bestehen. 

3.	 Medizinische Hilfe braucht nicht geleistet werden, wenn 

der Erkrankte oder Verunfallte diese Hilfe ablehnt und in 

der Lage i s t  , die Weiterreise oder Rückreise ohne Inan­
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spruchnahme fremder Hilfe vorzunehmen. Leisten mitreisende 

Familienangehörige oder Bekannte des Erkrankten bzw. Verun­

fallten Hilfe und weigern sie sich, medizinische Hilfe 

durch das Gesundheitswesen der DDR zu beanspruchen, i s  t 

dagegen im Einzelfall unabhängig von den Festlegungen unter 

5.	 nicht einzuschreiten. 


4. Der Kommandant der Grenzübergangsstelle veranlaßt 


- die Verständigung des medizinischen Personals an der 

Grenzübergangsstelle und die Anforderung ärztlicher Hilfe, 


- die Bergung der Erkrankten, Verletzten bzw. Toten und ihre 

Unterbringung in dafür geeigneten Räumlichkeiten an der 

Grenzübergangsstelle (zur Bergung aus den Handlungsräumen 

der Paßkontrolleinheit sind auf Forderung des. Kommandanten 

Kräfte der PKE einzusetzen), 


- bei Todesfällen die Anforderung der Deutschen Volkspolizei, 

die die weitere Untersuchung führt und den Abtransport der 

Verstorbenen veranlaßt (beim Verdacht unnatürlichen Todes, 

nicht geklärter Todesursache bzw. unbekannten Toten wird 

über den ODH des VPKA/der VPI die Kriminalpolizei hinzu­

gezogen ). 


5. Über den	 Umfang medizinischer Hilfeleistung über die Erste 

Hilfe hinaus entscheiden die an den Grenzübergangsstellen 

eingesetzten Kräfte des DRK der DDR bzw. die zuständigen 

Bereitschaftsärzte. 
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Lehnt der Erkrankte oder Verunfallte trotz des Erforder­

nisses fremder Hilfe die medizinische Hilfeleistung ab, 

i s  t diese in den Erfordernissen entsprechendem Umfange 

auch gegen diesen Willen (u. U. mit Hinweis auf vertrag­

liche Verpflichtungen der DDR aus dem Gasundheitsabkommen 

DDR/BRD) durchzusetzen. 


Pässe und andere Personaldokumente Verstorbener verbleiben 

bei der Leiche. Die übrigen Reisedokumente sind durch die 

PKE einzubehalten, mit dem Vermerk "verstorben am ..." zu 

versehen und nach den für sie geltenden Bestimmungen zu 

behandeln. ' 


Todesfälle, akute schwere Erkrankungen bzw. schwere Ver­

letzungen von Reisenden sind im Lagefilm der PKE unter 

Angabe der Personalien des Betroffenen und gegebenenfalls 

des ausnahmsweise Erste Hilfe leistenden Arztes aus der 

BRD, einem anderen Staat oder Westberlin, der näheren Um­

stände bzw. festgestellten Ursachen des Vorkommnisses, der 

veranlaßten Maßnahmen und ihres bekanntgewordenen Ergeb­

nisses nachzuweisen. 
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Grenzüberschreitende Krankentransporte 


1.	 Durch die Paßkontrolleinheiten i s  t zu sichern, daß 

grenzüberschreitende Krankentransporte, deren Durch­

führung und Organisierung einschließlich der damit 

verbundenen medizinischen Betreuung' der Kranken dem 

DRK dpr DDR obliegt, bevorzugt vor dem übrigen VerkBhr, 

schnell und reibungslos abgewickelt werden können. 


1.1.	 Für den Grenzübertritt der Kranken gelten die allgemein 

üblichen Bestimmungen. Bei Westberlinern, die bei der 

Sozialversicherung des FDGB versichert sind, sind die 

Festlegungen in Abschnitt III/5/13 zu beachten. 


Die Paßkontrolle beim Kranken i s  t auf das Notwendigste 

zu beschränken und so zu organisieren, daß sie in der 

dem Zustand des Kranken entsprechenden günstigsten Weise 

am Krankentransportfahrzeug bzw. Stützpunkt des DRK an 

der Grenzübergangsstelle erfolgt. 


1.2.	 Zu grenzüberschreitenden Krankentransporten erfolgen im 

Regelfall Avisierungen durch das OLZ der Hauptabtailung 

VI. 


2.	 Das DRK der DDR führt Krankentransporte in der Regel nur 

auf dam Territorium der DDR durch. Bei grenzüberschreiten 

dsn Krankentransporten werden die Kranken an den Stütz­

punkten des DRK an den Grenzübergangsstsllen von Kranken­

transportf ahrzBug zu Krankentransportfahrzeug umgeladsn. 


2.1.	 In Übereinstimmung mit den Regelungen des Abkommens zwi­

schen der Regißrung dar DDR und dsr Regierung der BRD auf 

dem Gebist des Gesundheitswesens vom 25. 4. 1974 (GS PK ­



IV/2/1/2 
M I H I Seite 2 

Sig. Nr. 5361) werden grenzüberschreitende Krankentrans­
porte zwischen dem Präsidium des DRK der DDR und dem 
Präsidium des DRK in der BRD fernschriftlich oder fern­
mündlich abgestimmt, so daß der Kranke ohne Verzögerung 
an der jeweils vereinbarten Grenzübergangsstelle direkt 
umgeladen werden kann. 

2.2. Mit dem Westberliner Senat besteht gemäß den Protokoll-
vermerken vom 12. 6, 1972 und 11. 4. 1974 über die medi­
zinische und gesundheitliche Betreuung sowie dBn Kranken­
transport von Personen mit ständigem Wohnsitz in Berlin
(West), die entsprechend der "Vereinbarung zwischen der 
Regierung der DDR und dem Senat über Erleichterungen und 
Verbesserungen des Reise- und Besucherverkehrs" einreisen 
(GS PK - Sig. Nr. 5361a) eine analoge Regelungj grenzüber­
schreitende Krankentransporte werden mit der Rot-Krsuz-
Gesellschaft in Westberlin abgestimmt. 

2.3. Die Personaldokumente des Krankentransport­ und -begleit­
personals aus der BRD bzw. Westberlin sind während des 
Aufenthaltes an der Grenzübergangsstelle einzubehalten, 
ihre fahndungsmäßige Überprüfung i s  t zu sichern. 

, Der Aufenthalt der Krankentransportfahrzeuge an der
Grenzübergangsstelle i s  t so kurz wie möglich zu halten. 
Bei Verzögerung des Anschlußfahrzeuges kann durch den
Diensthabenden des DRK an der Grenzübergangsstelle eine 
Zwischenlagerung der Kranken im DRK-Stützpunkt veranlaßt 
werden. ' ' . 

\ 
J 

^ 

^ 

N 

2.4. Es i s  t unzulässig, zur Organisierung von medizinischer 
Hilfe einschließlich Krankentransporten Direktkontakte 
von den Grenzübergangsstellen zu Organen oder Institutio­
nen der BRD bzw. Westberlins aufzunehmen, derartige 
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Kontakte durch Teilnehmer am grenzüberschreitenden Ver­

kehr vermitteln zu lassen oder Teilnehmer am grenzüber­

schreitenden Verkehr zur Durchführung medizinischer 

Hilfe, insbesondere Krankentransport, zu veranlassen. 

Bei derartigen Ersuchen von DRK-Kräften an die PKE 

sind diese zur Einhaltung der festgelegten Informa­

tionswege anzuhalten. 


3.1.	 Krankentransporten aus der BRD oder Westberlin in die 
DDR i s  t die Einreise zu gestatten, wenn durch das Mi­
nisterium für Gesundheitswesen über den Sonderdienst 
des DRK der DDR und das OLZ der HA VI der Transport 
ohne Umladung a/isiert wurde. 
Die Einreise i s  t ebenfalls zu gestatten, wenn der 
Patient nicht umladefähig i s  t und der durch die Kräfte 
des DRK herbeizurufende zuständige diensthabende Arzt 
entsprechend entscheidet. Die Einreise i s  t nur bis zum 
für die jeweilige Grenzübergangsstelle zuständigen 
Krankenhaus zulässig. 
Dem Begleitpersonal sind Visa zur Ein- und Ausreise 
entsprechend den im Abschnitt III/5/12/1 getroffenen 
Festlegungen zu erteilen. 

Die zuständigen Krankenhäuser für die jeweiligen Grenzüber­

gangsstellen sind: , 

Invalidenstraße SKH Berlin-Friedrichshain 
Drewitz BKH Potsdam 
Selmsdorf BKH Wismar 
Horst BKH Boitzenburg 

Salzwedel KKH Salzwedel 

Marienborn/A. Medizinische Akademie Magdeburg 
Wartha KKH Eisenach 
Worbis KKH Eisenach 

Meiningen BKH Meiningen 

Eisfeld KKH Hildburghausen/Eisfeld 
Hirschberg KKH Schleiz 
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3.2.	 Transitkrankentransporte von bzw. nach Westberlin über 
den Flughafen Berlin-Schönefeld können ,mit Genehmigung 
des Ministeriums für Gesundheitswesen, HA Internatio­
nale Beziehungen, ohne Umlagerung an der Grenzübergangs­
s t e l l e Rudower Chaussee mit Westberliner Krank'entrans­
porJ^tahrzeugaa^ e,rf olgen ^ ? - - • 
Die Einreise über die Grenzübergangsstelle Rudower 
Chaussee i s  t zu gestatten, wenn der Transport über 
den Sonderdienst des DRK der DDR und das OLZ der HA VI 
a v i s i e r t wurde. 
Dem Begleitpersonal sind Visa zur Ein- und Ausreise ent­
sprechend den im Abschnitt III/5/12/1 getroffenen Fest­
legungen zu erteilen. 

4, Für gebrechliche und hilfsbedürftige Personen mit stan­
. digem Wohnsitz in Westberlin, die zwar nicht auf die 


Beförderung mit Krankentransportfahrzeugen angewiesen 

sind, aber beim Grenzübertritt Hilfe benötigen, wird 

die notwendige Hilfe bei der Ein- und Ausreise an den 

Grenzübergangsstellen der Staatsgrenze der DDR zu West­

berlin durch Kräfte des Gesundheitswesens der DDR ge­
'währt. 

Durch die Paßkontrolleinheiten i s  t die Tätigkeit dieser 

Kräfte entsprechend den dafür bestehenden örtlichen 

Festlegungen zu unterstützen. 
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Publizistische Arbeiten, Film- und Fotoaufnahmen an Grenr­

ü be rga n.g s s t e 1  1 en 

1.	 Das Anfertigen von Film-, Fernseh- und Fotoaufnahmen, 


anderer bildlicher Darstellungen und Rundfunkoufnahmen 


im Schutzstreifen sowie von militärischen Objekten, 


Grenzübergangsstellen und anderen Kontrolleinrichtun­


gen im Gronzgebiet i s  t gemäß £ 3 der Grenzordnung vom 


•'25. 3. 1902 (GS PK - Sig. Hr. 1107) nur mit Erlaubnis 

der Hauptabteilung Presse des Ministeriums für Nationale 


Verteidigung gestattet. 


Die Erlaubnis i s  t auch dann erforderlich, nenn an den 


auf dem Territorium der DDR liegenden Grenzübergangs­


stellen mit gemeinsamer Kontrolle lediglich Handlungen 


der hier tätigen Organe der CSSR oder der VR Polen publi­


z i s t i s c h erfaßt werden sollen. 


Bei publizistischen Vorhaben an den auf dem Territorium 


der CSSR oder der VR Polen liegenden Grenzübergangs­


stellen mit gemeinsamer Kontrolle i s  t ein Erfassen von 


Handlungen der dort tätigen Organe der DDR nur zuzulas­


sen, wenn dafür eine ausdrückliche Weisung des Leiters 


der Hauptabteilung VI oder seines Stellvertreters Paß­


kontrolle vorliegt. " 


1.1.	 Der dazu e r t e i l t e Berechtigungsschein g i l t nur in Ver­


bindung mit einem Dienstauftrag der bewaffneten Kräfte. 


1.2.	 Die Genehmigung von publizistischen Vorhaben im Kontroll­


bereich der Grenzübergangsstellen zur CSSR und zur VR 


Polen erfolgt auf dem Wege fernmündlicher Weisungen an 


die Kommandanten der Grenzübergangsstellen über das 


Kommando der Grenztruppen der DDR. 
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1 . 3 .	 Zu publizistischen Vorhaben an den Grenzübergangsstellen 
Saßnitz und Warnemünde wird die Genehmigung fernmündlich 
über das Kommando der Volksmarine übermittelt. 

1 . 4 .	 Publizistische Vorhaben im Kontrollbereich der für den 
internationalen Verkehr zugelassenen Flughäfen der DDR 
unterliegen- t»Ł&h-fr^4err•-G-efi-@-to4fMB-g-^d^;i^R"^eg--'Min-ist©rium­
für Nationale Verteidigung. 
Im Kontrollbereich der Flughäfen sind solche Vorhaben 
nur zuzulassen, wenn dazu eine Weisung des Leiters der 
Hauptabteilung VI oder seines Stellvertreters Paßkon­
t r o l l  e vorliegt. 


2  .	 Die Kommandanten der Grenzübergangsstellen sind ange­
wiesen,	 die Begleitung der mit dem journalistischen 
Vorhaben beauftragten Personen durch Angehörige der 
Grenrttruppen der DDR bzvi, andere bewaffnet© Kräfte an 
der Grenzübergangsstelle sicherzustellen, 

2 . 1  .	 Die Leiter der Paßkontrolleinheiten haben zu sichern, 
daß bei Durchführung publizistischer Arbeiten innerhalb 
•der Grenzübergangsstellen eine den jeweiligen Erforder­

nissen entsprechende Absicherung gewährleistet i s t  . 


3 .	 Wird festg e s t e l l t , daß Reisende an den Grenzübergänge-
steilen filmen oder fotografieren wollen, sind s i e auf­
zufordern, dies zu unterlassen. 

3 . 1 » Bei bereits getätigten unberechtigten Aufnahmen kann, 
f a l l  s die Aufnahme von Kontroll- und Sicherungsanlagen 
bzw. Angehörigen der Kontrollorgane beg runde t angenommen 
wird, deren Belichtung vom Reisenden gefordert werden. 
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. Erfordert der Grad der Mißachtung der bestehenden Re­

gelungen durch Reisende oder die konkrete politisch-ope­

rative Situation weitergehende Maßnahmen i s  t in Über­

einstimmung mit den in Abschnitt IV/1 getroffenen Fest­

legungen im Zusammenwirken mit der DVP ordnungsstraf­

rechtliche Verantwortlichkeit gemäß Q 45 der Grenzord­

nung zu prüfen. 

Eine Übernahme von in diesem Zusammenhang durch die DVP 

eingezogenem Filmmaterial hat nur zu erfolgen, wenn po- " 

litisch-operatives Interesse besteht und vorgesehene 


, aktive Maßnahmen die Übernahme erfordern. 


Film-, Foto- und Fernsehaufnahmen auf dem Gelände der 

Deutschen Reichsbahn, auch auf Eisenbahn-Grenzübergangs­

stellen, bedürfen der Genehmigung durch die Pressestelle 

des Ministeriums für Verkehrswesen bzw. die Pressestellen 

der Reichsbahndirektionen. An Eisenbahn-Grenzübergangs­

stellen i s  t die Genehmigung des Ministeriums für Nationale 

Verteidigung außerdem erforderlich. 

Auf die Genehmigungspflicht wird in den Kursbüchern 

der Deutschen Reichsbahn ausdrücklich verwiesen. 


..Dei der Anwendung der dazu bestehenden innerdienstlichen 

Regelung gehen die zuständigen Stellen der Deutschen 

Reichsbahn davon aus, daß lediglich auf der üffentlich­

• keit zugänglichen Anlagen und Einrichtungen der Deutschen 

Reichsbahn (wie Dahnsteigen und Dahnhofsvorplätzen) ge­

fertigte "Erinnerungsaufnahmen" keiner Genehmigung be­

dürfen, jedoch Aufnahmen von Objekten/Bahnanlagen/Fahr­
zeugen auf der Öffentlichkeit nicht zugänglichem Gelände, 

auch wenn sie von öffentlichem Gelände aus getätigt wer­

den, einer Genehmigung bedürfen. Allgemein genehmigt i s  t 

das Filmen und Fotografieren auf Reichsbahngelände für 

Teilnehmer an Eisenbahnhobbytouristenreisen des Reisebüros 

der DDR. 
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4.2. Die Durchsetzung, des Verbots des Filmens und Fotogra­
* i	 fierens auf Rcichsbahngelände obliegt den Angestellten 
.;;	 der Deutschen (Reichsbahn und den Angehörigen der Trans­

portpolizei. . v 

4.3. Werden während der Grenzkontrolle grobe Verstoße gegen 


bahngeläride während des Aufenthaltes in der DDR f e s t - " 

g e s t e l l t , obliegt eine eventuell erforderlich werdende 

Einziehung des Filmmaterials den Grenzzollämtern. 
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Behandlung yen Fundgut 


1.	 An den Grenzübergangsstellen aufgefundene verlorene Sa­
chen (Fundgut) sind in Verantwortung des Kommandanten 
der Grenzübergangsstelle zu sichern. 
Zahlungsmittel, zu denen kein Hinweis auf den vorheri­
gen Desitzer vorliegt und die nicht als Inhalt, Des tänd­
le i 1 oder verbunden mit anderem Fundgut aufgefunden wer­
den sowie abgelegte Zahlungsmittel sind ohne Einbeziehung 
des Kommandanten als Fundgeld an die Abteilung Finanzen 
der Bezirksverwaltung für Staatssicherheit, durch die 
Paßkontrolleinheiten in der Hauptstadt der DDR, Berlin, 
an die Abteilung Finanzen des MfS, abzuführen. 
Werden Zahlungsmittel zusammen mit anderen verlorenen 
Sachen - ausgenommen in Personaldokumenten - aufgefunden, 
sind sie wie diese zu behandeln. Eine Entnahme der Zah­
lungsmittel und ihre getrennte Behandlung i s  t unzulässig. 

2.	 Ausweise, Pässe odor andere Personaldokumente* sind, un­

abhängig davon, ob sie a l l e i  n oder zusammen mit anderen 

Sachen aufgefunden wurden, durch die Paßkontrolleinheit 

zu übernehmen. Die in Abschnitt 1/2/3/1 - Z i f f  . 7. fest­

gelegte Meldepflicht i s  t zu beachten. 

Befinden sich in aufgefundenen Personaldokumenten Zahlungs 

mittel, o ind oio diesen zu entnehmen und ohne Einbeziehung 

des Kommandanten alg Fundgeld an die Abteilung Finanzen 

der Dezirksvenvaltung für Staatssicherheit, durch die Paß­
kontrolloinheiten in der Hauptstadt der DDR, Berlin, an 

die Abteilung Finanzen des MfS, abzuführen. 


3.	 Die erforderlichen Maßnahmen zur Feststellung des Eigen­
tümers bzw. Verlierers a l l e  r Fundsachen veranlaßt der 
Kommandant in Abstimmung mit. dem Leiter der Paßkontroll­
einheit. 

Personaldokumente im Sinne dieses Abschnittes sind auch Füh­
rerscheine, Kraftfahrzeugzulassungen u .a . für eine Person 
ausgestellte Dokumente. 
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4.	 Die Herbeiführung der Entscheidung über die weitere Be­

handlung des Fundgutes obliegt dem Leiter der Paßkontroll­
einheit. Diese Entscheidung i s  t unter Berücksichtigung 

des Ergebnisses einer durch die Paßkontrolleinheit vorzu­

nehmenden Überprüfung zu dem e v t l  . festgestellten Eigen­

tümer bzw. Verlierer der Sache in der Abteilung XII und 

den eigenen Karteimitteln (F- bzw. VSH-Karteien) in Ab­

stimmung mit der Abteilung IX der Bezirksverwaltung für J 

Staatssicherheit (in Berlin mit der ESG der Abteilung IX 

der Bezirksverwaltung im PdVP Berlin) innerhalb von 4 Ta- ^ 


- gen zu treffen• 


5. Wird das Fundgut von der Abteilung IX nicht übernommen, 
: i s  t es, soweit nicht andere besondere Umstände vorliegen, 
Ż ; zur Rückführung an die Eigentümer, Verlierer oder sonsti­
% gon Empfangsberechtigten freizugeben. 


Liegen besondere Umstände vor, dio aus operativen Gründen 

bei NichtÜbernahme des Fundgutes durch die Abteilung IX 

eine Freigabe unzweckmäßig erscheinen lassen, i s  t die Ent­

, scheidung	 durch den Leiter der Abteilung VI (in Berlin 

durch meinen Stellvertreter Paßkontrolle) in Abstimmung 

mit dem Leiter der zuständigen bzw. interessierten Dienst­

einheit zu treffen. ^ 


6* Freigegebene Ausweise, Pässe und andere Personaldokumente 
sind unter Mitteilung von Zeit, Ort und Umstanden des Auf- ^ 
findens und der unter Umständen zu beachtenden operativen 
Gesichtspunkte sowie des Verbleibs weiteren damit zusammen­
hängenden Fundgutes (bei e v t l . entnommenen Zahlungsmitteln 

y auch Angaben zur Höhe des gefundenen Betrages, seiner Wäh­
rung und Stückelung sowie des Termins der Abführung an die 

; Abteilung Finanzen) unverzüglich an doa Düro doo Loitofo­
der Hauptabteilung VI zu übersenden, dn 4b4 v % p  ̂ H  ̂ o  ̂ l r Ä Q  ̂  E 
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Von den VPKA/VPI ausgestellte Personaldokumente der 

DDR (Pässe, Personalausweise, Aufenthaltserlaubnisse) 

sind von den Paßlcontrolleinheiten (außer denen in der 

Hauptstadt) direkt den für den Wohnsitz des Inhabers 

zuständigen 'VPKA/VPl zu übersenden. 


Das zur Rückführung an die Eigentümer, Verlierer bzw. 

sonstigen Empfangsberechtigten freigegebene übrige 

Fundgut wird durch den Kommandanten protokollarisch 

übergeben an 


-	 das örtlich zuständige VPKA, wenn es sich um Urkunden, 

Sparbücher u. a. Wertdokumente handelt; 


-	 das zuständige Wasserstraßenamt bzw. das Wasserstraßen­

hauptamt, wenn es sich um Wasserfahrzeuge u. a. Schwimm­

körper handelt; 


- das GZA, wenn es sich um Kfz. und sonstige Straßenfahr­

zeuge (z. D. Anhänger, Campingwagen u. ä.) handelt; 


- das zuständige Organ des Rates des Kreises, wenn es sich 

um Tiere handelt; 


- die örtlich zuständige Fundstelle, wenn es sich um 

sonstige Gegenstände handelt. 


# 

Das Obergabe-/Übernahmeprotokoll s o l l Angaben zu Zeit und 

Ort des Auffindens der Sache, eine kurze Beschreibung des 

Fundgegenstandes, seines Zustandes und ungefähren Wertes, 

zum Eigentümer bzw. Verlierer sowie eine eventuelle Kosten 

rechnung für Bergung und Aufbewahrung enthalten. 




Die Leiter der Paßkontrolleinheiten on den Flug-, See-

und Fährhäfen erfüllen die sich aus den obigen Grund­

sätzen ergebenden Pflichten der Kommandanten in ent­

sprechender Weise. 


Die Leiter dieser Paßkontrolleinheiten haben ihre zur 

Durchsetzung obiger-Grundsätze erforderliche Zusammen­

arbeit mit den zuständigen Organen des Verkehrswesens 

unter Berücksichtigung der Bedingungen im Flug- und See­

verkehr zu vereinbaren. ; 


An den Grenzübergangsstellen an der Staatsgrenze zur 

CSSR und VR Polen mit gemeinsamer Kontrolle auf dem Ter­

ritorium der DDR können Fundsachen (einschließlich Pässe 

und andere Personaldokumente) dem Grenzorgan des Nachbar-

Staates übergeben worden, worin als Eigontür.or bzw. Verlie­

rer Bürger des Nachbarstaates .festgestellt sind. 


Bei Ausübung der gemeinsamen Kontrolle auf dem Territorium 

der CSSR bzw. der VR Polen aufgefundene verlorene Sachen 

sind sofort den Grenzorganen des Nachbarstaates zu über­

geben, es sei denn, als Eigentümer bzw. Verlierer steht 

ein Bürger der DDR fest . 


Von den Grenzorganen der Nachbarstaaten sind auf deren 
Territorium angefallene Fundsachen nur zu übernehmen, wenn 
als Eigentümer bzw. Verlierer ein Bürger der DDR fest­
gestellt i s t . .. . ' N ; /W-

Bei Nachfragen von Reisenden zu Fundgut kann in Abstim­

mung mit dem Kommandanten mündlich Auskunft gegeben 

werdon, wenn es sich beim Reisenden um den Eigentümer 

bzw. Verlierer handelt. 


http:Eigont�r.or
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[bezieht sich die Nachfrage auf an die Hauptabteilung VI 

übersandte Ausweise, Pässe und andere Personaldokumente, 

i s  t deren Fund nicht zu bestätigen. 


Strandgut i s  t gemäß der Strandungsordnung vom 29. G. 72 

(GBl. I  I Nr. 58, S. 633) und der dazu erlassenen 1. 

Durchführungsbestimmung vom 7, 12, 1972 (GBl. 1/73 Nr. i  , 

9. 4) EU behandeln, 
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Lösung von Aufgaben der Zollverwaltung der DDR bei der Kon­

trolle und Abfertigung in den durchgehenden Reisezügen im 

Transitverkehr zwischen der BRD und Westberlin 


1.	 Die durchgehenden Transitreisezüge zwischen der BRD und 

Westberlin werden nicht durch Mitarbeiter der Grenzzoll­

ämter der Zollverwaltung der DDR begleitet. Den Kontroll­

brigaden der Paßkontrolleinheiten obliegt die Kontrolle, 

Genehmigung und Überwachung der Durchfuhr erlaubnispflieh 

tiger Gegenstände. Die innere Transportmittelkontrolle 

führen die Zugbegleitkommandos der Transportpolizei durch 


2.1.	 Zur Gewährleistung der Kontrolle, Genehmigung und Über­

wachung der Durchfuhr erlaubnispflichtiger Gegenstände 

i s  t vereinbart : . 


Die Leiter der Kontrollgruppen der Paßkontrolleinheiten 

üben im Auftrag des Leiters der Zollverwaltung der DDR 

und mit Zustimmung des Ministers des Innern und Chefs 

der Deutschen Volkspolizei bzw. des Ministers für Post-

und Fernmeldewesen das Recht der Erteilung von Erlaub­

nissen für 


- die Durchfuhr von Schußwaffen, wesentlichen Teilen von 

Schußwaffen, patronierter Munition und Kartuschen ge­

mäß § 6 der Verordnung über den Verkehr mit Schußwaf­

fen, patronierter Munition, Schußgeräten und Kartuschen 

- Schußwaffenverordnung - vom 26. 3. 1987 (Gesetzessamm 

lung PK - Sig. Nr. 5410); 


- die Durchfuhr von pyrotechnischen Erzeugnissen gemäß 

§ 5 Abs. 3 der Zweiten Durchführungsbestimmung zum 

Sprengmittelgesetz vom 31. März 1982 (Gesetzessammlung 

PK - Sig. Nr. 5403); 
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-	 die Durchfuhr von Funksendeanlagen nach den Bestim­
mungen des Gesetzes über das Post- und Fenmeldewesen 
vom 29. 11. 1985 (GBl. I Nr. 31 S  . 345) 

aus, soweit durch Transitreisende in den durchgehenden 

Transitreisezügen zwischen der BRD und Westberlin die 

Mitfuhr solcher Gegenstände angegeben wird bzw. deren 

Mitfuhr erkannt wird und haben die Durchfuhr solcher 

Gegenstände zu überwachen. Den Leitern der Kontroll­

gruppen der Paßkontrolleinheiten obliegt ferner die 

Überwachung der Durchfuhr von Luftdruckwaffen, die 

keiner Erlaubnis bedarf. 


2.2.	 Die Einhaltung der Verbote zur Durchfuhr von Spreng­

stoffen, bestimmter pyrotechnischer Erzeugnisse, G i f ­

ten, Betäubungsmitteln, Suchtmitteln und radioaktiven 

Stoffen mit hoher Aktivität i s  t zu beachten. Getrof­

fene Feststellungen der Verletzung der Verbote durch 

Transitreisende sind an den Ausreise-Grenzübergangs­

s t e l l e n sofort an den L e i t e r des Grenzzollamtes zu 

übermitteln und nach den dafür geltenden Bestimmungen 

im Zusammenwirken mit dem GZA zu klären und entschei­

den . 


2.3.	 Die zur Erlaubniserteilung erforderlichen Vordrucke 

und Kontrollstempel der Grenzzollämter sowie die zur 

Überwachung der Durchfuhr bestimmter Gegenstände er­

forderlichen Behältnisse und Verschlußmaterialien 

werden von den Leitern der Grenzzollämter den L e i ­

tern der Paßkontrolleinheiten übergeben. 
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4, Den Offizieren für Finanzen der Paßkontrolleinheiten 

' obliegt die Nachweisführung und Kontrolle der Verwen­


dung der von den Grenzzollämtern übernommenen Vordrucke, 

die Vereinnahmung der von den Leitern der Kontrollbri­

gaden erhobenen Genehmigungsgebühren und Gebühren für 

die Bereitstellung von Verschlußbehältnissen sowie 

deren Abrechnung beim dafür verantwortlichen Offizier 

des Grenzzollamtes. 


1. Nach den für den Transitverkehr geltenden Bestimmungen 

sind die Reisenden verpflichtet, das Mitführen erlaub­
nis- oder genehmigungspflichtiger Gegenstände beim 

Grenzübertritt unaufgefordert anzugeben. 


2. Erlaubnispflichtig i s  t die Durchfuhr 


- von Schußwaffen, wesentlichen	 Teilen von Schußwaffen 

und patronierter Munition; 


- von pyrotechnischen Erzeugnissen, die ausschließlich 

im Freien von Personen ohne besonderen.Befähigungs­

nachweis abgebrannt werden dürfen (Gruppe 3 der pyro­

technischen Erzeugnisse im Sinne der Zweiten DB zum 

Sprengnittelgesetz vom 31. 3. 1982), wenn sie in der 

Zeit vom 1. 3. bis 30. 11. joden Oahres mitgeführt 

werden (erlaubnisfrei i s  t die Durchfuhr dieser pyro­

technischen Erzeugnisse in der Zeit vom 1. 12. eines 

jeden Oahres bis zum 28. (bzw. 29.) 2. des folgenden 

üahres; erlaubnisfrei gestattet i s  t ganzjährig die 

Durchfuhr von pyrotechnischen Erzeugnissen, die als 

Scherzartikel oder Zubehör für Spielwaren verwendet 

werden - Gruppe 4 der pyrotechnischen Erzeugnisse; 

nicht gestattet i s  t die Durchfuhr sonstiger pyro­

technischer Erzeugnisse, soweit eine Erlaubnis des 

Mdl nicht e r t e i l  t i s t )  ; 
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- von Kartuschen (Gegenstände , die einen Zündsatz und 

eine Treibladung enthalten, darunter f a l  l e n a uch 

Platzpatronen und Kartuschen r.iit chemischen Vorsätzen) ; 


- von Funksendeanlagen (Funkanlagen a l l e r Art einsc.hließ­
lieh Kurzwellensender, Autorunksprechgeräte , Funkstouer­
sender, Taschenfunksendeanlagon und Radareinrichtungen, 


:—- —•--==- Gepäteteile und Baugruppen,'die eindeutig zu Funksende­

anlagen gehören und deren Zusammensetzen eine betriebs­


:
fähige Anlage ergibt).


3.3.	 Die Erlaubnis zur Durchfuhr der unter 3.2. genannten -Gegen­

stände i s  t zu erteilen, wenn nachgewiesen wird bzw. erkenn­

bar i s t  , daß die erlaubnispflichtigen Gegenstände dem per­

sönlichen Bedarf des Reisenden dienen und von ihrer Art 

und Zweckbestimmung her international üblich zur 3agd, zum 

Sportschießen, zur Ausübung des Berufs bzw. zum persönli­

chen Schutz Verwendung finden. 

Dio Erlaubniserteilung i s  t gebührenpflichtig. 


3.4.	 Werden während der Paßkontrolle offen mitgeführte erlaub­
' nispflichtige Gegenstände fe s t g e s t e l l t , sind die Reisenden 

auf die Erlaubnispflicht hinzuweisen. 


3.5.	 Die Anmeldung erlaubnispflichtiger Gegenstände beim Grenz­

übertritt g i l  t als mündlicher Antrag auf Erteilung einer 

Erlaubnis. 

Lediglich bei Funksendeanlagen i s  t durch den Reisenden 

s c h r i f t l i c h die Erteilung der Genehmigung zu beantragen. 

Die Ausstellung der Erlaubnisse erfolgt unter Beachtung 

ihrer fortlaufenden Numerierung und mit den vorgesehenen 

Durchschriften durch den Leiter der Kontrollgruppe der 

Paßkontrolleinheit. Neben den im jeweiligen Vordruck vorgo­
sehenon Angaben i s  t außerdem die Nummer des für den jewei­

ligen Reisenden erteilton Transitvisums zu vermerken. 
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3.6.	 Für die Dauer des Transits werden in den dafür gegen 

Gebühr bereitgestellten Behältnissen unter Verschluß 

genommen: 


Schußwaffen oder wesentliche Teile davon, 

patronierte Munition und Luftdruckwaffen. 


4 . 1  . Bei der Erteilung von Erlaubnissen sind folgende Hand­
lungen durchzuführen: 

- Entgegennahme des mündlichen Antrags durch den Reisen­

den (dazu können vorhandene Dokumente, wie Waffenscheine 

u. ä. herangezogen werden), 


- Ausfertigung der Erlaubnisse, 


- Festlegung und Berechnung der zu erhebenden Gebühren, 


- Unterbringung der Gegenstände im Behältnis und Anlegen 

eines Verschlusses (soweit vorgesehen - vgl. 3.6.), 


- Kassierung der Gebühren und Übergabe des Originals der 

Erlaubnis an dBn Reisenden mit dem Hinweis zur Wieder­

vorführung vor der Ausreise aus der DDR. 


4.2.	 Bei der Anmeldung von Luftdruckwaffen sind folgende Hand­

lungen durchzuführen: 


- Ausstellung einer nummerngesicherten Einnahmequittung 

(ZV 284), 


•	 * 
- Eintragung der Nummer des Visums auf der Quittung und 

Anbringung des Kontrollstempels des GZA, 
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•• Unterbringung der Luftdruckwaffe im Behältnis und 

Anlegen eines Verschlusses, 


- Festsetzung des Gebührenbetrages, Erhebung und Kassie­

rung dar Gebühren, 


- übergaba das Originals der Quittung ZV 284 an den Rei­

senden mit dam Hinweis zur Wiedervorführung vor dar 

Ausreise aus der DDR. 


4.3.	 Vor dar Ausreise in die BRD bzw. nach Westberlin i s t das 

Vorhandensein dar im Zug mitgaführten srlaubnispfIichtigen 

Gegenstände zu kontrollieren, erteilte Erlaubnisse bzw. die 

ZV 284 und dia Behältnisse sind ainzuziahan. 


4.4.	 Wünscht ein Reisender, die ihm erteilte Erlaubnis oder ZV 

284 (z. B. zum ZwBck dar Abrechnung bei seiner Firma) zu 

behalten, so i s t ihm anstelle derselben ein Einzahlungs­

schein (vgl. Anlage 6) auszuhändigen. 

Darauf ist zu vermerken: 


- für die Erteilung einer Erlaubnis und für die zeitweilige 

Überlassung eines Behältnisses, 


- für dia Erteilung einar Erlaubnis oder 


- für dis zeitweilige Überlassung eines Behältnisses 

(bei Luftdruckwaffen). 


Die Bestätigung srfolgt mit Stempelabdruck des Grenzzoll­

amtes . 
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Bei der Erteilung von Genehmigungen für die Durchfuhr 

von Funksendeanlagen sind folgende Handlungen durchzu­

führen : 


- Übergabe eines Antrages zur Ausfüllung bei der Anmel­

dung von Funksendeanlagen durch Reisendej 


- Prüfung des Antrages auf vollständige Ausfüllung (so­

fern anstelle der Eintragung der Frequenz nur der 

Kanal eingetragen i s t  , is t dies nicht zu beanstanden)j 


- Forderung zur Vorlage der Lizenzurkunde (macht ein 

Reisender geltend, daß das mitgeführte Gerät nicht 

lizenzpflichtig i s t  , i s  t dies zur politisch-operativen 

Auswertung zu erfassen)) 


- Prüfung, ob die Funksendeanläge mit den im Antrag ent­

haltenen Angaben übereinstimmt, Einbehaltung des An­

trages und Anbringung eines Vermerkes über die Nr. der 

Genehmigung und Uhrzeit der Erteilungj 


- Ausfertigung der Genehmigung (durch die PKE i s  t lediglich 

die einmalige Durchfuhr zu genehmigen) - in der Spalte 

"Reiseroute" der Genehmigung i s  t einzutragen "einmalige 

Transitreise von der BRD nach Berlin (West)" oder "von 

'Berlin (West) nach der BRD", die Genehmigung i s  t wie in 

Anlage 7 vorgeschrieben zu numerieren, in der Spalte 

Frequenzen sind Angaben über Rufzeichen, Funkrufnummer 

und Nr. der Lizenzurkunde einzutragen! 


- Erhebung und Kassierung der Gebühren und Aushändigung 

des Originals der Genehmigung. 
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5.2. Werden vom Reisenden bereits erteilt e und gültige Ge­

nehmigungen zum Mitführen von Funksendeanlagen vorge­

wiesen, sind auf einer Karteikarte formlos zu erfassen 


Nr. der erteilten Genehmigung 

Tag und Uhrzeit der Einreise 

Name und Vorname des Reisenden. 


5.3. Keiner Genehmigung für die Durchfuhr von Funksendeanlagen 

bedürfen Diplomaten oder ihnen gleichgestellte Personen. 


5.4. Vor der Ausreise in die BRD bzw. nach Westberlin i s  t das 

Vorhandensein der im Zug mitgeführten Funksendeanlagen zu 

prüfen. 

Die erteilt e Genehmigung i s  t einzuziehen. Im übrigen g i l  t 

Ziffer 4.4. analog. 


6.1. Die Gebühren für die vorübergehende Überlassung eines 

Behältnisses betragen: 


- für eine kleine Tasche 2,- AM 

- für eine große Tasche 3,- M̂ 

- für das Behältnis für eine lange Waffe 4,- $M 


6.2. Die Gebühren für erteilt e Erlaubnisse und Genehmigungen 

betragen: Erlaubnisgebühr 


Erlaubnis für eine oder mehrere 
Schußwaffen mit oder ohne patro­
nierter Munition aowiB für wesent­
liche Teile von Schußwaffen 10,- 0M 

Erlaubnis für patronierte Munition 

(ohne Waffe) bis 50 Stück je Art 

nebeneinander 2,- 0M 




bei mehr als 50 Stück je Art 

nebeneinander 10,- /SM 


Erlaubnis für Kartuschen einschließ­

lich	 Platzpatronen sowie patronierte 

Munition für Sportschützen 

bis 50 Stück 	 2,- 0M 
bis 400 Stück 	 5,- 0M 
über 400 Stück 	 10,- j0M 

- Erlaubnis für pyrotechnische Erzeug­
nisse, soweit s i  B nicht erlaubnisfrei 
sind 2,- 0M 

- Genehmigung zum Mitführen einsr 

FunkssndsanlagB AQ,- JÖM 


7.1.	 Über die von den Grenzzollämtern übernommenen Dokuments 

und Materialien i s  t ein ständiger Nachweis zu gewährlei­

sten. 

Ausgefertigte Genehmigungen und Erlaubnisse (Originale 

und Durchschläge) sowie vereinnahmte Gebühren sind un­

mittelbar von den Leitern der Kontrollgruppen den Offi­

zieren für Finanzen der PKE zu übergeben. Die Offiziere 

für Finanzen haben die Gebühren und Dokumente entsprechend 

den örtlich abgestimmten Festlegungen an die Grenzzoll­

ämter zu übergeben. 


7.2.	 Anträge zum Mitführen von Funksendeanlagen sowie die 

gemäß Z i f f s  r 5.2. gsfsrtigten Kartsikarten varbleiben 

in den Paßkontrolleinhsitsn. Die Festlegungen in Zif­

fer IV/3/3 der Paßkontrollordnung zum Zusammenwirken 

beim Verfahren der Genehmigung der Ein- und Durchfuhr 

von Funksendeanlagen sind entsprechend zu beachten. 




I V / 3 /  1 Zollverwaltung der 
 An 1 a g QDeutschen Demokratischen Republik 

Grenzzollamt 


Erlaubnis Nr. 9 3 6  7 

Gemäß den geltenden Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Republik 
wird hiermit im Auftrage des Ministeriums des Innern zum einmaligen Transit 
durch das Hoheitsgebiet der DDR 

Herrn/Frau 
(Name) (Vorname) 

(geb. am) (in) 

(Wohnort) 

(Reiseroute) 


die Erlaubnis erteilt, nachfolgend aufgeführte Schußwaffen, patronierte Munition/ 

Kartuschen mitzuführen: 


(Anzahl, Waffenart, Kaliber, Nr./Anzahl, Art, Kaliber der patronierten Munition/Kartuschen) 

Die Erlaubnis berechtigt nicht zur Anwendung der genannten Gegenstände auf 
dem Territorium der Deutschen Demokratischen Republik. Die Zollverschlüsse 
dürfen nicht beschädigt werden. Zuwiderhandlungen führen zum Widerruf der 
Erlaubnis und können strafrechtlich geahndet werden. 

Die Erlaubnis ist bei der Ausreise aus der Deutschen Demokratischen Republik 
unaufgefordert den Kontrollorganen vorzulegen und wird von diesen einbehalten. 

Gebühr von D M für die erteilte Erlaubnis und von DM für die 
vorübergehende Überlassung eines Behältnisses für den Transport unter Zoll­
verschluß, zusammen DM wurde bezahlt. 

— ) 

Visum Nr. Kontrollstempel 

Ag 139/15/72 (87/9) 13624 100x50x3 672 ZV 287 
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Zollverwaltung der IV/3/1 Anlage 2
Deutschen Demokratischen Republik 

Grenzzollamt 

3 6 0  2 Erlaubnis Nr. 

Gemäß den geltenden Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Republik 

wird hiermit im Auftrage des Ministeriums des Innern zum einmaligen Transit 

durch das Hoheitsgebiet der DDR die Erlaubnis erteilt, 

Kleinfeuerwerkskörper mitzuführen. 
(Anzahl) 

Die Verwendung der o. g. Gegenstände auf dem Gebiet der Deutschen Demo­

kratischen Republik ist nicht erlaubt. 

Die Erlaubnis ist bei der Ausreise aus der Deutschen Demokratischen Republik 

unaufgefordert den Kontrollorganen vorzulegen und wird von diesen einbehalten. 

Die Gebühr von 2,— D M für die erteilte Erlaubnis wurde bezahlt. 

Visum Nr. Kontrollstempel 

A  g 139/14/72 (87/9) 13623 100x50x3 672 Z V 286 
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An den Ministerrat der 000070 
Deutschen Demokratischen Rep £lik I V  / 3 / 1 

\4e
Ministerium für Post- und Fernm'cldowooon ^nlag3 3 

Antrags 
Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen der Deutschen Demokratischen 
Republik beantrage ich 

Name Vorname 

Geburtsdatum Postleitzahl Wohnort 

Straß e Haus-Nr. 

Nr. des Passes /Personalausweises 

Pol. Kennzeichen des Kfz. — Name und Typ des Schiffes 

Reiseroute: 

die Erteilung einer Genehmigung zum Mitführen der nachfolgend bezeichneten 
Funksendeanlage auf dem Territorium der Deutschen Demokratischen Republik 

Typ des Gerä te  s Nr. des Gerä te  s 

Leistun g Frequenzbereich 

Frequenzen Rufzeichen, Funkrufnummer Nr. der Lizenzurkunde 

Ich versichere, daß ich das Gerät auf dem Gebiet der Deutschen Demokra­
tischen Republik nicht betreiben und in unverändertem Zustand aus dem Ge­
biet der DDR wieder ausführen werde. 
Mir ist bekannt, daß Zuwiderhandlungen entsprechend den Rechtsvorschriften 
der DDR geahndet werden. 

, den 

Ort Unterschrift 

*) Bitte, in Blockschrift ausfüllen 
AG 309-15632-276-73 VV Hall  e 8. 73 IV-10-41 ZV 276 
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Zollverwaltung der 
Deutschen Demokratischen Republik 

Grenzzollamt 

Genehmigung Nr. A 1 3 200 1 

Gemäß den Bestimmungen des Gesetzes vom 29. November 1985 über das Post- und Fern­
meldewesen (GBl. I Nr. 3 1 S. 345) wird in Ermächtigung des Ministers für Post- und Fern­
meldewesen 

Herm/Frau 
(Name) (Vorname) 

(Geburtsdatum) (Postleitzahl) (Wohnort) 

(StraBe) (Haus-Nr.) 

(Nr. des Paaaes/Peraonalausweiaea) 

(pol. Kennzeichen und Typ dea Kfz - Name und Typ des Schiffes - Nr, des Schienenfahrzeuges) 
Reiseroute: 

die Genehmigung zum Mitführen der nachfolgend bezeichneten Funksendeanlage erteilt. 

(Typ dea Gerätes) (Nr. des Gerate«)' 

(Leistung) (F requerufoef eich) 

(Frequenzen) (Rufzeichen, Funknjfnummer) (Nr. der Uzefuurkunde) 

Die Genehmigung berechtigt nur zum Mitführen, jedoch nicht zum Betreiben des Gerätes auf 
dem Hoheitsgebiet der DDR. 

Die Funksendeanlage ist bei jedem Grenzübertritt den zuständigen Organen der DDR unter 
Vorlage dieser Genehmigung unaufgefordert anzugeben. 

Die Genehmigung ist nach Ablauf der Gültigkeit bzw. bei der letzten Ausreise am Grenz­
übergang unaufgefordert abzugeben. 

Zuwiderhandlungen können entsprechend den Rechtsvorschriften der DDR geahndet werden. 
Daneben kann die Genehmigung widerrufen werden. 

Die Genehmigung hat Gültigkeit am/bis: , 

Gebühr von Mark bezahlt. 
(In Worten) 

Kontroltstempel 
des GZA 

Blatt t 111/4/14 ZV 27» 
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Z o l l v e r w a l t u n g d e r D D R 

Grenzzollamt 

Gebührenquittung A Ü 7 3 2 2 

Gemäß den geltenden Rechtsvorschriften der Deutschen Demo­
kratischen Republik wurden für die vorübergehende Überlassung 
eines Behältnisses für den Transport von Gegenständen unter 
Zollverschluß 

DM 

Gebühren bezahlt. 

Visum Nr. Kóntrol Istempe l 

A  g 139/33/72 300 B l  . 50x2 1272 111/14/13 8907 ZV 284 
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, Planjahr Boleg-Nr. _ 

'. ... M Pf tinzahlungsschein 

(Nur für die Buchhaltung bestimmt, gilt nicht als Quittung] Anzunehmen und zu buchen 


bei : 
 M Pf 

Sachkonto f 


wörtlich: H.-Oberw.- Karte 

bzw. Überwachungsbuch 
 sind heute in bar/durch Scheck Nr. für Teilzahlungen 

und Verwahrgelder 
 | von \ 

leingetr. am ( für 
Nr. .; 

bei der unterzeichneten Kasse eingezahlt worden. 

Fachlich anweisungsberechtigt 

. den . 19 
Haushaltsmäßig 


anweisungsberechtigt 


Unterschrift des Einzahlers Unterschrift der Kaste 
Kassenbuch Nr. mit Dienststempel 

Fin 26 Aa 106 5718 76 (8711 A) 

% 0517582 (© 0547582 

M Pf Quittung 

Anzunehmen und zu buchen 

bei :
 -X .M Pf 

Sachkonto 


wörtlich: H.- Oberw.- Karte 

bzw. Oberwachungsbuch 
 sind heute in bar/durch Scheck Nr. für Teilzahlungen 

und Verwahrgelder 


von., 

eingetr. am 


für . 
Nr. bei der. unterzeichneten Kasse eingezahlt worden. 

Fachlich anweisungsberechtigt 

. den 19. 
Haushaltsmäßig 


onweisungsberechtigt 


Unterschrift des Einzahlers Unterschrift der Kasse 
Kassenbuch Nr. mit Dienststempel 
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Ü b e r s i c h  t 

über die auf den Genehmigungen zu vermerkenden 

fortlaufenden Nummern 


Die für das Mitführen von Funksendeanlagen aus­

gestellten Genehmigungen sind wie folgt zu numer­

ieren , z . B. : 


45/001/78 


Erste Ziffe r = zweistellige Zahl, Kennzeichen 

des Grenzzollamtes 


Zweite Ziffe r = dreistellig e Zahl, laufende Nummer 

Dritte Ziffe r = zweistellige.Zahl, Jahresangabe 


Die Genehmigungen sind jährlich fortlaufend zu 

numerieren. 


Kennziffer Grenzzollamt 


59 Schwanheide 

65 Marienborn/Eisenbahn 

73 Griebnitzsee 

85 Gerstungen 

86 Gutenfürst 

87 Probstzella 




1.	 Austauschblatt IV/3/2 

(61. Änderung) 	 Seite 1 


Zusammenwirken bei der Überwachung der Wiederaus- bzw. Ein­
fuhr erlaubnispflichtiger und bestimmter anderer Gegenstände 


1.	 Die Wiederaus- bzw. Einfuhr von erlaubnispflichtigen Ge­

genständen, hochwertigen Reisegebrauchsgegenständen sowie 

von bestimmten anderen Gegenständen, bei denen sich im Zu 

sammenhang mit der Bekämpfung von Schmuggel und Spekula­

tion der Verdacht beabsichtigter Rechtsverletzungen (Ver­

bleib, gewinnbringende Veräußerung oder Zwischenlagerung 

in der DDR) ergibt oder Anhaltspunkte dafür bestehen, daß 

s i e entgegen den gesetzlichen Bestimmungen aus- bzw. ein­

geführt werden sollen, wird durch die Organe der Zollver­

waltung der DDR bei Reisenden im Wechsel- und Transitver­

kehr z i e l g e r i c h t e t überwacht. 


Dazu kommen vereinfachte Zollverfahren bzw. operative Maß 

nahmen zur Anwendung, bei denen die Grenzzollämter durch 

Vermerke auf bzw. in bestimmten Grenzübertrittsdokumenten 

Kontrollhinweise für die Zollkontrolle bei der Aus- bzw. 

Wiedereinreise übermitteln. 


2.	 Die Paßkontrolleinheiten haben das erforderliche Zusammen 

wirken mit den Grenzzollämtern zur lückenlosen R e a l i s i e ­

rung der bei der Wiederausreise bzw. Wiedereinreise auf 

Grund der Kontrollhinweise durchzuführenden Kontrollmaß­

nahmen zu gewährleisten. 


Dazu haben die Paßkontrolleinheiten den Grenzzollämtern 

im Kontrollprozeß entsprechende Informationen zu übermit­

teln, wenn 


-	 die mit einem Kontrollhinweis versehenen Dokumente bei 

der vor der Zollkontrolle erfolgenden Paßkontrolle ein­

behalten werden, 
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-	 bei der Paßkontrolle nach erfolgter Zollkontrolle Kon­

trollhinweise f e s t g e s t e l l t werden die nicht durch S t r e i ­

chung ungültig gemacht wurden. 


Die Grenzzollämter vermerken die Kontrollhinweise hand­

)s c h r i f t l i c h a l s Buchstaben- oder Zahlensymbol 


-	 auf dem bei der Wiederaus- bzw. Wiedereinreise einzube­

haltenden Dokument (Ausreisekarte, Zählkarte, Anlagevisum) 

neben dem Paßkontrollstempelabdruck bzw. - soweit bereits 

vorhanden - in den dafür vorgesehenen Feldern mit Ro t s t i f t 

(bei Reisenden in Reisegruppen mit Sammelreiseliste wer­

den diese Vermerke auf dem entsprechenden Dokument des 

R e i s e l e i t e r s bzw. Kraftfahrers angebracht und durch die 

Nummer in der Sammelreiseliste ergänzt, unter der der 

Reisende, der die Gegenstände mitführt, aufgeführt i s t  ) 


-	 im Paß, wenn dieser a l l e i n als Grenzübertrittsdokument 

vorliegt, neben dem Paßkontrollstempel mit blauem oder 

schwarzem F a r b s t i f t . 


Folgende Vermerke finden Anwendung: 


Symbol "W* 	 bei M i t f ü h r e  n 


von Schußwaffen, 

patronierter Munition,	 Kartu­

schen und erlaubnispflichtigen 

pyrotechnischen Erzeugnissen 


Symbol "F1 	 bei Mitführen von Funksende­

anlagen 


1
Symbol "Q bei Mitführen von nicht erlaubnis­

pflichtigen, aber unter Zollver­

schluß zu befördernden Gegenständen 

( z . B . bei Durchfuhr von Schußgeräten) 
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- Symbol "B' 	 bei Mitführen von Signalgegenständen 

des Seenotdienstes (z. B. Leuchtpisto­

len, Leuchtkugeln u. ä.) auf Binnen­

schiffen 


-Symbol "C' 	 bei Mitführen von Gegenständen, die 

für ausländische Vertretungen und ihr 

Personal a ls voraus- oder nachgesand­

tes Reisegepäck, Expreßgut oder Stück­

gut oder als geschlossene LKW-Ladung 

eingeführt werden sollen - in solchen 

Fällen erfolgt eine Abfertigung zum 

Zollanweisungsverkehr an das Zollamt 

Berlin I  , bei Einhaltung der Vorführ­

p f l i c h t wird das Symbol durch Kontroll 

Stempelabdruck des Zollamtes Berlin I 

und Eintragung der Uhrzeit der Vorfüh­

rung ungültig gemacht 


Symbol "S" ver­ bei Mitführen wertvoller E r s a t z t e i l e 

bunden mit Kon- und Werkzeuge, für die eine entspre­

trollstempelab- chende Spezifikation vorzulegen i s t  , 

druck des GZA" durch Personen, die zur Vornahme von 


Reparatur- und Wartungsleistungen in 

ausländischen Vertretungen bzw. Woh­

nungen ihres Personals einreisen 


- Symbol "ZA' 	 bei Mitführen von Gegenständen, die 

wegen ihres Charakters, ihrer Anzahl, 

ihres Wertes oder anderer Umstände den 

Verdacht begründen, daß s i e in der DDR 

verbleiben, gewinnbringend veräußert 


xSymbol "S" ohne Kontrollstempelabdruck des GZA - Mitführen 

von Jagdwaffen (vgl. IV/3/4, Z i f f e r 7.1.) 
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- d r e i s t e l l i g e Zahl 

(die letzten drei 


oder zwischengelagert werden sol l e n , 

im allgemeinen Transitverkehr - in 

solchen Fällen i s  t ein vereinfachter 

Zollanweisungsverkehr eröffnet wor­

den; der Reisende hat die Durchfuhr 

der mitgeführten Waren mittels Z o l l ­

vordruck 160 formell zu beantragen 

und verpflichtet sich u n t e r s c h r i f t ­

l i c h zu ihrer Vorführung bei der Aus­

fuhrzollabfertigung.. 


Das Symbol "ZA" findet auch im Tran­

sitverkehr zwischen der BRD und West­

berlin Anwendung, wenn bei Personen, 

die sich mit zur visafreien Durchreise 

berechtigenden Dokumenten in den für. 

den Transit BRD/WB vorgesehenen Kon­

trollpassagen abfertigen lassen (vgl. 

hierzu'auch Z i f f e r 7. in Abschnitt 

III/9/11 der PKO), im Rahmen einer im 

E i n z e l f a l l vorgenommenen Verdachtskon­

t r o l l e im Transiteingang das Mitführen 

der vorstehend genannten Gegenstände, 

die Schmuggel- bzw. Spekulationsver­

dacht ergeben, f e s t g e s t e l l t wird (der 

ZV 160 wird in diesen Fällen nicht 

ausgefertigt, der Reisende über seine 

Pflichten mündlich belehrt und im 

Transitausgang wird erneut eine Ver­

dachtskontrolle vorgenommen) 


bei Mitführen hochwertiger Reisege- ' 

brauchs- oder anderer Gegenstände, die 
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Ziffern der Num­

mer der Zoll-

und Devisener­

klärung) 


-	 konkrete Bezeich­

nung des Gegen­

standes (z.B. 

"ein Mikrofon") 


-	 VVE Nr.: ... 

bzw. WA Nr. : 
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Anhaltspunkte für Schmuggel- bzw. 

Spekulation oder rechtswidrige 

Ein- bzw. Ausfuhr ergeben, im 

Wechselverkehr 


bei Mitführen von Geräteteilen bzw. 

Baugruppen, die eindeutig zu Funk­

sendeanlagen gehören, aber - auch 

zusammengesetzt - keine Funkverbin­

dung ermöglichen, im Transit- und 

Wechselverkehr 


bei Messereisenden, denen zu bestimm­

ten mitgeführten Gegenständen, Druck­

erzeugnissen oder Zahlungsmitteln ein 

Verfügungsverbot auferlegt wurde. 

Die Verfügungsverbote in der Einreise 

(VVE) werden durch die Messeeinsatz­

leitung auf Vorschlag der GZÄ entschie 

den und nach Vorführung aufgehoben 

(Streichung des Vermerks) oder als 

Verfügungsverbot Ausreise (WA) er­

neut und dem jeweiligen GZA fern­

s c h r i f t l i c  h vorgemeldet 
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Zusammenwirken beim Verfahren der Genehmigung der E i n - und 

Durchfuhr von Funksendeanlagen 


1. . Die P a ß k o n t r o l l e i n h e i t e n haben im Zusammenwirken mit 

den G r e n z z o l l ä m t e r n zu g e w ä h r l e i s t e n , daß im g r e n z ü b e r ­

schreitenden Verkehr die E i n - und Durchfuhr von Funk­

sendeanlagen nur i n Übere i n s t i m m u n g mit den i n den g e l ­

tenden R e c h t s v o r s c h r i f t e n der DDR f e s t g e l e g t e n Bedin­

gungen zugelassen wird und Versuche der i l l e g a l e n E i n -

und Durchfuhr aufgedeckt und unterbunden werden. 


2.	 Nach den Bestimmungen des Gesetzes über das Post- und 

Fernmeldewesen vom 29. 11. 1985 (GBl. I Nr. 31 S. 345 

§ 12 Abs. 2 i n Verbindung mit § 6 der D u r c h f ü h r u n g s v e r ­

ordnung zum Gesetz über das Post- und Fernmeldewesen 

- Genehmigung zum Fernmeldeverkehr - vom 29. 11. 1985, 

GBl. I Nr. 31 S. 354) i s  t das Mitf ü h r e n von Funksende­

anlagen b e i E i n - bzw. T r a n s i t r e i s e n , auch dann, wenn 

die Funksendeanlage i n Kraftfahrzeugen oder auf Binnen­

s c h i f f e n f e s t eingebaut i s t  , nur mit Genehmigung des 

M i n i s t e r s für Post- und Fernmeldewesen der ÜDR g e s t a t ­

t e t . 


Durch Vereinbarung mit dem M i n i s t e r für A u ß e n w i r t s c h a f t 

hat der M i n i s t e r für Post- und Fernnieldewesen das Recht 

zur E r t e i l u n g von Genehmigungen zum Mitführen von Funk­

sendeanlagen für bestimmte Fälle auf don L e i t e r der 

Z o l l v e r w a l t u n g der DDR d e l e g i e r t , der die L e i t e r bzw. 

Diensthabenden O f f i z i e r e der G r e n z z o l l ä m t e r mit der 

ö e n e h m i g u n g s e r t e i l u n g beauftragt h a t . 


2.1.	 Im T r a n s i t v e r k e h r sind die G r e n z z o l l ä m t e r zur Genehmi­

gung des M i t f ü h r e n s von Funksendeanlagen befugt, wenn 

die s e im T r a n s p o r t m i t t e l f e s t eingebaut oder anderwei­

t i g m i t g e f ü h r t werden. 
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2.2.	 Im Wechselverkehr sind die Grenzzollämter zur Genehmi­

gung des Mitführens von Funksendeanlagen nur befugt, 

wenn diese im Transportmittel fest eingebaut sind oder 

es sich um auf Binnenschiffen mitgeführte Handsprech­

funkgeräte handelt. Werden im Wechselverkehr Funksende­
anlagen, die nicht fest in den Transportmitteln ein­

gebaut sind, mitgeführt, wird die Einfuhr im übrigen 

nur zugelassen, wenn dafür eine durch das Ministerium 

für Post- und Fernmeldewesen e r t e i l t  e Genehmigung zum 

Besitz bzw. Betreiben der Anlage vorgewiesen werden 


X
kann	 ,
 

3.	 Ais genehmigungspflichtige Funksendeanlagen gelten u.a. 

UKW- und Kurzwellensender, Autofunksprechgeräte , Funk­

steuersender, Taschenfunksendeanlagen und Radareinrich­

tungen. Die Genehmigungspflicht g i l  t auch für mitgeführ­

te, eindeutig zu Funksendeanlagen gehörende Geräteteile 

und Baugruppen, soweit deren Zusammensetzung eine be­

triebsfähige Anlage ergibt. Durchzusetzen i s  t die Geneh­

migungspflicht auch bei in Feuerwehr-, Krankentransport­

oder Abschleppfahrzeugen oder anderweitig mitgeführten 

Funksendeanlagen. Die Ein- und Durchfuhr von in Kfz ein-


Zwischen den Ministerien für Post- und Fernmeldewesen der DDR 

und der CSSR besteht eine Vereinbarung über die gegenseitige 

Anerkennung von Genehmigungen zum Errichten und Betreiben von 

Amateurfunkstellen und die Erteilung von Amateurfunkgenehmi­

gungen für mitgeführte Amateurfunkstellen an Bürger der DDR 

und Bürger der CSSR (in Kraft seit 20. 10. 1983), die Bürgern 

beider Staaten, sofern sie im Besitz einer Amateurfunkgeneh­

migung ihres Heimatstaates sind, ermöglicht, auf Antrag eine 

Amateurfunkgenehmigung der Nachrichtenverwaltung des jeweils 

anderen Staates für im Reiseverkehr mitgeführte Amateurfunk­

stellen zum Mitführen und Betreiben der Anlage (von einem 

oder mehreren festen Standorten oder im mobilen Betrieb) zu 

erhalten. 
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gebauten Funkrufempfängern des "Europäischen Funkruf­

dienstes" i s  t allgemein genehmigt, eine individuelle 

Genehmigungserteilung erfolgt nicht. Das Mitführen von 

Hörrundfunkgeräten und Radarwarngeräten i s  t nicht ge­

nehmigungspflichtig. 


3.1.	 Der Genehmigungspflicht unterliegen nicht bzw. auf 

ihre Durchsetzung wird verzichtet bei 


3.1.1. eingebauten oder anderweitig mitgeführten Funksende­

anlage n i n 


-	 Fahrzeugen der diplomatischen und ihnen gleichge­

s t e l l t e n Vertretungen auch wenn sie nicht in der 

DDR akkreditiert sind und auch bei Benutzung durch 

nicht bevorrechtete Personen, 


-	 Personenkraftwagen, in denen ein Diplomat oder eine 

gle i c h g e s t e l l t e Person mitfährt, 


-	 Militärfahrzeugen der Gruppe der zeit w e i l i g in der 

DDR stationierten sowjetischen Streitkräfte, 


-	 Fahrzeugen, die in den Bereich einer Grenzübergangs­

s t e l l e einfahren, ihn jedoch in Richtung DDR nicht 

verlassen, . ­

-	 Fahrzeugen der in Westberlin stationierten Besat­

zungstruppen ; ' .' 


m 

3.1.2. Funksendeanlagen, die im Transitgüterverkehr zwischen 

der BRD und Westberlin mit ordnungsgemäßen Warenbegleit­

papieren befördert werden (solche Transporte sind nur 

in zollverschlossenen Transportmitteln zulässig; bei 
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Feststellung solcher'Transporte in nicht mit Ver­

schlüssen versehenen Transportmitteln wird der Tran­

s i  t erst nach Belehrung des Transportführers durch 

das GZA g e s t a t t e t ) ; 


1.3.	 Funksendeanlagen, Gerä'teteile und Baugruppen, die von 

der Deutschen Reichsbahn, von Spediteuren oder Trans­

portführern in Erfüllung von Verträgen a l s Frachtgut 

transportiert werden; 


1.4.	 Geräteteile und Baugruppen, die eindeutig zu Funksende­

anlagen gehören (z.B. Sendeantennen, Stromversorgungs­

geräte), aber a l l e i  n nicht zur Herstellung von Funkver­

bindungen geeignet sind (die Wiederausfuhr derartiger 

Teile wird überwacht; dazu erfolgt eine entsprechende 

Eintragung auf einem dafür beim jeweiligen Verkehrsweg 

geeigneten Reisedokument, wie Transitvisum, Zählkarte 

bzw. Zoll- und Devisendokument). 


2.	 Eine gesonderte Mitfuhrgenehmigung i s  t nicht erforder­

l i c h  , wenn für Funkstellen (einschließlich Radaranlagen) 

auf Fahrzeugen des Binnenwasserstraßenverkehrs, die 

nicht in der DDR r e g i s t r i e r  t sind, eine Genehmigung zum 

Betreiben e r t e i l  t und gültig i s t  . 


Gemäß Anordnung Nr. 2 über den Landfunkdienst vom 

17. 12. 1987 (GBl. I 88 Nr. 1 S. 8) können durch das 

Zentralamt für Funkkontroll- und Meßdienst der Deutschen 

Post Genehmigungen für eine Dauer von maximal 5 Jahren 

für 


-	 Funkverkehr im Funknetz der Binnenwasserstraßen der 

DDR für die Fahrt und die Sicherheit der Fahrzeuge, • 
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- bordinternen Funkverkehr, 

-Navigationsfunkdienst 


e r t e i l t werden, die mit Entrichtung der Genehmigungs­

und Betriebsgebühren (Genehmigungsgebühr 60,- M, Be­

triebsgebühr je Sprechfunkanlage 30,- M/Monat, Betriebs­

gebühr je Ortungsfunkanlage 50,- M/Monat) beim Grenz­

übertritt bei den Grenzzollämtern wirksam werden. 


Die Erteilung der Genehmigung zum Mitführen von Funk­

sendeanlagen erfolgt in Form einer Genehmigungsurkunde 

(vgl. Anlage 1) durch den Leiter des Grenzzollamtes oder 

von ihm damit beauftragte Angehörige des GZA auf sc h r i f t ­

lichen Antrag (vgl. Anlage 2) durch den Reisenden. 

Die Gebühr für die Ausstellung einer Genehmigung beträgt 


-	 für eine einmalige Transitreise durch das 

Gebiet der DDR einschließlich im Transit­

verkehr zwischen der BRD und Westberlin 10,- M 

bei g l e i c h z e i t i g e r Bezahlung der Hin- und 

Rückfahrt	 15,- M 


- f ü  r eine einmalige Ein- und Wiederausreise 10>- M 

-	 für mehrmalige Reisen 


. mit einer Gültigkeitsdauer bis zu einem 

Monat 50,- M 


. mit einer Gültigkeitsdauer bis zum Ende 

desKalenderjahres 150,-M 


Der Gegenwert der genannten Gebühren i s  t in der Landes­

währung des Genehmigungsinhabers oder in einer konver­

tierbaren Währung zu entrichten. 


Uie Genehmigung berechtigt nicht zum Betreiben der Funk­

sendeanlage auf dem Territorium der DDR. Sie wird bei der 

letzten Ausreise im Rahmen ihrer Gültigkeit eingezogen. 
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* 


Die PaOkontrolleinhei ten haben in allen Fragen im Zusam­

menhang mit der Behandlung von Funksendeanlagen im grenz­

überschreitenden Verkehr ein enges Zusammenwirken mit den 

Grenzzollämtern zu gewährleisten. 


J3ie Grenzzollämter, sind entsprechend angewiesen und ge­

währleisten: 


- Übergabe der Anträge auf Erteilung einer Genehmigung 

zum Mitführen von Funksendeanlagen sowie des Blattes 2 

e r t e i l t e  r Genehmigungen zum Mitführen von Funksende­

anlagen an die Paßkontrolleinheit (die Eintragung des 

Kanals anstelle der Frequenz in den Anträgen durch 

Reisende wird nicht beanstandet); 


- Übergabe von Listen (ZV 274 - Uhrzeit, Genehmigungs­

nummer, Name des Reisenden, Vorname, Geburtsdatum und 

Angabe der Verkehrsrelation enthaltend), in denen die 

wiederholten Einreisen mit für mehrmalige Ein- bzw. 

Durchreisen gültigen Genehmigungen, Angaben zu allen 

bei der Ausreise nach genehmigter Ein- bzw. Durchfuhr 

vorgeführten Funksendeanlagen sowie Ein- bzw. Ausreisen 

von Bürgern der DDR und CSSR bei genehmigter Mitfuhr 

einer Amateurfunkstelle erfaßt werden, wobei diese L i  ­

sten an den Grenzübergangsstellen Drewitz, Staaken, 

Zarrentin, Marienborn/A., Wartha, Hirschberg, Nedlitz, 

Cumlosen und Buchhorst täglich, an allen anderen Grenz­

übergangsstellen in einem wöchentlichen Rhythmus (von 

Montag bis Montag) abgeschlossen und übergeben werden. 


Die PKE haben die HA I I  I des MfS über Grenzübertritte 

unter Mitführung von Funksendeanlagen zu informieren. 
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6.1.	 Die PKE informieren die HA I I  I des MfS im allgemeinen 

f e r n s c h r i f t l i c h (PKE, die mit dem Gerätesystem T 310/50 

ausgerüstet sind, c h i f f r i e r t an den S 1-Fernschreib­
anschluO 249-2451-44), die PKE der Hauptstadt der DDR, 

wenn dies ausdrücklich angewiesen wird, fernmündlich, 

unmittelbar nach Einreise über 


- jede Genehmigungserteilung durch das GZA bei Einreisen 

im Wechse1 verkehr , 


- Einreisen im Wechsel verkehr auf der Grundlage einer 

für mehrmalige Einreisen gültigen Genehmigung $aus­

genommen 


. Fahrzeuge, die zu Baustoff-, Kies- und Abfallstoff­

transporten nach und von Westberlin eingesetzt sind, 


. KOM und Taxi aus Westberlin bei Einfahrt in die Haupt­

stadt der DDR, wenn keine konkreten Reiseziele bekannt 

sind sowie KOM aus der BRD und Westberlin, die im Pen­

delverkehr zwischen der BRD bzw. Westberlin und den Ser­

vicepunkten an den Grenzübergangsstellen eingesetzt 

sind, 


. Binnenschiffe beim Ein- bzw. Ausschwimmen über die 

Grenzübergangsstellen Marschallbrücke, Britzer Zweig­

kanal und Osthafen, 


- jede Genehmigungserteilung durch das GZA bei Einreisen 

, im Transitverkehr, wenn als Funkrufnummer eine fünf­
••, oder höherstellige Zahl f e s t g e s t e l l t wird, 


-	 jede Einreise im Transitverkehr, wenn als Halter des Fahr­

zeuges gegnerische Dienste, Institutionen, Organisationen 

und Zentren bzw. Regierungs- oder Senatsdienststellen an­

gegeben sind bzw. die Vermutung besteht, daß das Fahrzeug 

von solchen Stellen eingesetzt i s t  . 
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Die PaOkontro 1leinhei ten haben mit den Grenzzollämtern 
die notwendige Verfahrensweise zur Sicherung des sich 
hieraus ergebenden Informationsbedarfs zur Kennzeichnung 
mitgeführter Funksendeanlagen (Funkrufname, Funkrufnummer 
Funkn;- wichen und Frequenz) bei wiederholten Einfahrten 
mi t Dä r genehm i gungen örtlich abzustimmen. 

2. Für die f e r n s c h r i f t l i c h e n Meldungen g i l  t folgendes Melde­

schema : 


1. Datum* 

2. Uhrzeit	 . .... 

3. Grenzübergangsstelle 

4. Reiseziel in der DDR (Angaben zur besuchten Person 


bzw. I n s t i t u t i o n ) 

5. Aufenthalt bis . . . 

6. Name	 • , 

1. Vorname 
8. gehören am 

9.	 Staatsangehörigkeit (entfällt bei Bürgern der BRD 


und Einwohnern Westberlins) 

10. Wohnort 

11. Kennzeichen und Typ des Fahrzeuges 

12. Funkrufname, Funkrufnummer, Funkrufzeichen 

13. Frequenz 


.3. Die fernmündlichen Meldungen durch die PKE in der Haupt­

stadt der ODR, Be r l i n , ( e i n s c h l i e O l i c h Grenzübergangs­

s t e l l  e Rudower Chaussee) erfolgen unter dem Kennwort "An­

tenne" an die Rufnummer 66143 im Hausnetz des MfS nur in 

Zeiträumen, für die eine Meldepflicht ausdrücklich f e s t ­

gelegt i s t  . Dieser Anschluß i s  t mit einem automatischen 

Anrufbeantworter beschaltet. Die Meldungen sind deshalb 

deutlich und zügig zu sprechen und haben zu enthalten! 
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1. Einreise-Grenzübergangsstelle '. ,. , , • 

2. Datum und Uhrzeit der Einreise 

3. Name und Vorname (buchstabiert) 

4. Geburtsdatum 

5. Kennzeichen und Typ des Fahrzeuges 

6. Funkrufname, Funkrufnummer, Funkrufzeichen 

7. Frequenz 

8. Aufenthalt bis . . . 

9.. Reiseziel (Name, Vorname und Anschrift der besuchten 


Person bzw. Angaben zur besuchten I n s t i t u  ­

tion) 


6.4.	 Die von den Grenzzollämtern übergebenen Anträge, Ge­

nehmigungen und Listen sind durch die PKE täglich auf 

dem Postweg direkt an die HA I I I  , Abt. 13, Referat 5, 

im MfS zu übersenden. 


7.	 Funksendeanlagen, die nicht fest eingebaut im Transport­

mittel mitgeführt werden, und für die eine Genehmigung 

zur Einfuhr nicht vorgewiesen bzw. vom GZA nicht e r t e i l  t 

werden kann (vgl. Z i f f  . 2.2.), können vom Reisenden bis 

zur Wiederausreise beim GZA hinterlegt werden. Bei Bür­

gern der CSSR, die für eine von ihnen mitgeführte Amateur 

funksteile nicht die erforderliche Amateurfunkgenehmigung 

der DDR vorweisen können, i s  t in Abstimmung zwischen PKE 

und GZA die Übergabe mit Gerät an das Zollorgan der CSSR 

zu prüfen. 


7.1.	 Die GZÄ sind angewiesen, bei Inanspruchnahme der Hinter­

legung vor Ausfertigung der Hinterlegungsbescheinigung 

den Reisenden vom Gerät zu trennen, das Gerät in einem 

gesonderten Raum (möglichst ohne Telefon) nach Entfer­

nung der Batterien und Abziehen der Antennen mittels 

Wolldecke schalldicht zu verpacken und den Diensthaben­

den O f f i z i e r der PKE zwecks Abstimmung des Inhalts der 




IV/3/3 

Seite 10 


Befragung im Zusammenhang mit der Ausfertigung der Hin­

terlegungsbescheinigung zu informieren. 


Wird die Möglichkeit der Hinterlegung nicht genutzt, 

trennen die GZÄ den Reisenden bis zur unmittelbaren 

Rückfahrt ebenfalls vom Gerät und̂  prüfen in Abstimmung 

mit dem Diensthabenden O f f i z i e r der PKE ebenfalls die 

Möglichkeit einer Befragung. 


Zu Feststellungen gemäß Ziffern 7.1. und 7.2. übergibt 

das GZA der PKE ein Feststellungsprotokoll mit den v o l l ­

ständigen Personalien des Reisenden, einer genauen Be­

schreibung des Verwahrortes und Zustandes des Gerätes 

bei der Feststellung, Angaben zum Verhalten des Reisen­

den vor und nach der Feststellung, Äußerungen des Rei­

senden zu Herkunft, Verwendungszweck, technischen Details 

des Gerätes sowie Ziel und Zweck der Reise einschließlich 

f e s t g e s t e l l t e r Verbindungen in der DDR. 

Das Protokoll i s  t der Abteilung I I  I der Bezirksverwaltung 

bzw. in Berlin der HA-111/13 zu übermitteln. 


Von den Grenzzollämtern wegen Verletzung der geltenden 

Bestimmungen eingezogene Funksendeanlagen sind mit einem 

Feststellungsprotokoll (vgl. Z i f f . 7.3.) an die PKE zu 

übergeben. 

•Die PKE veranlassen über das OLZ der HA I I  I des MfS fern­

mündlich (Rufnummer 66311) die Abholung des Gerätes durch 

die zuständige Diensteinheit der Linie I I  I an der Grenz­

übergangsstelle. 
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ZoHwwsHung <tar 
Dautachcn DwnokrattocłMn Republik 

Grenzzollamt 

Genehmigung Nr. A 1 32002 
Gemäß den Bestimmungen des Gesetzes vom 29. November 1965 über das Post- und Fem­
meldewesen (GBl. I Nr. 31 S. 346) wird in Ermächtigung des Ministers für Post- und Fem­
meldewesen 

Herrn/Frau 
(Vom» n.) 

(Geburtsdatum) (r\jetleib.lM ) OrVcłwort) 

(Strafte) (Haus-Nr.) 

(Nr. daa PseessfrersonalauBweieaa) 

(pol. Kannzeichen und Typ dea Kfz - Name und Typ daa ScMfea - Nr. daa Seriienenfahrzeugea) 
Reiseroute! 

die Genehmigung zum Mitführen der nachfolgend bezeichneten Funksendeanlage erteilt. 

(Typ dm G~*tm) (Nr. öm GarihM) 

<L*Mtung) (Fr«qu«nzfo«r«ioh) 

(Frvquanzvn) (RutMichan. Funknifnumm«r) (Nr. dar Uonnzurkunóa) 

Die Genehmigung berechtigt nur zum Mitführen, jedoch nicht zum Betreiben des Gerätes auf 
dem Hoheitsgebiet der DDR. 

Die Funksendeenlage ist bei jedem Grenzübertritt den zuständigen Organen der DDR unter 
Vortage dieser Genehmigung unaufgefordert anzugeben. 

Die Genehmigung ist nach Ablauf der Gültigkeit bzw. bei der letzten Ausreise am Grenz­
übergang unaufgefordert abzugeben. 

Zuwiderhandlungen können entsprechend den Rechtsvorschriften der DDR geahndet werden. 
Daneben kann die Genehmigung widerrufen werden. 

Die Genehmigung hat Gültigkeit am/bis: . 

Gebühr von Mark bezahlt. 
fmWortsn) 

Kontrollstempel 
des GZA 

• M i l 111/4/14 ZV 37 t 
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An den Ministerrat der 00009  1 
Deutschen Demokratischen Repu >iik IV/3/3 
Ministerium für Post- und Fern mfjlrtewfisen Anlage 2 

Antrags 

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen der Deutschen Demokratischen 
Republik beantrage ich 

Name Vornams 

Gebur tsdatum Postleitzahl Wohnort 

Straße Haus-Nr. 

Nr. dos Passes/Personalausweises 

Pol. Kennzeichen des Kfz. — Name und Typ des Schiffes 

die Erteilung einer Genehmigung zum Mitführen der nachfolgend bezeichneten 
Funksendeanlage auf dem Territorium der Deutschen Demokratischen Republik 

Typ des Gerätes Nr. des Gerätes 

• 
Leistung FrequenzbereFch 

Frequenzen Rufzeichen, Funkrufnummer Nr. der Lizenzurkunde 

Ich versichere, daß ich das Gerät auf dem Gebiet der Deutschen Demokra­
tischen Republik nicht betreiben und in unverändertem Zustand aus dem Ge­
biet der DDR wieder ausführen werde. 
Mir ist bekannt, daß Zuwiderhandlungen entsprechend den Rechtsvorschriften 
der DDR geahndet werden. 

.., den 
Ort Unterschrif t 

*) Bi t te, in Blockschrift ausfü l len 

A  G 309-15632-276-73 VV Ha l l  e 8. 73 IV-10-41 ZV 276 
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Anlage 3 


Grenzzollamt: 


Nr. der erteilten Funkgenehmigxrng: 


Tag und Uhrzeit der Ein-/Ausreise: 


Art des Transportmittels: ' 


Polizeiliches Kennzeichen: 


Name, Vorname: 


Datum d. voraussieht!. Wiederausreise: 


Vorgesehene Wiederausreise-GZA: 


111/4/14 Z V 275 

Die Grenzzollämter füllen zwei Exemplare des 

Vordrucks ZV 275 aus und sind angewiesen, das 

O r i g i n a l an die PKE zu übergeben. 
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Zusammenwirken bei der Überwachung der Ein-, Aus- und Durch­

fuhr von Schußwaffen, patronierter Munition, Schußgeräten, 

Kartuschen sowie Sprengmitteln und pyrotechnischen Erzeug­

nissen 


Die Paßkontrolleinheiten haben in Durchsetzung der in 

der Dienstanweisung Nr. 3/82 des Ministers für Staats­

sicherheit vom 22. Dezember 1982 getroffenen Festlegun­

gen im Zusammenwirken mit den Grenzzollämtern zu gewähr­

leisten, daß im grenzüberschreitenden Verkehr die Ein-, 

Aus- und Durchfuhr von Schußwaffen, patronierter Muni­

tion, Schußgeräten, Kartuschen sowie Sprengmitteln und 

pyrotechnischen Erzeugnissen nur in Übereinstimmung mit 

den in den geltenden Rechtsvorschriften der DDR festge­

legten Bedingungen zugelassen und überwacht wird sowie 

Versuche der illegalen Ein-, Aus- und Durchfuhr dieser 

Gegenstände aufgedeckt und unterbunden werden. 


Die Verordnung über den Verkehr mit Schußwaffen, patro­

nierter Munition, Schußgeräten und Kartuschen - Schuß­

waffenverordnung - vom 26. März 1987 (GS PK - Sig. Nr. 

5410) und die dazu erlassene Erste und Zweite Durchfüh­

rungsbestimmung vom 26. März 1987 (GS PK Sig.-Nr. 5411 

und 5415) bestimmen eine Erlaubnispflicht für die 


- Ein-, Aus- und Durchfuhr von 

. Schußwaffen, 

. wesentlichen Teilen von Schußwaffen, 

. patronierter Munition; 


- Ein- und	 Ausfuhr von 

. gebrauchsunfähigen Schußwaffen, 

. funktionsuntüchtigen wesentlichen Teilen von Schuß­
wa f fen ; 
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- Ein- und Durchfuhr von 

. Kartuschen; 


- Einfuhr von 

. Schußgeräten, 

. wesentlichen Teilen von Schußgeräten, 


)
Die Ein- und Ausfuhr von Nachbildungen von Schußwaf­

fen und Vorderladern i s  t grundsätzlich nicht gestat­

tet. Über Ausnahmen entscheidet das Ministerium des 

Innern. 


2.1.	 Reisenden im Transitverkehr kann nach durch den Mi­

nister des Innern festgelegten Bestimmungen durch 

die GZÄ die Durchfuhr von der Zollkontrolle vorge­

führten Schußwaffen, wesentlichen Teilen von Schuß­

waffen, patronierter Munition und Kartuschen in mit 

Zollverschlüssen versehenen zollverschlußsicheren 

Behältnissen erlaubt werden, wenn der Reisende nach­

weist bzw. glaubhaft erkennbar i s t  , daß die Schuß­

waffen und patronierte Munition dem persönlichen Be­

darf des Reisenden dienen und von ihrer Art und Zweck­

bestimmung her international üblich zur Dagd, zum 

Sportschießen, zur Ausübung des Berufs bzw. zum 

persönlichen Schutz Verwendung finden. 


2.1.1. Im Transitverkehr zwischen der BRD und Westberlin ha­

ben die GZÄ in jedem F a l  l der Feststellung des Mit­

führens von Schußwaffen und patronierter Munition 


. .	 durch Angehörige bewaffneter Organe der BRD bzw. 

Westberlins vor Erlaubniserteilung eine Abstimmung 

mit der PKE auf Zugführerebene herbeizuführen. 


Zu den Grundsätzen der Genehmigung von Transitreisen zwischen 

der BRD und Westberlin für Angehörige der bewaffneten Organe 

der BRD bzw. Westberlins vgl. PKO 1/2/1, Z i f f  . 1.1., Buchst, f) 
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Der Zugführer der PKE kann einer Erlaubniserteilung 

an erkannte Angehörige bewaffneter Organe der BRD 

bzw. Westberlins zustimmen, wenn es sich um eine in 

Privatbesitz befindliche Pistole, Oagd- oder Sport­

waffe und dazugehörige Munition oder die Dienstpistole 

und die dazugehörige Munition handelt. 

Darüber hinaus kann der Zugführer der PKE einer Er­

laubniserteilung von je einer Maschinenpistole und 

der dazugehörigen Munition pro Sicherheitsbegleiter 

exponierter Persönlichkeiten oder der Erlaubnisertei­

lung im Rahmen einer eventuell vorliegenden Avisie­

rung zustimmen . 


Beim Auftreten anderer über diesen Rahmen hinausgehen­

der Fälle der Mitfuhr von Schußwaffen und patronierter 

Munition durch im Kontrollprozeß erkannte Angehörige 

bewaffneter Organe der BRD bzw. Westberlins - z. B. 

die Mitfuhr von Maschinenwaffen, langen Dienstwaffen,

mehreren Schußwaffen gleicher Art durch eine Person,

große, den persönlichen Bedarf weit übersteigende Men­

gen an patronierter Munition - i s t die Entscheidung

des Leiters der HA VI oder seines 1. Stellvertreters 

über die Erlaubniserteilung bzw. die Versagung der 

Durchfuhr herbeizuführen. 


.1.2. Die GZÄ sind angewiesen, f a l l s mehrere Personen reisen 

und Schußwaffen mitführen, jeder Person für dievon ihr 

mitgeführte Schußwaffe/patronierte Munition die entspre 

chende Erlaubnis zu erteilen und die Erteilung von Sam­

melerlaubnissen an eine Person zur Durchfuhr von meh­

reren Personen mitgeführten Schußwaffen zu unterbinden. 
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.1.3. Die Durchfuhr von der Zollkontrolle vorgeführten 

Schußgeräten im Sinne § 3 (5) der Schußwaffenver­

ordnung bedarf keiner Erlaubnis. Sie wird jedoch 

nur in mit Zollverschluß versehenen zollverschluß­

sicheren Behältnissen Zugelassen. 


In den durchgehenden Reisezügen und Autobussen im 

Transitverkehr zwischen der BRD und Westberlin wer­

den nur Luftdruckwaffen unter Verschluß genommen 

(sonstige vorgeführte Schußgeräte können hier unver­

schlossen mitgeführt werden). 


.2. Reisende im Wechselverkehr müssen beim Grenzübertritt 

die erforderliche Erlaubnis zur Ein- bzw. Ausfuhr 

mitgeführter Schußwaffen (dazu zählen auch gebrauchs­

unfähige Schußwaffen sowie funktionsuntüchtige wesent­

liche Teile von Schußwaffen), patronierter Munition, 

Schußgeräte oder Kartuschen vorweisen. 


.2.1. Für die Ein- und Wiederausfuhr von Sportwaffen und 

Munition durch Sportdelegationen aus anderen Staaten 

oder Westberlin wird die Erlaubnis durch einen Geneh­

migungsvermerk auf dem Antrag des einladenden Sport­

verbandes der DDR, in dem a l l  e Daten über die mitge­

führten Waffen und Munition (Anzahl, Art, Mr., K a l i  ­

ber) , die Bezeichnung der eingeladenen Sportdelegation 

und der Anlaß der Einladung, die Daten der Ein- und 

Wiederausreise sowie die dafür vorgesehenen Grenzüber­

gangsstellen enthalten sein müssen, e r t e i l t  . 


.2.2. Für die Aus- und Wiedereinfuhr von Sportwaffen und 

Munition durch Sportdelegationen der DDR i s  t eine 

Schußwaffenbegleitliste der Armeesportvereinigung 
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"Vorwärts", der Zentralen Leitung der Sportvereini­

gung "Dynamo", der Gesellschaft für Sport und Tech­

nik einschließlich des Schützenverbandes der DDR 

oder des Deutschen Skiläufer-Verbandes der DDR er­

forderlich, die von den damit Beauftragten unter­

zeichnet sein muß und in der neben der Bezeichnung 

der jeweiligen Delegation und des Verantwortlichen 

die mitgeführten Schußwaffen und Munition nach Art, 

Anzahl, Nr. und Kaliber aufgeführt und die Daten der 

Aus- und Wiedereinreise einschließlich der dafür 

vorgesehenen Grenzübergangsstellen enthalten sein 

müssen. 


Diese Regelung g i l t nur für die Aus- und Wiederein­

fuhr von Schußwaffen und Munition aus den Beständen 

der jeweiligen Sportverbände. Sie g i l  t nicht für 

die Einfuhr von außerhalb der DDR erworbenen bzw. 

als Geschenk erhaltenen Schußwaffen einschließlich 

patronierter Munition. 


2.3.	 Die Ausfuhr von in der DDR ordnungsgemäß gegen frei 

konvertierbare Währungen im Exportkontor Suhler Jago 

waffen, Suhl (während der Leipziger Messen ab Messe­

stand in Leipzig) erworbenen Jagdwaffen und Munition 


. i s  t vom	 Ministerium des Innern, Abt. Erlaubniswesen, 

global genehmigt. 

Die Ausfuhr wird im Zusammenwirken zwischen den Bin­

nenzollämtern Suhl bzw. Leipzig und den Grenzzoll­

ämtern überwacht, erfolgt im Zollanweisungsverkehr 

und unter Zollverschluß. 
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2.3.	 Im Güterverkehr i s  t die erforderliche Erlaubnis zur 

Ein-, Aus- bzw. Durchfuhr mindestens zwei Werktage 

vor dem beabsichtigten Beförderungstermin über den 

VEB Deutrans, Generaldirektion, 108 Berlin, Otto­
Grotewohl-Str. 25, zu beantragen. 


Die Erlaubnis wird dem jeweiligen Grenzzollamt durch 

das Ministerium des Innern, HA Schutzpolizei bzw. 

Abt. Erlaubniswesen, fernschriftlich mitgeteilt. 


2.3.1. Die Grenzzollämter veranlassen bei genehmigten Güter­

transporten mit Schußwaffen und patronierter Munition 

zur Einfuhr vor Weiterleitung der Sendung eine Ver­

ständigung der für die Grenzübergangsstelle zustän­

digen 


- Dienststelle der Transportpolizei (bei Eisenbahn­

transporten) bzw. 


- BDVP	 (Operativstab), • • 


denen die Entscheidung über eine eventuelle Beglei­

tung des Transportes durch Kräfte der DVP bis zum 

Empfänger obliegt. 


2.3.2. Sendungen mit Jagd- bzw. Sportwaffen sowie patronier­

ter Munition im kommerziellen Verkehr vom bzw. an den 

VEB Fahrzeug- und Jagdwaffenwerk "Ernst Thälmann" Suhl 

sind durch Erlaubnis des Mdl vom 9. 7. 1969 global ge­

nehmigt. Die globale Erlaubnis g i l  t nicht für die Mit­

nahme von Schußwaffen und patronierter Munition im 

Reiseverkehr. 
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2.3.3. Der Transport von Schußwaffen und patronierter Mu­

nition im Güterverkehr hat in zollverschlußsicheren 

Transportmitteln unter Zollverschluß zu erfolgen. 


3.	 In Übereinstimmung mit den Regelungen des Gesetzes 

über den Verkehr mit Sprengmitteln (Sprengmittel­

gesetz) vom 25. März 1982 (GS PK Sig. Nr. 5401) und 

der dazu erlassenen Ersten und Zweiten Durchfüh­

rungsbestimmung vom 31. März 1982 (GS PK Sig. Nr. 

5402 bzw. 5403) g i l  t für die Ein-, Aus- und Durch­

fuhr von Sprengmitteln, sprengkräftigen Zündmitteln 

(Sprengkapseln, Sprengzünder, detonierende Spreng­

schnüre) und pyrotechnischen Erzeugnissen: 


3.1.	 Im Reiseverkehr i s  t die Mitnahme derartiger Gegen­

stände verboten. 

Ausgenommen von diesem Verbot sind im Transitverkehr 

zum persönlichen Gebrauch in geringen Mengen mitge­

führte • 


-	 pyrotechnische Erzeugnisse, die als Scherzartikel 

oder Zubehör für Spielwaren verwendet werden (vgl. 

§ 1 der Zweiten DB zum Sprengmittelgesetz - Gruppe 4) 


- pyrotechnische Erzeugnisse, die ausschließlich im 

Freien von Personen ohne besonderen Befähigungs­

nachweis verwendet werden dürfen (vgl. § 1 der Zwei­

ten DB zum Sprengmittelgesetz - Gruppe 3) in der 

Zeit vom 1. 12. bis 28. 2. (in der Zeit vom 1. 3. 

bis 30. 11. jeden Oahres i s  t die Durchfuhr pyro­

technischer Erzeugnisse der Gruppe 3 erlaubnis­

pflichtig, die Erlaubnis kann durch die Grenzzoll­

ämter unter den in Ziffer 2.1. genannten Bedingun­

gen e r t e i l  t werden). 
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Im Wechselverkehr bestehen keine Ausnahmen vom Ver­

bot des Mitführens von Sprengmitteln durch Reisende 

(vgl. hierzu auch die für Sprengmittel, sprengkräf­

tige Zündmittel sowie pyrotechnische Erzeugnisse 

- auch selbstgefertigte - bestehenden Ein- und Aus­

fuhrverbote gemäß Ziffern 1. in den Anlage 1 und 2 

zur 11. Durchführungsbestimmung zum Zollgesetz vom 

12. 12. 1968, GS PK Sig. Nr. 2110). 


3.2.	 Im Güterverkehr i s  t die Ein-, Aus- und Durchfuhr 

dieser Gegenstände erlaubnispflichtig. Die für 

Schußwaffen bestehenden Regelungen gelten analog 

(vgl. Ziffern 2.3., 2.3.1., 2.3.3.). 


4.	 Die Grenzzollämter sind angewiesen, a l l e Reisenden, 

einschließlich des Personals von Gütertransportmit­

teln, zum Mitführen von erlaubnispflichtigen Gegen­

ständen zu befragen und die Zollkontrolle zielgerich 

tet auf die Feststellung von Schußwaffen, patronier­

ter Munition, Schußgeräten, Kartuschen sowie Spreng­

mitteln und pyrotechnischen Erzeugnissen auszurich­

ten. Bei durchgehenden Autobussen im Transitverkehr 

zwischen der BRD und Westberlin erfolgt eine derar­

tige Befragung lediglich gegenüber dem eingesetzten 

Reiseleit er. 


4.1.	 Die Grenzzollämter sind angewiesen, die in den Zif­

fern 2. und 3. beschriebenen Erlaubnispflichten und 

Verbote auch gegenüber Diplomaten, die nicht in der 

DDR akkreditiert sind, sowie diese u. U. begleiten-


i den Sicherheitspersonale durchzusetzen. 
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4.2.	 Gegenüber in der DDR akkreditierten Diplomaten und 

ihnen gleichgestellten Personen erfolgt die Durch­

setzung der bestehenden Erlaubnispflichten für den 

Verkehr mit Schußwaffen , patronierter Munition, Schuß­

geräten und Kartuschen über das Ministerium für Aus-, 

wärtige Angelegenheiten. 


4.3.	 Transporte der erlaubnispflichtigen Gegenstände gemäß 

Ziffern 2. und 3. 


- durch Militärorgane der westlichen Unterzeichner­

mächte des Vierseitigen Abkommens bzw. Militärange­

hörige dieser Staaten, 


- durch Militärmissionen, 

- durch Militärorgane bzw. Militärangehörige der T e i l  ­


nehmerstaaten des Warschauer Vertrages, 


- durch Militärorgane und Militärangehörige der Gruppe 

der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland, 


- im Auftrage oder durch bewaffnete Organe der DDR 

im Rahmender Festlegungen der zuständigen, Ministerien 


werden durch die Grenzkontrollorgane der DDR nicht kon­
t r o l l i e r t  . 


4.4.	 Für auf Hochseeschiffen mitgeführte Schußvtaf fen , pa­
tronierte Munition, Kartuschen, Schußgeräte, Spreng- . 

mittel sowie pyrotechnische Erzeugnisse, soweit es 

sich dabei nicht ujm Frachtgut handelt , gelten die be­

stehenden Erlaubnispflichten nicht. Diese Gegenstände 

werden bis zur Ausklarierung unter Verschluß genommen. 




BStU 	 IV/3/4 
Seite 10 000112 


Werden im Binnenschiffsverkehr auf Binnenschiffen, die 

auch	 im Küstenverkehr eingesetzt sind, Signalgegenstän­

de des Seenotdienstes (Leuchtpistolen, Leuchtkugeln 

u.a.) festgestellt, i s  t die Ein- bzw. Durchfuhr eben­

f a l l  s ohne Erlaubnis unter Zollverschluß zugelassen. . 

Die Wiederausfuhr wird überwacht. 


5  .	 Zur Gewährleistung der operativen Wirksamkeit der Maß­
nahmen zur Überwachung der Ein- und Wiederausfuhr von 
im Transitverkehr mitgeführten Schußwaffen und patro­
nierter Munition i s  t ein enges Zusammenwirken der Paß­
kontrolleinheiten mit den Grenzzollämtern zu gewähr­
leisten . 

5.1.	 Die GZÄ sind angewiesen, die PKE über a l l e jene Fälle 

zu informieren, wo die Wiederausfuhr der zur Durchfuhr 

eingeführten Schußwaffen und patronierter Munition 


- im Transitverkehr zwischen der BRD und Westberlin 

nicht innerhalb von 6 Stunden nach dem Zeitpunkt 

der Einreise, 


- im übrigen Transitverkehr nicht innerhalb vpn 12 

Stunden nach dem Zeitpunkt der Einreise, 


erfolgte. 


Darüber hinaus haben die Grenzzollämter die Paßkontroll­

einheiten bei gesonderter Festlegung bzw. auf Anforderung 

durch die Paßkontrolleinheit zeitweilig (z. B. bei Ak­

tionszeiträumen) über jede Erlaubniserteilung zur Mit­

fuhr von Schußwaffen und patronierter Munition sofort 

in Kenntnis zu setzen. 
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5.2.	 In a l l e n Fällen der Übermittlung einer Information über 

eine noch nicht erfolgte Wiederausfuhr von Schußwaffen 

und patronierter Munition i s  t durch die PKE 


-	 eine Überprüfung vorzunehmen, ob der betreffende Rei­

sende an dieser oder einer anderen Grenzübergangsstel­

le bereits a u s r e i s t e , ohne daß das Mitführen der Schuß 

waffen und patronierten Munition erkannt wurde; 


-	 die jew e i l i g e Diensteinheit der Linien V I I und V I I I 

über noch nicht ausgereiste Transitreisende, die 

Schußwaffen und patronierte Munition mitführen, zu 

in formieren; 


das OLZ der HA VI über die nichterfolgte Wiederaus­

fuhr von Schußwaffen und patronierter Munition fern­

s c h r i f t l i c h zu informieren, wenn vom Zeitpunkt der 

Ei n r e i s e an im Transitverkehr zwischen der BRD und 

Westberlin mehr a l s zwo1f Stunden und im übrigen 

Transitverkehr mehr a l s vierundzwanzig Stunden ver­

strichen sind. 


6.	 Die Grenzzollämter sind angewiesen, die Paßkontroll­

einheiten über a l l e Feststellungen zu nicht erlaubtem 

Mitführen von Schußwaffen, patronierter Munition, 

Schußgeräten, Kartuschen sowie Sprengmitteln und pyro­

technischen Erzeugnissen einschließlich solcher Fälle, 

wo zur Anwendung der den Grenzzollämtern eingeräumten 

Möglichkeit der Erlaubniserteilung auf Grund der Um­

stände des E i n z e l f a l l e s Zweifel bestehen bzw. derar­

tige Gegenstände in aufgegebenem Reisegepäck festge­

s t e l l  t werden, zu informieren. 
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Die Leiter der Paßkontrolleinheiten haben den festge­

s t e l l t e n Sachverhalt unter Berücksichtigung a l l e  r Um­

stände des E i n z e l f a l l e s und der Persönlichkeit des Rei­

senden (gegebenenfalls sind entsprechende Prüfungen in 

den Karteimitteln vorzunehmen) zu prüfen und unter Be­

achtung nachstehender Grundsätze im Zusammenwirken mit 

dem GZA eine Entscheidung zu treffen bzw. dem L e i t e r 

der Abteilung VI, in Berlin dem 1. S t e l l v e r t r e t e r des 

L e i t e r s der HA VI, einen entsprechenden Entscheidungs­

vorschlag zwecks Herbeiführung einer Entscheidung unter 

Beachtung der in der Dienstanweisung Nr. 3/82 des Mi­

n i s t e r s für S t a a t s s i c h e r h e i t vom 22. Dezember 1932 

(WS MfS o08 - 76/32), Z i f f e r 3.5., getroffenen F e s t ­

legungen zu unterbreiten. 


6.1.	 Der Zollkontrolle vorgeführte Schußwaffen, patronierte 

Munition, Schußgeräte, Kartuschen sowie Sprengmittel 

und pyrotechnische Erzeugnisse, für die eine erforder­

l i c h e Erlaubnis nicht vorgewiesen werden kann bzw. für 

die eine Erlaubniserteilung durch das GZA nicht zuläs­

s i g i s t  , können vom Reisenden - soweit durch die PKE 

aus besonderen politisch-operativen Gründen keine andere 

Entscheidung zu treffen i s  t - unmittelbar zurückgeführt 

werden. Bei der Entscheidung über die Zulassung der un­

mittelbaren Rückführung vorgeführter e r l a u b n i s p f l i c h ­

t i g e r Gegenstände sind die Persönlichkeit des Reisenden 

und eventuelle Hinweise auf einen i l l e g a l e n B e s i t z der 

vorgeführten Gegenstände im Heimatstaat des Reisenden zu 

berücksichtigen. An den Grenzübergangsstellen an der 

Staatsgrenze zur CSSR und VR Polen sind bei Zulassung 

der unmittelbaren Rückführung die Kontrollorgane des 

Nachbarstaates zu informieren. 
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I s  t die unmittelbare Rückführung nicht möglich oder 

der Reisende dazu nicht bereit , kann er auf die Gegen 

stände verzichten . Anderenfalls sind die Gegenstände 

vom GZA formell einzuziehen. 


Bei selbstgefertigten Sprengmitteln einschließlich 

selbstgefertigten pyrotechnischen Erzeugnissen i s  t 

eine Rückführung nicht zuzulassen , sie sind in jedem 

F a l  l einzuziehen. 


Eine Hinterlegung der genannten erlaubnispflichtigen 

Gegenstände bei den Grenzzollämtern wird grundsätz­

l i c h nicht zugelassen. 


Im Ausnahmefall kann in die DDR einreisenden Personen 

für die keine Möglichkeit der Rückführung einer zur 

Kontrolle vorgeführten Schußwaffe, zu deren Besitz 

sie nach den Rechtsvorschriften ihres Heimatstaates 

berechtigt sind, die Hinterlegung der Schußwaffe ein­

schließlich dazugehöriger Munition bis zur Wiederaus­

reise bei der Paßkontrolleinheit eingeräumt werden 

(vgl. Ziffer 3. 5.2. der DA Nr. 3/82 des Ministers für 

Staatssicherheit). ' 


6.1.1. Werden von Sportdelegationen mitgeführte Schußwaffen 

sowie patronierte Munition, die zur Verwendung bei 

Sportveranstaltungen vorgesehen sind, ohne die erfor­

derliche Erlaubnis vorgeführt, i s  t nach Klärung der 

Umstände im Zusammenwirken zwischen dem OLZ der HA VI 

und dem Operativstab der Hauptverwaltung der Zollver­

waltung der DDR eine Entscheidung des Mdl herbeizu­

führen. 
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6.2.	 Bei der Ausreisekontrolle vorgeführte Schußwaffen, pa­
tronierte Munition, Sprengmittel und pyrotechnische 

Erzeugnisse, für die die notwendige Erlaubnis zur Aus­

fuhr nicht vorgewiesen werden kann, unterliegen nach 

Klärung a l l e r Umstände des Einzelfalles der Einziehung. 


6.3.	 Reisende im Transitverkehr zwischen der BRD und West­

berlin, die das Mitführen erlaubnispflichtiger Gegen­

stände auf Befragung verneinen, bei denen jedoch das 


. Mitführen	 derartiger Gegenstände offensichtlich i s t  , 

haben diese Gegenstände zwecks Identifizierung und 

Durchsetzung bestehender Erlaubnispflichten vorzufüh­

ren. Das g i l  t auch gegenüber politischen Repräsentan­

ten aus der BRD bzw. Westberlin, bei denen in solchen 

Fällen durch das GZA, bevor die Forderung zur Vorfüh­

rung erhoben wird, eine Konsultation mit der PKE er­

folgt. 


Bestehen lediglich Anhaltspunkte auf das Mitführen 

erlaubnispflichtiger Gegenstände, i s  t durch die PKE 

auf Hinweis des GZA zu prüfen, ob nach den dafür gel­

tenden Festlegungen eine Verdachtskontrolle gemäß Ar­

t i k e  l 16 des Transitabkommens zu beantragen i s  t oder 

entsprechende Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen ein­

zuleiten sind. 


6.4.	 Werden im Güterverkehr im Ein- oder Ausgang Sendungen 

mit Schußwaffen, patronierter Munition, Schußgeräten, 

Kartuschen, Sprengmitteln oder pyrotechnischen Erzeug­

nissen festgestellt , für die die notwendige Erlaubnis 

nicht vorliegt bzw. ergeben sich zwischen vorliegender 

Erlaubnis und der Sendung Differenzen, wird durch das 

GZA über den Operativstab der Hauptverwaltung der Zoll­

verwaltung der DDR die Entscheidung des Mdl über die Be­

handlung der Sendung herbeigeführt und die PKE verstän­

digt . 


) 


) 
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Die PKE hat für die Zeit der Klärung des Sachverhaltes 

bzw.	 der Aussetzung der Sendung ihre Sicherung an einem 

s p e z i e l l dafür vorgesehenen Platz an der Grenzübergangs­

s t e l l e in Abstimmung mit dem Kommandanten der Grenzüber­

gangsstelle und dem GZA zu organisieren. Transport- bzw, 

Begleitpersonal i s  t von der Sendung, soweit dem nicht 

unmittelbar vorzunehmende Abfertigungshandlungen ent­

gegenstehen, zu trennen. 


6.5.	 Bei der Z o l l k o n t r o l l e im Reiseverkehr f e s t g e s t e l l t e 

nicht vorgeführte Schußwaffen, patronierte Munition, 


'	 Schußgeräte, Kartuschen, Sprengmittel und pyrotech­

nische Erzeugnisse unterliegen der Einziehung durch 

die Grenzzollämter. 


6.5.1. Von einer Einziehung i s  t l e d i g l i c h Abstand zu nehmen, 

wenn eine E r l a u b n i s p f l i c h t nicht besteht (Schußgeräte 

bei Durch- und Ausfuhr, Kartuschen in der Ausfuhr, be­

stimmte pyrotechnische Erzeugnisse in der Durchfuhr) 

und die Umstände des E i n z e l f a l l e s dies zulassen. Die 

Entscheidung i s  t in Abstimmung zwischen PKE und GZA 

zu t r e f f e n . 


6.5.2. Werden bei Reisenden im Transit zwischen der BRD und 

Westberlin im Ausgang er l a u b n i s p f l i c h t i g e Gegenstände 

f e s t g e s t e l l t , die bei der E i n r e i s e nicht angemeldet 

wurden, führt das GZA eine Entscheidung über den Opera­

tivstab der Hauptverwaltung der Zollverwaltung der DDR 

herbei . 


6.6.	 Die L e i t e r der Paßkontrolleinheiten haben in Abstimmung 

mit den Leitern der Grenzzollämter unabhängig von der 

Einziehung gemäß Z i f f e r 6.5. in a l l e n Fällen der Fest­
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S t e l l u n g von nicht vorgeführten e r l a u b n i s p f l i c h t i g e n 

Gegenständen unter Beachtung a l l e  r Umstände des E i n ­

z e l f a l l e s und der Persönlichkeit des Reisenden zu prü­

fen, ob eine S t r a f t a t oder Ordnungswidrigkeit v o r l i e g t 

und dem L e i t e r der Abteilung VI, in B e r l i n dem 1. S t e l l  ­

v e r t r e t e r des L e i t e r s der Hauptabteilung VI, einen Ent­

scheidungsvorschlag zur Einleitung eines Verfahrens zur 

Verfolgung von Z o l l - und Devisenverstößen-bzw. einesEr­
mittlungsverfahrens zu unterbreiten. 


i	 'i. 

7.	 Die Paßkontrolleinheiten haben die Grenzzollämter bei 

der Überwachung der Ausfuhr von in der DDR gegen f r e i 

konvertierbare Währung erworbenen Jagdwaffen und Muni­

tion zu unterstützen. 


Der AHB Transportmaschinen Export-Import ,. Kontor Suhler 

Jagdwaffen, Suhl, der a l l e i n zum Verkauf von Jagdwaffen 

und Munition an Ausländer berechtigt i s t  , vermerkt in 

den Ausreisedokumenten der Käufer von Jagdwaffen mit 

R o t s t i f t deutlich sichtbar ein "S". Durch die PKE i s  t 

bei Feststellung solcher Kennzeichnung die Information 

des GZA zur Sicherstellung der festgelegten Maßnahmen 

der Zollabfertigung, die im formellen Zollanweisungs­

verkehr e r f o l g t , zu gewährleisten. 


3.	 Von den Grenzzollämtern eingezogene Schußwaffen, patro­
nierte Munition, Schußgeräte, Kartuschen und Sprengmit­

t e l einschließlich pyrotechnischer Erzeugnisse sind 

durch die Paßkontrolleinheiten zu übernehmen und unter 

Beachtung der für den Umgang mit derartigen Gegenstän­

den im MfS geltenden innerdienstlichen Bestimmungen an 

die selbständigen Referate BCD der Bezirksverwaltungen 

für S t a a t s s i c h e r h e i t , in Berlin an das selbständige Re­

ferat BCD der HA VI, zu übergeben. 
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Die Weiterleitung der eingezogenen Schußwaffen, patro­
nierten Munition, Schußgeräte, Kartuschen und Spreng­

mittel einschließlich pyrotechnischer Erzeugnisse an 

die Referate BCD i s  t nach der Postordnung des MfS nach­

zuweisen. Erfolgte die Einziehung durch das GZA formell 

(mittels Beschlagnahme - Einziehungsentscheid, ZV 173, 

179, 180 bzw. ZV 184), i s t dem Referat BCD sc h r i f t l i c h . 

folgendes mitzuteilen: "Die Beschwerdefrist gegen den 

Einziehungsentscheid des Grenzzollamtes ... läuft am ... . 

(Datum des Tages der Aushändigung/Zustellung des Ein­

ziehungsentscheides plus vier Wochen) ab. Eine Vernich­

tung bzw. anderweitige Abverfügung der eingezogenen Ge­

genstände i s t erst nach dem ... (vorstehendes Datum plus 

weitere 2 Wochen) zulässig." 
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Behandlung von Hieb- und Stichwaffen 


1. Die Grenzzollämter	 sind angewiesen, die Zulassung von 

durch Reisende im Wechsel- und Transitverkehr mitgeführ­

ten Hieb- und Stichwaffen zur Ein- bzw. Durchfuhr in 

Abstimmung mit den Paßkontrolleinheiten zu treffen. 


2. Im Wechselverkehr i s  t die Einfuhr von Hieb- und Stich­

waffen, wie Schlagringen, Schlagstöcken, sogenannten 

Totschlägern, Karatestäben (Würgestäbe), Nunchaku, Wurf­

sterne u. ä., unabhängig davon, ob serienmäßig oder selbst 

gefertigt, sowie solcher Hieb- und Stichwaffen, durch die 

eine den Interessen der DDR widersprechende politisch­

ideologische Beeinflussung der Bürger der DDR gegeben i s t  , 

wie Seitenwaffen faschistischer bzw. imperialistischer Ar­

meen, Organe bzw. Verbände,einschließlich Nachbildungen, 

zu unterbinden. 


3. Hieb- und Stichwaffen, wie Säbel, Degen, Schwerter, Dolche, 

Speere u. ä., die als Zierwaffen bzw. Souvenir rechtmäßig 

außerhalb der DDR erworben wurden oder als Geschenk einge­

führt werden sollen, können zur Einfuhr zugelassen werden. 


4. Feststehende Messer sind in der Regel nicht zu beanstanden. 


5. Im	 E i n z e l f a l l notwendig werdende Einziehungen von Hieb- und 

Stichwaffen erfolgen formlos durch die Paßkontrolleinheiten 

auf der Grundlage von § 13 Abs. 4 in Verbindung mit § 20 

Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse der 

Deutschen Volkspolizei vom 11. Juni 1968 (GS PK - Sig. Nr. 

4115) . 

Mit den eingezogenen Hieb- und Stichwaffen i s  t wie mit Schuß 

waffen zu verfahren (vgl. PKO IV/3/4, Seite 16, Z i f f  . 8.). 

Die Einziehung i s  t im Lagefilm nachzuweisen. 
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Behandlung von durch Bürger der DDR mitgeführtem dienst- 1 


liehen Schriftgut 


1.	 Der Transport und die Mitnahme von vergegenständlichten 

Staatsgeheimnissen und anderem dienstlichen Schriftgut 

im grenzüberschreitenden Verkehr wird durch die "Anord­

nung über den Transport und die Mitnahme von vergegen­

ständlichten Staatsgeheimnissen und Dienstsachen im 

grenzüberschreitenden Verkehr" vom 15. 4. 1988 des Ministers 

für Auswärtige Angelegenheiten geregelt und unterliegt, 

soweit er nicht durch den Zentralen Diplomatischen Kurier­

dienst (ZDKD) beim MfAA bzw. einen als Kurier ad hoc ein­

gesetzten Bürger erfolgt, beim Grenzübertritt der Kon­

t r o l l e durch die Organe der Zollverwaltung der DDR. 


2. Staatsgeheimnisse und Dienstsachen werden in der Regel 

durch den ZDKD oder Kuriere ad hoc befördert. 

Lediglich bei Reisen nach der UdSSR, VR Polen, CSSR, Un­

garischen VR, VR Bulgarien, SR Rumänien, Mongolischen VR, 

VR China, SV Albanien, SFRj" und KDVR können Dienstsachen, 

mit geheimzuhaltenden Informationen, die besonders zu 

schützen sind (erkennbar durch die ausdrückliche Kenn­

zeichnung a l s "Dienstsache" oder die Angabe einer Registrier 

nummer) und einfache Dienstsachenjjbei Reisen in a l l e anderen 

Staaten und nach Westberlin nur einfache Dienstsachen 

(ohne besondere Kennzeichnung) durch Mitarbeiter der Or­

gane und Einrichtungen der DDR mitgeführt werden, wenn 

eine Mitnahmegenehmigung des Le i t e r s des Organs bzw. der 

Einrichtung e r t e i l  t wurde und bei der Ausreise vorgewie­
sen wird. 


3.	 Die Grenzzollämter sind angewiesen, sämtliche bei der 

Zollabfertigung von Dienstsachen getroffenen besonderen 

Feststellungen, wie z.B. 
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-	 das Nichtvorhandensein einer gemäß der Anordnung vom 

15. 4. 1988 erforderlichen Mitnahmegenehmigung, 


- d i  e Nichtvorführung mitgeführten dienstlichen S c h r i f t ­
•(, guts, v • v. 


-	 andere politisch-operative Feststellungen, die für die 

Sicherheitsinteressen der DDR von Bedeutung sein können 

(Mitführen von Staatsgeheimnissen durch Reisende, Mit­

. führen von besonders zu schützenden Dienstsachen durch 
,, Reisende nach anderen als den in Z i f f e r 2. genannten 

Staaten u . a . ) , 

unverzüglich den Paßkontrolleinheiten zu übermitteln und 

nach deren Entscheidung zu verfahren. 


Ausgehend von der inhaltlichen Prüfung der vom Grenzzoll­

amt getroffenen Feststellung i s  t durch den L e i t e r der 

Paßkontrolleinheit bzw. den diensthabenden O f f i z i e r in 

solchen Fällen die Herbeiführung einer Entscheidung im 

Zusammenwirken mit der objektmäßig zuständigen Dienst­

einheit des MfS bzw. der AG Geheimnisschutz der j e w e i l i ­

gen Bezirksverwaltung zu veranlassen. 

Ergibt die i n h a l t l i c h e Prüfung des Sachverhalts die Not­

wendigkeit einer derartigen Entscheidung nicht, kann das 

Grenzzollamt veranlaßt werden, die Feststellung nach s e i ­

nen Weisungen abschließend zu bearbeiten (Zurückweisung). 


Unabhängig von Vorstehendem haben die Paßkontrolleinheiten 

über a l l e durch die Grenzzollämter getroffenen besonderen 

Feststellungen die objektmäßig zuständigen Diensteinheiten 

des MfS nachträglich zu informieren. 
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Zusammenwirken bei der Kontrolls von Kraftfahrzeugen mit 

Sonderkennzeichen der DDRX 


1.	 Die Grenzzollämter haben die Ausfuhr von Kraftfahrzeugen 

ausländischer Vertretungen oder bevorrechteter Personen 

(Fahrz euge mit CD-,CC- bzw. CY-Kennzeichsn der DDR) nur 

Personen zu gestatten, 


- die Immunitäten	 und Privilegisn genießen (vgl. Anlage 1 

zu Abschnitt 1/2/4) oder 


sich als Mitarbeiter des Dienstleistungsamtes für Aus­

landsvertretungen durch ihren Dienstausweis legitimie­

ren oder 


- die eine Ausnahmegenehmigung des Zollamtes Berlin I 

vorlegen können. 


2. Werden bei der Paßkontrolle andere als zum Personal der 

ausländischen Vertretungen gehörende Personen als alleinig 

Nutzer derartiger Kraftfahrzeuge erkannt, i s  t sofort das 

Grenzzollamt zur Einleitung der erforderlichen Maßnahmen 

zu informieren. 


Die Grenzzollämter sind angewiesen, unberechtigt benutzte 

Fahrzeuge mit CD-, CC- bzw. CY-Kennzeichen zeitweilig in 

Verwahrung zu nehmen und das MfAA darüber zu informieren, 

das die betreffende diplomatische Vertretung verständigt 

und zur Abholung des Kraftfahrzeuges durch berechtigte 

Personen auffordert. 


 beachte hierzu auch Abschnitt 1/2/4 - Ziffern 4. und 5. 
x
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3. Wünscht dis das Fahrzeug mit CD-,	 CC- bzw. CY-Kennzeichen 

unberechtigt benutzende Person, mit dem Kraftfahrzeug 

wieder in die DDR zurückzufahren, kann das Grenzzollamt 

diesem Wunsch nach Abstimmung mit dem Diensthabenden Offi­

zier der PaBkontrolleinheit entsprechen. 

•er Diensthabende Offizier der PaBkontrolleinheit hat zur 

Zulassung der Rückfahrt unter Berücksichtigung evtl. vor­

liegender Hinweise auf einen Diebstahl des Kraftfahrzeuges 

bzw. anderer Rechtsverletzungen die Entscheidung des Lei­

tungsdienstes der Hauptabteilung VI über das OLZ der Haupt­

abteilung VI herbeizuführen. 


• 4 .	 Die Grenzzöllämter haben das Recht, in Fällen des Verdachts 
der mißbräuchlichen Benutzung von Sonderkennzeichen der DDR 
(Serien mit dsn Kennbuchstaben C und Q) zur rechtswidrigen 
Einfuhr von Kraftfahrzeugen vom Kraftfahrzeugführer, auch 
wenn es sich dabei um eine bevorrechtete Person handelt, 
zum Nachweis der Rechtmäßigkeit der Einfuhr die Vorlage 
der Kraftfahrzeugzulassung zu fordern, wobei weitergehende 
naßnahmen bei Bestätigung bzw. Vertiefung des Verdachts der 
rechtswidrigen Einfuhr eines Kraftfahrzeuges nur nach zen­
traler Entscheidung getroffen werden dürfen. 

Ergeben sich bei der Paßkontrolle entsprechende Hinweise 

bzw. Verdachtsmomente, die ein Wirksamwerden des Grenz­

zollamtes zur Klärung des Verdachts bzw. der Unterbindung 

der rechtswidrigen Einfuhr eines Kraftfahrzeuges erforder­

lich machen, i s  t die notwendige sofortige und unmittelbare 

Information des Grenzzollamtes zu gewährleisten. 




IV 
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Durchsetzung von Dostimmungen der StVO und StVZO 


1.	 Bei der Teilnahme an grenzüberschreitenden Verkehr in 

und durch die DDR mit Kraftfahrzeugen sind dio Fohr­

zeugführer in Übereinstimmung mit den bestehenden in­

ternationalen Abkommen zur Einhaltung der Straßen­
verkehrsvorschrifton der DDR verpflichtet. x . 


Dio' Durchsetzung dor GtrnßonvöM<ohrovorGchrif ton obliegt 

den Organen der Deutschen Volkspolizei. 


Die Deutsche Volkspolizei i s  t durch die Paßkontroll­

einheiten im Zusammenwirken mit den Grenzzollämtern 

im festgelegten Umfang bei der Durchsetzung der Stroßen­
verkehrsvorschriften zu unterstützen. 


2.	 Personen, dio als Führer von Kraftfahrzeugen am grenz­

überschreitenden Verkehr teilnehmen, müssen im Dösitz 


. . einer Fahrerlaubnia (Internationaler Führerschein oder 

Fahrerlaubnis dos Heimatstaates) sein. 


- Verordnung über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßen­

verkehrs-Ordnung - StVO) vom 26. 5. 1977 (GS PK, Sig.-

Nr. 3101) 


- Verordnung über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen 

zum Straßenverkehr (Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

- StVZO) vom 26. 11. 1901 (GS PK, Sig.-Nr. 3105) • 


- Konvention über den Straßenverkehr vom 8. 11. 1960 (GBl. 

Sdr. 791) 


- Verkehrs- und andere Verträge mit anderen Staaten (z. B. 

CSSR, VRP, BRD, Westberlin - vgl. Gesetzessammlung PK 

Sig.-Nr. 1523, 1544, 1560, 1570) - in diesen Verträgen 

i s t u. a. die gegenseitige Anerkennung der Fahrerlaub-v 

nisse und Kraftfahrzeugzulassungen vereinbart. 
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2.1.	 Fahrerlaubnisse v/erden im allgemeinen nicht in den Paß­

kontrollprozeß einbezogen. Die Vorloge der Fahrerlaubnis 


-	 kann jedoch gefordert werden, wenn J 


-	 die Identifizierung von Personen das erfordert (vgl. 

hierzu Abschnitt I I I / 1 / 5  , Z i f f e r 4.1.), 


-	 Zweifel an der Eignung bzw. Befähigung der Person zum 

Führen des Kraftfahrzeuges bestellen oder 


-	 besondere operative Gründe die Kontrolle der Fahr­

erlaubnis erfordern. 


2.2.	 Wird festg e s t e l l t , daß Personen, die Kraftfahrzeuge füh­

ren, nicht im Besitz der erforderlichen Fahrerlaubnis 

sind, i s  t die Weiterreise als Kraftfahrzeugführer zu 


. unterbinden. 


Kann die Führung des Kraftfahrzeuges nicht durch einen 

dazu berechtigten anderen Insassen des Kraftfahrzeuges 

übernommen werden, sind zur Einreise in bzw. Durchreise 

durch die DDR erschienene Personen ohne Fahrerlaubnis 

zurückzuweisen. 


Worden derartige Feststellungen bei der Auareise getrof­
: : fen, 1st im gusammenwirHen mit dsr Deutsehen Volkspolizei 


in Übereinstimmung mit den in Abschnitt IV/1 getroffenen 

'Festlegungen die ordnungsstrafrechtliche Verantwortlich­

keit der Person zu prüfen. S* ; 


3t;:V: Für Kraftfahrzeuge und Anhänger ( n i c h t Gattelauf liager),.'' 
mit denen am grenzüberschreitenden Verkehr teilgenommen 

>: _ wird, eind durch die Fahrzeugführor Żula e a u n g a a che ino 

(Internationaler Zulaeeungeacheln oder Zulasaungaechein 

des Heimatstaates) mitzuführen* 
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3.1.	 Die Kraftfahrzeug-Zulassungsscheine sind in den in den 

Ziffern 3.2. und 3.3. festgelegten Fällen in den Paß­
kon.trollprozeß einzubeziehen. Ihre Vorlage kann auch 

gefordert werden, wenn 


•	 • - die Realisierung des Fahndungsprozesses dos erfordert, 


- Zweifel an der rechtmäßigen Benutzung des Kraftfahr-

V :	 zeuges oder Zweifel an seiner Verkehrs- bzw. Betriebs­
'' • Sicherheit bestehen oder 


-	 andere operative Gründe dos erfordern. 


3.2.	 Im Transitverkehr zwischen der DRD und Westberlin sind 

in Anwendung der bestehenden völkerrechtlichen Rege­

lungen, wonach in Übereinstimmung mit Artikel 35 der. 


.	 Konvention über den Straßenverkehr vom  G . November 
19GG sowie Artikel 8, Ziffer 2., des Transitabkonmens 
DDR/DRD für die in der BRD oder in Westberlin zuge­
lassenen Kraftfahrzeuge und Anhänger die "amtlichen 
ZulassLingspa'piere" mitzuführen sind, die Zulossungs­
dokumente generell in den Paßkontrollprozeß einzube­
ziehen . . ' '••/•''' 

3.2.1. Als "amtliche' Zulassungspapiere" für in der BRD oder 

in Westberlin zugelassene Kraftfahrzeuge und Anhänger 


. gelten die von	 den zuständigen Stellen der DRD bzw. 

Westberlins ausgestellten 


: - Internationalen Zulassungsscheine im Original oder 

als Fotokopie , .', ' 


- Kraftfahrzeug- bzw. Ersatzkraftfahrzeugscheine im 

Original oder als Fotokopie, 


-	 sogenannten Sammelkraftfahrzeugscheine im Original 

oder als Fotokopie, 
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-	 Bescheinigungen, mit denen bei Verlust der Original­

dokumente von der Behörde, die das Fahrzeug zugelas­

sen hat, bestätigt wird, daß "nach den vorliegenden 


;
-	 Zulassungsakten" das jeweilige Fahrzeug "am ...

ordnungsgemäß zugelassen und versteuert" wurde und 

in der eine inhaltlich den üblichen Zulassungsschei­

nen entsprechende Beschreibung der technischen Daten 

des Fahrzeuges gegeben wird. 

(Diese Bescheinigungen gelten bis zur Neuausstellung 

eines ordentlichen Zulassungsdokumentes und sind in 

der Regel eng befristet.) 


Der Kraftfahrzeugbrief kann die vorstehend genannten 

 Dokumente nicht ersetzen. Auch die von der Bayerischen 

Grenzpolizei ausgestellten "Kontrollaufforderungen" 

oder andere Verlustbescheinigungen sind als Zulassungs­

ersatz	 nicht anzuerkennen. 


3.2.2. Führer von Kraftfahrzeugen mit einem amtlichen Kfz­
. Kennzeichen der BRD oder Westberlins, die für das be­

nutzte Kraftfahrzeug/Anhänger keine Zulassungspapiere 
••; vorweisen	 können, sind ohne Ausnahme unter Hinweis auf 


die bestehenden Regelungen nicht zum Transit zuzulassen 

und zurückzuweisen, wenn sie 


- mit Kraftfahrzeugen/Anhängern mit amtlichem Kennzei­

chen Westberlins am Transit von Westberlin nach der 

BRD oder - . 


-	 mit Kraftfahrzeugen/Anhängern mit amtlichem Kennzei­

chen der BRD am Transit von der BRD nach Westberlin 


teilnehmen wollen. 
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2.3.	 Führern von Kraftfahrzeugen, die im E i n z e l f a l l keine 

ordnungsgemäßen Zulassungspapiere für das benutzte 

Kraftfahrzeug/Anhänger vorweisen können, kann, wenn 

sie sich 


- mit	 einem Kraftfahrzeug/Anhänger mit amtlichem 

Kennzeichen Westberlins auf der Rückreise von der 

BRD nach Westberlin oder 


- mit	 einem Kraftfahrzeug/Anhänger mit amtlichem 

Kennzeichen der BRD auf der Rückreise von West­

berlin nach der BRD befinden 


die Teilnahme am Transitverkehr gestattet werden. 


Eine Zurückweisung i s  t in solchen Fällen wegen feh­

lender Zulassungspapiere nicht vorzunehmen. Die Vor­

lage von Ersatzdokumenten oder Verlustbescheinigun­

gen i s  t nicht zu fordern. 


2.4.	 Die in Artikel 8, Ziffer 2., des Transitabkommens ver 

einbarte gegenseitige Anerkennung der Zulassungsdoku­

mente für Kraftfahrzeuge/Anhänger bezieht sich nicht 

auf solche Ersatzdokumente, die völkerrechtswidrig in 

Westberlin für in der BRD zugelassene Kraftfahrzeuge/ 

Anhänger bzw. in der BRD für in Westberlin zugelassen 

Kraftfahrzeuge/Anhänger ausgestellt wurden. 


Die Vorlage derartiger Ersatzzulassungsdokumente i s t 

nicht zu fordern. Bei einer eventuellen Vorlage sol­

cher Dokumente sind diese nicht in den üblichen Kon­

trollprozeß einzubeziehen, sondern bereits bei der 

Dokumentenannahme ohne weitere Bemerkungen an den 

Fahrzeugführer zurückzugeben. 
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3.3.	 An den Grenzübergangsstellen an der Staatsgrenze zur 

VR Polen sind bei Benutzung von in der DDR zugelas­

senen Kraftfahrzeugen die Fahrzeugführer bei der Aus­

reise generell aufzufordern, die Zulassung für das 

benutzte Kraftfahrzeug zur Kontrolle vorzulegen. 


An den Grenzübergangsstellen an der Staatsgrenze zur ^ 

CSSR sowie bei Kraftfahrzeugen mit Sonderkennzeichen , \ 

(CD, DY, Kennzeichen der Serie 0) und solchen, in de­

nen Inhaber von Diplomaten- oder Dienstpässen reisen, 

i s t auf die Forderung zur Vorlage der Zulassung zu ™ 

verzichten, soweit sich nicht aus besonderen operati­

ven Gründen oder bestehenden Zweifeln an der recht­

mäßigen Benutzung des Kraftfahrzeugs die Notwendigkeit 

einer Kontrolle ergibt. 


3.3.1.	 Die Ausreise aus der DDR i s t nur zu gestatten, wenn 

- im F a l l der Kontrolle - für das benutzte Fahrzeug 

die Zulassung vorgewiesen werden kann. 

Kann die Zulassung im Kontrollfalle nicht vorgewiesen 

werden , i s t bei Bürgern der DDR neben der Zurückwei­

sung das für die Grenzübergangsstelle t e r r i t o r i a l zu­

ständige VPKA unter Verwendung des Vordrucks S 15 ^ 

(Mitteilung über eine Ordnungswidrigkeit) über die 

getroffene Feststellung (Ordnungswidrigkeit gemäß 

§ 23 Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 4 der StVZO) .; ̂ j. 

zur Veranlassung weiterer Maßnahmen zu informieren. 

Eine Übergabe des Rechtsverletzers an die DVP zur un­

mittelbaren Ahndung der festgestellten Ordnungswidrig­

keit hat in diesen Fällen nicht zu erfolgen. 

Bei Ausländern i s t vor der Zurückweisung unter Nutzung 


-	 der im Kontrollprozeß bestehenden Möglichkeiten (u. a. 

auch Kontrolle des Nachweises über die Entrichtung der 

Kraftfahrzeugsteuer und des Beitrages zur Kraftfahrhaft-

Pflichtversicherung, Überprüfung der Angaben des Reisen­

den zum Fahrzeughalter durch Rückfrage in der Zulassungs­

kartei beim Heimat VPKA nur an Werktagen möglich) zu 

überprüfen, ob sich Hinweise auf weitere Rechtsverlet­
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zungen in bezug auf das Kraftfahrzeug ergeben. Ergeben 

sich solche Hinweise, i s  t die Person zur Durchführung 

a l l e r weiteren Prüfungshandlungen an das t e r r i t o r i a l 

zuständige VPKA zu übergeben. . 


4.	 Das Führen von Kraftfahrzeugen unter der Einwirkung von 

Alkoli o1 oder in einem durch andere, die Reaktionsfähig- . 

keitt beeinträchtigende Mittel hervorgerufenen Zustand 

verminderter Fahrtüchtigkeit i s  t in der DDR gemäß § 7 

der StVO generell untersagt. 


Bei der Feststellung verminderter Fahrtüchtigkeit von 

Personen, die als Führer von Kraftfahrzeugen am grenz- . 

überschreitenden Verkehr teilnehmen, i s  t diesen die 

Fortsetzung ihres rechtswidrigen Handelns unmöglich zu 

machen und die Deutsche Volkspolizei zum Wirksamwerden 

gegen die Rechtsverletzer zu veranlassen, bevor von der 

Möglichkeit der Zurückweisung (vgl. hierzu Abschnitt 

1/2/1) Gebraucli gemacht wird. 


Erfolgt die Feststellung während der im Rahmen der ge­

meinsamen Kontrolle mit den Druderorganen der CSSR bzw. 

der VR Polen durchgeführten Einreisekontrolle auf dem 

Territorium der CSSR bzw. der VR Polen, sind die Rechts­

verletzer, ausgenommen Bürger der DDR, sofort zurückzu­

weisen und die Bruderorgane entsprechend zu informieren. 


5 .	 Gütertransporte mit Kraftfahrzeugen, bei denen die Breite 
von Fahrzeug und Ladung 2,50 in, die Länge von Fahrzeug, 
Anhängefahrzeug und Ladung insgesamt 22 m oder die Höhe ••.-.'.'• 
von Fahrzeug und Ladung 4 m überschreitet - Großraum­
transport - oder bei denen die in §•• 30., A-bs-a-t-g-4-;—d-e-p S Ł du 3 
GtVZQ- festgelegten zulässigen Gesamtmassen oder Achs- 2£u\ofj/?fi 
lästere oder ein© Gesamtmasse von 42 t je Fahrzeug 
überschritten wird - Schwerlasttransport - bedürfen 
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gemäß § 30, Absatz 5, der StVO der Erlaubnis durch 

die Deutsche Volkspolizei. 


5.1. Anträge	 für grenzüberschreitende Großraum- oder Schwer­

lasttransporte sind mindestens 5 bzw. 15 Werktage vor 

Transportbeginn bei der Generaldirektion des VEB Deutrans 

- Internationale Spedition - einzureichen. Zuständig 

für die Erteilung der Erlaubnis i s  t das Ministerium 

des Innern. 


5.2.	 Die Kontrolle der Erlaubnisse zur Durchführung von 

Großraum- oder Schwerlasttransporten obliegt den Grenz­

zollämtern. Ihnen obliegt auch die Herbeiführung der 

Entscheidung über Zurückweisungen wegen nicht vorlie­

gender Erlaubnis zur Durchführung von Großraum- oder 

Schwerlasttransporten. 


6.	 Das Führen von Standarten, Standern oder anderen Son­

de rkennzeichen (z. B. Taxischilder, Blaulicht) i s  t 

gemäß § 45 StVO auch im grenzüberschreitenden Verkehr 

nur zulässig, wenn das durch Rechtsvorschriften der DDR 

(z. B. für Chefs von Missionen anderer Staaten in der 

DDR - vgl. hierzu Abschnitt 1/2/4) oder Ausnahme­

genehmigung bestimmt i s t  . 


6.1. Bei Fahrzeugen mit Standarten, Standern oder anderen 

Sonderkennzeichen, zu deren Führung in der DDR keine 

Berechtigung besteht, i s  t vom Fahrzeugführer als 


vgl.	 hierzu Vierte Durchführungsbestimmung zur Straßenver­

kehrsordnung (StVO) - Großraum- und Schwerlasttransporte ­
vom 8. 9. 1978 - GS PK Sign.-Nr. 34G8- I)-U.T 
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Voraussetzung für das Gestatten der Ein- oder Durch­

fahrt das Entfernen der Standarten bzw. Stander oder 

Abdecken von Taxischildern zu fordern. Fahrer von 

Kraftfahrzeugen mit Sondersignalen sind auf das Verbot 

ihrer Benutzung aufmerksam zu machen. 


Bei Einreisen der Chefs der Militäradministrationen 

der USA, Großbritanniens und Frankreichs in Westberlin 

über die Grenzübergangsstelle Friedrich-/Zimmerstraße 

in die Hauptstadt der DDR, Berlin, i s  t das Führen ihrer 

Stander am Dienstfahrzeug nicht zu beanstanden. 


Die in § 8, Absatz 3, der StVO geregelte Verpflichtung 

der Führer von Krafträdern zum Tragen eines Motorrad-

Schutzhelmes während der Fahrt i s  t gegenüber Reisenden 

aus anderen Staaten bzw. Westberlin nicht durchzuset­

zen . 


Ausgehend von der in Artikel 5 des Verkehrsvertrages 

zwischen der DDR und der BRD vom 26. 5. 1972 verein­

barten gegenseitigen Anerkennung der amtlichen Doku­

mente für die im anderen Staat zugelassenen Transport­

mittel finden die in der Anordnung über die Führung 

von Zollkennzeichen der DDR vom 22. 9. 1966 (vgl. GS 

PK Sign.-Nr. 2135) getroffenen Festlegungen seit 

1. 5. 1978 keine Anwendung mehr, wenn die Führer von 

Kraftfahrzeugen mit in der BRD oder in Westberlin aus­

gegebenen Zollkennzeichen für das jeweilige Fahrzeug 

einen Internationalen Zulassungsschein und eine ent­

sprechende Zollkennzeichenbescheinigung vorweisen 

können. 
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 Die Grenzzollämter sind in diesem Zusammenhang u.a. 

angewiesen: 


- Das Vorhandensein des Internationalen Zulassungs­

scheines und der Zollkennzeichenbescheinigung wird 

bei Fahrzeugen im Transitverkehr zwischen der BRD 

und Westberlin im Kontrollbereich I der Grenzzoll­

ämter geprüft. 


- Werden Kraftfahrzeuge mit Zollkennzeichen der BRD 

bzw. Westberlins festgestellt, für die keine Zoll­

kennzeichenbescheinigung und kein Internationaler 

Zulassungsschein vorgewiesen werden kann, wird durch 

die Grenzzollämter eine zentrale Entscheidung herbei­

geführt. 


# 


9.	 Bei der Feststellung von politischer Propaganda (ins­

besondere Wahlpropaganda mit Losungen, Transparenten, 

Autoaufklebern, Fahnen u. a. sowie derartigen Materialien 

mit antikommunistischer Hetze, Völker- und Rassenhetze 

militaristischen und terroristischen Inhalten) oder Ma­

terialien mit eindeutig pornografischem Inhalt a_n aus 

der BRD oder Westberlin einfahrenden Kraftfahrzeugen 

is  t nach folgenden Grundsätzen zu verfahren: 


- Im Wechselverkehr sind die Fahrzeugführer aufzufordern, 

jegliche äußerlich sichtbaren politischen Propagandamit­

tel vom Fahrzeug zu entfernen. 

Wird die Entfernung abgelehnt, i s  t die Einreise nicht 

zu gestatten. 


- Im Transitverkehr (einschließlich Transitverkehr zwi­

schen der BRD und Westberlin) i s  t nur die Entfernung 
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von großflächiger politischer Sichtwerbung sowie von 

solchen Schriften und Gegenständen, die staatsfeind­

liche Hetze beinhalten, zu fordern. 

Erfolgt keine Entfernung oder Unkenntlichmachung, i s  t 

die Ourchreise nicht zu gestatten. 


Das Führen bloßer Wappen oder Namenszüge auch von 

nicht im Geltungsbereich des Grundgesetzes der BRD 

liegenden Ort- oder Landschaften i s  t nicht zu bean­

standen. 


In Zweifelsfällen hinsichtlich der Beurteilung des In­

halts von Autoaufklebern als politische Propaganda i s  t 

Rücksprache mit dem OLZ der HA VI zu nehmen. 


Werbemittel der DKP bleiben von diesen Regelungen unbe­

rührt. 




Kraftfahrhaftpfli chtversi chsrung 


1» Nach dsn Regelungen der 2» Durchführungsbestimmung zur 
Verordnung über dis Kraftfahrhaftpfli chtVersicherung 
vom 16a 3 . 1 9 6 4 (GS PK - Sig. Nr. 3 1 2 8 ) müssen 

- Kraftfahrzeugs, die nicht in der DDR zugelassen bzw. 
registriert sind, bei Teilnahme am Varkahr in dar üüRg 

- in der DDR zugelassene Kraftfahrzeuge bei Fahrten in 

Europa durch Entrichtung eines Zusatzbaitrages zur 

bestehenden Haftpflichtversicherung 


Haftpflichtversicherungsschutz entsprechend der Verordnung 
vom 1 6 . 1 1  . 1 9 6 1 (GS P  K - Sig, Nr„ 3 1 2 6 ) genießen. 

2 .	 Balm Gr8nzübertritt kann durch die Organs der Zollverwal­
tung der DDR sine Kontrolle über den bestehenden Versiche­
rungsschutz vorgenommen werden. 

3 .	 Für außerhalb der DDR zugelassene bzw. registrierte Kraft­
. fahrzeugs i s  t dem	 Versicherungsschutz genügt, wenn ent­

sprechende Vereinbarungen der Staatlichen Versicherung dar 

DDR mit den Versicherungseinrichtungen aus anderen Staaten 

und Westberlin bestehen. 


3.1.	 Entsprechende Vereinbarungen bestshans 


- mit den	 sozialistischen Staaten Europas (als Versiche­
rungsnachwsis beim Grenzübertritt genügt da9 polizei­
liche Kennzeichen oder die "Blaus Karte") t 
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- mit der BRD	 und Westberlin (als Versicherungsnachwsis 
beim Grsnzübertritt genügt das polizeiliche Kennzei­
chen) i 

- mit	 fast allen anderen Staaten Europas (als Versiche­
rungsnachwais beim Grenzübertritt genügt bai einigen 

Staaten das polizeiliche Kennzeichen oder die soge­

nannte "Grüns Karte*, eine internationale Vsrsichsrunga­
karte für dsn Kraftverkehr, ausgestellt vom zuständigen 

Versicherungsbüro des jeweiligen Heimatstaates, gültig 

fur einen in ihr bestimmten Zeitraum und in ihr fastge­

legte Lander - bei Gültigkeit für die DDR werden in 

der "Grünen Karte" die Buchstaben "DDR" geführt). 


3.2.	 Kann im Einzelfall auf Verlangen der Organe der Zollver­

waltung der'DDR der Nachweis über den bestehenden Ver­

sicherungsschutz nicht geführt werdsn, i s  t der Kfz.-Halter 

verpflichtet, beim Grenzübertritt einen Beitrag zur Kraft­
fahrhaftpflichtversicherung zu entrichten. 

Zur Zeit erfolgen durch die Grenzzollämter diesbezüglich 

keine Kontrollen. 


4  .	 Für in der DDR zugelassene Kraftfahrzeuge wird die Entrich­
tung des Zusatzbeitragas zur bestehenden Kraftfahrhaft­
pflichtversicherung durch Ausstellung einer "Blauan Karte" 
bzw. eines Vsrsicherungsnachweisss bestätigt. 

4  . 1 . Kann auf Verlangen der Organe der Zollverwaltung dsr DDR 
der Nachweis übar den bestehenden Versicherungsschutz nicht 
geführt werden, wird die Ausreise nicht gestattet und der 
Führer des Kraftfahrzeuges zur Entrichtung das Zusatzbei­
tragas an die Grenzwechselstells verwiesen. Entsprechende 
Kontrollen erfolgen stichprobenweise. 
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Güter- und Porsonentransporto mit Kraftfahrzeugen 


1.	 Gemäß der Anordnung über den Personen- und Güter­

verkehr mit Kraftfahrzeugen im grenzüberschreiten­

den Verkehr vom 24. Mai 1979 i.d.F. der AO Nr. 2 

vom 11. 12. 1904 (GS PK - Sig. Nr. 3136) i s  t die Ein 

fahrt in und die Durchfahrt durch die Deutsche Demo­

kratische Republik mit Kraftfahrzeugen, die nicht in 

der DDR zugelassen sind, im Personen- und Güter­

kraftverkehr genehmigungspflichtig. 


1.1.	 Die Anordnung g i l  t für Kraftomnibusse mit mehr als 

9 Sitzen (einschließlich Fahrersitz) und Lastkraft­

wagen, Anhänger, Sattelauflieger, Zugmaschinen und 

Spezialfahrzeuge, deren Nutzmasse mehr als 1 t be­

trägt. Sie g i l  t nicht für Kraftfahrzeuge diplomati­

scher, konsularischer oder gleichgestellter Vertre­

tungen, die ein entsprechendes Kennzeichen führen 

sowie für Militärfahrzeuge. 


1.2.	 Der Genehmigungspflicht unterliegen nicht 


- Güterbeförderungen für internationale Messen und 

Ausstellungen; 


- Beförderungen von Geräten sowio lobendem und to­

tem Inventar (Tiere, Fahrzeuge, Sportgeräte, 

Theaterdekorationen und -requisiten, Geräte für 

Filmaufnahmen bzw. Funk- und Fernsehübertragun­

gen, Musikinstrumente u. a.) für internationale 

Sport-, Kultur- und andere Veranstaltungen; 
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- Beförderung von Umzugsgut; 


- Beförderung von Leichen; 


- Spezialfahrzeuge, die nach ihrer Konstruktion 

nicht für Personen- oder Güterbeförderung be­

stimmt sind; 


- Fahrzeuge, die ein beschädigtes Fahrzeug erset­

zen . 


Die Regelungen der Anordnung vom 24. 5. 1979 werden 

vorbehaltlich der in zwischenstaatlichen Vereinba­

rungen getroffenen Festlegungen angewandt ( v g l . 

hierzu die Übersicht zur Anwendung der Genehmi­

gungspflicht in der Anlage 1 ) . 


Die Erteilung erforderlicher Genehmigungen erfolgt 

durch das Ministerium für Verkehrswesen in Form 

einer Einzelgenehmigung oder einer Dauergenehmigung 

mit einer Gültigkeitsdauer von 3, 6 oder 12 Monaten 

für das Kfz. oder das Kraftverkehrsunternehmen auf 

schriftlichen Antrag, der 


- für regelmäßige Personenbeförderung mit KOM durch 

das Kraftverkehrsunternehmen über das zuständige 

staatliche Organ seines Staates mindestens 2 Monate 

vor der beabsichtigten Linieneröffnung beim Mini­

sterium für Verkehrswesen einzureichen i s t  ; 


- f ü  r Pendel- oder unregelmäßige Personenbeförderung 

vom Kraftverkehrsunternehmen mindestens 1 Monat 

vor der vorgesehenen Beförderung übor die Goneral­
direktion des VEB Reisebüro der DDR einzureichen 

i s t  ; 
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-	 für den Gütertransport vom Kraftverkehrsunterneh­

men mindestens 1 Monat vor Durchführung des Trans­

ports über die Arbeitsgemeinschaft zur Förderung 

und Entwicklung des internationalen Straßenver­

kehrs in der DDR e. V» (AIST) einzureichen i s t  . 


2.	 Die Kontrolle der Genehmigungen an den Grenzüber­

gangsstellen obliegt den Organen der Zollverwaltung 

der DDR. Die Grenzzollämter haben bei joder geneh­

migungspflichtigen Ein- und Ausfahrt die Vorlage 

der Genehmigung zu fordern, ihre Gültigkeit zu prü­

fen und sie mit Kontrollstempelabdruck zu versehen. 


2.1.	 Wird bei der Einfahrt fes t g e s t e l l t , daß keine gül­

tige Genehmigung vorliegt, verweisen die Grenzzoll­

ämter die Transportführer zur Genehmigungserteilung 

an die an der Grenzübergangsstelle befindliche F i  ­

l i a l  e des VE Kombinates Deutrans oder e r t e i l e n , f a l l s 

diese nicht vorhanden oder besetzt i s t  , selbst eine 

Einzelgenehmigung. 


2.2.	 Bei der Ausfahrt werden die Genehmigungen,sofern sie 

nicht mehr gültig sind, von den Grenzzollämtern ein­

behalten (ausgenommen die für Güterkraftfahrzeuge aus 

Frankreich, I t a l i e n und den Niederlanden ausgestell­

ten Genehmigungen). . 


3.	 Durch die Grenzzollämter werden für die durch das Mi­

nisterium für Verkehrswesen erteilten Einzel- bzw. 

Dauergenehmigungen sowie für die durch sie erteilten 

Einzelgenehmigungen beim Grenzübertritt Gebühren er­

hoben. 
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Die Gebühren betragen 


-	 für eine Einzelgenehmigung 50,- M 

-	 für eine Dauergenehmigung 500,- M 

-	 für eine Einzelgenehmigung 


bei Genehmigungserteilung 

an der Grenzübergangsstelle 250,- M (bei Güterkraft 


fahrzeugen) 

"	 . 75,- M (bei KOM) 


3.1.	 Können Transportführer den Gebührenbetrag nicht zahlen, 

i s  t auf Entscheidung des Leiters der Bezirksverwaltung 

bzw. seines Stellvertreters Operativ die Stundung bis 

zur nächsten Reise, maximal für einen Monat, möglich. 


4 , Nach der Anordnung vom 24. 5. 1979 i s  t im grenzüber­
schreitenden Verkehr eine Unterbrechung der Fahrt 
oder das Abstellen von KOM und LKW (vgl. Z i f f  . 1.1.) 
in der DDR nur gestattet, wenn dies 

- aus Gründen der Verminderung der Fahrtüchtigkeit 

des Fahrzeuges oder aus V e r k e h r s - und betriebsbe­

dingten Gründen, 


.	 • i' 
x 


-	 im Rohmen eines vertragsbedingten Halts , 


x Im Sinne der AO vom 24. 5. 1979 liegt ein vertragsbe­

dingter Halt vor, wenn ein Kraftfahrzeug - ausgenommen 

im Gütertransit - in der DDR zwischen der Ein- und Aus­

fahrt für bestimmte Zeit verbleiben muß, weil 

-	 Verkehrsleistungen im Auftrag eines Außenhandelsbetrie­


bes der DDR oder eines anderen Auftraggebers der DDR zu 

erbringen sind; 


-	 im Anschluß an eine Verkehrsleistung, mit der Güter in 

die DDR gebracht wurden, Güter aus der DDR zum Trans­

port in den Staat zu übernehmen sind, in welchem das 

Kfz. p o l i z e i l i c h zugelassen i s t  . 
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-	 beim Personenverkehr zur Betreuung der Fahrgäste 

an den hierfür vorgesehenen Stellen 


erforderlich i s t  . 


Eine Fahrtunterbrechung oder das Abstellen von KOM 

bzw. LKW entgegen diesen Festlegungen kann durch die 

Leiter der Fachorgane für Verkehr der Räte der Be­

zirke oder die Leiter der Dienststellen der Deutschen 

Volkspolizei a l  s Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 


5.	 Die nach der Anordnung vom 24. 5. 1979 e r t e i l t  e Geneh 

migung berührt nicht 


-	 die Vorschriften für den Grenzübertritt des Fahr­

personals und beförderter Personen, 


- die für die E i n  - bzw. Durchfuhr des Transportgutes 

geltenden Vorschriften, 


-	 die Notwendigkeit einer Ausnahmegenehmigung für 

Großraum- und Schwerlasttransporte. 
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Übersicht über die Anwendung der Genehmigungspflicht für die

Personenbeförderung mit KOM und den Gütertransport mit Kfz im

Wechsel- und Transitverkehr - Stand: 30. 9. 1986 ­

Staat bzw. Gebiet, Gütert ransport Unregelmäßige Regelmäßige 

in dem das Kraft­ mit Kraftfahr­ und Pendelbe­ Beförderungen 

fahrzeug/der Kraft­ zeugen förderungen mit Kraft­
omnibus zugelassen mit Kraft­ omn ibus

i s t omnibus 

UdSSR - X 


VRP - - X 


CSSR - X 


UVR - - X 


VRB - - X 


SRR - X 


SFRJ x ••• . 
BRD - . ­

X 


Westberlin — — x 

Österreich x x 2 ' X 


Finnlands X X 


Schweden X 


Norwegen - X 


Dänemark - xx33>> X 


—Großbritannien - - X 


F rankreich ' X X 

Belgien y\ x4 » X 


Niederlande X ­ X 

Luxemburg X X X 


Schweiz und Fürsten­

tum Liechtenstein - x2> X 


I t a l i e n X x 2 ' X 


Griechen land - x 2 ' X 


Portugal X x5> X 


Spanien X x 2 ) X 

a l l e anderen nicht 
genannten europäischen 
und außereuropäischen
Staaten X X X 
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Anmerkungen: 

x Genehmigung e r f o r d e r l i c h 

- Genehmigung nicht e r f o r d e r l i c h 

Ausgenommen von der Genehmigungspflicht sind a l l e Fahrten zwi­

schen der BRD und Westberlin, unabhängig vom Zulassungsort des 

Kraft fahrzeuges. 


T]

' Genehmigungsfrei sind gelegentliche t o u r i s t i s c h e Beförderun­

gen , bei denen Ber KOM auf dem gesamten Beförderungsweg ein-

und dieselbe Reisegruppe befördert und zu seinem Ausgangs­

punkt zurückkehrt, ohne unterwegs Personen aufzunehmen oder 

abzusetzen ("Fahrten mit geschlossener T ü r " ) . 


' Genehmigungsfrei sind "Fahrten mit geschlossener Tür" und 

Ziel f a h r t e n nach dem Hoheitsgebiet des anderen Abkommens­

partners mit anschließender Leerrückfahrt des KOM. 


Genehmigungsfrei sind "Fahrten mit geschlossener Tür", Z i e l  ­

fahrten nach dem Hoheitsgebiet des anderen Abkommenspartners 

mit anschließender Leerrückfahrt des KOM sowie Pendelbeför­

derungen von S c h i f f s - und Flugzeugbesatzungen. * 


^ Genehmigungspflicht nur für Pendelbeförderungen. Genehmi­
gungs f r e i sind a l l e anderen Fahrten, einschließlich Leer­

fahrten in das Hoheitsgebiet des anderen Abkommenspartners 

zur Abholung von Reisegruppen. 


5  ) 
' Genehmigungsfrei sind "Fahrten mit geschlossener Tür" und 


Ziel f a h r t e n nach dem Hoheitsgebiet des anderen Abkommens­

partners mit anschließender Leerrückfahrt des KOM und Fahr­

ten im Transitverkehr einschließlich L e e r t r a n s i t 
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Unterscheidungszeichen 


1.	 Gemäß § 19 StVZO - Unterscheidungszeichen - g i l t für 

den Verkehr mit Kraftfahrzeugen außerhalb der DDR: 


"(1) An in der DDR zugelassenen Fahrzeugen i s  t bei 

Fahrten außerhalb der DDR ein ovales Unterscheidungs­

zeichen mit den schwarzen Kennbuchstaben "DDR" auf 

weißem Grund zu führen. Das Unterscheidungszeichen 

muß an der Rückseite des Fahrzeuges angebracht und 

im Verkehr außerhalb der DDR deutlich lesbar sein. 


(2) Das Führen anderer Unterscheidungszeichen an 

in der DDR zugelassenen Fahrzeugen i s  t nicht gestat­

tet." 


Mit der Durchsetzung dieser Festlegung sind die Or­

gane des Ministeriums des Innern und, soweit Maßnah­

men im grenzüberschreitenden Verkehr erforderlich 

sind, die Organe der Zollverwaltung der DDR beauf­

tragt. 


2.	 Die Grenzzollämter sind angewiesen: 


- die Ausreise von in der DDR zugelassenen Kraftfahr­

zeugen nach anderen Staaten und Westberlin nur zuzu 

lassen, wenn am Fahrzeug das Unterscheidungszeichen 

mit den Kennbuchstaben "DDR" geführt wird und bei 

Führung anderer Unterscheidungszeichen deren Ent­

fernung zu veranlassen; 


- das Nichtführon des Unterscheidungszeichens mit dem 

Kennbuchstaben "DDR" an den in dor DDR zugelassenen 

Kroftfahrzeugen der in der DDR akkreditierten diplo 
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matischen, konsularischen und anderen ausländischen 

Vertretungen (diese Fahrzeuge führen roto bzw. blaue 

Kennzeichentafeln mit weißer Beschriftung) nicht zu 

beanstanden und die Kraftfahrzeugführer solcher Kraft­

fohrzeuge, die andere Unterscheidungszeichen führen, 

aufzufordern, diese zu entfernen, ihnen aber bei Wei­

gerung die Ausreise zu gestatten. 


3.	 Die Grenzzollämter sind durch die Paßkontrolleinhei­

ten bei der Durchsetzung dieser Festlegungen im Rah­

men des Zusammenwirkens zu unterstützen, insbesondere 

wenn 


- die Zurückweisung von Reisenden wegen Nichtführung 

des Unterscheidungszeichens mit den Kennbuchstaben 

"DDR" oder wegen der Verweigerung der Entfernung 

eventuell geführter anderer Unterscheidungszeichen 

erforderlich wird (die GZA sind angewiesen, sich 

darüber zu informieren, welche der Grenzübergangs­

s t e l l e nächstgelegene Verkaufseinrichtung das Un­

terscheidungszeichen "UDR" vorrätig holt, um den 

Reisenden verbindliche Auskünfte geben zu können) ; 


- Reisende in Kraftfahrzeugen der in der DDR akkredi­

tierten Vertretungen anderer Staaten darauf hinzu­

weisen sind, ein eventuell am Fahrzeug geführtes 

fremdes Unterscheidungszeichen zu entfernen, da 

diese Fahrzeuge an der Zollkontrollinie im Regel­

f a l  l nicht zum Halten kommen. 


4. 	 Das Führen der Unterscheidungszeichen anderer Staa­

ten an außerhalb der DDR zugelassenen Fohrzeugen 

wird beim Grenzübertritt nicht k o n t r o l l i e r t . 
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Kfz, der in Westberlin stationierten Besatzungs­

truppen der USA, Großbritanniens und Frankreichs; 


Kfz. der Militärverbindungsmissionen der USA, Groß­

britanniens und Frankreiche beim Oberkommandierenden 

der sowjetischen Streitkräfte in Deutschland; 


Kfz. der diplomatischen und ihnen gleichgestellten 

Vertretungen anderer Staaten in Westberlin; 


Kfz., die von Inhabern von Diplomatenpässen (unab­

hängig von der Art des erteilten Visums) sowie von 

Inhabern von Spezial-, Dienst- oder Reisepässen, 

die ein Diplomaten- oder Dienstvisum erhalten haben, 

benutzt werden; 


Kfz., die von Bürgern der DDR benutzt werden, die in 

dienstlichem oder berufsbedingtem Auftrag im nicht­

sozialistischen Ausland tätig sind; 


Kfz. bei Fahrten über die Fährhäfen Saßnitz und War­

nemünde (im Transitverkehr g i l  t diese Befreiung auch 

dann für die gesamte Fahrtstrecke auf dem Gebiet der 

DDR, wenn ein Transitvisum mit Aufenthalt e r t e i l  t 

wurde, im Wechselverkehr wird lediglich die Gebühr 

für die Fahrtstrecke von der Einreise-Grenzübergangs­

s t e l l e bis zum am weitesten entfernt gelegenen bean­

tragten Kreis der Einreise berechnet); 


Güterkraftfahrzeuge und KOM, die in Dänemark, Finn­

land, Frankreich, den Niederlanden, Österreich, 

Schweden, der BRD oder Westberlinx zugelassen sind; 


Die Gebührenbefreiung für die in der BRD und Westberlin 

zugelassenen Güterkraftfahrzeuge und KOM trat gemäß dem 

Abkommen zwischen der Regierung der DDR und der Regierung 

der BRD über die Befreiung von Straßenfahrzeugen von Steuern 

und Gebühren vom 31.10.79 - GS PK-Sig.Nr. 1562 - am 
. 1.12.1979 in Kraft. 


http:PK-Sig.Nr
http:31.10.79
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Güterkraftfahrzeuge, die in Belgien, Großbritannien, 

Nordirland, I t a l i e n , Luxemburg und dem Fürstentum 

Liechtenstein zugelassen sind; 


Kfz. bei Fahrten zu den Leipziger Hessen sowie 

Rauchwarenauktionen; 


Kfz., die von Delegationen oder Personen benutzt 

werden, die von zentralen staatlichen Organen und 

Einrichtungen oder den zentralen Leitungen der ge­

sellschaftlichen Organisationen der DDR eingeladen 

sind; 


Kfz., die von Geschäftsleuton genutzt werden, die im 

Interesse des Außenhandels der DüR einreisen und dies 

durch Vorlage von Einladungen (oder in anderer Weise) 

glaubhaft machen; 


Kfz., die von Personen genutzt werden, deren Einreise 

zur Erfüllung von Dienstloistungen bzw. zur Versorgung 

ausländischer Vertretungen und Firmen in der DDR er­

folgt ; 


Kfz. im Transitverkehr von und zu den Flughäfen Ber­

lin-Schönefeld, Dresden, Erfurt und Leipzig (einge­

schlossen eind auch Einreisen von Beschäftigten der 

Vertragspartner der Interflug und des VEB Deutrans 

in Erfüllung von Verträgen zu den genannten Flughäfen) 


- Kfz., die zur vorübergehenden Einfuhr im formellen 

Zollvormerkverkehr zugelassen werden. 
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5. Im Wechselverkehr zwischen Westberlin und der Hauptstadt 

der DDR, Berlin, sind darüber hinaus von der Gebühren­

pflicht befreit: 


- Kfz. gemäß Buchst, d) und e) der Bekanntmachung vom 

19. 12. 1975, 


- Kfz. der Westberliner Post, die auf der Grundlage be­

stehender Vereinbarungen Postbeförderungen vornehmen. 


6. Das Reisebüro der DDR	 erhebt und vereinnahmt im Auftrage 

der Zollverwaltung der DDR die Straßenbenutzungsgebühren 

bei mit dem Reisebüro vereinbarten Rundfahrten im Wechsel­

verkehr zwischen der BRD und der DDR bzw. Westberlin und 

der DDR sowie bei solchen zum Tagesaufenthalt in dis 

Hauptstadt der DDR eingereisten Personen, denen während 

des Aufenthaltes in der Hauptstadt die Weiterreise in 

andere Bezirke genehmigt wird, soweit die bei der Einreise 

entrichtete Gebühr dem neu entstandenen Gebührenanspruch 

nicht entspricht. • , •. • 


7. Die Vereinnahmung der Straßenbenutzungsgebühren erfolgt 

in DM/DBB. Bei Bürgern anderer Staaten (außer BRD und 

Einwohnern Westberlins) kann die Begleichung der Gebühren-

schuld auch in einer anderen freikonvertierbaren Währung 

erfolgen. Über die Entrichtung der Gebühr wird eine Ge­

bührenbescheinigung ausgegeben. 


3. Bei Führern von	 Gütertransportmitteln i s  t auf deren Antrag 

bei Zahlungsunfähigkeit auf Entscheidung des Leiters oder 

seines Stellvertreters Operativ der Bezirksverwaltung der 

Zollverwaltung Stundung der Gebührenschuld möglich. 
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2.9.	 Personen, die die Zahlung der Straßenbenutzungsgebühren 

verweigern, isc der Grenzübertritt nicht zu gestatten. 


3.	 Im Zusammenwirken der Paßkontrolleinheiten mit den 
Grenzzollämtern sind diese Regelungen zur Gewährlei­
stung einer reibungslosen und sicheren Abfertigung 
des grenzüberschreitenden Verkehrs entsprechend zu 
beachten. • --.----=- • • - • — - _ 

Die Paßkontrolleinheiten gewährleisten in diesem Zu­

sammenhang : 


- die Realisierung von Zurückweisungen, die wegen der 

Verweigerung der Zahlung der Straßenbenutzungsge­

bühren notwendig werdenj 


- die Verhinderung bzw. wirksame Unterbindung provo­

katorischer und anderer feindlich-negativer, sich 

gegen die Durchsetzung der Gebührenpflicht richtender 

Handlungen in engem Zusammenwirken mit den Kräften 

der Grenztruppen und der Zollverwaltung der DDR % 


- die erforderliche pol i  t isch-operative.Einflußnahme 

auf die konsequente Durchsetzung der Gebührenpflicht 

entsprechend der dafür geltenden Ordnung und der dazu 


. vom	 Leiter der Zollverwaltung erlassenen Dienstanwei­
sung Nr. 3/77 sowie einer formlosen Weisung vom 22. 
November 1979 j 

- die Informationstätigkeit über besondere Vorkommnisse 

und Erscheinungen im Zusammenhang mit der Durchsetzung 

der Gebührenpflicht entsprechend den geltenden dienst­

lichen Bestimmungen. 
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Erlaubnispflicht 


1. Nach der Anordnung über den grenzüberschreitenden Verkehr 

mit Binnenschiffen vom 17. Oktober 1972 (GS PK - Sig. Nr. 

1211) bedürfen Binnenschiffe, deren Eigentümer oder Be­

sitze r nicht im Besitz einer Gewerbeerlaubnis der DDR i s t  , 

zum Befahren der Binnengewässer der DDR einer Erlaubnis, 

soweit in zwischenstaatlichen Vereinbarungen nicht andere 

Regelungen vereinbart sind (vgl. 5 1 der AO). 


2. Die DDR	 hat mit ihren Nachbarstaaten sowie Westberlin Ver­

einbarungen geschlossen, die den gegenseitigen Verzicht 


, auf sine Erlaubnis zum	 Befahren der Binnengewässer beinhal­

ten (vgl. hierzu Artikel 17 Ziffer 2. des Vertrages zwischen 

der DDR und der BRD über Fragen- des Verkehrs vom 26. Mai 

1972 - GS PK - Sig. Nr. 1560, der sinngemäß auf Westberlin 

angewandt wird, Artikel 4 des Vertrages zwischen der DDR 

und dar CSSR über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet das 

Verkehrswesens und über die Grenz-, Zoll- und sonstige Kon­

troll e beim Grenzübertritt vom 21. Dezember 1970 - GS PK 

- Sig. Nr. 1523j Artikel 6 des Vertrages zwischen der DDR 

und der VR Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 

Verkehrswesens vom 16. 7. 1971 - GS PK - Sig. Nr. 1544). 

Dementsprechend findet das Erlaubnisverfahren gemäß der 

Anordnung vom 17. 10. 1972 z. Z. keine Anwendung. 
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Lotspflicht 


1.	 Die Anordnung über das Lotswesen auf den Binnenwasser­
straßen der DDR vom 15. Juni 1976 (GS PK - Sig. Nr. 3226) 
legt für Wasserfahrzeuge, die auf den Binnenwasserstraßen 
der DDR verkehren (ausgenommen Fahrzeuge der Schutz- und 
Sicherheitsorgane der DDR, der Aufsichtsorgans und Sport­
boote) und deren Schiffsführsr nicht im Bssitz von Befähi­
gungszeugnissan gemäß der Anordnung über Befähigungszeug­
nisse in dar Binnenschiffahrt vom 17. 9. 1966 (GS PK - Sig 
Nr. 3225) oder nicht im Bssitz von durch sntsprechsnda 
Schiffahrtsabkommsn gleichgestellten Bsfähigungszsugnisssn 
sind, Lotspflicht fast. 

2.	 Gemäß der Anordnung über das Lotswesen obliegt dem VEB 
BinnanraaderBi das Lotsen und der Schiffahrtsinspsktion 
dis Aufsicht über dia Einhaltung der Anordnung (der Leiter 
dBr Schiffahrtsinspektion kann Ausnahmen von dsr Lotsen­
pflicht zulassen). Erforderlichs Lotsungen müssen 2 Tage 
vor dam Lotstermin.beim VEB BinnanresderBi angsmaldst 
wsrdsn. 

3.	 Für dis Durchführung dar Grenzkontrollen an den Binnen­
wasserstraßen-Grenzübergangsstsllsn ergeben sich aus der 
Durchsetzung dar Anordnung keine unmittelbaren Aufgaben. 
Eine Kontrolle der BBfähigungszsugnisss srfolgt nicht. 
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Besonderheiten im Binnenschiffstransit durch die Hauptstadt 

der DDR, Berlin ' ' 


1.	 Die DDR hat unbeschadet der Tatsache, daß das Transit­

abkommen zwischen der Regierung der DDR und der Regie­

rung der BRD vom 17. 12. 1971 im Verkehr von Westberlin 

nach Westberlin durch die Hauptstadt der DDR (sogenann­

ter "Hufeisenverkehr") nicht g i l  t und unter Berücksich­

tigung der Tatsache, daß die Einfahrt in den Teltovvkanal 

nach Westberlin von Westen her bis zum 20. 11. 1981 

nicht möglich war, für den Transitverkehr von Binnen­

schiffen durch die Hauptstadt der DDR, Berlin, zwischen 

den Grenzübergangsstellen Marschallbrücke und Britzer 

Zweigkanal, der in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 

Transitverkehr zwischen der BRD und Westberlin durchge­
führt wird, bestimmte Erleichterungen eingeräumt, die 

auch nach dem 20. 11. 1981 anzuwenden sind, wenn die 

Hauptstadt der DDR im Zusammenhang mit dem Transit BRD/ 

Westberlin durchfahren wird. 


Für den Binnenschiffsgüterverkehr auf dem Teltow-Kanal von 

km 0,0 bis km 15,1 der im Zusammenhang mit dem Transitver­

kehr BRD/Westberlin steht, findet seit dem 20. 11. 1931 das 

Transitabkommen DDR/BRD analoge Anwendung. 


als im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Transitverkehr 

zwischen der BRD und Westberlin stehend g i l  t der Verkehr, 

bei dem vorher im Transit BRD - Westberlin beförderte Gü­

ter nach Durchfahren Westberlins (über Spandau oder Tel­

tow-Kanal), wobei auch eine Teilentladung erfolgen kann, 

durch die Hauptstadt der DDR, Berlin, nach Ladestellen in 

Westberlin befordert werden oder in umgekehrter Richtung 

Sinnenschiffe leer oder mit für den Transit nach der BRD 

bestimmter Ladung von Westberlin durch die Hauptstadt der 

DDR nach Westberlin und weiter nach der BRD fahren 
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Folgende Erleichterungen wurden für den im unmittel­

baren Zusammenhang mit dem Transitverkehr zwischen 

der BRD und Westberlin.durchgeführten Transitverkehr 

mit Binnenschiffen durch die Hauptstadt der DDR von 

Westberlin nach Westberlin eingeräumt : 


- Verzicht auf die Erhebung—von Transitvisagebühren 

bei Besatzungen von Binnenschiffen, die Güter zwi­

schen der 3RD und Westberlin befördern ( v g l . hierzu 

Abschnitt 111/15, Z i f f e r 3.4.); x 


- Anerkennung der s e i t dem 1. 3. 1972 im Tr a n s i t BRD ­
Westberlin verwendeten Warenbegleitscheine bei bela­
denen Binnenschiffen bei Vorlage zur Z o l l k o n t r o l l e ; 


- Anerkennung ordnungsgemäß eingelegter Vorschlüsse der 

Abgangszolldier.ststellen i n dar 3RD bzw. Westberlin 


V V V

an zollverschlußsicheren T r a n s p o r t m i t t e l n ; " " 


X 
zugesagt durch Erklärung zu Protokoll in Verkehrsverhand­
lungen mit der BRD am 20. und 25. 4. 1974 - wirksam s e i t 

1. 5. 1972 


vereinbart mit Westberliner Senat im "Protokoll über ein 

Gespräch im Gebäude der Oberfinąnzdirektion in B e r l i n 

(West) am 13, J u l  i 1972" und der BRD zugesagt durch Er­

klärung zu Protokoll in Verkehrsverhandlungen am 20. 4. 74 

- wirksam s e i t 3. 6. 1972 


XXX 

zugesagt durch den L e i t e r der Delegation der DDR i n der 

Sirzung der Kommission gemäß A r t i k e l ' 19 des Transitab­

kommens DDR/BRD am 5. 10. 1972 - wirksam s e i t 10. 10. 1972 
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- Gestatten der Mitnahme von Büchern, Zeitungen und 

anderen Druckerzeugnissen des persönlichen Gebrauchs 

der Schiffsbesatzungen; 


- Beschränkung der Kontrollmaßnahmen auf die	 Identi­

fizierung a l l e r an Bord des Schiffes befindlichen 

Personen (Nur im Falle hinreichenden Verdachts, daß 

während der Fahrt von Berlin (West) über die Grenz­

übergangsstellen Marschallbrücke und Britzer Zweig­

kanal nach Berlin (West) ungesetzliche Handlungen 

beabsichtigt oder begangen worden sind, werden die 

erforderlichen Kontrollmaßnahmen in uneingeschränk­

tem Maße durchgeführt.);x 


- Gestatten der	 Mitnahme von Funksendeanlagen ent­

sprechend den allgemein üblichen Bedingungen für 

das Mitführen bestimmter Gegenstände im Transit­

verkehr, wobei ein Betrieb der Anlagen nicht er­

laubt i s  t (vgl. hierzu Abschnitt IV/3/3); X 


3.	 Für Inhalt und Umfang der Paßkontrolle einschließlich 

Visaerteilung bei dem in unmittelbarem Zusammenhang 

mit dem Transitverkehr BRD - Westberlin vorgenommenen 

Transitverkehr mit Binnenschiffen durch die Hauptstadt 

der DDR, Berlin, von Westberlin nach Westberlin gelten 


zugesagt mit Informationen an die BRD und an den Westber­

li n e r Senat beim Abschluß von Vereinbarungen zu Verkehrs­

und anderen Fragen am 16. 11. 1978 - wirksam seit 1. 3. 1979 
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mit Ausnahme der Gebührenregelung (vgl. hierzu Ab­

schnitt 111/15, Ziffer 3.4.) die allgemeinen Fest­

legungen für den Binnenschiffstransit (vgl. hierzu 

Abschnitte III/12/2/2 und III/12/2/3). 


4. Für die Zollabfertigung dieses Verkehrs g i l t  : 


4.1. Kontrollen der nicht zur Aufnahme von Gütern vorgese­

henen Teile der Binnenschiffe erfolgen, ausgenommen 

Fälle gemäß Ziffer 5., nicht. 

Auf den Schiffen mitgeführte Bücher, Zeitungen und 

andere Druckerzeugnisse des persönlichen Bedarfs wer­

den den Schiffsbesatzungen ohne Beanstandung belassen. 


4.2. Die Zollabfertigung der Ladungen sowie der Laderäume 

bei den unter Zollverschluß fahrenden Binnenschiffen 

beschränkt sich im Ein- und Ausgang auf die Prüfung 

der angelegten Verschlüsse, der Verschlußsicherheit 

des Binnenschiffes, des vorgelegten Verschlußanerkennt 

nisses und der ordnungsgemäßen Eintragung der Ver­

schlüsse im Warenbegleitschein. 


4.3. Bei offen fahrenden Binnenschiffen und bei Beanstan­

dungen der Verschlußsicherheit, die Mißbrauchshand­

lungen zulassen, erfolgt im Ein- und Ausgang eine 

Kontrolle der Ladung und der Laderäume einschließ­

lich Diensthundeeinsatz. 

Körperliche Kontrollen der Ladung erfolgen im Aus­

gang nur dann, wenn dies zur Verhinderung von Per­

sonen- und Sachschleusungen notwendig i s t  . 
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Liegen Hinweise auf während der Fahrt zwischen den 

Grenzübergangsstellen Marschallbrücke und Britzer 

Zweigkanal beabsichtigte oder begangene ungesetz­

liche Handlungen vor, die eine Kontrolle der nicht 

zur Aufnahme von Gütern vorgesehenen Teile des j e  ­

weiligen Binnenschiffes erforderlich machen, i s  t 

dazu zwischen der Paßkontrolleinheit und dem Grenz­

zollamt Abstimmung herbeizuführen. 


Durch das Grenzzollamt wird in solchen Fällen die 

für die Kontrolle erforderliche Erlaubnis beim 

Operativstab der Hauptverwaltung der Zollverwal­

tung der DDI? beantragt. Unabhängig davon i s  t durch 

die PKE Marschallbrücke das OLZ der Hauptabtei­

lung VI zu verständigen. 


Die für Binnenschiffe aus der BRD und Westberlin ein­

geräumten Erleichterungen sind unter Berücksichtigung 

bestehender Schiffahrtsabkommen zur Vermeidung dis­

kriminierender Praktiken auch Schiffen aus anderen 

Staaten im möglichen und notwendigen Umfang zu ge­

währen, wenn sie in diesem Transit zur Güterbeför­

derung zwischen der BRD und Westberlin eingesetzt 

sind. x 


V Im Transit zwischen Marschallbrücke und Britzer Zweig­
kanal verkehren fast ausschließlich Binnenschiffe der 
BRD und Westberlins; 1979 wurden lediglich noch die 
polnischen TMS "Płock" und "Gdansk" festgestellt. 
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Dementsprechend sind auch bei Schiffen aus anderen 

Staaten Kontrollen ihrer nicht zur Aufnahme von Gü­

tern vorgesehenen Teile durch die Kräfte der Zoll­

verwaltung der DDR nur bei vorliegenden Hinweisen 

auf beabsichtigte oder begangene ungesetzliche Hand­

lungen nach Einholung der vorgeschriebenen Erlaubnis 

beim Operativstab der Zollverwaltung der DDR vorzu­

nehmen . 


Haben Binnenschiffe anderer Staaten entsprechend den 

für sie nach den bestehenden Schiffahrtsabkommen be­

stehenden Möglichkeiten die Durchfahrt durch die 

Hauptstadt der DDR unterbrochen, i s t  , auch wenn Hin­

weise auf ungesetzliche Handlungen nicht vorliegen, 

das Grenzzollamt zu veranlassen, die Erlaubnis für 

eine Kontrolle der nicht zur Aufnahme von Gütern vor­

gesehenen Teile des Schiffes einzuholen und dazu, wie 

bei Schiffen aus der BRD bzw. Westberlin, das OLZ der 

Hauptabteilung VI zu verständigen. 
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Verkehrsbeschränkungan auf dam Havelkanal und der Havel-Oder-

Wasserstraße 


1. Gemäß Anweisung des Leiters der Hauptverwaltung der Wasser­
 straßen und Binnenschiffahrt vom 15. Dezsmber 1978 (GS PK -

Sig. Nr. 3201b) sind für den Havelkanal und die Havel-Odar-

Wassarstraßa (km 10.45 bis km 92.8) bis auf weiteres Ver­

kehrsbeschränkungan festgelegt. Diese Wasserstraßenabschnitte 

dürfen von Fahrzeugen mit Maschinenantrieb, daran instal­

lierte Antriebslaistung 441 kW (600 PS) überschreitet, nicht 

befahren werden. Außerdem i s  t für den Abschnitt zwischen 

Schleuse Lehnitz und Schiffshebewerk Niederfinow für Einzel­
fahrzeuge eine hochstzulässige Längs von 67 m und sins höchst­

zulässige Breits von 8,20 m und für alle Fahrzsuge eins Tauch­
tisfanbaschränkung auf 1,85 m und für dan Abschnitt von km 


e


50.1 bis km 57.8 das Odsr-Havsl-Kanals eine Höchstfahrge­
schwindigksit von 6 km/h fastgslagt. 


2. Die PaBkontrollsinhsitsn Hsnnigsdarf,	 Nadlitz und Gartz haben 
das Einschwingen von Motorschiffen, dersn i n s t a l l i a r t  s An­
trisbslsistung 441 kW (600 PS) übsrstsigt (as geht um dis 
in s t a l l i s r t e Motorleistung, sins vorgsnommans Drossslung 
b l 8 i b  t unbarücksichtigt) bzw. dersn sonstigs Kanndatan dia 
festgelegten Beschränkungen übersteigen und aus daran Fracht­
papieren ersichtlich i s t  , daß dar Havelkanal bzw. dia Havel-? 
Odar-Wassarstraßa befahren warden müssen, zu unterbindsn sowis 
den SchiffsführBrn und Bssatzungsn solcher Fahrzeuge sv t l . 
notwendige Visa nicht zu artailan (bßi Einzslfahrzsugsn i s  t 
eine Toleranz von 10 cm bei dar zulässigen Höchstlänge nicht 
zu beanstanden, d. h. Einzalfahrzeugs mit einer Länge bis zu 
67,10 m können auf dam Odar-Havel-Kanal verkehren). 
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3. Die Grenzzollämter Hennigsdorf, Nedlitz und Gartz prüfen 

bei einschwimmenden Fahrzeugen, aus deren Frachtpapieren 

sich eine Fahrtroute über den HavBlkanal und die Havel­
Oder-WasserstraBe ergibt, im Rahmen dßr Zollkontrolle auch 

die SchiffszBugnisss und informiarsn dis Paßkontrollsinheit, 

wenn dabsi Ksnndatsn festgestellt werdsn, die sins Zulas­

sung das Befahrens von Havelkanal bzw. Havel-Odsr-Wassar­
straßs ausschließen. 


4.	 Die Zurückweisungan sind in Abstimmung mit dan Kommandanten 
dar GrBnzübsrgangsstallsn Hennigsdorf bzw. Nadlitz bzw. den 
Grenzkontrollorganen der VR Polsn zu rsalisiBTBn. 

5. DiB Zurückwaisungsn sind gsgenüber dam OLZ dar Hauptabtai 

lung VI sofortmeldspflichtig. 
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Verkehr mit individuellen Wasserfahrzeugen in und durch die 

DDR . • ' • ' ' ' 


1.	 Der Verkehr mit individuellen Wasserfahrzeugen in und 

durch die DDR i s  t nur im Rahmen der durch zwischen­

staatliche Obereinkommen festgelegten Bedingungen mög­

l i c h  . Dies g i l  t auch (ausgenommen Seenotfälle) für das 

Einlaufen in die inneren Seegewässer der DDR. 


1.1.	 Für das Befahren der Territorialgewässer der DDR gel­

ten die Regelungen des Gesetzes über die Staatsgrenze 

der Deutschen Demokratischen Republik (Grenzgesetz) 

vom 25. 3. 1932 (GS PK-Sig.Nr. 1105). 


2.	 An der Grenzübergangsstelle Schöna i s  t Bürgern der DDR 

und der CSSR der Grenzübertritt mit in beiden Staaten 

registrierten Sportbooten gemäß dem Abkommen zwischen 

der Regierung der DDR und der Regierung der CSSR über 

die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 

vom 23. Ouni 1972 (GS PK-Sig.Nr. 3250) zur Teilnahme 

am Wechselverkehr zu gestatten. 


2.1.	 Die Teilnahme am Wechselverkehr mit in der CSSR und der 
DDR registrierten Sportbooten i s  t an dieser Grenzüber­
gangsstelle auch Bürgern der UdSSR, VR Bulgarien, Unga­
rischen VR, VR Polen, SR Rumänien und Mongolischen VR 
zu gestatten, 

2.2.	 Für den Grenzübertritt gelten die allgemein üblichen 

Regelungen. 


2.3.	 Der Wechselverkehr mit Sportbooten zwischen beiden Staa 

ten i s  t auf der gesamten Länge ihrer miteinander verbun 

denen Wasserstraßen zugelassen. 


http:PK-Sig.Nr
http:PK-Sig.Nr
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In der DDR sind folgende Wasserstraßenabschnitte aus­

genommen : 


- Grenzgewässer der Oder, Westoder und der Lausitzer 

Neiße • • 


- Grenzabschnitt der Elbe zur BRD 


- Grenzgewässer zu Westberlin 


- Gewässer außerhalb der inneren Seegewässer im Bereich 

der Grenzzone der DDR zur Ostseeküste, 


2.4.	 Ein Transitverkehr mit Sportbooten i s  t zwischen beiden 

Staaten nicht vereinbart. 


3.	 Entsprechend dem Abkommen zwischen der Regierung der DDR 

und der Regierung der VR Polen über die Zusammenarbeit 

auf dem Gebiet der Schiffahrt auf den Grenzgewässern vom 

15. Mai 1969 (GS PK-Sig.Nr. 3255) i s  t ein Verkehr mit in 

beiden Staaten registrierten individuellen Wasserfahr­

zeugen lediglich auf der Oder und der Westoder ohne Kon­

tr o l l  e durch die Grenzorgane zulässig. Die gesamte Breite 

der zugelassenen Grenzgewässer kann durch die individuel­

len Wasserfahrzeuge genutzt werden. Das Anlegen am Ufer 

des anderen Abkommenspartners i s  t nicht gestattet. 

Ein Wechsel- und Transitverkehr sind nicht vereinbart, 


3.1.	 Gemäß dem Abkommen zwischen der Regierung der DDR und 

der Regierung der VR Polen über die Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet der Binnenschiffahrt vom 25. November 1971 (GS PK­
Sig.Nr. 3256) haben in der DDR registrierte Sportboote in 


http:PK-Sig.Nr
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der Zeit vom 1. 4. bis 31. 10. das Recht der Durchfahrt 

über polnisches Territorium auf der Oder und dem Dabie-

See. Die Einfahrt in die Gewässer der VR Polen i s  t nur 

in der Z e i t von Sonnenaufgang bis 8.00 Uhr in Schlepp­

zügen gestattet. Die polnischen Gewässer müssen bei 

Sonnenuntergang verlassen werden. 


3.2.	 Polnische Sportboote können gemäß dem Abkommen vom 

25. 11. 1971 das Recht der Durchfahrt über das T e r r i  ­

torium der DDR auf der Hohensaaten-Friedrichsthaler-

Wasserstraße einschließlich der Westoder von Hohensaa- . 

ten bis Mescherin in Anspruch nehmen, wenn infolge un­

günstiger Schiffahrtsbedingungen oder aus anderen Grün­

den die Fahrt auf der Oder behindert i s t  . 


3.3.	 Die Besatzungen der Sportboote beider Staaten, die das 

Recht der Durchfahrt entsprechend Ziffern 3.1. und 3.2. 

in Anspruch nehmen, unterliegen der Paß- und Zollkon­

t r o l l e  . Der Grenzübertritt i s  t unter den genannten Be­

dingungen an den Grenzübergangsstellen Kamin bzw. 

Ückermünde sowie Gartz (Stromoder) für Bürger der DDR 

und an den Grenzübergangsstellen Hohensaaten und Me­

scherin für Bürger der VR Polen zu gestatten, wenn sie 

im Besitz der notwendigen Reisedokumente zur Teilnahme 

am paß- und visafreien Reiseverkehr sind. 


4. Gemäß Artikel 20 des Vertrages zwischen der DDR und der 
BRD über Fragen des Verkehrs vom 26. 5. 1972 (GS PK -
Sig. Nr. 1560) können Sportboote, Rennboote und andere 
individuelle Wasserfahrzeuge nur von Binnenschiffen als 
Decksladung oder im Schlepp befördert werden. Dies g i l  t 
gemäß Artikel 13 des Transitabkommens zwischen der DDR 
und der BRD vom 17. Dezember 1971 (GS PK - Sig. Nr. 1570) 
auch für den Transitverkehr zwischen der BRD und West­
berlin. 
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4.1.	 In der Anordnung über den grenzüberschreitenden Ver­
kehr mit Binnenschiffen vom 17. Oktober 1972 (GS PK -
Sig. Nr. 1211) i s  t in § 1 Abs. 2 festgelegt, daß auf 
Binnenschiffen neben den Besatzungsmitgliedern und 
ihren Familienangehörigen nur noch "... die erforder­
lichen Besatzungsmitglieder von Sportbooten, Rennboo­
ten oder anderen individuellen Wasserfahrzeugen, die 
im Schlepp von Binnenschiffen überführt werden" , mit­
fahren dürfen. w . 

Die Anzahl der Besatzungsmitglieder richtet sich hier­

bei nach der Art und Größe des Bootes und beträgt in 

der Regel zwei Personen, bei Sportbooten ab 9 m Länge 

bis zu drei Personen, Kinder sind als Begleitpersonen 

nicht zugelassen. 


Für Sportboote, Rennboote u. a. individuelle Wasser­

fahrzeuge, die a l s Decksladung mitgeführt werden, 

sind	 Begleitpersonen nicht zugelassen. 


4.2.	 Durch die Paßkontrolleinheiten i s  t der Transit von 

Binnenschiffen zwischen der BRD und Westberlin, die 

individuelle Wasserfahrzeuge befördern, nicht zu ge­

statten, wenn sich außer den Besatzungsmitgliedern 

dieser Binnenschiffe und ihren Familienangehörigen 


"•	  i ' " . 


- mehr als zwei (bei Fahrzeugen ab 9. m Länge mehr als 

drei) Begleitpersonen (ausgenommen Kinder bis zum 

vollendeten 14. Lebensjahr) pro geschlepptes Sport­

boot oder 


- Begleitpersonen zu als Decksladung mitgeführten 

Sportbooten 


an Bord befinden. Bei der Eingangsabfertigung i s  t bei 

Feststellung nicht zugelassener Begleitpersonen (ausge 




 I 
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nommen Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr) wie 

folgt zu reagieren: 


2 .1. Der zur Kontrolle eingesetzte Paßkontrolleur hat, nach­
dem durch ihn der Sachverhalt eindeutig festgestellt 
i s t und er sich kurz beim Schiffsführer vergewissert 
hat, daß es sich bei den zusätzlich an Bord befind­
lichen Personen um Begleitpersonen zu den mitgeführ­
ten Sportbooten handelt, die Kontrolle zu unterbrechen, 
den Schiffsführer darüber zu informieren und ihm mit­
zuteilen, daß er wegen der Begleitpersonen zu den be­
förderten Sportbooten eine Entscheidung über die Zu­
lassung des Binnenschiffs zum Transit herbeiführen 
müsse. Durch den Paßkontrolleur i s  t der diensthabende 
Zugführer zu unterrichten. 

2 . 2  .	 Der diensthabende Zugführer oder ein von ihm beauftrag­
ter verantwortlicher Offizier (nicht der zur Kontrolle 
eingesetzte Mitarbeiter) hat dem Schiffsführer zu er­
klären, daß nach den Rechtsvorschriften der DDR die Be­
gleitung von geschleppten Sportbooten nur durch die zur 
Überführung erforderlichen Bcsatzungsmitglieder, also 
nicht mehr als 2 bzw. bei Booten ab 9 m Länge 3 Personen 
möglich i s  t bzw. als Decksladung beförderte Sportboote 
nicht begleitet werden dürfen und die Zurückweisung des 
Binnenschiffes nach Westberlin bzw. der BRD auszuspre­
chen . 

3 .	 Zu den Begleitpersonen von geschleppten Sportbooten 
gehörende Kinder sind bei der Durchführung der Paßkon­
trolle nicht zu beanstanden. Eine Belehrung des Schiffs­
führers über die Unzulässigkeit der Mitnahme von Kin­
dern bei der Überführung von Sportbooten i s t nicht 
vorzunehmen. 
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Verkehr mit Tankschiffen durch die Hauptstadt der DDR, Berlin 


1.	 Für den Verkehr von Tankschiffen (einschließlich Ladungsbehältern) 

durch die Hauptstadt der DDR, Berlin, von Westberlin nach West­

berlin über die Grenzübergangsstellen Marschallbrücke und Britzer 

Zweigkanal gelten gemäß $ 184 der BWVO und der Anweisung über die 

Regelung des Verkehrs mit Tankschiffen auf der Spree-Oder-Wasser­
straße von km 15.6 bis km 26.4 und dem Britzer Zweigkanal von km 

29.6a bis km 31.7a (GS PK - Sig. Nr. 3201a) folgende Festlegungen: 


1.1. Tankschiffen und Ladungsbehältem, die flüssige Brennstoffe mit 

einem Flarrrrpunkt bis 55° C geladen haben, is t die Durchfahrt nur 

am Tage unter Begleitung durch Sicherungsfahrzeuge der Wasserschutz­
polizei und Feuerwehr gestattet. Der Abschnitt zwischen Grenzüber­

gangsstelle Marschallbrücke und Mühlendarrmschleuse darf von solchen 

Fahrzeugen nur am Tage bis 14.00 Uhr befahren werden. 


1.2. Die Durchfahrt von Tankschiffen und Ladungsbehältem, die flüssige 

Brennstoffe mit einem Flarrrrpunkt bis 55° C geladen hatten, is t nur 

gestattet, wenn sie entgast oder mit Inertgas gefüllt sind und 

darüber ein entsprechender Nachweis an Bord mitgeführt und vorge­

wiesen wird. Entgaste bzw. inertisierte Leerfahrzeuge bedürfen keiner 

Begleitung. 


1.3. Der Verkehr von Tankschiffen bzw. mit Ladungsbehältem mit flüssigen 

Brennstoffen mit einem Flarrrrpunkt bis 55° C auf dem Abschnitt zwischen 

Grenzübergangsstelle Marschallbrucke und Mühlendarrmschleuse außerhalb 

der dafür festgelegten Zeit bzw. die Durchfahrt nicht entgaster bzw. 

inertisierter Tankschiffe bzw. Ladungsbehälter, die flüssige Brenn­

stoffe mit einem Flarrrrpunkt bis 55° C geladen hatten, is t nur bei 

Vorliegen einer Ausnahmegenehmigung des Wasserstraßenhauptamtes Berlin 

die in der RBgel 2 Tage vor der Durchfahrt schriftlich zu beantragen 

ist , und unter Begleitung durch Sicherungs-Fahrzeuge der Wasserschutz­

polizei und Feuerwehr zugelassen. 
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T?4. Die gesetzlich vorgeschriebene Begleitung von Tankschiffen und 

Ladungsbehältem gemäß Ziffern 1.1. bzw. 1.3. is t gebühren­

pflichtig ̂ ' 


2, Der Grenzübertritt der Besatzungen von Tankschiffen bzw. Fahrzeugen 

mit Ladungsbehältem is t an den Grenzübergangsstellen Marschall­

brücke und Britzsr Zweigkanal nur bei Vorliegen der sich aus Ziffer 

1. ergebenden Voraussetzungen zu gestatten. 


2.1. Die Anforderung erforderlicher Sicherungsfahrzeuge der Wasserschutz­
polizei und Feuerwehr erfolgt durch den Korrmandanten der Grenzüber­

gangsstelle Marschallbrücke. 


2.2. Die Kontrolle der erfolgten Inertisierung bzw. Entgasung obliegt den 

Organen der Zollverwaltung der DDR. Erforderliche Transitvisa sind 

erst nach Feststellung dsr erfolgten Inertisierung bzw. Entgasung 

zu erteilen. 


2.3. Wird entgegen den Bestirrmungen der Anweisung über die Regelung des 

Verkehrs mit Tankschiffen auf der Spree-Oder-Wasserstraße vom km 

15.6 bis km 26.4 und dem Britzer Zweigkanal vom km 29.6a bis km 

31.7a vom 22. 12. 1977 versucht, in die Hauptstadt der DDR, Berlin, 

mit Tankschiffen einzuschwingen (an der Grenzübergangsstelle Britzer 

Zweigkanal kann kein Analysezertifikat über die erfolgte Inertisie­

rung vorgewiesen werden oder die Ankunft des Tankschiffes an der 

Grenzübergangsstelle Marschallbrucke erfolgt erst zu einem Zeitpunkt, 

zu dem ein Erreichen c«r Mühlendarrmschleuse bis 14.00 Uhr nicht mehr 

möglich ist) , is t der Grenzübertritt nicht zu gestatten. 


Die Gebührenerhebung is t ausgesetzt. 
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Der Schiffsführer is t auf die gemäß der Anweisung vom 22. 12. 1977 

erforderliche Ausnahmegenehmigung des WSHA Berlin hinzuweisen. Das 

betreffende Fahrzeug is t im Zusarrmenwirken mit dem Korrmandanten der 

Grenzübergangsstelle bei Nichtvorliegen der Ausnahmegenehmigung 

nach Westberlin zurückzuweisen (erforderlichenfalls in Rückwärts­

fahrt). 

Vor Aussprache der Zurückweisung is t die Zustimmung des Leiters der 

Hauptabteilung VI einzuholen. 


3.	 An den Westberliner Entladestellen für die Tankschiffahrt im Teltow­

kanal wird dem Inertisierungsgebot der entleerten Laderäume bzw. 

Ladungsbehälter durch Füllung mit Stickstoff bis zu einem Restsauer­
stoffgehalt von maximal 10 % entsprochen. 


Die Erhaltung des Inertisierungseffektes läßt Inhaltskontrollen der 

inertisierten Laderäume b̂.w. LadungsbethältBr nicht zu. 


An den Ladeluken inertisierter Laderäume legen die Kräfte der Zoll­

verwaltung im Eingang erforderlichenfalls Zollverschlüsse an. 


3.1. Die Entscheidung über im Einzelfall notwendig werdende Inhalts­
kontrollen inertisierter Ladungsräume an den Grenzübergangsstellen 

Marschallbrücke bzw. BritzRr Zweigkanal wird in Abstimmung zwischen 

dem Leiter der Hauptabteilung VI und dem Leiter der Zollverwaltung 

cer DDR getroffen. 


Wird	 eine Kontrolle inertisierter Ladungsräuma notwendig, beantragt 

das GZA die dafür erforderliche Erlaubnis. Unabhängig davon is t 

darüber das OLZ der Hauptabteilung VI zu verständigen. 


Die Inhaltskontrolle is t nur unter Beachtung der entsprechenden 

Sicherheitsvorkehrungen für die zur Kontrolle eingesetzten Ange­

hörigen des GZA möglich. 
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3.2. An den Grenzübergangsstellen Nedlitz, Hennigsdorf, Cumlosen und 

Buchhorst is t die für die Durchfahrt durch die Hauptstadt der DDR 

erfolgte und evtl. noch bestehende Inertisierung bei der Durch­

führung der Kontrollen entsprechend zu beachten. 


Inhaltskontrollen der mit Stickstoff inertisierten Laderäume bzw. 

Ladungsbehälter sind nur unter Beachtung entsprechender Sicher­
heitsvorkehrungen für die zur Kontrolle eingesetzten Genossen 

durchzuführen. 
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Überführung von Laichen 


1.	 Beim Grsnzübartritt obliegt die Kontrolle und Durch­
setzung der für die Überführung von Leichen geltenden 
Regelungen dar Anordnung über die Überführung von Lei­
chen vom 2 0 . 1 0 . 1971 (GS PK - Sig. Nr. 1221) den 
Organen dar Zollverwaltung der DDR. 

2 .	 Die Überführung von Leichen muß so durchgeführt warden. 
daß 

- sie grundsätzlich ohne Unterbrechung bis zum Bestim­

mungsort erfolgt, 


- die Leiche nicht ohne triftigen Grund von dem Beför­

derungsmittel abgeladen oder auf andere Beförderungs­

mittel umgeladen wird. 


- die Beförderungsmittel, wenn die unverzügliche Weiter­

fahrt nicht möglich i s t  , auf einem gesonderten Platz 

abgestellt werden. 


3.1.	 Für die Überführung einer Leiche aus der DDR nach 

anderen Staaten oder Westberlin i s  t ain durch den Leiter 

der'Abtei lung Gssundheits- und Sozialwesen des für den 

Sterbeort zuständigen Rates des Kreises ausgestellter 

Laichenpaß erforderlich. 

Der Leichanpaß i s  t nicht in die Paßkontrolle einzube­
ziahen. Er verbleibt bei der Leiche. 


3.2.	 Befinden sich bei der Leiche noch Personaldokumente, die 

von Organen dar DDR ausgestellt wurden, sind diese durch 




BStU 
v
000163 	  IV/5/2 

Ssits 2 


dis Paßkontrollsinhsit zu übsrnahmen und an das für 

dis Grenzübergangsstslls zuständigs VPKA, Abtsilung 

PaB- und Meldawssen, mit dsm Vsrmsrk "Lsichsnübsrfüh­
rung am ..." wsitarzuleitsn. 


3.3.	 Für den Grsnzübsrtritt des Transportpsrsonals gsltsn 

dis allgemein üblichen Bestimmungen. 


4.1.	 Für die Überführung sinsr Laiche aus andsrsn Staatsn 

odar Wastbsrlin in dia DDR sind als Bsglaitdokumente 

srf orderlich: 


- Leichenpaß oder sin dem Leichenpaß gleichzusetzendes 

Dokument, 


- eine Ausf srt igung dar Stsrbsurkundsi 


- d i  B Bsstätigung, daß dis Laichs am Bestimmungsort 

abganornrnsn wird ( i s  t dar Varstorbsna nach $ 7 dar 

Msldeordnung dar DDR, GS PK - Sig. Nr. 1301, im Gebist 

dar DDR gsrnsldat, i s  t diass Bsstätigung nicht erforder­

l i c h )  . 


4.2.	 T r i f f  t ein Lsichentransport sinss außsrhalb dsr DDR ver­

storbenen Bürgsrs der DDR, der in dar DDR gsmäß 5 7 dar 

Meldeordnung gsrnsldat i s t  , an der Granzübargangsstslls 

ein, hat das Grenzzollamt nach arfolgtsr Kontrolle unver­

züglich dan für dis Grsnzubargangsstslle zuständigen Rat 

des.Kreises, in der Hauptstadt der DDR den Rat dss Stadt­
bszirkss, Abteilung Gesundheits- und Sozialwsssn, fern­

schriftlich oder fernmündlich zu informieren. Diasa be­

stimmt dsn Ort und die Institution, wohin die Leiche zu 

transportieren i s  t und t e i l  t diss dsm Grsnzzollamt unver­

züglich mit. 
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4.3. Der Laichentransport i s t durch das Grenzzollamt ohne 

Verzug abzufertigen und danach entsprechend weiterzu­
laitan. 


4.4. Für den Grenzübertritt des Transportparsonals galten 

die allgemein üblichen Bestimmungen bzw. die Festle­

gungen in Abschnitt 111/5/12/^dar Paßkontrollordnung. 


4.5.	 Befinden sich bei der Laiche, außer dan unter Ziffer 

4.1. genannten Dokumenten, Personal- und Grenzübertritts­
dokumsnte, sind diese durch dia PaBkontrolleinheit zu 

übernahmen. 

Visa, Raiseanlagen und Zählkarten von Toten sind mit 

dam Vermerk "Laichentransport am ..." zu varsshan und 

entsprechend den für sie allgemein geltenden Bestim­

mungen zu behandeln. 

Andere Reise-, Personal- oder sonstige Begleitdokumente 

sind mit dem gleichen Vermerk an das für die Grenzüber­

gangsstelle zuständige VPKA, Abteilung Paß- und Melde­
wasan, weitarzuleiten. 


5.	 Zu Laichen, die durch die Deutsche Demokratische Republik 

befördert werden sollen, muß sin Leichanpaß öder ein dem 

Laichenpaß gleichzusetzendes Dokument vorliegen. Für das 

Transportparsonal gelten die für den Transitverkehr allge­

mein üblichen Bestimmungen. 


6 .	 Die Grenzzollämter sind angewiesen, bei der Feststellung 
von Anhaltspunktan für einen unnatürlichen Tod von Bürgern 
der DDR, die nach 5 7 der Meldeordnung in der DDR gemeldet 
sind und sich besuchsweise oder aus anderen Gründen vor­
übergehend in anderen Staaten oder Westberlin aufhielten, 
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in Abstimmung mit dem L s i t s  r dar Paßkontrolleinheit bzw. 

dam disnsthabandsn Offizier dar Paßkontrollsinhait dsn 

zuständigsn Bazirksstaatsanwalt zu informisrsn. 


Dis Paßkontroll8inh8itan haben in solchen Fällen bzw. 

wenn ihnen anderweitig Anhaltspunkts für unnatürlichs 

Todesfalls von Bürgsrn der DDR auBsrhalb dar DDR.bskannt 

werden, mit der für den Hauptwohnsitz das Vsrstorbensn 

zuständigan Kraisdianststells Rückspracha zu führsn und 

disssr dsn bskanntgewordsnen Sachverhalt zu übarmittsln. 

Dis in solchen Fällan notwsndigen Untersuchungen ob­

liegen dem für den lstzten Wohnsitz zuständigsn VPKA. 
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Ein- und Durchfuhr von Pflanzen, Pflanzenteilen und Pflanzen­

erzeugnissen 


1 .	 Die Paßkontrolleinheiten haben im Rahmen ihrer Verantwor­
tung für die Organisation des Kontrollablaufs an den 
Grenzübergangsstellen in Abstimmung mit den Grenzzoll­
ämtern zu sichern, daß im Reise- und Güterverkehr mit­
geführte Pflanzen, Pflanzenteile und Pflanzenerzaugnissa 
der vorgeschriebener, phytosanitären Grenzkontrolle durch 
den Pflanzenquarantänedienst der DDR zugeführt werdsn und 
ihre Mitnahme bei Ein- und Durchreise nur mit seiner Zu­
stimmung gestattet wird. 

2.	 Nach den dafür geltenden Rechtsvorschriften - Verordnung 
über die Leitung, Planung und Organisation das Pflanzen­
schutzwesens in der Deutschen Demokratischen Republik -
Pflanzenschutzvsrordnung - vom 10. 8. 1978 (GS PK - Sig. 
Nr. 2326)i Erste Durchführungsbestimmung zur Pflanzen­
schutzverordnung vom 16. 10. 1978 (GS PK - Sig. Nr. 2326a)i 
Elfte Durchführungsbestimmung zum Gesetz zum Schutze der 
Kultur- und Nutzpflanzen - Verhütung der Einschleppung 
von PfIanz8nkrankheit8n und -Schädlingen - vom 1. 8. 1960 
(GS PK - Sig. Nr. 2325) und Neunzehnte Durchführungsbestim­
mung zum Gesetz zum Schutze der Kultur- und Nutzpflanzen 
- Neuordnung des Staatlichen Pflanzanquarantänedianstes 

der DDR - vom 15. 5. 1965 (GS PK - Sig. Nr. 2326b) - i s  t 

die Ein- und Durchfuhr von Sendungen mit Pflanzen, Pflan­
zent8ilen und Pflanzenerzeugnissen nur unter Kontrolle 

des Pflanzenquarantänedienstes der DDR über die dafür zu­

gelassenen Grenzübergangsstellen (vgl. Anlage 1 zur 11. 

DB zum Gesetz zum Schutze der Kultur-' und Nutzpflanzen 

vom 1. 8. 1960 - GS PK - Sig. Nr. 2325) und bei Vorlage 

eines Gssundheits- und Ursprungszeugnisses (Zertifikat), 

dessen Ausstellungsdatum nicht mehr als 20 Tage vor dem 

Beförderungstermin liegen darf, gestattet. 
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Dis Einfuhr von Pflanzen und Pflanzsntsilsn zum Anbau 
bzw. I zur VBrmshrung in der DDR bsdarf der Gsnahmigung 
durch das Zentrals Pflanzanschutzamt der DDR. 

Vsrbotsn i s  t dis Einfuhr von Zuchten, Kultursn bzw. 

lebsndsn Einzelobjektsn von Pflanzsnschädlingsn und 

Erragsrn von Pflanzsnkrankhaiten. 


2 .1. Im Reiseverkehr i s  t die Vorlaga von Gssundhaits- und 
Ursprungszsugnisssn nicht erfordarlich. Phytosanitärs 
Kontrolluntsrsuchungsn erfolgßn im Reisevsrkehr nur in 
Ausnahmefällen, wann das Auftraten gsfährlichsr Schad­
srr8gsr dies erfordsrlich macht. 

2.2. Im Transitvsrkshr zwischen der BRD und Wsstberlin srfolgt 

ains phytosanitärs Kontrolluntarsuchung bsi Gütsrsen­
dungsn mit Pflanzsn, Pflanzsntsilsn odsr Pflanzsnsrzsug­
nissan nur, wann der Transport in nicht zollvarschlosssnan 

Transportmittsln srfolgt und Anhaltspunkts für sinsn 

Bafall mit Schadsrrsgern vorlisgan. 


2.3. Phytosanitärs Beschränkungsn bsstshan nicht für 


- die Einfuhr von Nadslgshölzsn ohns Erdballsn sowis 

Nadelholzzweige, die nichtgewsrblichen oder Gaschank­
zwecken disnen, 


- die Einfuhr tropischar Früchts (z. B. Bananen, Ananas 

u. a. - außBr Citrusfrüchtsn), frischen Obstss bis zu 

2,5 kg, das Rsisende zum eigenen Gebrauch mitführen 

sowia Frischobst in tiefgekühlter Konsarvierung, 
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dis Einfuhr von Nelkenschnittblumen durch Reisende 

zum eigenen nichtgewerblichen Gebrauch, 


die Einfuhr von 30 kg Kartoffeln je Besatzungsmit­

glied auf Binnenschiffen, 


die Einfuhr von Trauerkränzen einschließlich Zapfen, 

Sträuße und Schnittblumen zum Ausschmücken von Grab­

stätten, für Familienfeste, religiöse Feiern und ähn­

liche Zwecke. 


DiB Paßkontrolleinheitsn haben sich aus der Tätigkeit 

d8s Pflanzenquarantänedienstas dar DDR ergsbands Zurück 

weisungsn zu raalisiersn. 




B S t U 1. Austauschblatt 

(41.	 Änderung) Seite 1
000188 


Ein- und Durchfuhr von Tieren, tierischen Erzeugnissen 

und Rohstoffen 


1.	 Die Paßkontrolleinheiten haben im Rahmen ihrer Ver­

antwortung für die Organisatiqn des Kontrollablaufs 

an den Grenzübergangsstellen in Abstimmung mit den 

Grenzzollämtern zu sichern, daß im Reise- und Güter­

verkehr mitgeführte bzw. beförderte Tiere, tierische 

Erzeugnisse und Rohstoffe, einschließlich Gegenstän­

de, die Träger von Ansteckungsstoffen für Tiere sein 

können, der vorgeschriebenen grenztierärztlichen Kon­

t r o l l e durch den Grenzveterinärdienst der DDR zuge­

führt werden und ihr Grenzübertritt nur mit dessen 

Zustimmung gestattet wird. 


2.	 Nach den dafür geltenden Rechtsvorschriften - der Ver­

ordnung über die veterinärhygienische Überwachung des 

grenzüberschreitenden Verkehrs - Veterinärhygienische 

Grenzüberwachungsverordnung - vom 11. 10. 1984 (GS PK 

Sig. Nr. 2320) sowie der Ersten Durchführungsbestimmung 

zur Veterinürhygienischen Grenzüberwachungsverordnung 

vom 11. 10. 1984 (GS PK - Sig. Nr. 2321) - dürfen vete­

rinärmedizinisch kontrollpflichtige Sendungen nur über 

die dafür festgelegten Grenzübergangsstellen (vgl. An­

lage zur Veterinärhygienischen Grenzüberwachungsver­

ordnung), nur mit veterinärhygienischer Genehmigung 

(soweit davon nicht Befreiung festgelegt i s t  ) und nur 

nach erfolgter grenztierärztlicher Kontrolle ein-, 

aus- bzw. durchgeführt werden. 
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Im Reiseverkehr mitgeführte Klein- und Heimtiere 

dürfen über a l l e Grenzübergangsstellen und, sofern 

die Aufenthaltsdauer 4 Wochen nicht überschreitet, 

ohne Genehmigung ein-, aus- bzw. durchgeführt werden. 


2.2U=&ür im Reiseverkehr-^ 
mitgeführte 

-	 Fleischfresser (u. a. Hunde und Katzen), Kaninchen, 

Hasen, Papageien, Sittiche und - soweit das im Reise­

verkehr überhaupt praktisch wird - lebende Einhufer, 

Wiederkäuer und andere Klauentiere, 


-	 andere Warmblüter, soweit es sich um mehr a l s 4 Tiere 

handelt, 


-	 tierische Erzeugnisse und Rohstoffe von Warmblütern 

in rohem, unbearbeiteten Zustand, wenn mehr a l s ca. 

5 kg mitgeführt werden 


i s  t die Vorlage amtstierärztlicher Veterinärzeugnisse 

aus dem Herkunftsland (für Hunde und Katzen genügt 

eine amtstierärztliche Impfbescheinigung über eine 

mindestens 30 Tage, aber nicht länger als 1 Oahr zu­

rückliegende Impfung gegen Tollwut) erforderlich. 


Veterinärzeugnisse sind nicht erforderlich für Stuben­

vögel (ausgenommen Papageien und S i t t i c h e )  , aus Lieb­

haberei gehaltene Kleinsäuger, soweit es sich nicht um 


Als Klein- und Heimtiere gelton Hunde und Katzen, Zier-

und Stubenvögel (außer Papageienvögel), kleine Waldvögel 

und aus Liebhaberei gehaltene Kleinsäuger ( z . B. Hamster, 

Meerschweinchen, Mäuse, Ratton, Streifenhörnchen nicht 

jedoch f l e i s c h - und pflanzenfressende Pelztiere 
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mehr	 als 4 Tiere handelt, sowie für von Tieren stam­

mende Lebensmittel (ausgenommen nicht zu Reisever­

pflegung zubereitetes rohes, gefrorenes, geräucher­

tes oder gesalzenes Fleisch, Innereien, Därme) in 

einer Menge bis zu ca. 5 kg. 


Im Reiseverkehr mi.tgeführte lebende Tiere unterlie­

gen, auch wenn Genehmigungen bzw. Veterinärzeugnisse 

nicht erforderlich sind, einer grenztierärztlichen 

Kontrolle durch die Mitarbeiter des Grenzveterinär­

dienstes (bei fahrender Kontrolle in Reisezügen wird 

auf die grenztierärztliche Kontrolle verzichtet). 

Sind an der Grenzübergangsstelle keine bzw. nicht 

ständig Mitarbeiter des Grenzveterinärdienstes ein­

gesetzt, kontrollieren die Grenzzollämter die Vete­

rinärzeugnisse bzw. Impfpässe. 


2.2.	 Einwohnern Westberlins i s  t im Reiseverkehr die Ein­

fuhr von Tieren (ausgenommen Blindenführhunde in Be­

gleitung von Blinden) nicht gestattet. 


2.3.	 Im Güterverkehr besteht für die Einfuhr von Tieren, 

tieriechen Erzeugnissen und Rohstoffen generell Ge­

nehmigungspflicht (davon ausgenommen i s  t lediglich 

die Einfuhr von tierischen Erzeugnissen für den Be­

darf der in der DDR akkreditierten diplomatischen 

und anderen ausländischen Vertretungen, für Ausstel­

lungen und Messen sowie als Muster und Proben). 


2.4.	 Für die Durchfuhr besteht im Güterverkehr Genehmi­

gungspflicht nur (soweit auf Grund der aktuellen 

Seuchenlage nichts anderes festgelegt i s t  ) für den 
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Transport lebender Einhufer, Wiederkäuer und anderer 

Klauentiere (unabhängig von ihrer Anzahl) sowie a l l e r 

Haus-, Zier- und Wildgeflügelarten einschließlich Tau­

ben, Papageien und Sittichen, wenn mehr als 20 Tiere 

befördert werden. Im übrigen genügen amtstierärztliche 

Veterinärzeugnisse bzw. Herkunftsbescheinigungen (für 

Eier, Bruteier und Sperma sind keine derartigen Atteste 

erforderlich). 


Zur Verhinderung der Einschleppung der Erreger von 

exotischen Tierseuchen (Rinderpest, Afrikanische 

Schweinepest, exotische Typen der Maul- und Klauen­

seuche) i s  t die Einfuhr von Tieren und tierischen Er­

zeugnissen aus bestimmten Ländern in Abhängigkeit von 

der aktuellen Seuchenlage nicht gestattet. Die Grenz­

zollämter haben im Zusammenwirken mit dem Grenzveteri­

närdienst für die erforderlichen Veterinärmaßnahmen 

Sorge zu tragen. 


Die Grenzzollämter sind angewiesen, wenn sich aus ihrer 

oder der Tätigkeit des Grenzveterinärdienstes ergibt, 

daß die Voraussetzungen für die Zulassung der Ein-, 

Aus- bzw. Durchfuhr von Sendungen mit Tieren bzw. t i e ­

rischen Erzeugnissen nicht gegeben sind, vor der Zurück­

weisung dazu die Zustimmung des Operativstabes der Z o l l ­

verwaltung der DDR" einzuholen, der die Entscheidung über 

die Zurückweisung in Abstimmung mit dem Grenzveterinär­

dienst der DDR herbeiführt. 

Das g i l t nicht für Zurückweisungen an Grenzübergangs­

stellen, die für solche Transporte nicht zugebssen sind. 

Die Paßkontrolleinheiten haben die Realisierung fest­

gelegter Zurückweisungen im erforderlichen Umfang zu 

unterstützen. 
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Maßnahmen zur Verhinderung der Einschleppung der Afrikanischen 

Schweinepest 


1.	 Auf Grund der aktuellen Seuchenlage in Ländern mit Afrika­

nischer Schweinepest sind durch dsn Minister für Land-, 

Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft bis auf weiteres zur 

Verhütung dsr Einschleppung der Afrikanischen Schweinepest 

in die DDR, die katastrophale Folgen hätte, da die Schweine­
bestände der DDR völlig ungeschützt gegen diese Seuche sind, 

entsprechende Schutzmaßnahmen im grenzüberschreitenden 

Güter- und Reiseverkehr festgelegt worden. 


Im Reiseverkehr i s  t die Einfuhr jeglicher Tiere, tierischen 

Erzeugnisse und Rohstoffe (ausgenommen Fleisch bzw. Fleisch­

erzeugnisse in Metallvollkonssrven) aus Ländern mit Afrika­

nischer Schweinepest nicht zugelassen. 


Im Güterverkehr wird die Ein- und Durchfuhr von Haus- und 

Wildtieren, tierischen Produkten und Rohstoffen, ein­

schließlich Futtermitteln, Sperma und biologischen Präpa­

raten aus Ländern mit Afrikanischer Schweinepest ebenfalls 

nicht gestattet. Vo 1 kswirtschaf11 ich* unbedingt notwendige 

Importe bedürfen der Genehmigung des Ministers für Land-, 

Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft. 


2.	 Die Seuchenlage erfordert die Unterstützung der Maßnahmen 

des Veterinärhygienischen Verkehrsüberwachungsdienstes der 

DDR durch die übrigen Grenzkontrollorgane. 

Dazu sind folgende Festlegungen abgestimmt: 


2.1.	 Reisende, die auf direktem Wege aus Angola, Brasilien, der 

Dominikanischen Republik, Spanien, Portugal, Italien, Süd­

afrika oder aus der Republik Kuba kommend (d. h. die Ab­

* 
reise aus diesen Staaten erfolgte innerhalb der letzten 

5 Tage) zur Einreise in bzw. Durchreise durch die DDR 
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anreisen, sind durch die Grenzzollämter zielgerichtet 

auf das Mitführen von Tieren, tierischen Erzeugnissen 

und Rohstoffen zu bsfragen bzw. zu kontrollisran. 


2 . 2 .	 Bei Mitgliedern des Verwaltungspersonals und techni­
schen Personals der Vertretungen anderer Staaten in 
der DDR und ihnen hinsichtlich der Bsvprrschtung gleich­
g e s t 6 l l t s  n Personen sowia in dar DDR akkreditiertsn 
Journalisten erfolgt bei direkter Anreise aus den unter 
2 . 1 . genannten Staaten lediglich eine entsprechende Be­
fragung. 

2 . 3 .	 Wird das Mitführen von Tieren, tierischen Erzeugnissen 
oder Rohstoffen (ausgenommen in Metallvollkonserven) im 
Ergebnis der Maßnahmen gemäß 2 . 1  . und 2 . 2 . festgestellt, 
übergibt das GZA den Betroffenen an den VHVD bzw. führt 
in Amtshilfe für den VHVD die erforderlichen Veterinar­
maßnahmen (Einräumung der Möglichkeit der Rückführung 
oder Bntschädigungsloss Einziehung und unschädliche Be­
seitigung) selbst durch. 

2 . 4 .	 Von diesen Maßnahmen wird bei Diplomaten und Reisenden im 
Transitverkehr zwischen der BRD und Westberlin abgesehen. 

3 .	 Die Paßkontrolleinheiten haben das erforderliche Zusammen­
wirken mit den Grenzzollämtern zur Durchsetzung der getrof 
fenen Seuchenschutzmaßnahmen zu gewährleisten. 
Dazu i s  t die Paßkontrolle u. a. auf das Erkennsn solcher 
Personen auszurichten, die innerhalb von 5 Tagen vor dem 
Grenzübertritt aus den unter 2 . 1  . genannten Staaten mit 
Afrikanischer Schweinepest abreisten. 
Die Kontrollkräfte der GZÄ sind über diese Personen zijr 
Durchführung der festgelegten Maßnahmen zu informieren. 
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Hauptabteilung VI Berlin, 1. September 1978 

Leiter 
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1. Änderung 

zur PaSkontrollordnung 


1. Die 1. Änderung zur Paßkontrollordnung erfolgt auf der 

Grundlage der Anordnung Nr. 10 über die Benutzung von 

Verkehrswegen im Durchreiseverkehr vom 9. 6. 1978, von 

Änderungen zur Dienstvorschrift 40/74 des Ministers des 

Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei sowie auf 

Grund verschiedener inzwischen eingetretener Veränderun­

gen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

-	 im Abschnitt III/8/1/2 die Ziffer 2.3. 

-	 im Abschnitt 111/15 die 3. These der Ziffer 4.1. 


b) Ergänzt wurden: 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 2 die Ziffern 1. und 3. 

-	 der Abschnitt I I I / 1 / 3 durch die Ziffer 3.3. 

-	 im Abschnitt I I I / 2 / 3 die Ziffern 1. und 4. 
-	 im Abschnitt I I I / 9 / 2 die Ziffern 1.2., 1.3., 1.4. 


und 1.5. 

-	 der Abschnitt I I I / 9 / 8 durch die Ziffern 7.1. und 7.2, 

-	 im Abschnitt III/9/12 die Ziffer 1.2. 

-	 der Abschnitt 111/15 durch die Ziffer 3.3. (die bis­

cherige Ziffer 3.3. wurde zu Ziff e r 3.4.) 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- Abschnitt I I I / 1 / 2 , Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 1. 


Austauschblätter und das neu hinzugekommene Blatt 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 3 die Seiten 3 - 4 gegen das 1. 


Austauschblatt 

- Abschnitt I I I / 2 / 3 , Seite 1 - 2  , gegen das 1. Austausch­


blatt 
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- im Abschnitt III/8/1/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 


1. Austauschblatt 

- Abschnitt I I I / 9 / 2  , Seiten 1 - 5  , gegen die drei 1. 


Austauschblätter 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Seite 7 gegen das 1. Aus­


tauschblatt 

- im Abschnitt III/9/12 die Seiten 1 - 2 gegen das 


1. Austauschblatt 

- im Abschnitt 111/15 die Seiten 5 - 7 gegen die beiden 

1. Austauschblatter 


b) Handschriftlich i s  t zu ergänzen: 

- im Abschnitt I I I / 7 / 1 die 1. These der Ziff e r 1. durch: 


"(außer wenn die Reise nach der CSSR über die VR Polen 

erfolgen s o l l )  " 


- die Anlage 2 zum Abschnitt I I I / 9 / 8 unter Z i f f e r 2. 

durch: "Reinberg (St8hlbrode) Kreis Grimmen" 


- die in den Abschnitten III/12/1/2,Seite 2, und III/12/3, 

Seite 3, vorhandene Fußnote durch: "Republik Guinea, 

Republik Guinea-Bissau, Republik Indien, Republik 

Zypern" 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 10. 9. 1976, Tgb.-Nr.: VI/RuG/371/76, über "Besuchs­

weiser Aufenthalt von Kindern aus der BRD bzw. Westber­

l i n in der DDR"; 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 24. 5. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/277/78, über "Änderung 

im Abschnitt I I I / 2 / 1 der Paßkontrollordnung"; 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 30. 5. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/288/78, über "Eröff­

nung der Grenzübergangsstelle Neugersdorf und Verände­

rung der Zulassung der Grenzübergangsstelle Seifhenners­

dorf ; 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vpm 16. 6. 1978, 

Tgb.-Nr.: VI/RuG/329/78, über "Visierung z e i t l i c h ungültig 

gewordener chilenischer Reisepässe durch Auslandsvertretun­

gen der DDR"; 
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Ferrrschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 22. 6. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/344/78, über "Reisen 

von Bürgern der CSSR und von Bürgern anderer Staaten 

des Warschauer Vertrages in und aus der CSSR" (die unter 

Ziffe r 2. dieses Fernschreibens gegebene Information i s  t 

nach wie vor zutreffend); 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 5. 7. 1978, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/445/78, über "Ausreise von Bürgern 

der CSSR mit ständigem Wohnsitz in der DDR" (betriff t nur 

Abt. VI Dresden und Cottbus); 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 17. 7. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/387/78, über "10. Än­

derung der Dienstvorschrift 40/74 des Ministers des In ­

nern und Chefs der Deutschen Volkspolizei"; 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 25. 7. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/397/78, über "Unter­

brechung von Transitreisen"; 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 26. 7. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/396/78, über "Foliierung 

der Lichtbilder in Pässen"; 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 27. 7. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/406/78, über "Erhebung 

von Visagebühren bei Einreisen aus dienstlichen Gründen". 


Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 1. Dezember 1978 

Leiter . 
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2. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 2, ÄndBrung zur Paßkontrollordnung srfolgt auf Grund 

varschiadsnar inzwischan singstrstsner Verändsrungen. 


2. a) Eins Nsufassung srhialtan: 

- im Abschnitt III/3/11 dis Zi f f s r 5. 

- im Abschnitt III/5/16 dis Zi f f s r 10. 

- im Abschnitt III/9/10 dia Zi f f s r 6. 

- im Abschnitt III/9/13 dar 2. Satz der Ziffsr 2. 

- die Anlaga 1 zum Abschnitt III/11/3/3 


b) Ergänzt wurdan: 

- dar Abschnitt III/1/4 durch dia Ziffsr 13. 

- im Abschnitt III/2/3 dia Ziffer 2. 

- dar Abschnitt III/2/12 durch dis Ziffsr 2.2. 

- im Abschnitt III/2/12 die Z i f f s r 2. (sis wurds 


Ziffs r 2.1.) 

- dsr Abschnitt III/6/2 durch die Ziffsr 6.4. 

- im Abschnitt III/9/7 dis Zi f f s r 3.1. 

- im Abschnitt-111/9/11 die 3. These dar Ziffsr 1.2. 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Abschnitt III/1/4 die Seita 3 gagan das 1. Aus­


tauschblatt 

- Abschnitt I I I / 2 / 3 , Saitan 1 - 2, gsgen das 2. Aus­


tauschblatt 

- Abschnitt III/2/12, Ssita 1, gsgsn das 1. Austausch­


blatt 




I 

- Abschnitt lil/3/11, Saiten 1 - 2, gagsn das 


1. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/5/16 dia Seiten 5 - 6 gegen 


das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/6/2 die Seiten 7 - 8 gegen 


das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/9/7 die Seiten 1 - 2 gegen 


das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/9/1Q die Seiten 9 - 10 gegen 


das 1. Austauschblatt­
- im Abschnitt III/9/11 die Seiten 1 - 2 gegen 


das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/9/13 die Seiten 1 - 2 gegen 


das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/11/3/3 die Anlage 1 gegen das 


1. Austauschblatt 


b) Handschriftlich sind zu ergänzen! 

- im Abschnitt III/13/1 die 2. These der Ziffer 3.3. 


durch dia Worte "(außer Bürger der BRD)" 

- die in den Abschnitten III/12/1/2, Seite 2, und 


III/12/3, Seite 3, vorhandene Fußnote durch: "KDVR 


c) Handschriftlich sind zu andern: 

- im Abschnitt III/4/6 auf dar Seite 2 die Ziffern 2., 


1., 2., 3., 4. in die Ziffern 2.2., 3.1., 3.2., 3.3., 

3.4. , . 


- im Abschnitt III/5/10, Ziffer 4.3., das Wort 

"Gütertransport" in "Warentransport" 


- im Abschnitt II I / 7 / 1  , Ziffer 1., 2. These, die 

Staatsbezaichnung "Koreanische VDR" in "KDVR" 


- im Abschnitt III/8/2, Ziffer 1., die Staatsbezeichnung 

"Koreanische VDR" in "KDVR" 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 
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Gleichzeitig tretan außer Kraft: 

- Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 
6. 9. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/473/78, über "ReiseDässs 

der KDVR" 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

13. 9. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/497/78, über "Nichtan­

erkennung der 'Reisegenehmigung der VR China'" 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle an den 

Leiter der PKE Friedrich-/Zimmerstraße vom 19. 9. 1978, 

Tgb.-Nr.: VI/RuG/506/78, über "Leerfahrten von West­

berliner KOM über die Grenzübergangsstelle Friedrich-/ 

Zimmerstraße" 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabtsilung vom 22. 11. 

1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/641/78, über "Erfassung der 

Staatsangehörigkeit von Personen mit ständigem Wohnsitz 

in Westberlin, die mit einer Bescheinigung des Westberliner 

Senats reisen". 


Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 20. April 1979 

Leiter 
 T' 
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3. Änderung 


zur PaBkontrollordnung 


1  .	 Die 3. Änderung erfolgt auf der Grundlage einer Abstimmung 
mit dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten über den 
Wegfall der Eintragung der Reiseziele in Visa, der 13. Ände­
rung zur Dienstvorschrift 40/74 des Ministers des Innern und 
Chefs der Deutschen Volkspolizei über Einreisen von Bürgern 
nichtsozialistischer Staaten und Westberlinern unter Inan­
spruchnahme touristischer Leistungen im Hotel "Metropol" 
und des Inkrafttretens der Dienstvorschrift 36/78 des Mini­
sters des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei über 
dis Personalausweise der DDR sowie auf Grund verschiedener 
inzwischen eingetretener Veränderungen. 

2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt III/3/2 die Ziffer 9. 

- im Abschnitt III/3/4 der 2. Satz der Ziffer 3. 

- im Abschnitt III/4/2 die Ziffer 3.2. 

- im Abschnitt III/4/3 die Ziffer 2.3. 


(sie wurde in die Ziffern 2.3.1. - 2.3.3. unterteilt) 

- im Abschnitt III/5/2 der letzte Absatz der Ziffer 7. 

und die Ziffer 13. 


- im Abschnitt III/5/3 die Ziffer 5. 

- im Abschnitt III/5/5 die Ziffer 3. 


(sie wurde in die Ziffern 3.1. - 3.4. unterteilt) 

- im Abschnitt III/5/8 die Ziffer 2.1. 

- im Abschnitt III/5/16 die Ziffer 4. 

- im Abschnitt III/6/8 die Abschnittsbezeichnung 

- im Abschnitt III/7/1 die Ziffer 2.2. 

- im Abschnitt III/11/1/2 die Ziffer 2. 


b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt II/1/8 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt III/1/2 die Ziffer 3., Buchst, c) und die ­

Ziffer 4. durch eine weitere These 
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^^dlir ~ Ä bschnitt III/1/4 durch die Ziffern 14. und 15. 
- im Abschnitt III/1/5 die Ziffern 4.2. und 6.2. 

- im Abschnitt III/2/11 die Ziffer 2. 


(die Ziffer 2. wurde in die Ziffern 2.1. und 2.2. 

unterteilt) 


- im Abschnitt III/3/4 die Ziffer 5. 

(die Ziffer 5. wurde in die Ziffern 5.1. und 5.2. 

unterteilt) 


- im Abschnitt III/4/3 die Ziffer 2.4. 
-im Abschnitt I I I  / 5 / 8 die 1. These der Ziffer 2.2. ­
- der Abschnitt III/5/16 durch die Ziffer 3.2. 


(die Ziffer 3. wurde zur Ziffer 3.1.) 

- der Abschnitt III/6/1 durch die Ziffer 6. 

- der Abschnitt III/6/8 durch die Ziffern 1.3. und 1.4. 

- der Abschnitt III/8/1/3 durch die Anlage 2 ­
- im Abschnitt III/8/1/3 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt III/11/1/2 die Ziffer 1. 

- im.Abschnitt III/12/1/2 die Fußnote auf Seite 2 

- im Abschnitt III/12/3 die Fußnote auf Seite 3 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt III/1/5 die Ziffer 6.3. und der letzte 


Satz der Ziffer 8.2. 

- im Abschnitt III/5/4 der letzte Satz der Ziffer 3. 

- im Abschnitt III/5/5 der vorletzte Satz der Ziffer 2.1. 

- im Abschnitt III/5/6 der vorletzte Satz dar Ziffer 1. 

- im Abschnitt III/5/8 in der Ziffer 3.1. die Wörter 


"und nach den in den Buchungsunterlagen genannten 

Aufenthaltsorten (Eintragung der Aufenthaltsorte im 

Visum unter "nach . . . " )  " und in der Ziffer 3.2. die 

Wortgruppe "und nach dem betreffenden Aufenthaltsort" 


- im Abschnitt III/5/11 der vorletzte Satz der Ziffer 2. 

- im Abschnitt III/5/12 der vorletzte Satz der Ziffer 2. 


d) Geändert wurden: 

- die Anlagen 1 und 3 zum Abschnitt III/3/ 3 

- die Anlage 1 zum Abschnitt III/3/4 

- die Anlage 1 zum Abschnitt III/3/5 • 
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3. a) Es sind auszutauschen: 


der Abschnitt II/1/B, Seiten 1 - 2  , gegen das 

1. Austauschblatt 


das 2. Blatt des Inhaltsverzeichnisses zum Abschnitt 

I I  I gegen das 1. Austauschblatt 


im Abschnitt III/1/2 die Seiten 3 - 5 gegen das 2, 

und 1. Austauschblatt * . 


im Abschnitt III/1/4 die Seite 3 gegen das 

2. Austauschblatt 


im Abschnitt III/1/5 die Seiten 3 - 6 gegen die beiden 
yA . Austauschblätter 

/ 
der Abschnitt II1/2/11« Seite 1, gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/3/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1. Austauschblatt 
/ 
die Anlagen 1 und 3 zum Abschnitt III/3/3 gegen die 

beiden 1. Austauschblätter 


(s - der Abschnitt III/3/4, Seiten 1 - 2  , sowie die Anlage 
gegen die beiden 1. Austauschblätter 

die Anlage 1 zum Abschnitt III/3/5 gegen *das 

'1. Aus tauschblatt 


- im Abschnitt III/4/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1. Austauschblatt 


- der Abschnitt I I I / 4 / 3 , Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

• Austauschblätter und das neu hinzugekommene Blatt 


- im Abschnitt III/5/2 die Seiten 7 - 1  4 gegen die vier 

1. Austauschblätter 


L r - im Abschnitt III/5/3 die Seiten 3 - 4 gegen das 

.1. Austauschblatt 


der Abschnitt III/5/4, Seiten 1 - 2, gegen das 

£ ^ 1 . Austauschblatt 


- der Abschnitt I I I / 5 / 5 , Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

A , Austauschblätter A

- der Abschnitt III/5/6, Seite 1, gegen das 

1. Austauschblatt 


der Abschnitt III/5/6, Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

1. Austauschblätter 


r y ^ d e  r Abschnitt III/5/11, Seite 1, gegen das 

1. Austauschblatt 


l^y- der Abschnitt III/5/12, Ssite 1, gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/5/16 die Seiten 3 - 6 gegen das 

1. und das 2. Austauschblatt und das neu hinzuge-­
kommene Blatt 
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im Abschnitt III/6/1 die Seiten 3 - 4 gegsn das 

1. Austauschblatt 

der Abschnitt II I / 6 / 8  , Seiten 1 - 2, gegen das 

A. Austauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 


- im Abschnitt III/7/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 

,1. Austauschblätt 


/yS- der Abschnitt III/B/1/3, Seite 1, gegen das 
1. Austauschblatt 


O-­
- im Abschnitt I  I I,/11/1 /2_di e, Seiten 1 2_ fegen das rr

1. Austauschblatt ^ 
C  s - im Abschnitt III/12/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 

(/- im Abschnitt III/12/3 die Seite 3 gegen das 


1. Austauschblatt . • . 

b) Es i s  t einzufügen! 

k 7 - Anlage 2 zum Abschnitt III/8/1/3 

c) Handschriftlich i s  t zu ergänzen: 

CS'- im Abschnitt III/4/5 die 5. These der Ziffer 1. durch 

"und Reiseziel" 
d) Handschriftlich sind zu ändern: •' . • 

\ /- im Abschnitt III/7/1 , Ziffer 4.1., die Abschnittsbe­
^ Zeichnungen "1/2/2" in "II/2/2" und "1/2/3/2" in 


"II/2/3/2" sowie Ziffer 4.3. die Abschnittsbezeich­
nungen "1/2/1 - 1/2/3/2" in "II/2/1 - II/2/3/2" und 

Ziffer 5. die Bezeichnung "Teil I , Abschnitt 1/4/1, 

Ziffern 2.2. und 3." in "Abschnitt II/4/2, Ziffern 

2.2. und 3." 


r 


^ - im Abschnitt I I I / 7 / 2  , Ziffer 1., dis Abschnittsbe­

zeichnungen "1/1/3" in "II/1/3" und "1/2/3/2, Ziffer 

7.3. " in "II/2/3/2, Ziffer 6.3." und Ziffer 2., 2. 

These, die Abschnittsbezeichnungen "1/2/2 und 1/2/3/2' 

in "II/2/2 und II/2/3/2" sowie "1/4/1" in "II/4/2" 


i / - im Abschnitt II I / 7 / 3  , Ziffer 3.2., die Abschnittsbe­

zeichnung "1/4/1" in "II/4/2" 


e) Handschriftlich i s  t zu streichen: 

C-^im Abschnitt HI/8/2 in der 5. These der Ziffer 1. 


die Worte "aus ihrem Heimatstaat kommend" 
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4.	 Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft, [ 


M 1Gleichzeitig treten außer Kraft i	 ' - " ~ ­

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 21. 11. 1978, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/745/78, über "Inanspruchnahme touri­

stischer Leistungen im Hotel 'Metropol*, Berlin" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 28. 11. 1978, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/764/78, über "Weiterreisen von Bür­

gern der SR Rumänien nach dritten Staaten und Westberlin" 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 26. 1. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/RuG/55/79, an den Leiter der PKE Friedrich-/ 

ZimmerstraBe über den "Ungarischen Passeport d'emigration" 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 29. 1. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/RuG/61/79, an den Leiter der PKE Bahnhof 

Friedrichstraße über "Sichtvermsrkspflicht für Bürger 

der VR Polen" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 15. 2. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/70/79, über "Eintragung der Wohnan­

schrift bei der Erteilung von Identitätsbescheinigungen" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 22. 2. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/96/79, über "Eintragung der Reise­

ziele in Visa" 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 27. 2. 

1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/126/79, und Schreiben des Leiters 


*	 vom 27. 2. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/98/79, über "Ein­

führung neuer Grenzausweise für die Durchführung von Ar­

beiten und zur Dienstausübung im grenznahen Gebiet auf 

dem Hoheitsgebiet der CSSR" 


- Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 23. 3. 

1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/197/79, über "Pässe der SRV" 


•/• CiL t
Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 1. Juni 1979 
Leiter RuG/D 51/79 


4. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 4, Änderung erfolgt auf der Grundlage das am 5. 5. 1979 

in Kraft getretenen "Abkommens zwischen der Regierung der 

DDR und der österreichischen Bundesregierung über die Auf­

hebung der Sichtv8rmerkspflicht für Inhaber von Diplomaten­

oder DienstpMssen", einer zentral getroffenen Entscheidung 

zum Handeln der PaBkontrolleinheiten bei Feststellung unzu­

lässiger Begleitung von individuellen Wasserfahrzeugen im 

Binnenschiffstransitverkehr zwischen der BRD und Westberlin 

und in Realisierung von Vorschlägen zur weiteren Rationali­

sierung bei der Erteilung von Visa zur Einreise. 


2. a) Eine Neufassung erhielten! 

-	 im Abschnitt III/3/3 die Ziffer 3. 

-	 im Abschnitt III/5/16 die Ziffer 2.1. 

-	 im Abschnitt IV/4/2/5 die Ziffern 4.1. - 4.2.2. 


b) Ergänzt wurden: 

-	 im Abschnitt II/Anlage 1 die Ziffer 14.1. 

-	 im Abschnitt III/2/14 die Ziffern 1. und 2. 

- im Abschnitt III/4/1, Ziffer 2., die Buchstaben 


e) (3. These) und hl 

-	 im Abschnitt III/6/2 die Ziffern 1.1., 2.2., 2.3. 


und 3.1. 

-	 im Abschnitt III/9/1 die Ziffer 2. 

- im Abschnitt III/9/12 die Ziffern 1.1. und 4. (sie 

wurde zu den Ziffern 4.1. - 4.3.) 


- der Abschnitt III/9/12 durch die Ziffern 1.4., 3.2. 

(die bisherige Ziffer 3.2. wurde zu Ziffer 3.3.) 

und 5. 


-	 der Abschnitt IV/4/2/5 durch die Ziffer 4.3. 

c) Gestrichen wurden: 


-	 im Abschnitt III/9/12 der letzte Satz der Ziffer 3.1. 

-	 im Abschnitt IV/4/2/5 die Ziffer 4.2.3. 
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d) Geändert wurde: 

'" - die Überschrift des Abschnittes III/2/14 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- das 1. Blatt des Inhaltsverzeichnisses zum Abschnitt 


I I  I gegen das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt II/Anlage 1 die Seiten 11 - 12 gegen das 


1. Austauschblatt 

- Abschnitt I I I / 2 / 1 4 , Seite 1, gegen das 1. Austausch­


blätt 

- Abschnitt I I I / 3 / 3 , Seite 1 - 2  , gegen das 1. Aus­


tauschblätt 

- im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 


1. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/5/16 die Seiten 1 - 2 gegen das 


1, Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 1 - 4 gegen die 


beiden 1. Austauschblätter 

- im Abschnitt I I I / 9 / 1 die Seiten 1 - 2 gegen das 


1. Austauschblatt 

- Abschnitt I I I / 9 / 1 2 , Seite 1 - 3  , gegen das 2. und 


1. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene Blatt 

- im Abschnitt IV/4/2/5 die Seiten 3 - 5 gegen die 


beiden 1. Austauschblätter 

b ) Handschriftlich i s  t zu streichen: 


- im Inhaltsverzeichnis zum Abschnitt I I  I in der Ober­

s c h r i f t "HI/9 - Visapflichtige Transitreisen" das 

Wort "Visapflichtige" 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Ferns c h r i f t l i c h e Weisung des Leiters der Hauotabteilung 


vom 26. 4. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/269/79, über "Abkommen 

zwischen der Regierune der DDR und der österreichischen 

Bundesregierung über die Aufhebung der Vi s a p f l i c h t für 

Inhaber von O i p l o m a t R n - u n  d Dienstpässen" 


- Fer n s c h r i f t l i c h e Weisung; des Leiters der Hauptabteilung 
vom 3  . 5. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/276/79, über "Beforde­
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rung von Sportbooten als Decksladung und im Schlepp 

von Binnenschiffen im Transitverkehr zwischen der BRD 

und Westberlin". 


Zusätzlich erforderliche Visastempel zur Erteilung von 

Visa zur Einreise gemäß Abschnitt I I I / 3 / 3  , Anlage 3, 

sind bei der Abteilung Paßkontrollregime und Kontroll­

technik unter Angabe der Grenzübergangsstelle und der 

benötigten Anzahl anzufordern. 


! • { i u J 

Fiedler 
Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 20. Ouli 1979 

Leiter VI/Ltr./RuG/ D 65 /79 
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5. Änderung 

zur Paßkontrollordnunq 


1. Mit der 5. Änderung werden die Abschnitte IV/4/1/1 zur 

Durchsetzung von Bestimmungen der StVO und StVZO sowie 

IV/4/2/3 zu Besonderheiten im Binnenschiffstransit durch 

die Hauptstadt der DDR, Berlin ausgeliefert. 


2. Ergänzt wurde: 

- die PKO durch die Abschnitte IV/4/1/1 und IV/4/2/3 


3. a) Es sind auszutauschen 

- das 9. und 10. Blatt des Inhaltsverzeichnisses gegen 


die 1. Austauschblätter 

b) Es i s  t einzufügen 


- der Abschnitt IV/4/1/1, Seiten 1 - 1  0 

- der Abschnitt IV/4/2/3, Seiten 1 - 6 


4. Diese Änderung t r i t  t mit ihrer Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 


22. 2. 1979 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/89/79 - über "Bin­

nenschiff stransit durch die Hauptstadt der DDR" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 

16. 2. 1979 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/77/79 - über "Kraft­

fahrzeugzulassungen für Kraftfahrzeuge im Transitverkehr 

zwischen der BRD und Westberlin" 


- Fernschriftliche Information des Stellvertreters Paß­

kontrolle vom 16. 3. 1979 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/174/79 ­
über "Kraftfahrzeugzulassungen für Kfz im Transitver­

kehr zwischen der BRD und Westberlin" 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 

2. 5. 1979 - Tgb.-Nr.: VI/RuG/277/79 - über "Kraftfahr­

zeugzulassungen für Kfz im Transitverkehr zwischen der 

BRD und Westberlin" 
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- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 

24. 4. 1978 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/266/78 - über 

"Führen von Zollkennzeichen an Kraftfahrzeugen" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 

5. 5. 1976 - Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/155/76 - über 

"Wahlpropaganda in der BRD" 


. Die in den Abschnitten IV/4/1/1 und IV/4/2/3 getroffenen 

Regelungen entsprechen inhaltlic h im wesentlichen den da­

mit außer Kraft gesetzten Regelungen. 

Zu beachten sind die bisher nicht bestehenden an die Praxis 

anknüpfenden Regelungen im Abschnitt IV/4/1/1 in den Ziffern 

2. zur Kontrolle von Fahrerlaubnissen, 3. zur Kontrolle von 

Zulassungen, 4. zum Führen von Kfz unter Alkoholeinfluß und 

6. zum Führen von Standern und anderen Sonderkennzeichen an 

Kfz. 


FiedTeY 

Generalmajor 
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Seite 1 

Siegel- und Linterschriftsberechtigung für 

Visa und Grenzübertrittsdokumente, die nur 

vom Ministerium des Innern, HA Paß- und 

Meldewesen, e r t e i l t werden ~ 


(Fisc h e r ) 


Siegel 002 

(Meißner) 


Siegel 003 	 /
4 dŁć-ccć^^ 

(Lubinetz) 


Siegel 0G4 

(ßandek) 


Siegel 0G5 

(Schöppach) 



Hauptabteilung VI Berlin, 8. August 1979 

Leiter VI/Ltr./RuG/ D 84 /79 
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6. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Dis 6. Änderung erfolgt auf der Grundlage einer vom Minister 

des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei bestätigten 

Änderung der Unterschrifts- und Siegelberechtigung für die 

Erteilung von Visa durch das Büro für Paß- und Ausländeran­
gelegenheitan. 


2. Geändert wurde: 

- die Anlage 3 zum Abschnitt I  I tUnterschriftsberechtigung 

zum Siegel 005) 


3. Es is t auszutauschen: 

- Anlags 3 zum Abschnitt I  I gegen das 1. Austauschblatt 


4. Diese Änderung t r i t  t für Visa und andere Genehmigungen, die 

ab 1. 9. 1979 ausgestellt werden, in Kraft. Visa, die vor 

dem 1. 9. 1979 ausgestellt und mit dem Siegel 005 gesiegelt 

und mit "Schöppach" unterschrieben wurden, sind im Rahmen 

ihrer Gültigkeit weiterhin anzuerkennen. 


5. Das auszutauschende Blatt i s  t zur Gewährleistung des Ver­

gleiches der Unterschrift "Schöppach" bei den vor dem 1. 9. 

1979 ausgestellten Visa und anderen Genehmigungen gemeinsam 

mit dieser Änderungsmitteilung nach der 5. Änderungsmittei­
lung der Paßkontrollordnung beizufügen. 


6. Dis Mitarbeiter der Paßkontrolleinheiten sind bis zum 

31. B. 1979 in diese Änderung einzuweisen. 




Hauptabteilung VI Berlin, 30. August 1979 
Leiter RuG/D 93/79 


BStU 

000193 


7. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


Die 7. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 1. 8. 

1979 in Kraft getretenen Paßgesetzes der Deutschen Demo­

kratischen Republik, der vom Minister des Innern und 

Chef der Deutschen Volkspolizei erlassenen und ebenfalls 

am 1. 8. 1979 in Kraft getretenen Anordnung über Paß­
und Visaangelegenheiten sowie der 17. Änderung zur Dienst­

vorschrift Nr.. 40/74 des Ministers des Innern und Chefs 

der Deutschen Volkspolizei. 


a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/1/1 die Ziffer 4. 

- im Abschnitt II/1/3 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt II/1/4 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt II'/1/5 die Ziffer 2. 

- im Abschnitt II/1/7 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt II/2/1 die Ziffer 5. 

- im Abschnitt II/4/1 die Ziffer 3.3. 

- der Abschnitt H/10 

- im Abschnitt III/1/1 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt III/1/3 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt IV/1/1 die Ziffer 5. 

- der Abschnitt IV/1/1/1 

- im Abschnitt IV/1/1/2 die Ziffer 2. 


b) Ergänzt wurden: 

- das Schlagwortregister (es wurde auf die Ab­


schnitte I  I und I I  I erweitert) 

- die Anlage 1 zum Abschnitt 1/1 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt II/1/1 die 3. und 5. These der 


Ziffer 2.2. 
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im Abschnitt II/2/1 die 5  . und 6. These der 
Ziffer 1.2. 

der Abschnitt II/1/9 

im Abschnitt II/4/1 die letzte These der Ziffer 1. 

im Abschnitt II/6/1, Ziffer 1., die Worte "eines 

Schifferdienstbuches" 

im Abschnitt III/1/3 die Ziffern 2. und 3.1. (die 

bisherigen Ziffern 3.2. und 3.3. wurden zu den 

Ziffern 2.1. und 2.2.) 


d) Geändert wurden: 

- die Überschriften zu den Abschnitten II/1/1, II/2/1, 


II/4/1, III/1/1 , II I / 1 / 2 , I I I / 1 / 3 . III/1/4, III/6/1 

und 111/9/11 


- der Begriff "PaBersatz" in "andere Personaldokumente' 

und andere Begriffe in Anpassung an die unter 1. ge­

nannten Rechtsvorschriften 


3. a) Es sind auszutauschen:	 ,

3
J •*


im Inhaltsverzeichnis das 2., 4. und 9. Blatt gegen 

das 1. Austauschblatt (Seite 3 - 4) und die beiden 

2. Austauschblätter (Seiten 7- 6 und 17 - 18) 

das Schlagwortregister (Seiten 1 - 15) gegen das neu 

gelieferte Schlagwortregister (Seiten 1 - 87) 

im Abschnitt 1/1, Anlage 1, die Seiten 7 - 8 gegen 
v- das 1. Austauschblatt 

der Abschnitt II/1/1, Seiten 1 - 6  , gegen die drei 

1. Austauschblätter 


\! - der Abschnitt II/1/3, Seiten 1 - 2  , gegen das 

1. Austauschblatt 

der Abschnitt II/1/4, Seiten 1 - 3  , gegen das 

1. Austauschblatt 

im Abschnitt II/1/5 die Seiten 1 - 2 gegen das 
4 1. Austauschblatt 


/ - der Abschnitt II/1/7, Seite 1 - 2  , gegen da3 

v 1. Austauschblatt 

\f - der Abschnitt II/2/1, Seiten 1 - 5  , gegen die drei 

1, Austauschblätter 
\J	 - im Abschnitt II/4/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1, Austauschblatt 



der Abschnitt I  1 / 6 / 1 , Seite 1 , gegen das 

1 * Austauschblatt 


- der Abschnitt H/10, Seiten 1 - 9  , gegen die drei 

1. Austauschblätter 


- im Abschnitt III/1/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

2. Austauschblatt 


- der Abschnitt II I / 1 / 3 , Seiten 1 - 4  , gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/1/4 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/1/5 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


- der Abschnitt III / 3 / 2 , Seiten 1 - 4  , gegen das 

1. und 2. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/6/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt II1/9/11 die Seiten 1 - 2 gegen das 

2. Austauschblatt 


- im Abschnitt IV/1/1 die Seiten 7 - 8 gegen das 

1. Austauschblatt 


- der Abschnitt IV/1/1/1, Seiten 1 - 4  , gegen die 

beiden 1. Austauschblätter und die beiden neu 

hinzugekommenen Blätter 


- im Abschnitt IV/1/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


Es i s  t zu entnehmen: 

- Abschnitt II/1/9, Seite 1 


Handschriftlich i s  t zu ändern 

- im Inhaltsverzeichnis in den Abschnitten III/6/1 

* und II1/9/1' 'eweils das Wort "Paßersatzdokumente" 

in "anderen r jrsonaldokumente" 



4. diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig t r i t  t das Schreiben des Leiters der Haupt­

abteilung vom 23. 7. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D 75/79, 

über "Neuregelungen auf Grund des von der Volkskammer am 

28, 6. 1979 beschlossenen Paßgesetzes und der vom Minister 

des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei erlassenen 

PaB- und Visaanordnung" außer Kraft. 


5ä Bei der Einweisung der Mitarbeiter der Paßkontrollein­

heiten i s  t zu beachten, daß die Neufassung der Festle­

gungen über die Ungültigkeit von Pässen und anderen 

Personaldokumenten für Bürger der DDR und Ausländer gemäß 

i 12 der Paß- und Visaanordnung zu keiner Änderung der 

bisherigen diesbezüglichen Praxis führen s o l l  . 




Hauptabteilung VI Berlin, 20. September 1979 

Leiter RuG/n 106/79 : ' 


8. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1.	 Die 8. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 21. 5. 1979 

in Kraft getretenen "Abkommens zwischen der Regierung der 

DDR und der Regierung der Republik Kuba über die Aufhebung 

der V i s a p f l i c h t " , des am 30. 8. 1979 in Kraft getretenen 

"Abkommens zwischen der Regierung der DDR und der Regierung 

der UdSSR über die Bedingungen des gegenseitigen Reisever­

kehrs von Staatsbürgern beider Staaten", des am 1. 8. 1979 

in Kraft getretenen Gesetzes über die Gewährung des Aufent­

haltes für Ausländer in der DDR, der ebenfalls am 1. 8. 1979 

in Kraft getretenen Anordnung über den Aufenthalt von Aus­

ländern in der DDR, der vom Minister des Innern und Chef 

der Deutschen Volkspolizei erlassenen Dienstvorschriften 

Nr. 032/78 und Nr. 041/79, in Kraft getreten am 1. 4. 1979 

bzw. am 1. 8. 1979, der vom Genossen Minister erlassenen 

und am 1. 4. 1979 in Kraft getretenen Dienstanweisung Nr. 

1/79, der am 24. 5. 1979 in Kraft getretenen Anordnung über 

den Personen- und Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen im grenz­


v
überschreitenden Verkehr, der 20 , Änderung zur Dienstvor­

s c h r i f t Nr. 40/74 des Ministers des Innern und Chefs der 

Deutschen Volkspolizei sowie auf Grund verschiedener in­

zwischen eingetretener Veränderungen. 


2.	 a) Eine Neufassung erhielten: 

-	 im Abschnitt II/2/2 die Z i f f e r 1.2. 

-	 im Abschnitt II/3/3 die Ziffern 1. und 3.2. 

-	 in der Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Ziffern 1. und 8. 

-	 der Abschnitt I I I / 2 / 1 

-	 der Abschnitt I I I / 2 / 8 

-	 im Abschnitt III/3/10 die Z i f f e r 1. 

-	 im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Z i f f e r 4. (sie wurde zu den 


Ziffern 4.1. und 4.2.) 

-	 im Abschnitt I I I / 4 / 3 die Ziffern 2.1., 2.2. und 2.3.1. 

-	 im Abschnitt I I I / 4 / 6 die Ziffern 1. - 3.5. 

-	 im Abschnitt III/'J/B die Z i f f e r 3.2. 
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- im Abschnitt II1/7/1 die Ziffern 1., 3. und 6. 

, ; - im Abschnitt I I I / 9 / 1 der 1. Satz der Z i f f e r 3. 


- die Anlage 1 zum	 Abschnitt III/12/1/4 

der Abschnitt III/14/2 


- im Abschnitt 111/15 die bisher 5. These zur 

Z i f f e r 3.2. 


b) Ergänzt wurden:	 . :
c 

-	 im Abschnitt 1/1 die Z i f f e r 10. 

-	 im Abschnitt II/1/1 die Z i f f e r 6. 

-	 im Abschnitt II/1/3 die Z i f f e r 3. 

- der Abschnitt II/2/2 durch die Z i f f e r 1.5. 

-	 im Abschnitt II/2/4 die Z i f f e r 5. 

- der Abschnitt I1/7/1 durch die Z i f f e r 5. 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 2 die Z i f f e r 1. 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Z i f f e r 6.2. 

-	 im Abschnitt III/3/5. die Z i f f e r 1. 

- im Abschnitt I I I / 5 / 9 die 2. These von Buchst, b) 


der Z i f f e r 2.1. 

- der Abschnitt I I I / 5 / 9 durch die Z i f f e r 3.3. •• 

-	 im Abschnitt II1/6/1 die Z i f f e r 5. 

- der Abschnitt II1/7/1 durch die Z i f f e r 4.3. 

- die PKQ durch den Abschnitt IH/8/1/4 

-	 im Abschnitt III/9/10 die Ziffern 1.3. und 1.4. 

- die Anlage 1 zum	 Abschnitt III/11/3/1 durch eine 


Fußnote 

-	 im Abschnitt IV/2/3 die Ziffern 2. und 6. 

- der Abschnitt IV/4/1/3 durch die Z i f f e r 4. 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt I I I / 4 / 4 die Ziffern 2.1. und 2.2. 


(die bisherige Z i f f e r 3. wurde zu Z i f f e r 2.) 

- im Abschnitt III/7/1 der 3. Satz der Z i f f e r 4.1. 

- im Abschnitt 111/15 die 4. These der Z i f f e r 3.2. 
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d) Geändert wurden: 

- die Anlage 1 zum Abschnitt II/5/1 

- die Anlage 1 zum Abschnitt III/3/4 

- die Anlage 1 zum Abschnitt III/3/5 

- die Überschrift zum Abschnitt III/4/4 

- die Überschrift zum Abschnitt III/4/6 

- die Überschrift und einzelne Bezeichnungen im 


Abschnitt IV/4/1/3 

) 

3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 7 - 8 gegen das 

3. Austauschblatt, die Seiten 9-10 gegen das 

2. Austauschblatt, die Seiten 11 - 12 gegen das 

1. Austauschblatt und die Seiten 17 - 18 gegen das 

3. Austauschblatt 


- im Schlagwortregister die Seiten 3 - 4, 9, 23 - 24. 

31, 47 - 48, 59 - 60, 67 - 68, 71 - 72 und 79 - 80 

jeweils gegen das 1. Austauschblatt 


- im Abschnitt 1/1 die Seiten 13 - 14 gegen das 1/ 
1. Austauschblatt 


- im Abschnitt II/1/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 

2. Austauschblatt 


- Abschnitt II/1/3, Seiten 1 - 2  , gegen das 

2. Austauschblatt 


- Abschnitt II/2/2, Seiten 1 - 3  , gegen die beiden 

1 . Austauschblätter 


- im Abschnitt II/2/4 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1 . Austauschblatt 


- Abschnitt II/3/3, Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

1. Austauschblätter 


- im Abschnitt I1/7/1 die Seite 3 gegen das 

1. Austauschblatt 


- die Anlage 1 zum Abschnitt 11/5/1 gegen das 

1. Austauschblätt 
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- in Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Seiten 1 - 2 und 

die Seiten 9 - 1  0 gegen die beiden 1. Austauschblätter 

im Abschnitt III/1/2 die Seiten 1 2 gegen das 
3. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/1/5 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt 


- Abschnitt II I / 2 / 1 , Seiten 1 - 3  , gegen das 

1. Austauschblatt .... 


- Abschnitt III / 2 / 8 , Seite 1, sowie die Anlage gegen 

das 1. Austauschblatt 


- die Anlage 1 zum Abschnitt III/3/4 gegen das y
2. Austauschblatt 

Abschnitt I I I / 3 / 5 , Seiten 1 2, gegen das 
1. Austauschblatt 


- die Anlage 1 zum Abschnitt III/3/5 gegen das 

2. Austauschblatt 


- Abschnitt III/3/10, Seite 1, gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/4/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 

1. Austauschblatt 

im Abschnitt III/4/3 die Seiten 1 2 gegen das 
2. Austauschblatt 

Abschnitt III/4/4, Seiten 1
1. Austauschblatt 3, gegen das V 

- Abschnitt III/4/6, Seiten 1 - 6, gegen die drei 
1. Austauschblätter und das neu hinzugekommene Blatt 

- Abschnitt III/5/8, Seiten 1
2. Austauschblätter 3, gegen die beiden 

V- im Abschnitt III/6/1 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt 


- Abschnitt II I / 7 / 1 , Seiten 1 - 5, gegen das 2. und die 

beiden 1. Austauschblätter 

im Abschnitt III/9/1 die Seiten 1 2 g e g e n das 
2. Austauschblatt 




im Abschnitt III/9/10 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt / 


14. 12. 1976, Tgb.-Nr.: VI/RuG/499/76, über "Einführung 


die Anlage 1 zum Abschnitt III/11/3/1 gegen das 
1. Austauschblatt 
die Anlage 1 zum Abschnitt III/12/1/4 gegen das 
1. Austauschblatt 
Abschnitt III/14/2, Seiten 1 - 2, gegen das 
1. Austauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 

/ 

im Abschnitt 111/15 die Seiten 3 - 4
1. Austauschblatt 

 gegen das 

im Abschnitt IV/2/3 die Seiten 1 - 2 gegen das 
1. Austauschblatt 
im Abschnitt IV/4/1/3 die Seiten 1 - 5 gegen 
die drei 1. Austauschblätter «  / 

b) Es ist einzufügen: 
- Abschnitt III/8/1/4, Seiten 1 - 2 

4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 
29. 3. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/208/79, über "Bürger 
der BRD und Westberliner, die an den Grenzübergangs­
stellen um Aufnahme in die DDR ersuchen" 
Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 
21. 4. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/255/79, über "Bürger 
der BRD und Westberliner, die an den Grenzübergangs­
stellen um Aufnahme in die DDR ersuchen" (betrifft 
nur die der Hauptabteilung unterstellten PKE) 
Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 
11. 3. 1977, Tgb.-Nr.: VI/RuG/76/77, über "Verhalten 
der Reisenden bei Unfällen und Havarien in den Grenz­
streckenabschnitten der Grenzübergangsstellen" 
Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 
neuer kubanischer Pässe" 
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- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

;
. ' 1 9. 7. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/424/79, über "Abkommen 


zwischen der Regierung der DDR und der Regierung der 

Republik Kuba über die Aufhebung der Visa p f l i c h t " 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

29. 8. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/532/79, über "Abkommen 

zwischen der Regierung der DDR und der Regierung der 

UdSSR über die Bedingungen des gegenseitigen Reise­

verkehrs von Staatsbürgern beider Staaten" 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

29. 8. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/533/79, über "Erteilung 

von Visa zur mehrmaligen Ein- und Ausreise an Reise­

gruppen aus nichtsoziälistischen Staaten" 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

13. 8. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/492/79, über "Informa­

tion zu im Königreich Belgien verwendeten Pässen" 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

17. 8. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/504/79, über "Einreisen 

von Bürgern der BRD in die grenznahen Kreise" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

23. 8. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D 91/79, über 

"Ausschreibung der Transitvisa für Personen, die auf 

dem Schienenwege zwischen der BRD und Westberlin 

reisen" . , 


- Schreiben des S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle vom 

27. 7. 1979, Tgb.-Nr.: Pk-reg./229/79, über "Zwischen­

z e i t l i c h  e Ausreise von Bürgern anderer Staaten nach 

Westberlin" 


i'. V. 


v
 f JVogeft 1 

Oberst 




Hauptabteilung VI Berlin, 10. Januar 1980 
Leiter RuG/D/07/80 


9. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 9. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 1. 12. 

1979 wirksam gewordenen "Abkommens zwischen der Regierung 

der Deutschen Demokratischen Republik und der Regierung 

der Bundesrepublik Deutschland über die Befreiung von 

Straßenfahrzeugen von Steuern und Gebühren" vom 31. 10. 

1979, des am 1. 1. 1980 wirksam gewordenen "Protokolls 

über die Vereinbarung einer Pauschalabgeltung von Straßen-­
benutzungsgebühren für Personenkraftfahrzeuge im Verkehr 

in und durch das Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu­

blik gemäß Artikel 6 Abs. 1 des Vertrages vom 26. Mai 1972 

zwischen der DDR und der BRD über Fragen des Verkehrs" vom 

31. 10. 1979 sowie eines entsprechenden Briefwechsels der 

Regierung der DDR mit dem Senat von Westberlin, der 18. und 

19. Änderung zur Dienstvorschrift Nr. 40/74 des Ministers 

des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, getroff.ener 

Festlegungen zur weiteren Erhöhung der Sicherheit und Ord­

nung im grenzüberschreitenden Reiseverkehr einschließlich 

bei der Gebührenerhebung sowie auf Grund verschiedener in­

zwischen eingetretener Veränderungen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II I / 1 / 1  , Ziffer 4., die Buchst, d) - f) 

- im Abschnitt II I / 1 / 2  , Ziffer 4.,- die 4. These 

- im Abschnitt III/1/2 die Ziffer 5.2. 

- im Abschnitt III/7/ 2 der 1. Absatz der Ziffer 1.3. 

- im Abschnitt III/9/ 3 die Ziffer 2. 

- im Abschnitt III/9/12 die Ziffer 4.1. 

- im Abschnitt II1/15 die Ziffern 4. - 5.2. (sie wurden 


zu den Ziffern 4. - 6.3.) 

- im Abschnitt. IV/4/1/5 die Ziffern 2.1., 2.2. und 2.4. 


b) Ergärtzt wurden: 

- im Abschnitt 1/2/1, Ziffer 1.1., der Buchst, f) 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Ziffern 3.5. und 3.6. 
r




- im Abschnitt I I I / 1 / 1 die Ziffer 2.2. 
-	 im Abschnitt I I I / 1 /  5 die Ziffern 3., 4 .1. und 9. 
-	 im Abschnitt III/2/5 die Ziffer 2. 

-	 im Ahschnitt III/2/6 die Ziffer 2. 

-	 im Abschnitt III/2/10 die Ziffern 1. und 2.1. 

-	 im Abschnitt III/6/1 die Ziffer 2. 

-	 im Abschnitt HI/9710 die Ziffern 1.10. und 2.1. 

- der Abschnitt III/9/12 durch die Ziffer 3.3. (die 


bisherige Ziffer 3.3. wurde zu Ziffer 3.4.) 

- im Abschnitt III/12/1/2 die Ziffern 1. und 2. 


, - der Abschnitt III/12/1/4 durch die Ziffer 4. 

-	 der Abschnitt HI/15 durch die Anlage 1 

-	 der Abschnitt IV/3/4 durch die Ziffer 8.1. 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt III/ 1 / 2 , Ziffer 4., der hinter der 


4. These in Klammern gesetzte Satz 

-	 im Abschnitt III/9/3, Ziffer 3.1., der in Klammern 


gesetzte Satz 

- im Abschnitt III/9/10 die Ziffern 2.3. und 2.5. 


(die bisherige Ziffer 2.4. wurde zur Ziffer 2.3. 

und die bisherigen Ziffern 2.6. - 2.8. wurden zu 

den Ziffern 2.4. - 2.6.) 


-	 im Abschnitt III/12/1/2 in der zu Ziffer 5.1. 

gehörenden Fußnote "Republik Kuba" 


d) Geändert und ergänzt wurden: 

-	 im Abschnitt HI/9/3 die Anlagen 1 - 2 durch die 

Anlagen 1 - 6 


3. a) Es sind auszutauschen: 

-	 im Schlagwortregister die Seiten 23-24, 31, 35-36, 

39-40, 43, 55-56, 65-66, 67-68, 75-76 und 79-80 

gegen die jeweiligen 1. bzw. 2. Austauschblätter 


-	 im Abschnitt 1/2/1 die Seiten 1-2 gegen das 

1. Austauschblatt 


-	 im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 3-6 gegen die 

beiden 1. Austauschblätter 




Abschnitt III/1/.1, Seite 1-3, gegen daa 2, und 1.— -f 

Austauschblatt 


- im Abschnitt III/1/2 die Seiten 3-5 gegen das 3. yund 2. Austauschblatt 
- im Abschnitt III/1/5 die Seiten 1-4 und 7-8 gegen (  / 


das 2., 3. und 1. Austauschblatt 

- Abschnitt III / 2 / 5  , Seiten 1-2, gegen das y
1. Austauschblatt 


- Abschnitt III/2/6, Seiten 1-2, gegen das y
1. Austauschblatt 


- Abschnitt III/2/10, Seiten 1-2, gegen das y
1. Austauschblatt' 


- im Abschnitt III/6/1 die Seiten 1-2 gegen das C/ 

2. Austauschblätt 


- Abschnitt III/7/2, Seite 1-2, gegen das 

1. Austauschblatt 

-Abschnitt I I I / 9 / 3  , Seite'1-2, sowie die Anlagen y1-2 gegen das 1. Austauschblatt und die 6 neu 

gelieferten Anlagen 
 y- im Abschnitt III/9/10 die Seiten 5-8 gegen die 

beiden 1. Austauschblätter 


- im Abschnitt III/9/12 die Seiten 3-5 gegen das y
2. und 1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/12/1/2 die Seiten 1-2 gegen das y
2. Austauschblätt 


- im Abschnitt III/12/1/4 die Seite 3 gegen das 'J 
1. Austauschblatt 


- im Abschnitt HI/1 5 die Seiten 7-8 gegen das /

2. -Austauschblatt, das neu hinzugekommene Blatt *s

und die Anlage 


- im Abschnitt IV/3/4 die Seiten 13-14 gegen das y
1. Austauschblatt 


- Abschnitt IV/4/1/5, Seiten 1-6, gegen die drei 

1. Austauschblätter 


Handschriftlich sind zu ändern: 

- im Abschnitt III/3/7, Ziffer 4., die Abschnittsbe­ •j


zeichnung "1/2/2" in "II/2/2" 

im Abschnitt III/12/1/5, Fußnote, die Abschnitts- \J
bezeichnung "Teil I  , Abschnitt 1/5/4" in "Abschnitt 
II/5/3" 



4. Das	 Inkrafttreten dieser Änderung wird gesondert ange­

wiesen. 

Mit Inkrafttreten dieser Änderung treten außer Kraft: 

-	 Schreiben des Leiters der Abteilung Finanzen und des 

•Leiters	 der Hauptabteilung VI über "Neuregelungen bei 

der Erhebung und Kassierung von Gebühren für die Er­

teilung von Visa und Identitätsbescheinigungen durch 

die PKE" vom 13. 12. 1978, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./TAO/789/78, 

einschließlich der dazugehörigen Anlageni 


-	 Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 

13. 12. 1978, Tgb.-Nr.: VI/PKR/429/78, zur Durchsetzung 

der Anlage 1 der Neuregelung zur Gebührenerhebung! 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 28. 2. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/PKR/68/79, zur Erteilung von Messevisai 


- Schreiben des	 Stellvertreters Paßkontrolle vom 4. 7. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/PKR/197/79, über "Einsatz der Anlagen zum 

Paß mit Transitvisa zur ein- und zweimaligen Durchreise 

mit aufgedruckten Gebührenmarken...") 


^'Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 11. 11. 

1975, Tgb.-Nr.: VI/RuG/580/75, und vom 14. 7. 1976, 

Tgb.-Nr.: VI/RüG/291/76, über "Transit von Angehörigen 

der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) zwischen 

der BRD und Westberlin", 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 24. 11. 

1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/720/79. über "Straßenbenutzungs­

gebühren/Steuerausgleichsabgabe", 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 1. 10. 

1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/592/79, über "Erteilung von Visa ' 

zur mehrmaligen Ein- und Ausreise an Reisegruppen aus 

nichtsozialistischen Staaten"j 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 12. 10. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D/620/79, über "Ausfüllung der 

Transitvisa für Personen, die auf dem Schienenweg zwischen 

der BRD und Westberlin reisen", 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 25. 9. 

1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/581/79, über "Ausfüllung der 

Transitvisa für Personen, die auf dem Schienenweg von 

der BRD nach Westberlin reisen", 


- Schreiben des	 Leiters der Hauptabteilung vom 23. 2. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/100/79, und vom 5. 7. 1979, Tgb.-

Nr.: VI/Ltr./RuG/332/79, über "Ausstellung von Verlust­

bescheinigungen durch Behörden der BRD und Westberlins", 
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Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 4. 5. 1979, 
Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/285/79, über "Durchreisen von Per­
sonen mit Verlustbescheinigungen"i 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 10. 9. 

1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/549/79, über "Ausstellung von Ver­

lustbescheinigungen durch Behörden der BRD und Westber­

lin s "  , 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 2. 11. 

1979, Tgb.-Nr.: RuG/669/79, über "Erteilung von Identitäts­

bescheinigungen bei Vorlage von Seefahrtsbüchern", 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 29. 10. 

1979, Tgb.-Nr.: RuG/656/79, über "Neue Reiseanlage der 

VR Bulgarien", 

Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 3. 10. 

1979, Tgb.-Nr.: RuG/597/79, über "Einsatz eines neuen 

Durchschreibeverfahrens für Erfassungsdokumente im Transit­

verkehr" , 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 21. 11. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D/149/79, über "Anwendung des Abkom­

mens zwischen der Regierung der DDR und der Regierung der 

SFR Jugoslawien über Erleichterungen im Reiseverkehr", 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 15. 8. 

1979, Tgb.-Nr.: RuG/499/79, über "Ein- und Durchreisen 

von ehemaligen Bürgern der SR Vietnam". 


Generalmaj or 




Hauptabteilung VI 	 Berlin, 1. April 1980 

RuG/D/66/80 
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10. Änderung 


zur PaBkontrollordnung 


1. Die 10. Änderung erfolgt auf der Grundlage einer zentra­

len Entscheidung über die Vereinfachung der Erteilung von 

Trans i t v i s a für Durchreisen zwischen der Grenzübergangs­

s t e l l e Flughafen Berlin-Schönefeld und Westberlin sowie 

durch die Paßkontrolleinheiten a l l e r Flughafen-Grenzüber­

gangsstellen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt I I I / 9 / 9 der 1. Satz der Z i f f e r 2.1. 
- i m Abschnitt III/9/10 der jeweils 1. Absatz der 

Z i f f e r n 1.1. und 2.1. 

b) Ergänzt wurden: 


- im Abschnitt I I I / 9 / 3 die 4. These der Z i f f e r 1. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 4 die Ziffern 1. und 2. 

- der Abschnitt I I I / 9 / 4 durch die Anlagen 5 und 6 

- im Abschnitt I I I / 9 / 9 die Z i f f e r	 1. 

- im Abschnitt III/9/10 die Ziffern 1.1., 1.6. und 


1.8. 

- im Abschnitt 111/9/11 die Z i f f e r 2.1. 

- der Abschnitt II1/9/11 durch die Z i f f e r 2.1.1. 

- im Abschnitt III/9/12 die Z i f f e r 3 . 2 . 

3. a) Es sind auszutauschen: ' / / 
W - im Schlagwortregister die Seiten 19 - 20, 67 - 68 
* und 69 gegen die jeweiligen	 ;e
Austauschblätterr 


Abschnitt I I I / 9 / 3 , Seite 1 - 2, gegen das 

2. Austauschblatt 
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,  / - Abschnitt I I I / 9 / 4 , Seite 1, gegen das 1. Austausch­
blatt 


i/ - im Abschnitt I I I / 9 / 9 die Seiten 1 - 2 gegen das 
1. Austauschblatt 


J - Abschnitt I I I / 9 / 1 0 , Seite 1 - 1 1  , gegen die v i e r 2. 
und die beiden 1. Austauschblätter 

J - Abschnitt I I I / 9 / 1 1 , Seite 1 - 4, gegen das 3. und 

1. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene Blatt 


J - im Abschnitt III/9/12 die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblatt 


b] Es sind einzufügen: 

- die Anlagen 5 - 6 zum Abschnitt I I I / 9 / 4 


4. Giese Änderung t r i t  t mit Wirkung vom 1. 5. 1980 in Kraft. 


Fiedler 

I . • Generalmajor 


4 1 




Hauptabteilung VI Berlin, 10. April 19'80 
Leiter RuG/D/85/80 


11. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 11. Änderung erfolgt auf der Grundlage der am 15. 12. 

1979 in Kraft getretenen Anordnung Nr. 3 über Einreisen 

von Bürgern der BRD in die DDR vom 3. 12. 1979, von zwi­

schen der Zollverwaltung der DDR, dem Ministerium für 

Auswärtige Angelegenheiten und dem Ministerium für Staats­

sicherheit abgestimmten Neuregelungen zur Zollabfertigung 

bevorrechteter Personen, von am 15. 2. 1980 wirksam gewor­

denen Vereinbarungen zum Abkommen zwischen der Regierung 

der DDR und der Regierung der Italienischen Republik über 

den internationalen Straßenverkehr vom 29. 7. 1977, von 

zentralen Festlegungen zum Handeln der Paßkontrolleinheiten 

bei Feststellung von Westberliner Reisegruppen, die aus 

touristischen Gründen einzureisen beabsichtigen, ohne Lei­

stungen beim Reisebüro der DDR gebucht zu haben, von in 

Abstimmung mit dem Ministerium für Auswärtige Angelegen­

heiten getroffenen Festlegungen zur Verfahrensweise bei 

Feststellung von Diplomaten-, Ministerial- und Dienstpässen 

der BRD mit eingetragenem Wohnort "Berlin", von verschiedenen 

inzwischen eingetretenen Änderungen sowie in Realisierung 

von Vorschlägen zur weiteren Rationalisierung. 


a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt 1/2/4 die Fußnote zu Ziffsr 4. 

- im Abschnitt III / 1 / 2  , Ziffer 3., der Buchst, c) 

- im Abschnitt III/2/4 die Ziffer 2, 

- im Abschnitt III/5/2 die Ziffer 9. (3. Absatz) 

- im Abschnitt 111/5/10 die Ziffer 4.3. 
- im Abschnitt III/9/B die Ziffern 4.1. und 4.2. 

- im Abschnitt II1/11/1/1 die Ziffer 2.2. 
- im Abschnitt III/11/3/1 die Anlage 2 (damit wurde 


die Anlage 2a gegenstandslos) 

- im Abschnitt III/12/2/2 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt HI/15, Ziffer 3.2.. die 11. These 
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b) Ergänzt wurden: 

- der Abschnitt 1/2/4 durch die Ziffer 5.2. 


(die bisherigen Ziffern 5.2. - 5.4. wurden zu den 

Ziffern 5,3. - 5.5.) 


- im Abschnitt 1/2/4 die Ziffer 5.4. (bisher 5.3.) 

- in Anlage 1 zum Abschnitt 1/2/4 die Ziffern 6. und 8 

- der Abschnitt III/1/2 durch die Ziffer 4.1. 

- im Abschnitt III/4/1, Ziffer 2.. der Buchst, d) 

- im Abschnitt III/4/2 die Ziffer 3.2. 

- im Abschnitt III/5/8, Ziffer 2.1.» der Buchst, b) 


(2. These) 

- der Abschnitt III/5/10 durch die Anlage 1 

- der Abschnitt III/5/15 durch die Ziffer 2.4. 

- im Abschnitt III/6/8 die Ziffer 1.3. 

- im Abschnitt 111/10/1 die Ziffer 2.2. 

- im Abschnitt III/11/1/2, Ziffer 1., die 1. These 

- der Abschnitt III/12/5/1 durch die Anlage 1 

- im Abschnitt HI/15, Ziffer 3.4., die 3. These 

durch 2 Fußnoten 


- im Abschnitt IV/3/2 die Ziffer 3. 

- die PKO durch den Abschnitt IV/3/6 

- im Abschnitt IV/5/4/1 die Ziffer 2.1. 


c) Geändert wurden: 

- im Abschnitt IV/3/3 in Ziffern 6.3. und 8. die 

Rufnummern der Abteilung I I  I 


d) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt II/5/1 die Ziffer 2.1. 


(die Ziffern 2.2. und 2.3. wurden zu den Ziffern 

2.1. und 2.2.) 


- im Abschnitt III/8/1/2, Ziffer 1.. der Satzteil 

"der Paß der CSSR auf der vorderen Innenseite mit 

einer Zusatzmarke (blau oder gelb) versehen i s  t und" 

und in Ziffer 1.1., 3. These, der Klammersatz 


- im Abschnitt III/12/2/2 die Ziffer 4. 
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3. a) Es sind auszutauschen: 

\-/im Inhaltsverzeichnis die Seiten 17-19 gegen 

das 4. und 2. Austauschblatt 
'i- im Schlagwortregister die Seiten 13 - 14, 23 - 24, 

35 - 36, 41 - 42, 47 - 52, 57, 77 - 78, 85 - 86 
gegen die jeweiligen Austauschblätter 

•J- im Abschnitt 1/2/4 die Seiten 3 - 8 gegen die drei 

1. Austauschblätter und das neu hinzugekommene Blatt 

sowie die Seiten 7 - 8 der Anlage 1 gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


( )  x ! - im Abschnitt II/5/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


/ - im Abschnitt III/1/2 die Seiten 3 - 5 gegen das 

v/ / 4. und 3. Austauschblatt 


j/
 - der Abschnitt I  I 1/2/4, Seiten 1 - 2, gegen das 

1. Austauschblatt 


U . 
- im Abschnitt I  I 1/4/1 die Seit6 .  i 1 - 2 gegen das 
1. Austauschblätt 


y
 - im Abschnitt III/4/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt 

im Abschnitt III/5/2 die Seiten 9 - 10 gegen das 

2. Austauschblatt 


L y  ­ im Abschnitt III/5/8 die Seiten 1 - 2 gegen das 

3. Austauschblatt 

Ü- im Abschnitt III/5/10 die Seite 3 gegen das 
1. Austauschblatt 


^- der Abschnitt III/5/15, Seiten 1 - 3, gegen die 

beiden 1. Austauschblätter 


'y- im Abschnitt III/6/8 die Seiten 1 - 2 gegen das 

• 2. Austauschblatt 


•/- im Abschnitt III/B/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


{
... .
/ \/- im Abschnitt III/9/8 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1. Austauschblatt 


t - im Abschnitt III/10/1 die Seiten 3 - 4 gegen das 
1. Austauschblatt 

V - im Abschnitt III/11/1/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 
1. Austauschblatt 


A im Abschnitt III/11/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

2. Austauschblatt 




W die Anlagen 2 und 2a zum Abschnitt HI/11/3/1 gegen 
das 1. Austauschblatt 

j /  ­ dsr Abschnitt III/12/2/2, Seiten 1.-3, gegen die 
beiden 1. Austauschblätter 

U
.- im Abschnitt HI/15 die Seiten 3 - 6
 beiden 2. Austauschblätter 

 gegen die 

s_/- im Abschnitt IV/3/2 die Seite 3 gegen das 
1. Austauschblatt 

,

im Abschnitt IV/3/3 die Seiten 7 - 9 gegen die 
beiden 1. Austauschblätter 

j - im Abschnitt IV/5/4/1 die Seiten 1.-2 gegen das
1. Austauschblatt 

• V 

J 

b) Es sind einzufügen: 
J - Anlage 1 zum Abschnitt III/5/10
</- Anlage 1 zum Abschnitt III/12/5/1 . 
* i • •
\ J ­ Abschnitt IV/3/6, Seiten 1 - 2 

c) Handschriftlich sind zu ergänzen: 
/ in Anlage 1 zum Abschnitt IV/4/1/3 bei Italien 

^ das "X" in der 1. Spalte durch "3)" 
im Abschnitt IV/4/1/5 die 9. These der Ziffer 2.4. 
(Seite 4) durch "Italien" 

d) Handschriftlich ist zu ändern: 
-/ im Abschnitt III/5/17, Ziffer 3., das Wort "den" 
* in der letzten Zeile in "die" 

^ 

e) Handschriftlich sind zu streichen: 
J­ im Abschnitt III/5/17, Ziffer 4., das Wort "vier­

,seit igen" 
r  / im Abschnitt HI/14/1, Z iff e r 2., Buchst, a), das
J Wort "politischen" ,

 r
 J 

) 

4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 
Bezogen auf die Aufnahme der Anlage 1 zum Abschnitt 
III/12/5/1 (neuer Grenzausweis der CSSR) ist zu be­
achten, daß die bisherigen Grenzausweise der CSSR erst 
am 30. Juni 1980 ihre Gültigkeit verlieren. 
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Gleichzeitig treten außer Kraft 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung an die Leiter 


der Abteilungen VI der BV Dresden und Karl-Marx-Stadt 

vom 26. 10. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/550/79, über 

"Grenzaqswsis der CSSR", 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 8. 12. 1979, 

Tgb.-Nr.: RuG/D/171/79, über "Diplomaten-, Ministerial­
und Dienstpässe der BRD mit eingetragenem Wohnort "Berlin", 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 8. 12, 

1979, Tgb.-Nr.: RuG/758/79, über "Erweiterung des Kreises 

antragsberechtigter Bürger der BRD für Einreisen zum Tages­

aufenthalt in die festgelegten grenznahen Kreise", 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 19. 12. 1979, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/662/79, über "Pauschalierung von 

Visagebühren im Transit zwischen der BRD und Westberlin", 


- Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 29. 12. 

1979, Tgb.-Nr.: RuG/798/79, über "Reisepässe der CSSR", 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 3. 1. 1980, 

Tgb.-Nr.: VI/Pk-reg./2/80, über "Information "über den Ein­

satz neuer Visastempel", 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 20. 2, 1980, 

Tgb.-Nr.: VI/RuG/D/53/Q0, über "Neuregelungen zur Zollab­

fertigung bevorrechteter Personen", 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vorn 3. 3. 1980, 

Tgb.-Nr.: VI/RuG/143/80, über "Verhinderung der Einschlep­

pung der Afrikanischen Schweinepest in die DDR", 


- Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 15. 3. 

1980,.Tgb.-Nr.: RuG/188/80, übor "Reisepässe'der UVR". 


a) Irn Zusammenhang mit dar Streichung in Ziffer 4. des Ab­

schnittes III/5/17 wird darauf hingewiesen, daß die An­

lagen zum Paß/Ausweis nicht rnohr vierseitig hergestellt 

werden. 

Noch vorhandene vierseitige Anlagen sind aufzubrauchen. 
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bj Bezogen auf die Neufassung der Ziffe r 1. des Absch-nittes 

-III./12/2/2 i s  t zu beachten, daß es bei der mit meinem 

Schreiben vom 12. 9. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D 101/79, 

festgelegten Einholung der Zustimmung des Leitungsdienstes 

der Hauptabteilung VI zu Zurückweisungen bei Feststellung 

von nicht zur Besatzung des Binnenschiffes gehörenden Per­

sonen (bzw. nicht zugelassenen Begleitpersonen von ge­

schleppten Sportbooten) auch weiterhin bleibt. 


A / 
Fiedier 

Generalmajor 
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Hauptabteilung V  I Berlin, 10. April 1980 •'' 'Ü
Leiter RuG/D/87/80 
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12. Änderung 


zur PaBkontrollordnung 


1. Die 12. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 1. 6. 

1980 in Kraft tretenden "Abkommens zwischen der Regie­

rung der Deutschen Demokratischen Republik und dem Revo­

lutionären Volksrat der Volksrepublik Kampuchea über Er­

leichterungen im Reiseverkehr". 


2. Ergänzt wurden: 

- die Anlage 1 des Abschnittes I  I durch die Ziffer 15. 


(die bisherigen Ziffern 15. - 18. wurden zu den Zif­

fern 16.-19.) 


- die PKO durch den Abschnitt III/2/15 

- im Abschnitt II I / 6 / 2  , Ziffer 1.1., die 1. These 

- im Abschnitt III/9/12, Ziffer 1.1., der letzte Satz 

- im Abschnitt IV/1/1 die Ziffer 6. 


3. a) Es sind auszutauschen: 

<> - im Inhaltsverzeichnis die Seiten 7 - 8 gegen das 


4. Austauschblatt 

J- im Schlagwortregister die Seiten 33 - 34 gegen das 


1. Austauschblatt 

j- in Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Seiten 11 - 13 

^ gegen das 2. und 1. Austauschblatt 


\ J - im Abschnitt III/6/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 
2. Austauschblatt 

im Abschnitt III/9/12 die Seiten 1 - 2 gegen das 

2. Austauschblatt 


\J - im Abschnitt IV/1/1 die Seiten  7 - 8 gegen das 
2. Austauschblatt 
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b) Es i s  t einzufügen: 

- der Abschnitt. III/2/15, Seite 1 


4. Diese Änderung t r i t  t am 1. 6. 1980 in Kraft. 
Zu beachten is  t die mit der Ergänzung der Ziffer 6. in 

Abschnitt.IV/1/1 festgelegte Meldepflicht zu Übergaben 

von Rechtsverletzern an die Organe der DVP zur Ahndung 

begangener Ordnungswidrigkeiten. 


Generalmajor 




Hauptabteilung' VI Berlin, 2. Juni 1980:;> $ 

Leiter RuG/D/127/80 


13. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Mit der 13. Änderung werden die Aufgaben und Maßnahmen der 

Diensteinheiten der Linie VI bei der Bearbeitung von Doku­
mentenverlusten entsprechend den bestehenden politisch­
operativen Erfordernissen neu geregelt. 


2, a) Ergänzt wurde: 

- die PKO durch den Abschnitt 1/2/3/1 

- im Abschnitt IV/2/3 die Ziffer 2. 


b) Eine Neufassung erhielt: 

- der Abschnitt III/4/5 


3. a) Es sind auszutauschen 

,/- im Inhaltsverzeichnis das 1. Blatt gegen das 

u
 1. Austauschblatt und die Seite 9 -1 0 gegen 


, das 3. Austauschblatt 

/- im Schlagwortregister die Seiten 7 - B, 15 - 18, 

\ J 29-30 , 67 - 68 und 75 - 76 gegen die 1. Aus­
tauschblätter bzw. das 4. und 2, Austauschblatt 

- im Abschnitt III/4/5 die Seiten 1 - 5 gegen 

das 1. Austauschblatt 


- im Abschnitt•IV/2/3 die Seiten'1-2 gegen das 

\ 2. Austauschblatt 

b) Es i s  t einzufügen: 


- der Abschnitt 1/2/3/1 


4K Diese Änderung t r i t  t mit ihrer Herausgabe in Kraft. 
Gleichzeitig t r i t  t die Arbeitsrichtlinie zur Bearbeitung 
und Einleitung von operativen FahndungsmaBnahmsn bei Ver­
lust von Personal- und Grenzübertrittsdokumenten vom 



19. Juni 1973 (ursprünglich Anlage 7 zu meiner bereits 

außer Kraft gesetzten Dienstanweisung Nr. 18/72) außer 

Kraft. 


Die Leiter der Diensteinheiten der Linie VI haben eine 

gründliche Einweisung der mit der Bearbeitung von Doku­

mentenverlusten in den Diensteinheiten beauftragten Mit­

arbeiter, insbesondere der Zugführer in den Paßkontroll­
einheiten und der Diensthabenden in den Operativen Leit ­

zentren, in die getroffenen Neuregelungen zu gewährlei­

sten . 

Dabei sind bei der Erläuterung der Neuregelungen ihre 

politisch-operative Bedeutung zur Aufdeckung von Straf­

taten des staatsfeindlichen Menschenhandels und des un­

gesetzlichen Grenzübertritts sowie zur Vermeidung einer 

bisher vielfach noch zu beobachtenden formalen Bearbei­

tung von Dokumentenverlusten hervorzuheben und die Not­

wendigkeit einer exakten und gewissenhaften Identitäts­

kontrolle und Echtheitsprüfung von Personal- und Reise­

dokumenten im Paßkontrollprozeß sowie einer hohen ßrdnung 

im Umgang mit den bei Ein- und Ausreise einbehaltenen 

Erfassungsdokumenten hervorzuheben. 


Der Leiter der Abteilung VI der BezirksVerwaltung für 

Staatssicherheit Rostock regelt in eigener Zuständigkeit 

die Aufgaben und Maßnahmen der Paßkontrolleinheiten und 

des OLZ seines Verantwortungsbereiches bei der Bearbeitung 

von DokumentenVerlusten von zum Tagesaufenthalt einge­

reisten Bürgern nordeuropäischer Staaten und beim Landgang 

von Seeleuten und Schiffspassagieren unter Beachtung der 

mit dieser Änderung festgelegten Prinzipien für die Be­

arbeitung von DokumentenVerlusten durch die Paßkontroll­

einheiten . 


Fiedle: 
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Hauptabteilung VI 	 Berlin, 20. Ouni 198,0;,, 

ä
Leiter 	 RuG/D/139/80 '
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14. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 14. Änderung erfolgt auf der Grundlage des Überein­

kommens 108 der ILO über staatliche Personalausweise 

für Seeleute, von Festlegungen zur Verhinderung der miß­

bräuchlichen Benutzung von Berechtigungsscheinen durch 

Ausländer, deren Einreise zum Transport von Reisegruppen 

und zur Durchführung von Baustoff- und Mülltransporten 

genehmigt wurde, der 1. Änderung zur DV Nr. 032/78 des 

Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, 

der Einführung eines neuen Reisepasses der VR Bulgarien, 

des Einsatzes einer zweiten Druckauflage der Personalaus­

weise für Bürger der DDR sowie auf Grund verschiedener 

inzwischen eingetretener Veränderungen. 


.2. a) Eine Neufassung erhielten: 

-	 im Abschnitt I I / l /  l der 2. Absatz der Ziffer 3. 

-	 im Abschnitt I I I / 3 / 5 die Ziffer 6.2. 

-	 im Abschnitt I I I / l l / l /  l die Ziffern 3.3. und 3.4. 

-	 im Abschnitt III/12/1/2 die ersten beiden Thesen 


der Ziffer 2. 

-	 im Abschnitt III/14/2 die Ziffer 3. 


b) Ergänzt wurden: 

- der Abschnitt 1/2/1 durch die Ziffer 5.2. (die 


bisherige Ziffer 5. wurde zu Ziffer 5.1.) 

-	 im Abschnitt II/1/5/2 die Ziffer 4. 

-	 im Abschnitt II/5/2 die Ziffern 2., 3., 5. und 6. 

-	 im Abschnitt I I I / l / l  , Ziffer 4., der Buchst, d) 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 2 die Ziffern 1. und 4. 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 3 , Ziffer 1., der Buchst, a) 

-	 im Abschnitt I I I / 5 / 2 , Ziffer 2.1., die 3. These 


sowie die Ziffer 8. 
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"•' - im Abschnitt I I I / 6 / 2 , Ziffer 1.2., die 2. These 

durch eine Fußnote sowie die Ziffer 3.3. 


- der Abschnitt HI/8/1/4 durch die Ziffer 2.2r .

(die bisherige Ziffer 2. wurde zu Ziffer 2.1.) 


- im Abschnitt III/9/10 die Ziffer 2.2. 

- im Abschnitt 111/11/1/1 die Ziffer 3.1. 

- im Abschnitt III/14/2 die Ziffern 2. und 4. 


c) Gestrichen wurden: 

-	 im Abschnitt 111/8/1/4 die in Ziffer 2. (neu 2.1.) 


enthaltenen Aussagen zu Reisepässen der VR Bulgarien 


3. a) Es sind auszutauschen 

V - im Schlagwortregister die Seiten 1 - 2, 7 - 8, 

15 - 16, 19 - 20, 35 - 36, 41 - 42, 67 - 68 und 
83 - 84 gegen die jeweiligen Austauschblätter 

/  - im Abschnitt 1/2/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 
1. Austauschblatt und das neu hinzugekommene 

Blatt 

im Abschnitt I I / l /  l die Seiten 1 - 2 gegen das 
/ ­ 2. Austauschblatt 

im Abschnitt II/1/5/2 die Seiten 5 - 6 gegen das 

1. Austauschblatt 

Abschnitt II/5/2, Seite 1 - 2, gegen das 

1. Austauschblatt 

im Abschnitt I I I / l /  l die Seite 3 gegen das 
V 2. Austauschblatt 

im Abschnitt I I I / 1 / 2 die Seiten 1 - 4 gegen das V 4. und 5. Austauschblatt 

V Abschnitt I I I / 1 / 3 , Seite 1 - 2  , gegen das )2. Austauschblatt 
I	 - Abschnitt I I I / 3 / 5 , Seite 1 - 2  , gegen das 

2. Austauschblatt 

im Abschnitt I I I / 5 / 2 die Seite 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt und die Seiten 9 - 13 gegen 

das 3. und die beiden 2. Austauschblätter 

im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 1 - 4 gegen das 

3. und 2. Austauschblatt 


\ 
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\/ - Abschnitt III/8/1/4, Seite 1 - 2 , gegen das

1. Austauschblatt 


\/ - im Abschnitt 111/9/10 die Seiten 7 - 8 gegen

das 3. Austauschblatt 


y ' - Abschnitt I I I / l l / l / l  , Seiten 1 - 5 , gegen

das 2. und die beiden 1. Austauschblätter 


i / - im Abschnitt III/12/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen 

v das 3. Austauschblatt 

/ - Abschnitt III/14/2, Seiten 1 - 3 , gegen das 


v
 2. und 1. Austauschblatt 

b) Handschriftlich i s t zu ändern: , 


\ J - im Abschnitt I I I / 6 / 2 , Ziffer 6.4., "Paß-Nr." in

"PA-Nr." 


J e ) Handschriftlich sind zu streichen: 

- im Abschnitt 111/15, Ziffer 3.1., hinter der These


"Erteilung von Sammelvisa" die Worte "bzw. Gebühren­

quittungen" 


. Diese Änderung t r i t t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung

vom 28. 8. 1978, Tgb.-Nr.: VI/RuG/458/78, über "Bericht­

erstattung über erfolgte Zurückweisungen", 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung

vom 19. 1. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/34/79, über "Bericht­

erstattung über erfolgte Zurückweisungen aus paßrecht­

lichen Gründen", 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung

vom 4. 11. 1976, Tgb.-Nr.: VI/RuG/434/76, über "Siege­

lung der Berechtigungsscheine", 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 8. 2. 1980,

Tgb.-Nr.: RuG/D/47/80, über "Kennzeichnung der Berech­

tigungsscheine für Kraftfahrer Westberliner KOM", 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 23. 5. 1980

Tgb.-Nr.: RuG/D/125/80, über "Neue Druckauflage der

Personalausweise für Bürger der DDR", 
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-Fer n s c h r i f t l i c h e Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 22. 5. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/351/80, über "Abkommen 

zwischen der Regierung der DDR und dem Revolutionären 

Volksrat der VR Kampuchea über Erleichterungen im Reise­

verkehr", 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 5. 4. 1979, Tgb.-Nr.: VI/RuG/224/79, über "Übergangs­
regelungen zum Inkrafttreten des Abschnittes I  I der 

Paßkontrollordnung", 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 21. 4. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/265/80, über "Anerkennung 

der Seefahrtsbücher für Transitreisen", 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 13. 5. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/328/80, über "Eintragung 

der Staatsangehörigkeit durch Bürger der BRD in Grenz­

übertrittsdokumenten" , 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 30. 5. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/363/80, über "Einführung 

eines neuen Reisepasses der VR Bulgarien", 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

Vom 19. 5. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/345/80, über "Berechti­

gungsscheine für Personen, die zur Durchführung von 

Baustoff- und Mülltransporten eingesetzt werden", 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 30. 12. 1974, Tgb.-Nr.: PKR/365/74, über "Abfertigung 

von Personen, die Abfallstoffe aus Berlin (West) in die 

DDR transportieren", 


-Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 6. 5. 1980, 

Tgb.-Nr.: RuG/317/80, über "Eintragung von Kindern in 

Pässen der Republik Österreich". 
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Hauptabteilung VI Berlin, 5. August 1980 

Leiter RuG/D/172/80 


15. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 15. Änderung erfolgt auf der Grundlage einer vom Mi­

nister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei be­

stätigten Änderung der Unterschrifts- und Siegelberechti­

gung für die Erteilung von Visa durch das Büro für Paß­
und Ausländerangelegenheiten. 


2. Geändert wurde: 

- die Anlage 3 zum Abschnitt I  I (Unterschrif tsberech.ti­
gung zum Siegel 003)• 


3. Es i s  t auszutauschen: 

- Anlage 3 zum Abschnitt I  I gegen das 2. Austauschblatt. 


4. Diese Änderung t r i t  t für Visa und andere Genehmigungen, 

die ab 1. 9. 1980 ausgestellt werden, in Kraft. Visa, die 

vor dem 1. 9. 1930 ausgestellt und mit dem Siegel 003 ge­

siegelt und mit "Lubinetz" unterschrieben wurden, sind im 

Rahmen ihrer Gültigkeit weiterhin anzuerkennen. 


5. Das auszutauschende Blatt i s  t zur Gewährleistung des Ver­

gleiches der Unterschrift "Lubinetz" bei den vor dem 

1. 9. 1980 ausgestellten Visa und anderen Genehmigungen 

gemeinsam mit dieser Änderungsmitteilung nach der 14. Än­

derungsmitteilung der Paßkontrollordnung beizufügen. 


6. Die Mitarbeiter der Paßkontrolleinheiten sind bis zum 

31. 8. 1980 in diese Änderung einzuweisen. 


M<u> Ql.Lift 


General or 
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Hauptabteilung VI Berlin, 20. Oktober 1980 

Leiter RuG/D/ 212 /80 


16. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


Die 16. Änderung erfolgt auf der Grundlage der 21. und 

22. Änderung zur Dienstvorschrift Nr. 40/74 des Ministers 

des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, der 

50. Änderung zur Dienstvorschrift IX/5 des Ministers des 

Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, von durch 

die zuständigen Organe der CSSR und der VR Polen getrof­

fenen Festlegungen zur Erteilung von Visa an den Grenz­

übergangsstellen dieser Staaten sowie auf Grund der Ein­

führung einer neuen Reiseanlage, Vordruck PM 105, der 

Realisierung eines von der Abteilung VI der Bezirksverwal­

tung für Staatssicherheit Gera eingereichten Neuerervor­

schlages und verschiedener inzwischen eingetretener Ver­

änderungen. 


a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/2/3/2, Ziffer 3.4.1., die 1. These 

- im Abschnitt II/3/1 die Ziffer 4. 

- im Abschnitt II/5/3 die Ziffer 3. 

- im Abschnitt H/10 die Ziffer 4.1. 

- im Abschnitt III/3/6 die Ziffer 5.1. 

- im Abschnitt III/4/2 die Ziffern 3.1. und 3.2. 

- im Abschnitt I I I / 5 / 2  , Ziffer 7., der 2. Absatz 

- im Abschnitt III/5/16 die Ziffer 9. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8  , Anlage 1, die Ziffer 1. 

- im Abschnitt III/9/8, Anlage 2, die Ziffer 2. 

- im Abschnitt III/11/1/2, Ziffer 3.1., der 2. Absatz 


(die bisherige Ziffer 3.1. wurde zu Ziffer.3.) 

b) Ergänzt wurden: 


- der Abschnitt II/2/3/2 durch die Ziffer 3.7. 

- der Abschnitt II/3/1 durch die Ziffer 8. und die 

Anlage 1 


- im Abschnitt III/1/2 die Ziffer 3. 
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- der Abschnitt I I I / 1 / 3 durch die Z i f f e r 2.3. 

-	 der Abschnitt I I I / 1 / 4 durch die Z i f f e r 16. 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Z i f f e r 9. durch eine wei­


tere These 

- der Abschnitt I I I / 4 / 1 durch die Ziffern 4.3.1. - 4.3.4. 


und die Anlage 2 

- im Abschnitt III/5/16 die Z i f f e r 12. 


• - im Abschnitt I I I / 6 / 3 die Ziffern 2.2. - 3.2. 

-	 im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Z i f f e r 7.1 ., J ie 1. These 

- im Abschnitt III/9/10 die Z i f f e r 1.6. 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt I I I / 1 / 2 , Z i f f e r 3., der Buchst, b) 


(der bisherige Buchst, c) wurde zu Buchst, b) 

- im Abschnitt I I I / 4 / 2 , Z i f f e r 1., die 2. und 3. These 

- im Abschnitt I I I / 4 / 2 , Z i f f e r 3.1., die 1. These 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8  , Anlage 1, Z i f f e r 2., die Staaten 


"Dänemark" und "Norwegen" sowie die Z i f f e r 3. 

-	 im Abschnitt III/11/1/2 die Z i f f e r 3.2. (die bisherige 


Z i f f e r 3.1. wurde zu Z i f f e r 3.) 

-	 im Abschnitt III/11/3/2, Z i f f e r 1.4.» der 2. Absatz 


d) Geändert wurde: 

- im Abschnitt II/3/1 die Anlage 1 


a) Es sind auszutauschen: 

/ - im Schlagwortregister die Seiten 3 - 4, 7 - 8, 41 - 42, 

\ J 6 5 - 6  6 und 79 - 80 gegen die jeweiligen Austausch­
blatter 

y - im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 3 - 8 gegen die beiden 

2. Austauschblätter und das 1. Austauschblätt 


f 

v - Abschnitt II / 3 / 1 , Seite 1 - 2, gegen das 1. Austausch­
blätt und die neu hinzugekommene Anlage 1 

- die Anlage 1 zum Abschnitt II/ 3 / 3 gegen das 1. Austausch 

blatt 


- im Abschnitt I I / 5 / 3 die Seite 3 gegen das 1. Austausch­

blätt 


- im Abschnitt H/10 die Seiten 3 - 4 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 
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im Abschnitt III/1/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

6. Austauschblatt 


/ - Abschnitt II I / 1 / 3  , Seite 1 - 2  , gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


^ - im Abschnitt III/1/4 die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblatt 

im Abschnitt III/1/5 die Seiten 7 - 8 gegen das 

2. Austauschblatt 

O - Abschnitt III/3/6, Seite 1 - 2  , gegen das 1. Aus­
tauschblätt 

'J - im Abschnitt III/4/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 
2. Austauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 

J im Abschnitt III/4/2 die Seiten 1 - 4 gegen das 
1. und 3. Austauschblatt 


| - im Abschnitt III/5/8 die Seiten 7 - 8 gegen das 
^ 2. Austauschblatt 
J - .im Abschnitt III/5/16 die Seiten 7 - 8 gegen das 

1. Austauschblatt 

J	 - Abschnitt II I / 6 / 3  , Seite 1 - 2  , gegen das 1. Aus­


tauschblätt 

im Abschnitt III/9/8 die Seiten 7 - 8 gegen das 

2. Austauschblatt 


^- die Anlagen 1 und 2 zum Abschnitt III/9/8 gegen die 

jeweiligen 1. Austauschblätter 

\j - im Abschnitt III/9/10 die Seiten 3 - 4 gegen das 
2. Austauschblatt 
im Abschnitt II1/11/1/2 die Seiten 1 - 2
3. Austauschblatt 

 gegen das 

v­ im Abschnitt II1/11/3/2 die Seiten 3 - 4
1. Austauschblatt 

 gegen das 

b) Es i s  t einzufügen: 

^ - die Anlage 2 zum Abschnitt III/4/1 

c) Handschriftlich sind zu streichen: 


- in der Anlage 2 zum Abschnitt I I  , Ziffer 6., die 

Worte "die VR China" 




Diese Änderung t r i t  t mit -Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 


Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 
vom 27. B... 1980, Tgb.-Nr.: RuG/432/80, über "Einführung 
einer Meldebestätigung durch das Ministerium des Innern", 
Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 20. 8. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/596/80, über "Anerkennung 

rhodesischer Pässe", 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 1. 9. 1980, 

Tgb.-Nr.: RuG/D/185/80, über "Begrenzung von Visa in 

Familienpässen", 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 1. 9. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/620/80, über "Erteilung 

von Transitvisa in Richtung CSSR", 

Fernschriftliche Information des Stellvertreters Paßkon­

trolle vom 6. 9. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/630/80, über "Ein­

tragung von Reisezielen in Berechtigungsscheine", 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 30. 9. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/684/80, über sich aus der 

21. und 22. Änderung zur DV Nr. 40/74 ergebende Neurege­

lungen, 

Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 21. 8. 

1980, Tgb.-Nr.: RuG/600/80 bzw. RuG/601/80, über "Transit 

reisen von Personen mit Visum zur Ein- und Ausreise 

(mehrmalig) in den durchgehenden Transitzügen", 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauotabteilung 

vom 3. 10. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/686/80» über "Erteilung 

von Transitvisa für Bürger Dänemarks und Norwegens für 

Durchreisen nach der VR Polen" 


1
 c  ̂f-n 

Fiedler 
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Hauptabteilung VI Berlin, 31 . März 1381 

Leiter RuG/0/20/81 


17. Änderung 

zur PaBkontrqllordnung 


1. Die 17. Änderung erfolgt auf der Grundlage der in Abstim-, 

tnung mit den zuständigen Organen ergangenen Regelungen 

zur Bohandlung von NATO-Mi1 itärangehörigen bei Antreffen, 

in für den zivilen Transitverkehr vorgesehenen durchgehen­

den Transitzügen, zu publizistischen Arbeiten an Grenz­

übergangs ste 11 en mit gemeinsamer Kontrolle, zur Varbin­
dungsaufnähme von Ausländern zu Vertretungen ihrer Heirnat­
staaten im Zusammenhang mit Vorkommnissen während der 

Grenzkontrolle und zur weiteren Durchsetzung der Diploma­
tenzollordnung an den Grenzübergangsstellen in der Haupt-' 

stadt der DDR sowie verschiedener anderer inzwischen ein­

getretener Veränderungen, 


2. a) Ergänzt wurden: 

-	 der Abschnitt 1/1 durch den 2. Satz zur Anmerkung 


zu Ziffer 7., 1. These und durch Ziffer 6»5. 

-	 die PKO durch den Abschnitt 1/2/1/1 

-	 der Abschnitt 1/2/4, Ziffer 5.2. durch den 2. Absatz 

- der Abschnitt	 IV/1/1/2, Ziffer 2.3., 2. Absatz durch 


den 2. Satz 

- der Abschnitt IV/2/2. Ziffer 1. durch den 2. und 3. 


Absatz 

-	 der Abschnitt IV/3/2, Ziffer 3. durch dia 10. These 

-	 der Abschnitt IV/4/1/1, Ziffer 3. f f  . 


b ) Geändert wurden: 
-	 Inhaltsverzeichnis, 1. Seite 

- Abschnitt 1/2/2, Anlage 3 


. - Abschnitt IV/1/1/2, Ziffer 2.2. und Ziffe r 2.5., 

2. Absatz 


-	 Abschnitt IV/4/1/1, Ziffer 4., 2. Absatz 
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3. a) Es sind auszutauschen: 
- im Inhaltsverzeichnis die 1. Seite gegen das 1, Aus­


tauschblätt 
(y' ~ im Schlagwortregister die Seiten 1 - 2, 7 - 0, 19 - 20, 

25, 35 - 36, 39 - 40, 41 - 42, 43. 73, 75 - 76, 63 - 64 
jeweils gegen das 1., 3,, 3., 1,, 4,, 2., 4,, 2., 1., 
3. bzw. 2. Austauschblatt 

V 

U ­

im Abschnitt 1/1 die Seiten 5 - 6 und 9 - 1  5 gegen das 
1 , Austauschblatt 
im Abschnitt 1/2/2 die Anlage 3, Seite 1 gegen das 
1. Austauschblatt 

(/ - im Abschnitt 1/2/4 die Seiten 7 - 8 gegen das 1. und 

9-1 0 gegen das 2. Austauschblatt 


V - im Abschnitt IV/1/1/2 die Seiten 1 - 2 gagen daa 2. 

und 3 - 5 gBgen das 1. Austauschblatt 


L	 - im Abschnitt IV/2/2 die Seiten 1 - 4 gegen das 
1. Austauschblatt 

\_. - im Abschnitt IV/4/1/1 die Seiten 1 - 6 gegan da9 
1.	 Äustauschblaht 


b) Es sind einzufügen: 

- Abschnitt 1/2/1/1, die Seiten 1 - 2 

-' in Abschnitt IV/3/2 die SeitB 5 


4  .	 Diese Änderung t r i t  t mit ihrer Herausgabe in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 
- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 13. 8. 1980, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/D 175/80, über "Ersuchen von Ausländern 

um telefonische Verbindungsaufnahme zu Vertretungen ihrer 

Heimatstaaten in der DDR im Zusammenhang mit Vorkommnissen 

während der Grenzkontrolle"! 


- Fernschreiben das Leiters dar Hauptabteilung vom 28» 1. 
1981,. Tgb.-Nr.: RuG/63/81, über "Behandlung von Angehörigen 
der Streitkräfte dar USA, Frankreichs und Großbritanniens 
bei Antreffen in den für den zivilen Transitverkehr zwi­
schen der BRD und Berlin (West) vorgesehenen durchgehenden 
Transitzügen"i 
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Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 3G. 1. 

1981, Tgb.-Nr.: RuG/72/81, über "Publizistische Arbeiten 

an Grenzübergangsstellen mit gemeinsamer Kontrolle", 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 9. 2. 1981, 

Tgb.-Nr.J RuG/D/06/81, über "Weitere Durchsetzung der 

Diplomatenzollordnung an dan Grenzübergangsstellen in 

der Hauptstadt der DDR, Berlin". 


Fledler 

Generalmajor 




Ha u p t a b t e i 1 un g VI Berlin, 5. Mai 1981 

Leiter RuG/D 36/81 


iSfU 

18, /Änderung 

zur Paßkontrollordnung I „, 

1, Die 18. Änderung erfolgt auf der1 Grundlage der zwischen 

den Regierungen der DDR und der VR Polen auf Vorschlag 

der DDR vereinbarten zeitweiligen Änderungen der Modali­

täten im paß- und visafreien Reiseverkehr zwischen der 

DDR und dor VR Polen mit Wirkung vom 30, 10, 1980 und der 

dazu im einzelnen erlassenen Regelungen. 


2, Ergänzt wurden: 

. - im Abschnitt II/1/4 die Ziffer 2,, 


.im Abschnitt.11/1/5 die Ziffer 3,, 

. im Abschnitt II/1/7 die Ziffer 3., 


im Abschnitt II/1/8 die Z i f f e r 1,, 

im Abschnitt T1/2/1 die Z i f f e r 1.2,,. 

im Abschnitt II/6/1 die Z i f f e r 1., 

im Abschnitt II/7/1 die Ziffer 2, und in dar Anlage 1 

zum Abschnitt I  I die Zif f e r 3,2. durch jeweils eine 

Fußnot«; 


-	 die PKO durch die Abschnitte II/2/1/1 und IJI/2/2/1 


3, a) Es sind auszutauschen: 
-	 im Inhc.ltsverzeichnis die Seiten 3 - 4 und 7 - 8 


gegen das 2. bzw. 5. Äustauschblafi; 

-im Schlagwortregister die Seiten 3 - 4 und *9 - 50 


gegen das 3. bzw. 2. Austauschblätt; 

-	 Abschnitt 11/1/4, Seite 1 - 2  , gegen dt<s 


2. Austauschblätt; 

-	 im Abschnitt II/1/5 die Seiten 3 - 4 gegen da*. y' 

1. Austauschblätt; 

- Abschnitt II/1/7, Seite 1 - 2  , gegen ders 2. Austausch­


blätt; 

- Abschnitt II/1/8, Seite 1 .. 2, gegen das 2. Austausch­


blätt; 

-	 im Abschnitt II/2/1 die Seiten 1 - 2 gegen daa 


2, Austauschblatt; ~ _ 
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Z/ *. Abschnitt II/6/1, Seite 1, gegen das 2. Austauschblatt 

J im Abschnitt 11/7/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 1. Aus­

­ t a u s c h b l ä t t  ; 
- in Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Seiten 3 - 4 gegen 


das 1. Austauschblatt. 


b) Es sind einzufügen: 

I - Abschnitt II/2/1/1. Seiten 1 - 7, einschließlich den 

\ y » Anlagen 1 - 3; 
. - Abschnitt II1/2/2/1, Seiten 1 - 18, einschließlich 


v'' den Anlagen 1 - 6 . 


Diese Minderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft, 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- die Anlagen 1 - 2 zur Dienstanweisung VI/6/80 des Leiters 


der 'Hauptabteiliing; 

- Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 

27»'l'. 1 3 3 1 , Tgb.-Nr,: VI/RuG/60/31, über "Reisever­
kehr ODR/VR Polen"; \ 

- Fernschreiben des' Stellvertreters Paßkontrolle vom 

10, 2, 1981, Tqb.-Nr.: Vl/RuG/96/81, über "Reisever­

kehr DDR/VR Polen"; 


- Fernschreiber, des Stellvertreters Paßkontrolle vom 

5. 3. 1981, Tgb.-Nr.:- VI/RuG/153/81, über "Reisever­

kehr DDR/VR Polen"; 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

8. 4. 1981, Tgb.-Nr.: VI/RuG/257/81, über "Reisever­

kehr DDR/VR Polen". > 


Die Anlegen 1 - 2 zur Dienstanweisung VI/6/80 des Leiters 

der Hauptabteilung und die genannten Fernschreiben sind 

in eigener Zuständigkeit zu vernichten. 


W/
Lealer 


Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 15. Juni 1981 Leiter RuG/D 44/81 
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19. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 19. Änderung erfolgt auf der Grundlage der Anordnung 

dea Ministers für Post- und Fernmeldewesen vom 5. 5, 1981 

über die Erhebung von Gebühren zum Mitführen von genehmi­

gungspflichtigen Funksendeanlagen auf dem Gebiet der DDR, 

der 4. Änderung zur Dienstvorschrift Nr. 36/78 des Mini­

sters des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, der 

52. Änderung zur Dienstvorschrift IX/5 des Ministers des 

Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, von zwischen 

dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, dem Mini­

sterium des Innern und dem Ministerium für Staatssicherheit 

erfolgten Abstimmungen sowie auf Grund verschiedener in­

zwischen eingetretener Veränderungen. 


2. a  ) Eine Neufassung erhielten: 
- im Abschnitt II/1/5/2 die letzten 3 Absätze der bis­


herigen Ziffer 1.2. (sie wurden zu Ziffer 1.2.) 

- im Abschnitt II/2/4 die Ziffern 3. - 3.1. - sie wur­


den zu den Ziffern 3.1. - 3.3. - und 5.- sie wurde zu 

den Ziffern 5.1. - 5.2. 


- im Abschnitt III/3/7 die Ziffern 2.4. und 4. 

- im Abschnitt III/10/3 die Ziffer 2. . 

- im Abschnitt III/13/2 die Ziffern 2., 3. und 5., wobei 


die Ziffer 5. zu Ziffer 6. und die Ziffer 6. zu Ziffer 

5. wurde 


- im Abschnitt IV/3/3 die Ziffern 4. und 6.3. 

b) Ergänzt wurden: 


- in Abschnitt 1/1, Anlage 1, die Zulassungsbodingungen 

für die Grenzübergangsstelle Rudower Chaussee 


- im Abschnitt 1/2/4 die Ziffer 5.1. durch eine Fußnote 

- der Abschnitt II/1/1 durch die Ziffer 7 . 
- der Abschnitt II/2/4 durch die Anlage 2 

- im Abschnitt II/5/3 die Ziffer 1. 
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- im Abschnitt I.II/1/2, Ziffer 4., die letzte These 

- im Abschnitt III/3/5 die Ziffern 1. und 6.1. 

.- der Abschnitt III/3/6 durch die Ziffer 4.2. (die 


Ziffer 4. wurde zu Ziffer 4.1.) 
V - im Abschnitt III/5/2 die Ziffer 2.1. 

- im Abschnitt III/6/2 die Ziffern 2.1. und 6.4. 

- im Abschnitt III/8/1/2. Ziffer 2.2., die 2. Theas 

- der Abschnitt III/10/3 durch die Ziffer 3.2. 

- im Abschnitt I1I/12/3 die Fußnote auf Seite 3 

- im Abschnitt III/12/1/2 dis Fußnota auf Seite 2 

- der Abschnitt III/12/5/2 durch die Anlage 2 

- im Abschnitt III/13/2 die Ziffer 4. 

- der Abschnitt III/14/2 durch die Ziffern 6.1. - 6 . 5 . 

c) Gestrichen wurden; 

- im Abschnitt II/1/2 die Ziffer 1.2. (die Ziffern 1,3. 

- 1.6. wurden zu den Ziffern 1,2.-1.5.) 


- im Abschnitt 11/1/3 die Ziffer 1.3. 
- im Abschnitt II/1/4, Ziffer 1,1.. der 2. und 3. Satz 


sowie dia Worte "Ausschreibung der Reisepässe und" 

- im Abschnitt II/1/5/2 die Ziffer 1,1, (die ersten 5


Absetze der Ziffer 1.2. wurden zu Ziffer 1.1.) 

- im Abschnitt II/1/6, Ziffer 1., der Satzteil "für 


Angehörige der Nationalen Volksarmee bei Dienst-, 

Privat- und Touristenreisen in das Ausland sowie", 

die Ziffer 2.2. (die Ziffern 2.3. - 2.5. wurden zu 

den Ziffern 2.2. — 2.4.) und der Hinweis auf Seite 2 


- im Abschnitt III/4/1» Ziffer 4.3.1., die Worte "und 

der VR Kampuchea" 


d') Geändert wurde; 

- die Anlage 1 zum Abschnitt III/10/3 


3. a) Es sind auszutauschen: 

-/im Schlagwortregister die Seiten 13 - 14, 15 - 16, 

/ 41 - 42, 47 - 48 und 51 - 52 jeweils gegen das 2., 


3., 5., 3. bzw. 2. Austauschblatt 
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im Abschnitt 1/1, Anlage 1, die Seiten 9 - 10 gegen-

das 1. Austauschblatt 

im Abschnitt 1/2/4 die Seiten 5 - 6 gegen das 

2. Austauschblatt 

Abschnitt II/1/2, Seite 1 - 2, gegen das 1. Austausch­

blätt 

Abschnitt II/1/3, Seite 1 - 2  , gegen das 3. Austausch­

blätt 

Abschnitt II/1/4, Seite 1 - 2,-gegen das 3. Austausch­

blätt 

im Abschnitt II/1/5/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblätt 

Abschnitt II/1/6, Seite 1 - 2,. gegen das 1. Austausch­

blätt 

Abschnitt II/2/4, Seiten 1 - 4, gegen das 1. und 2. 

Austauschblatt 

im Abschnitt 11/5/3 di9 Seiten 1.-2 gegen das 

1 . Austauschblätt 

im Abschnitt III/1/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

7. Austauschblatt 

Abschnitt I I I / 3 / 5  , Seite 1 - 2, gBgen das 3. Austausch 

blatt 

Abschnitt I I I / 3 / 6 , Seite 1 - 2  , gegen das 2, Austausch 

blatt 

Abschnitt I I I / 3 / 7  , Seite 1 - 2  , gegen das 1. Austausch 

blatt 

im Abschnitt III/4/1 die Seiten 5 - 6 gegen da3 

3. Austauschblatt 

im Abschnitt III/5/2 die Seiten 1 - 2 gegen da3 

2. Austauschblatt 

im Abschnitt III/6/2 dis Saiten 1 - 2 gegen das 4, und 

dis Seiten 7 - 8 gegen das 2. Austauschblatt 

im Abschnitt III/8/1/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt 

Abschnitt III/10/3, Seite 1 - 2, gegen das 1. Aus­

tauschblätt und das neu hinzugekommene Blatt 

Abschnitt III/10/3, Anlage 1, gegen das 1. Austausch­

blätt 

im Abschnitt III/12/3 die SBite 3 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 

im Abschnitt III/12/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

4. Austauschblatt 




- Abschnitt	 III/13/2, Seiten 1 - 3, gegen diB beiden 

1.. Austauschblätter * 


- im Abschnitt III/14/2 die Seite 3 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


-	 im Abschnitt IV/3/3 die Seiten 3 - 9 gegen die beidBn 

1  . und dis beiden 2. Austauschblätter 

b) Es sind einzufügen: 

^ d i  e Seite 7 zum Abschnitt II/1/1 , 


die Anlage 2 zum Abschnitt II/2/4 

die Anlage 2 zum Abschnitt .111/12/5/2 


c) Handschriftlich i s  t zu ändern: 

- im Abschnitt I I I / 5 / 8  , Ziffer 2.2., "Jugendreiaebüros 


der DDR" in "Reisebüros der FDJ, Jugendtourist" 

- im Abschnitt I I I / 8 / 2  . Ziffer 2.2., der Name "Wetter" 


, , in "Riechel" 


Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Die im Abschnitt II/1/6 getroffenen Änderungen traten am 

1. 6. 1931 und die im Abschnitt II/2/4 getroffenen Ände­

rungen treten am 1. 7. 1981 in Kraft. 

Grenzenpfehlungen und Sichtvermerke mit der Unterschrift 

"Wetter" sind im Rahmen ihrer Gültigkeit weiterhin anzu­

erkennen. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des	 Leiters der Hauptabteilung vom 2. 1. 1981, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr ./RuG/6/61, über "Bürger der BRD und 

Westberliner, dis um Auskunft wegen beabsichtigter Über­

siedlung in die DDR ersuchen", 


- Fernschreiben des	 Leiters dar Hauptabteilung vom 5. 11. 
1980,.Tgb.-Nr.: VI/RuG/760/80, über "Einreisen von West­
berlinern mit Bescheinigung des Senats als Personaldoku­
mant"i 

-	 Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 

12. 12. 1980, Tgb.-Nr.: VI/RuG/854/BD, über "Ausstellung 
neuer Granzempfehlungen"i 

(diese Schreiben bzw. Fernschreiben erhielten nur die be­

treffenden Berliner Paßkontrolleinheiten) 
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Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 22. 12. 

1980. Tgb.-Nr.: VI/RuG/872/80, über "Ausstellung neuer 

Grenzernnf ehlungen ", 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 5. 2. 

1981, Tgb.-Nr.: VT/RuG/85/81, über "Ausreisen von 

Palästinensern und von Bürgern der DR Afghanistan", 

Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 24. 2. 

1981, Tgb.-Nr.: RuG/129/81, über "Unterschriftsberech­
tigung für Grenzempfehlungen und Sichtvermerke", 


i

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 21. 5. 

1981, Tgb.-Nr.: RuG/361/81, über "Ausreisen nach sozia­

listischen Staaten", 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 25. 7. 

1974, Tgb.-Nr.: VI/RuG/439/74, über "Visaerteilung an 

Inhaber von Pässen der Republik Khmer", 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom- 27. 5. 

1981, Tgb.-Nr.: RuG/375/81, über "Erhebung von Gebühren 

zum Mitführen von genehmigungspflichtigen Funksendeanla­

gen auf dem Gebiet der ODR", 

Fernschreiben des Stellvertreters des Leiters der Haupt­

abteilung vom 8. 4. 1981, CFS Nr. 649. 


Fiedler 

Gensralmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 25. Juni 1981 

Leiter RuG/D 48/81 
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20. Änderung 

zur PaBkontrollordnung ' 


1. Die 20. Änderung erfolgt auf der Grundlage einer in Abstim­

mung mit dem Ministerium des Innern und dem Ministerium für, 
AgsswMrtjgg Angslagsnhsifcan srfelgts n Neugestaltung der IdenA 
UfeäfeibgscHöiHigungsn und dsF bisher\ vielseitige« Anlagert • 

zum Westberliner Parsonalauaweio im Interesse der woitefen 

Rationalisierung und der Einsparung von Wertpapier. 


• 2. 'a ) Eine Neufassung erhielten: 
•; ;- im Abschnitt I I I / 1 / 5  , Ziffer 5., der 2. Satz 


- im Abschnitt I I I / 1 / 5  , Ziffer 9., die 4. These 

- im Abschnitt I I I / 4 / 2  , Ziffer 1,. der 1. Absatz 

- im Abschnitt III/4/ 5 die Ziffer 4. 

- im Abschnitt III/5/16, Ziffer 4., der letzte Absatz 


b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt III/1/ 5 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt I I I / 1 /  5 die Ziffern 5. und 6.2. durch 


jeweils eine Fußnote 

^ c) Gestrichen wurden: 


- im Abschnitt I I I / 1 / 5  , Ziffer 3., die 2. These 

1	 ) • ' • - im Abschnitt I I I / 1 / 5  , Ziffer 6.2. die 1. und letzte 

These 
d) Geändert wurden:	 . 


*•	 im Abschnitt III/ 1 /  5 die Anlage 1 

- im Abschnitt III/3/ 3 die Anlage 2 


• ..' - im	 Abschnitt III/3/4 die Anlagen 2 - 3 

- im Abschnitt III/ 3 /  5 die Anlage 2 
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3. a) Es sind auszutauschen: 

/ — Abschnitt I I I / 1 / 5  , Seiten 1 - 8  , sowie die Anlage 1 


, gegen das 3., 4., 2., 3. und 1, Austauschblätt 

0. - im Abschnitt III/3/ 3 die Anlage 2 gegen das 


.1. Austauschblatt 

./ im Abschnitt III/3/4 die Anlagen 2 - 3 gegen die 


beiden 1. Austauschblätter 

J	 - im Abschnitt I I I / 3 /  5 die Anlage 2 gegen das 

1, Austauschblätt 
J - im Abschnitt II1/4/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

2. Austauschblatt 

... J - Abschnitt I I I / 4 / 5  , Seiten 1 - 2  , gegen das 


2. Austauschblatt 

• J - im Abschnitt III/5/16 die Seiten 5 - 6 gegen das 

3. Austauschblatt 

b) Handschriftlich i s  t zu ändern: 


- im Abschnitt III/5/16, Ziffer 1.1., Buchst, b) 

J die Ziffer "4" in "3" 


4. Diese Änderung t r i t  t am 1. 8, 1981 in Kraft. 

Noch vorhandene Identitätsbescheinigungen der bisherigen 

Druckauflage und Anlagen zum Westberliner Personalausweis 

mit dem zweiten unbedruckten Blatt sind aufzubrauchen. 


Fiedlei 

Generalmajor 




SStU Hinweis zur 19. Änderung. 
 mm •'­
Die mit der 19. Änderung ausgelieferte Aijilage 2 zum Abschnitt 
III/12/5/2 i s  t als Anlage 2 zWm̂ Ab̂ hrriirt III/12/5/1 zu kenn­
zeichnen und diesem Abschnitt beizufügen. 



Hauptabteilung VI Berlin, 15. Juli 1981 

Leiter RuG/D/ 49 /81 


21. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 21. Änderung erfolgt auf der Grundlage der Dienst­

anweisung Nr. 10/81 des Ministers für Sta.3 Unsicherheit 


. vom 4. Juli 1981 (WS MF5 o008-36/81 ) und der dazu von 
ihm erlassenen 3. Durchführungsbestimmung über' O J S 
politisch-operative Zusammenwirken mit dsn Kräften 
der Grenztruppen dar DDR bzw. den Grenzsicharungskräften 
der Volksmarine, der Zollverwaltung der DDR und des Mdl 
bei der Sicherung dar Staatsgranze und der Gewährleistung 
des grenzüberschreitenden Verkehrs an den Grenzübergangs­
stellen der DDR vom 4. Juli 1981 (WS MfS oOGö- 40/81) und 
im Zusammenhang mit dem Erlaß der 0V 018/0/005 - Aufgaben 
der Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Republik an 
den Grenzübergangsstellen - (GVS-Nr.: A 372 404) durch 
den Ministsr für Nationale Verteidigung, 

2. Ergänzt wurde 

- der Abschnitt 1/3 (durch präzisierende Festlegungen 


in den Ziffern 1., 1,2., 2.1», 3.1., 4., 5., 6.. 7. 

und 8. sowie durch die Ziffer 9.) 


- die PKO durch den Abschnitt 1/3/1 


3. a) ts sind auszutauschen: 

- im Inhaltsverzeichnis die Seite 1 gegen das 


2. Austauschblatt 

- im Schlagwortregister die Seiten 19 » 20, 23 - 24, 


35 - 36, 51 - 52 und 87 gegen die jeweiligen Aus­

tauschblätter 


- im Abschnitt 1/1 die Seiton 13 - 14 und 15 gegen 

das 3. bzw. 1. Austauschblatt 


- im Abschnitt 1/3 die Seiten 1-1 4 gegqn die 1. 

Austauschblätter und die Ssite 15-1 6 
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b) Es i s  t einzufügen: 

- der Abschnitt 1/3/1 


4. Diese Änderung t r i t  t mit ihrer Herausgabe in Kraft. 


5, Dia Leiter der Abteilungen VI der Bezirksverwaltungen 

für Staatssicherheit haben nochmals unter Beachtung des 

Zusammenhangs zu den unter 1. genannten dienstlichen Be­

stimmungen des Ministers für Staatssicherheit und des 

Ministers für Nationale Verteidigung eine gründliche 

Einweisung der Kader bis zu den Zugführern und ihren 

Stellvertretern in dsn PaSkontrolleinheiten in die be­

. . stehenden Regelungen für das Zusammenwirken der Paßkon­
t r o l l e i n h B i t e  n mit den anderen Organen an den Grenzüber­

gangsstellen, insbesondere den Kommandanten, zu sichern. 

Dabei sind auch die Regelungen zum Zusammenwirken mit 

dan Kommandanten in den Abschnitten IV/2/1, IV/2/1/1» 

IV/2/2 una IV/2/3 zu beachten. In die Festlegungen das 

Anschnittes 1/3/1 dar PKQ sind auch die an den grenz­
seitigen Zugängen der Kontrollterritorien an den Straßen-

Grenzübergangsstellen zur BRD und Westberlin zum Einsatz 

kommenden Mitarbeiter dar Paßkontrolleinheiten einzuweisen 


Generalmajor 




Hauptabteilung VI	 B e r l i n , 10. 3uli 1981 
Leiter	 RuG/D 50/81 


22. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 22. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 

15. 8. 1981 in Kraft tretenden "Abkommens zwischen der 

Regierung der Deutschen Demokratischen Republik und dem 

Regierungsrat der Nationalen Erneuerung der Republik Ni­

karagua über die Aufhebung der Visapflicht für Inhaber 

von Diplomaten- und Dienstpässen* und anderer inzwischen 

eingetretener Veränderungen. 


2. a) Eine Neufassung e r h i e l t : • 

-	 im Abschnitt III/2/2/1, Z i f f e r 2.1., die 2. These 


b) Ergänzt wurden; 
-	 die Anlage 1 des Abschnittes I  I durch die Zif f e r 16. 


(die bisherigen Ziffern 16. - 19. wurden zu den Zif­

fern 17. - 20.) ; 


-	 im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffer 5.3.; 

-	 die PKO durch den Abschnitt III/2/16; 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2  , Ziffer 1.1., die 1. These; 

<- im Abschnitt III/9/12, Ziffer 1.1., der letzte Satz. 


c) Gestrichen wurde: 

-	 im Abschnitt III/2/2/1, Z i f f e r 4.1., die letzton bei­


den Sätze. 


3. a) Es sind auszutauschen: 

J - im Inhaltsverzeichnis

6. Austauschblatt; 
 die Seiten 7 - 8 .gegen das 

J ­ im Schlagwortregister die Seite 43 gegen das 
3. Austauschblatt; 

- im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Seite 13 gegen das 
2. Austauschblatt j 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten 5 - 6
gegen die drei 1. Austauschblätter j 

 und 11 ­ 14 
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-.' im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 1 - 2 gegen das 
 •äs; 5. Austauschblatt; 


 -"im Abschnitt III/9/12 die Seiten 1 - 2 gegen das 

3. Austauschblatt» 


b) Es i s  t einzufügen: 

- Abschnitt III/2/16, Seite 1 


4. Diese Änderung t r i t  t am 15. 8. 1981 in Kraft. 

r
 Gleichzeitig treten außer Kraft: " „ ,  , . , 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 13. 5. 1981, Tgb.-Nr,: RuG/344/81, über "Einreisen 

von Touristengruppen aus der VR Polen"; 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 22. 6. 1981, Tgbc-Nr.: RuG/415/81, über "Einreisen 

von polnischen Werktätigen"; 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 24. 5. 1981, Tgb.-Nr.: RuG/429/81, über "Transitrei­

sen von Bürgern der VR Polen"; 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 24. 6. 1981, Tgb.-Nr.: RuG/430/81, über "Einreisen 

von polnischen Werktätigen". 


V 



Hauptabtsilung VI Berlin, 14. September•1QÖV 
Leiter- RuG/D 67/61 
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23. Änderung 


zur PaBkontrollordnung 


1. Die 23. Änderung erfolgt in Abstimmung mit dem Leiter der 

Abteilung I I  I im Ministerium für Staatssicherheit zur Ver­

einfachung und Vereinheitlichung der f e r n s c h r i f t l i c h e n bzw. 

fernmündlichen Meldungen der Paßkontrolleinheitsn an die 

Abteilung I I I / 1 über Granzübertritte unter Mitführung von 

Funksendeanlagen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

^ - im Abschnitt IV/3/3 die Ziffern 6.2. und 6.3. • 


b) Geändert wurden: 

- im Abschnitt IV/3/3 die Ziffern 5.4. und 8. 


3, a) Es sind auszutauschen: 

^ i- im Inhaltsverzeichnis die Seite 1 gegen aas 

3. Austauschblatt (Berichtigung) 

- im Abschnitt IV/3/3 die Seiten 5 - 9 gegen da3 


2. bzw. die beiden 3. Austauschblätter 

^ b) Handschriftlich sind zu ändern: 


- im Abschnitt IV/3/1 in den Ziffern 6.1. und 6.2. die 

w
 Währungsbezeichnung "DM" in "M" 

\j - im Abschnitt IV/3/1, Z i f f e r 6.2., let z t e These 

, (Genehmigung zum Mitführen einer F unksonde s>n läge )
dis Höhe der Gebühr in 10,-- M 

4. Nach den neuen Festlegungen im Abschnitt IV/3/3 i s  t ab 
12. 10. 1961 zu verfahren. 

E  3 i s  t zu beachten, daß dia im Abschnitt' IV/3/3, -Ziffern 
6.2. und 6.3., festgelegten Informationspflichten nicht für 

jeden Grenzübertritt unter Mitführung von Funksendsanlagen 
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gelten, sondern"nur die in diesem Abschnitt in Ziffer 6.1. 

festgelegten Fälle und die PaBkontrolleinheiten in der Haupt­
stadt der DDR, Berlin, künftig gemäß Ziffer 6.3. in diesem 

Abschnitt fernmündliche Informationen an die Abteilung HI/1 

des MfS nur noch übermitteln, wenn dies für besondere Aktions-

Zeiträume ausdrücklich angewiesen i s t  . 




8 

Hauptabteilung VI Berlin, 30. Januar 1982 

Leiter RuG/D 06/82 


BStU 


24. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 24. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 

1. 3. 1982 in Kraft tretenden "Abkommens zwischen der Re­

gierung der Deutschen Demokratischen Republik und der 

Regierung der Volksdemokratischen Republik Oemen über 

Erleichterungen im Reiseverkehr" vom 9. 11. 1981. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2 , Ziffer 1.1., die 1. These 

- im Abschnitt III/9/12, Z i f f e r 1.1., der letzte Satz 


b) Ergänzt wurden: 

- die Anlage 1 des Abschnittes I  I durch die Ziffern 


17.1. und 17.2. (die bisherige Zif f e r 17.1. wurde 

zu Z i f f e r 17.3.); 


- die PKO durch den Abschnitt III/2/17; 

- der Abschnitt I I I / 6 / 2 durch die Anlage 1 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 7 - 8 gegen das 


7. Austauschblatt; 

- Schlagwortregister die Seite 31 gegen das 3. Aus­


tauschblätt; 

- im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Seiten 13 - 14, gegen 


das 3. Austauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt; 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2 , die Seiten 1 - 2  , gegen das 


6, Austauschblatt; 

- im Abschnitt III/9/12, die Seiten 1 - 2  , gegen das 


4. Austauschblatt 

b) Es sind einzufügen:. 


- Abschnitt III/2/17, Seite 1 

- die Anlage 1 zum Abschnitt I I I / 6 / 2 


4. Diese Änderung t r i t  t am 1. 3. 1982 in Kraft. 


Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 15. März 1982 

Leiter RuG/D 11/82 
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zur Paßkontrollordnung 


1. Die 25. Änderung erfolgt auf der Grundlage zentraler Fest­
legungen sowie der 24. und 25. Änderung zur DV Nr. 4 0 / 7 4 
des Ministers des Innern und Chefs der DVP. 

2. a) Eine Neufassung erhielten: 

<- im Abschnitt II/1/2 die Ziffer 2.1. 

- im Abschnitt II/2/1 die Ziffern 1.1. und 2.1. 

- im Abschnitt II/2/2 die Ziffern 1., 2. und 3.1. - 3 . 4 . 
- im Abschnitt II/2/3 die Ziffer 2. (sie wurde zu Ziffer 1. 


und die bisherigen Ziffern 1., 1.1. und 1.2. wurden zu 

den Ziffern 2., 2.1. und 2.2.) 


- im Abschnitt II/2/3/2 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt II/4/2 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt I1/4/3 die Ziffern 1., 3.2. (letzter Absatz) 

und 3.3. (letzter Absatz) 
b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt II/2/3/1 die Ziffern 5. und 6. 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Ziffer 1. durch eine Fußnote 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt II/2/3/1, Ziffer 1.2., der letzte Satz 


(vgl. II/2/4, Z i f f e r 5.1.) 

- im Abschnitt II/2/3/2, Ziffer 5.2., der Satzteil "für 


Reisen nach ... überflogen werden s o l l  " (redaktionelle 

Änderung) 


- im Abschnitt I I / 4 / 3 , Ziffer 1.1., die 1. These und in 

Ziffer 3.4. der Satzteil "der SFR Jugoslawien ..., der 

SR Vietnam oder" 


3 . a) Es sind auszutauschen: 
- Abschnitt II/1 / 2 , Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Austausch­


blätt 

- im Abschnitt II/2/1 die Seiten 1 - 4 gegen das 3. und 

2. Austauschblatt 

- Abschnitt II/2 / 2 , Seiten 1 - 4, gegen die beiden 2. 


Austauschblätter 

- Abschnitt IL/2/3, Seiten 1 - 2  , gegen das 1. Aus­

tauschblätt 
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- Abschnitt II/2/3/1, Seiten 1 - 2, gegen das 1. Austausch­

blätt 


-	 im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 1. 

Austauschblatt und die Seiten 7 - 8 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


-	 im Abschnitt II/4/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 1. 

Austauschblatt 


- Abschnitt II/4/3, Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 1. 

Austauschblätter 


b) Ha n d sehr i f t l i c h i s  t zu streichen : "'•— ——------- — 

M
-	 im Abschnitt II/2/4, Z i f f e r 5.1 - Reisepaß 


c) Handschriftlich sind zu ändern: 

-	 im Abschnitt I i i / 3 /  4 , Ziffer 1., letzte These, die 


Ziff e r "2" in Ziffer "3" 

-	 im Abschnitt II.I/4/1 , Ziffer 2, Buchstabe f )  , das 

Wort "zwei" in Ziffer "3" 


-	 im Abschnitt I I I / 5 / 2  , Ziffer 4.1., die Worte "ein bzw. 

zwei" in "einen T a  g bzw. 2 oder 3" 


-	 im Abschnitt I I I / 5 / 2  , Ziffer 4.2., letzter Absatz, die 

Ziff e r "2" in Ziffer "3" 


-	 im Abschnitt II.T/9/12, Ziffer 1.1., die im letzten 

Satz enthaltene Abschnittsbezeichnung " I I I / 6 / 1  " in 

"II1/6/2" 


Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 17. 11. 1981, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/733/81, an den Leiter der PKE Flug­

hafen Berlin-Schönefeld über "Reisen von Bürgern der DDR 

nach der VR China"; 


-	 Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 28. 1. 

1982, Tgb.-Nr.: RuG/54/82, über "Reisen von Bürgern der 

DDR nach der VR China, SR Vietnam, SFR Jugoslawien und 

SVR Albanien" (CFS Nr. 781); , 


-	 Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 13. 2.^82, 

Tgb.-Nr.,: RuG/91/82, über "Maßnahmen im grenzüberschreiten­

den Reiseverkehr zwischen der DDR und nichtsozialistischen 

Staaten sowie Westberlin" (CFS Nr. 670). 


Bei Bürgern der DDR, die vorübergehend noch mit einer vor 

dem 1. 2. 1982 ausgegebenen Zählkarte, Vordruck F 68/4, zur 

Ausreise nach der SFRD, der SVR Albanien oder der VR China 

anreisen bzw. mit dem E i n r e i s e t e i  l dieser Zählkarte aus die­

len Staaten zurückreisen, hat keine Beanstandung zu erfolgen. 


Generalmajor 
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Hauptabteilung VI Berlin, 20« Mai 19B2 

Leiter RuG/D 30/82 


2.6. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Mit der 26. Änderung werden die Regelungen meiner Anwei­

sung Mr. VI/6/81 übor "Neuregelungen zur Kontrolle, Über­

wachung und Sicherung des grenzüberschreitenden Binnen­

schiff sgüververkehrs im Zusammenhang m i t der Öffnung des 

Teltow-Kanals von Westen her und der Eröffnung der Grenz­

übergangsstellen Dreilinden und Kleinmachnow" e i n g e a r b e i ­

tet. Ihre Grundlage bilden d i e zentralen Festlegungen zur 

Durchsetzung der Vereinbarungen m i t der BRD und dem West­

berliner Senat zu V e r k e h r s - und anderen Fragen vom 

16. 11. 1978 und der Befehl Nr. 16/81 des Ministers für 

Staatssicherheit vom 16. 11. 1981 (WS o008 62/81). 


2. a) Eine Neufassung erhielten: • 

- im Abschnitt III/12/2/2 die Ziffern 1.1., 3.1. und 3.2. 

- im Abschnitt III/12/2/3 d i e Ziffer 1. 

» im Abschnitt III/12/2/4 d i e Ziffer 1. 

- im Abschnitt III/12/2/6 d i e Ziffer 2.2. 

- im Abschnitt 111/15, Ziffer 3.4., die 4. These 


b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt 1/1 die Anlage 1 

- der Abschnitt I I I / 9 / 4 durch d i e Anlage 4 b 

- der Abschnitt III/12/2/6 durch die Ziffern 2.3. und 2.4, 

- im Abschnitt IV/4/2/3 die Ziffer 1. einschließlich 


durch e i n e Fußnote 

c) Gestrichen wurden: 


- im Abschnitt III/12/2/3 die Ziffern 2 . - 3  . 

- der Abschnitt IV/4/2/6 


3. a) Es s i n d auszutauschen: 

- im Schlagwortregister die Seiten 17 - 18, 29 - 30 


und 85 - 86 gegen das 1. und die beiden 2. Austausch­

blätter 

im Abschnitt 1/1, Anlage 1, die Seiten 9 - 10 gegen 
das 2. Austauschblatt 
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—— •Abaehnfitt I I I / 9 / 4 , Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­
..... ... tauschblatt 


"-Abschnitt III/12/2/2, Seiten 1 - 3  , gegen die bei­
den 2  i Austauschblätter 

- Abschnitt III/12/2/3, Seite 1, gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


- Abschnitt III/12/2/4, Seiten 1 - 2  , gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


- Abschnitt III/12/2/6, Seiten 1 - 2  , gegen das 1. Aus­

tauschblätt und das neu hinzugekommene Blatt 


b) Es i s  t einzufügen: 

- Anlage 4 b zum Abschnitt II1/9/4 


c) Es i s  t zu entnehmen: 

- Abschnitt IV/4/2/5, Seiten 1 - 4 


d) Handschriftlich i s  t zu ändern: 

- die Abschnittsbezeichnung der bisherigen Anlage 4 zum 

Abschnitt I I I / Q /  4 in "Anlage 4 a " 
e) Handschriftlich i s  t zu streichen: 

• - im Inhaltsverzeichnis, Seite 19, Abschnitt "IV/4/2/6 


Verkehr mit Tankschiffen durch die Hauptstadt der 

DDR , Berlin". 


• - im Schlagwortregister auf Seite 27 zu dem Schlagwort 

"Hufeisenverkehr" und auf Seite 66 zu dem Schlagwort 

"Tankschiffahrt" jeweils die Abschnittsbezeichnung 

"IV/4/2/6" 


4, Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe.in Kraft. < 

Gleichzeitig t r i t  t die Anweisung Nr.VI/6/81 vom 13. 11. 31, 

Tgb.-Nr.: RuG/D/76/81, außer Kraft. Die in Ziff e r 4. dieser 

Anweisung zur statistischen Erfassung getroffenen Festle­

gungen sind weiterhin durchzuführen. 


Fiedler 

Generalmajor 
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Hauptabteilung VI Berlin, 10. August 1982 

Leiter RuG/0 43/82 
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000253 27. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 27. Änderung erfolgt auf der Grundlage einer Abstim­

mung des Ministers für Staatssicherheit mit dem Minister 

für Auswärtige Angelegenheiten und dem Minister des Innern 

und Chef der DVP zur Vereinheitlichung des Verfahrens der 

Transitvisaerteilung an den Grenzübergangsstellen der DDR. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: ^ 
- im Abschnitt I I I / 9 / 1 die Ziff e r 6. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 5  , Z i f f e r 2., der 2. Absatz 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Ziff e r 4.2. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 9 die Ziffern 1., 3.2. (s i e wurde 


zu Zif f e r 2.2.), 3.4. (sie wurde zu Z i f f e r 2.3.) und 

3.5. (sie wurde zu Ziffer 2.4.) 


- im Abschnitt III/9/10 die Ziffern 1.1., 1.8., 2.6. 

(sie wurde zu Z i f f e r 2.) und 3. (l e t z t e r Absatz) 


- im Abschnitt III/9/12 die Ziffern 1.3. und 1.4. ( s i e 

wurden zu den Ziffern 1.2. - 1.3.) 


b ) Ergänzt wurden: 
- im Abschnitt I I I / 9 / 1 die Z i f f e r 5. 

- der Abschnitt I I I / 9 / 3 durch die Ziffern 3.3. - 3.4. 

- im Abschnitt III/9/10 die Ziff e r 1.1., 1.10. und 6. 

- der Abschnitt III/9/11 durch die Z i f f e r 2.1.2. 

- der Abschnitt III/9/12 durch die Z i f f e r 2.4. 


c) Gestrichen wurden: \y 


- im Abschnitt I I I / 9 / 3  , Z i f f e r 1., die 3. und 4. These 

und in Z i f f e r 2. die beiden ersten Thesen; 


- im Abschnitt I I I / 9 / 4 , Z i f f e r 1., die 3. - 6. These 

und in Z i f f e r 2., 1. These, die Worte "zwischen der 

BRD und Westberlin"; 


- im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Z i f f e r 6.1., die sich auf die 

Beantragung von zweimaligen Transitvisa beziehenden 

Aussagen; 


- im Abschnitt I I I / 9 / 9 die Ziffern 2.1. - 2.5., 3.3. 

und 3.6. (die bisherigen Ziffern 3.1., 3.2., 3.4. 

und 3.5. wurden zum T e i  l e is Neufassung zu den Z i f  ­

fern 2.1. - 2.4.); 




-	 im Abschnitt III/9/10, Ziffer 1.6., die letzte These, 

in Ziffer 1.10. die Worte "zwischen der BRD und West­

berlin", die Ziffern 2.1. - 2.5. und in den Ziffern 


.4., 5.1.	 und 5.2. die sich auf die Erteilung von 

Transitvisa aufgedruckt auf einer "Anlage zum Paß" 

bzw. auf einer "Anlage zum Westberliner Personalaus­

weis ..." und auf die Erteilung von Transitvisa zur 

zweimaligen Durchreise beziehenden Aussagen; 


-	 im Abschnitt III/9/12 die Z i f f e r 1.2. (die bisherigen 

Ziffern 1.3. - 1.4. wurden nougefaßt sowie ergänzt 

und zu den Ziffern 1.2. - 1.3.), in den Ziffern 2.1. 


-. 2.3, die sich auf die Anträge mit den Ausreisekarten 

beziehenden Aussagen, die Ziffern 3.1«, 3.2., 3.4. 

(die bisherige Z i f f e r 3.3. wurde zu Z i f f e r 3.) und 

4.3. 


) Es sind auszutauschen; 

-	 im Schlagwortregister die Seiten 3 - 4, 17 - 18, 


19 - 20, 33 - 34, 67 - 69 gegen das 4., 2., 5., 2., 

6. und 2. Austauschblatt; 


- im Abschnitt I I I / 9 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1. Austauschblatt; 


- Abschnitt I I I / 9 / 3 , Seiten 1 - 2, gegen das 3. Aus­
• - tauschblatt; 

- Abschnitt I I I / 9 / 4 , Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Aus­


tauschblätt ; 

- Abschnitt	 I I I / 9 / 5  , Soiten 1 - 2, gegen das 1. Aus­


tauschblätt; 

-	 im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Seiten 3 - 6 gegen das 


2. und 1. Austauschblatt; 

- Abschnitt	 I I I / 9 / 9 , Seiten 1 - 6  , gegen daa 2. Aue­


tauschblatt ; 

- Abschnitt	 III/9/10, Seiten 1 - 11, gegen die drei 


3., das 4. und das 3. Austauschblatt; 

-	 im Abschnitt III/9/11 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt; 

- Abschnitt III / 9 / 1 2 , Seiten 1 - 5  , gegen das 5., 


4. und 2. Austauschblätt. 
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b) Es i s  t einzufügen: 

- die Anlage l  a zum Abschnitt I I I / 9 / 4 (ale 1» Anlage L-̂ ' 


zu diesem Abschnitt). 

c) Es sind zu entnehmen: 


- die Anlagen 1 - 4 zum Abschnitt I I I / 9 / 3 U' 

- die Anlagen 1 - 3 zum Abschnitt I I I / 9 / 9 *>• 


d) Handschriftlich i s  t zu ändern: 

- auf den Anlagen 5 und 6 zum Abschnitt I I I / 9 / 3 die 

Anlagenbezeichnung "Anlage 5" in "Anlage 1" und \/^ 


v
"Anlage 6" in "Anlage 2"

- auf der Anlage 1 zum Abschnitt I I I / 9 / 4 die Anlagen- * s


bezeichnung "Anlage 1" in "Anlage lb" ^ 

e) Handschriftlich i s  t zu streichen: 


- im Abschnitt I I I / 9 / 1  , Ziffer 5.; die These "- den Viea- {_s.büros Saßnitz und Warnemünde"; 

- auf den bisherigen Anlagen 5 - 6 (neu: Anlagen 1 - 2) , 

zum Abschnitt I I I / 9 / 3 im Erläuterungetext jeweils die LZ

Worte "und die Visabüros Saßnitz und Warnemünde"; 


- im Abschnitt III/9/11, Z i f f e r 5., die Worte "bzw. der J  / 
"Antrag..." mit Aua reiookarto" •> (/ 


Diese Änderung t r i t  t am 1. 10. 1982 in Kraft. 

Von den PKE vor dem 1. 10. 1932 e r t e i l t e Transitvisa zur 

ein- bzw. zweimaligen Durchreise aufgedruckt auf der "An­

lage zum Paß" bzw. auf der "Anlage zum Westberliner Per­

sonalausweis ..." sind im Rahmen ihrer Gültigkeit anzuer­

kennen . 


Generalmajor 




Hauptabteilung VI Derlin, 20. November 1932 

Leiter RuG/ü^ff/G2 
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zur Paßkontrollordnung 


1. Die 23. Änderung erfolgt auf Grund verschiedener inzwischen 

eingetretener Veränderungen und vorgenommener Präzisierun- . 


' gen • 

2. a) Eino Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II1/1/4 die Ziffer 3. 
- im Abschnit t III/2/2/1 die Ziffern 2.3., 2.3.2. und 2.4 

im Abschnit t III/2/11 die Ziffern 2.1. und 2.2. 

im Abschnitt III/3/G die Ziffer 5.2. 

im Abschnitt I  I 1/4/2 die Ziffer 4.2. f 

im Abschnit t II1/4/5 die Ziffer 5. 

im Abschnitt III/G/2 die Ziffer 4.3. 


• - im Abschnitt I I I / 9 / 3 , Anlage 1, die Ziffer 2. • 
- im Abschnitt III/9/10 die Ziffer 1.3. 
- im Abschnitt III/9/11 die Ziffer 1.1. • 
- im Abschnit t 111/12/1/1 die Ziffer 2.3. 
- im Abschnitt II1/14/1 die Ziffer 2. 
- im Abschnitt III/14/2 die Ziffer 2. (2. These) 
- im Abschnitt IV/2/2 die Ziff e r 3.2. 
- im Abschnit t IV/4/1/1 die Ziffer 3.1. 

b) Ergänzt wurden 

- im Abschnitt 1/1 dio Anlage 1

- im Abschnitt 1/2/1 die Ziffer 5.2. 

- im Abschnitt II/1/8 die Ziffer 1. 

- der Abschnitt II/I/O durch die Anlage 4 . ' 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Ziff e r 3.5.1. ,: 


- der Abschnitt II/2/3/2 durch die Ziffer 6.5. 

- im Abschnitt I I I / 1 / 2  , Z i f f e r 3., Buchstabe b) 

- der Abschnitt I I I / 1 / 4 durch die Ziffer 17. 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Zi f f e r 3.1.1. 


 v 
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* ^ r " - v 7 T 5 n Ä s c h n i t  t III/2/2/1 durch die Ziffern 5.4. (die 


bisherige Ziffer 5.4. wurde zu Ziffer 5.5.), 7.6.1. 

und 7.6.2. . 


. - im Abschnitt I I I / 3 / 4 die Ziffer 4. 

- im Abschnitt I I I / 3 / 7 die Ziffer 4. 

- im Abschnitt III/3/11 die Ziffer 4. 

- der Abschnitt III/3/11 durch die Ziffern 6. und 7. 

- der Abschnitt I I I / 4 / 1 durch die Ziffer 4.3.4. (die 


bisherige Zi f f e r 4.3.4. wurde zu Ziffer 4.3.5.) 

- der Abschnitt I I I / 5 / 1 durch die Ziffer 4. 

- der Abschnitt II1/5/3 durch die Ziffer 9. 


;
 - im Abschnitt III/5/17 die Ziffer 2. 

- der Abschnitt I I I / 3 / 1 durch die Ziffern 5.1. und 5.2. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 2 die Ziffern 1.2. und 1.3. 

- der Abschnitt I I I / 9 / 3 durch die Ziffer 7.3. 

- im Abschnitt III/9/11 die Ziffer 1.2. 

- der Abschnitt III/9/11 durch die Ziffer 7. 

- der Abschnitt J.II/9/12 durch die Ziffer- 2.5. 

- der Abschnitt III/10/2 durch die Ziffer 6. 

- der Abschnitt I I I / l l / l /  l durch die Ziffer 2.3. 

- der Abschnitt III/11/1/3 durch die Ziffer 1.2. 

- im Abschnitt III/12/2/2 die Ziffer 3.2. 

- der Abschnitt III/12/2/2 durch die Ziffer 4. 

- im Abschnitt III/13/1 die Ziffer 7. 

- im Abschnitt IV/2/3 die Ziffern 1., 2. und 6. 

- im Abschnitt IV/4/1/1 die Ziffer 2.2. 

- der Abschnitt IV/4/1/1 durch die Ziffer 3.3. 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt I I I / 1 / 2 , Z i f f e r 3., der letzte Satz 


. .- im Abschnitt III/2/10 die Ziffer 2.2. (die Z i f ­

fer 2.1. wurde zu Ziffer 2.) 


d) Geändert wurden: 

- im Abschnitt 1/2/2 die Ziff e r 4. 

- die Anlage 4 des Abschnittes I  I 

- die Anlage 2 des Abschnittes III/2/2/1 (an ihrer S t e l l e 

wurden die Anlagen 2 a und 2 b aufgenommen) 


- im Abschnitt I I I / 9 /  2 die Ziff e r 1.1. 
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- i  n Abschnitt IV/2/2 die Ziffer 1. 


: - im Abschnitt IV/3/1 die Ziffern 2.1. und 3.2. 

- im Abschnitt IV/3/4 die Ziffern 2.2.3., 4., 4.1. 

und 7. 


a) Es sind auszutauschen: 

- im	 Schlagwortregister die Seiten 11, 13 - 14, 47 - 48 


\j	 57 und 71 - 72 gegen die entsprechenden Äustauschblat 
ter- ••; 

- in der Anlage 1 zum Abschnitt 1/1 die Seiten 5 - 1  2 

gegen das 1., 2.,3. und 1. Austauschblatt sowie das 
V	 neu hinzugekommene Dlatt ­

/- im Abschnitt 1/2/1 die Seiten 5 - 7 gegen das 2. und 

v 1. Austauschblatt 

y/^» im Abschnitt 1/2/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 1. •v Aus tausc'nbla't t 
\y - Abschnitt I I / i / 3  , Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Aus­

tauschblat t 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 5 - 8 gegen die 
1/ beiden 3. Austauschblätter 


KS* -	 Abschnitt II/Anlage 4 gegen das 1. Austauschblatt 

\  y -	 im Abschnitt I I I / 1 / 2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

8. Austauschblatt 

%J - Abschnitt I I I / 1 / 4  , Seiten 1 - 4  , gegen das 2. und 


4. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten  5 - 8 gegen das 


' 2. und 1. Austauschblatt und die Seiten 1 3 - 1  8 

\/	 gegen das 2. und die beiden 1. Austauschblätter 


sowie die Anlage 2 gegen das 1. Austauschblatt und 

das neu hinzugekommene Blatt (Anlage 2 b) 


- Abschnitt III/2/10, Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­
{/ tauschblatt 

/ - Abschnitt III/2/11, Seite 1, gegen das 2. Austausch-


K'f. blatt 

- Abschnitt I I I / 3 / 4  , Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­
V tauschblätt und das neu hinzugekommene Blatt 


\/- Abschnitt I I I / 3 / 6  , Seiten 1-2, gegen das 3. Aus­
^ tauschblatt 
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^•--Abschnitt I I I / 3 / 7  , Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


iX- Abschnitt III/3/11, Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­
tauschblätt und das neu hinzugekommene Blatt 

, - im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Seite 7 gegen das 1. Aus-

V/ tauschblatt 

\ i - im Absclinitt 111/4/2 die Seite 5 gegen das 1. Aus­

. tauschblatt 

'• -y Abschnitt I I I / 4 / 5  , Seiten 1 - 2, gegen das 3. Aus­

tauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 

Abschnitt I I I / 5 / 1  , Seite 1, gegen das 1. Austausch­
blatt- . 


\ y  - im Abschnitt I I I / 5 / 3 die Seite 5 gegen das 1. Aus­
tauschblätt 

' r  , - Abschnitt III/5/17, Seiten 1 - 2  , gegen das.l. Aus-, 
tauschblatt 

LX- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 5 - 6 gegen das 1. 

Austauschblatt 


l ' „ - Abschnitt I I I / 8 / 1  , Seiten 1 - 2  , gegen das 1. Aus­
. , tauschblatt , 

im Abschnitt I I I / 9 / 2 die Seiten 1 - 4 gegen die bei-
X/ den 2. Austauschblätter 
./- Abschnitt I I I / 9 / 8  , Anlage 1, gegen das 2. Austausch­

blatt 

f̂ / - im Abschnitt III/9/10 die Seiten 3 - 4 gegen das 

4. Austauschblatt 

>• im Abschnitt III/9/11 die Seiten 1 - 2 gegen das 


^ 4. Austauschblatt und die Seite 5 gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


V'' - im Abschnitt III/9/12 die Seiten 3 - 4 gegen das 5. 

Austauschblatt 


\ j  i  m Absclinitt III/10/2 die Seite 7 gegen das 1. Aus­
tauschblatt 

^y' - im Abschnitt I I I / l l / l /  l die Seiten 1 - 2 gegen das 
3 . Austauschblatt 

/ - im Abschnitt III/11/1/3 die Seiten 1 - 2 gegen das 

** 1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/12/1/1 die Seiten 3 - 4 gegon das 

\y 1. Austauschblatt 
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y - ir.i Absclinitt I  I 1/12/2/2 ciic S e i t e 5 ^cfjcn dos 3. V.us­
tauschblott 


y - im Abschnitt I I I / 1 3 / 1 die S e i t e 5 gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


y' - im Abschnitt I I I / 1 4 / 1 die Seiten 1-2 gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


y' - im Abschnitt I I I / 1 4 / 2 die Seiten 1-2. gegen das 3. 

Austauschblatt . . 


i / - Absclinitt IV/2/2, Seiten 1 - 4, gegen die beiden 
* 2. Austauschblätter 

Abschnitt IV/2/3, Seiten 1 - 4  , gegen das 3. und 

1. Aus tauschblat t und das nou hinzugekommene Blatt 

im Abschnitt IV/3/1 die Seiten 1 - 4 gegen die bei­

den 1. Austauschblätter 


 i n Abschnitt IV/3/4 die Seiten 3 - 6 und 13 - 14 r

gegen die beiden 1. Austauschblätter und das 2. Aus­
^ tauschblatt , 

- im Abschnitt IV/4/1/1 die Seiten 1 - 6 gegen die 

1 / drei 2. Austauschblätter und das neu hinzugekommene 


Bl a t t (Seite 6 a  ) 

b) Es sind einzufügen: 


- Anlage 4 zum Abschnitt I I / 1 / 8 

y T S e i t e 9 zum Abschnitt I I I / 9 / G 

c) Handschriftlich sind zu ergänzen: 


- im Abschnitt I I I / 3 / 1 , Z i f f e r 3.3., die 1. These 
x / hinter "der Generaldirektion des Reisebüros der DDR" 
{ / durch die Worte "bzw. dem Reisebüro dor F D J 'Jugend­

t o u r i s t ' " , 

- die in den Abschnitten I I I / 1 2 / 1 / 2 , Seite 2, und 


] I I I / 1 2 / 3 , S e i t e 3, vorhandene Fußnote durch: "König-. 

^ reich Belgien, Republik Kuba, Grenada" 

d) Handschriftlich i s  t zu ändern: 

, - im Abschnitt I I I / 9 / 1 0 , Z i f f e r 5.1., im 1. Satz das 


Wort "anzubringen" in "zu ergänzen" 

e) Handschriftlich i s  t zu s t r e i c h e n : 

[y' - im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Anlage 2, Z i f f e r 2, der Camping­

platz "Bansin Kreis Wolgast" 
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4. Diese Änderung t r i t  t mit'Herausgabe in Kr a f t . ; . ' 

G l e i c h z e i t i g treten außer K r a f t : 

- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 


1., 3. 1979, Tgb.-Ilr.: RuG/447/79, über "Reisen von Ange­

hörigen des Wachregimentes 'F. Dzierżyński* im paß- und 

v i s a f r e i e n Verkehr" ; ., 


- Sc'nreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 3. 1. 19C0, 

Tgb.-Hr.: VI/RuG/D 3/30, über " E i n r e i s e n von Westberliner 

Reisegruppen mit KOI'i ohne Inanspruchnahme t o u r i s t i s c h e r 


* Leistungen des Reisebüros der DD!'?" ; 

- Schreiben des S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle vom 23. 5. 1980, 


Tgb.-Nr.: RuG/353/00, an den L e i t e r der Abt. VI der BV 

Potsdam über "Weiterreise von Bürgern s o z i a l i s t i s c h e r 

Staaten nach n i c h t s o z i a l i s t i s c h e n Staaten und Westberlin" 

(die Abteilungen VI der CV Schwerin, Magdeburg, E r f u r t , 

Gera und Karl-I-iarx-Stadt e r h i e l t e n eine Kopie dieses 

Schreibens); 


- Fernschreiben des S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle vom 

IG. 4. 1901, Tgb.-Hr.: RuG/286/01, über "Reisepässe der 

SR Vietnam für Dienst reisende"; 


- Fernschreiben dos L e i t e r s dor Hauptabteilung vom 

31. 7. 1901, Tgb.-Nr.: NuG/509/01, über " P o s t d i e n s t l i c h e r 

Zusatz auf Telegrammen zur E i n r e i s e von Bürgern der VR 

Polen aus privaten Gründen"; 


- Fernschreiben dos S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle vom 

27. 8 . 1901, Tgb.-Nr.: RuG/572/01, (Information zur An­
erkennung dos von Tansania für Mitglieder des AMC aus­
g e s t e l l t e n Identitätszertifikats) ; 

- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

31. 8. 1931, Tgb.-Nr.: RuG/575/Sl, über "Reiseverkehr 

DDR/VR Polon"; 


- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

1. 10. 1931, Tgb.-Nr.: RuG/632/01, übor " S i e g e l - und 
Unterschriftsberechtigung für Visa und andere Berech­
tigungen, die nur von der BDVP Rostock e r t e i l  t v/erden"; 

- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom . 

20. 11. 1931, Tgb.-Nr.: RuG/746/31, über "Transit BRD ­
Wes t b e r l i n " ; 


- Fernschreiber, des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

20. 11. 1931, Tgb.-Nr.: RuG/747/81. über "Anweisung 

VI/2/81 vom 9. 3. 1931" ( b e t r i f f t nicht Abteilungen VI mit 

Transitverkehr BRD - Westberlin);­
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Fernschreiben des Loiters dor Hauptabteilung vö'l?i"*M,B*" •••">*•**>'•*"»» 

IG. 12. 1931, Tgb.-Nr.: NuG/G2G/31, über "Transit-, 

verkehr nach der VN Polon" ; 

Fernschreiben dos L e i t e r s der Hauptabteilung von 

5. 1. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/13/82, über "Ausreisen von 

Bürgern der VR Polen mit ständigem Wohnsitz in der DDR"; 

Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

19. 1. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/45/32, über "Reisen von Bür­

gern der VR Polen mit ständigem Wohnsitz in nichtsor:ia­
l i s t i s c l i e n Staaten und in der DDR nach der VR Polen"; 

Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

23. 4. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/270/G2, über "Reisen von 

Bürgern der VR Polen mit ständigem Wohnsitz in der DDR 

nach der VR Polen"; '•' 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 24. 5. 1982, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/323/82, über "Kontrolle der K r a f t ­

fahrzeugzulassung der in dor DDR zugelassenen K r a f t ­

fahrzeuge" ; • 

Z i f f e r 1. des Schreibens des L e i t e r s der Hauptabteilung 

vom 1. 5. 1982, Tgb.-Nr.: L t r ./RuG/345/32, über "Mel­

dungen über Zurückweisungen 

Fernschreiben des L o i t e r s der Hauptabteilung vom 

3. 5. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/350/82, über "Reisen von Bürgern 

der VR Polen mit ständigem Wohnsitz in n i c h t s o z i a l i s t i  ­
schen Staaten nach der VR Polen"; 

Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

12. 6. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/362/32, über "Änderung der 

zei t w e i l i g e n Modalitäten im paß- und v i s a f r e i e n Reise­

verkehr zwischen der DDR und der VR Polon"; 

Ergänzung zum FS über"7\nderung der zeitweiligen Modali­

täten ..." vom 12. G. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/363/82; 

2. Ergänzung zum FS über "Änderung der zeitweiligen Mo­

dalitäten ..." vom 14. 6. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/3G5/32; 

3. Ergänzung zum FS über "Änderung der zeitweiligen Mo­

dalitäten ..." vom 15. 6. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/369/32; 

Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

25. S. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/400/82, über "Aufenthalts­

dauer boi Ein r e i s e n für einen Tag durch ständige E i n ­

wohner Westberlins" ; 

Schreiben dos S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle vom 

2. 7. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/421/32, an den S t e l l v e r t r e t e r 

Paßkontrolle der Abt. VI der BV Potsdam über "Binnen­

s c h i f f sverkehr auf dorn Teltow-Kanal" (dio Abt. VI der BV 

Schwerin und Magdeburg sowie die PKE Bhf. Friedrichstraße 

e r h i e l t e n Kopien dieses S c h r e i b e n s ) ; 
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"-' beli ro:v.üCi i des S t o l l v o r t r o t o r s Po', hon'; r o l l e vo:., 7 . 7. 1932" 

Tgb.-Hr.: UuG/432/02, über "Ausstellung von Gcschcinigun­
gon durch dio Ständige Vertretung der BTJD" (nur betref­
fende Derliner PKE); 

- Fernschreiben dos S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle von 

20. 7. 1932, Tgb.-Nr.: NuG/475/32, über " E i n r e i s e n zur 

Herbstmesse 1932 - A u s s t e l l e r und Auvbaupcrsoiial" ; sowie 

Fernschreiben zur Änderung dieses Fernschreibens vom 

5. 0. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/51G/32; 


- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

26. 7. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/4G3/32, über " E i n - und Durch­
reisen von Bürgern Südkoreas"; . 


- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 3. 3. 1932, 

Tgb.-Nr.: RuG/507/02, über "Ausstellung von Identitäts­

bescheinigungen an Bürger der CGGN bei Verlust ihres 

Reisedokumontes"; 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 19. 3. 1932, .'.' 

Tgb.-Hr.: Ltr./RuG/549/82, über "Behandlung von Zahlungs­

mitteln a l  s Fundgut"; 


- Schreiben des S t e l l v e r t r e t e r  s Paßkontrolle vom 27. 8. 1932, 

Tgb.-Nr.: RuG/574/02, über "Grenzübertritt nach und von 

Westberlin mit Fahrrädern" (nur betreffende B e r l i n e r PKE); 


- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 29. 9. 19G2, 

Tgb.-Nr.: RuG/639/02, über "Eintragung der- Kennzeichen der 

Kfz auf den T r a n s i t v i s a bei Durchreisen auf dem Straßenweg"; 


- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 30. 9. 19G2, 

Tgb.-Nr.: RuG/643/32, über "Grenzübertritt von Familien­

angehörigen polnischer Werktätiger"; • , 


- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

19. 10. 1932, Tgb.-Nr.: RuG/671/C2, über " E i n r e i s e n von 

Bürgern Südkoreas" ; 


- Fernschreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 13. 11. 1932 

Tgb.-Nr.: RuG/722/02, über "Anordnung Nr. 13 über die Be­

nutzung von Verkehrswegen im Durchroiseverkehr". 


A F i e d l e r 

Genoralmajor 




Hauptabteilung VI : B e r l i n , 20. November 1982 ;': 


L e i t e r , RuG/D Ŝ /82 
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29. Änderung 


zur Paßkontrollordnung 


1.	 Die 29. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 16. 12, 1982 

in Kraft tretenden "Abkommens zwischen der Regierung der 

Deutschen Demokratischen Republik und der Regierung der 

Republik Zypern über die Aufhebung der V i s a p f l i c h t für Inhaber 

von Diplomaten- und Dienstpässen" vom 16. 10. 1932. 


2. Ergänzt wurden: 

-	 die Anlage 1 des Abschnittes I  I durch die Zifferm 21.1. 


und 21.2". 

-	 die PKO durch den Abschnitt I I I / 2 / 1 8 


3.	 a) Es sind auszutauschen: 

\y - im Schlagwortregister die Seite 87 gegen das 2. Aus­

tausch b l o t t ; 
\  S - im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Seite 15 gegen das 1. 

Äustauschblatt; 
b)	 Es i s  t einzufügen 


^ - Abschnitt I I I / 2 / 1 8 , Seite 1 

c) Handschriftlich i s  t zu ergänzen: 


-	 im Inho l t s v e r z e i c h n i s auf Seite 3 " I I I / 2 / 1 8 

Befreiung von der V i s a p f l i c h t für Bürger der Republik 

Zypern" 


-	 die Anlage 1 des Abschnittes I I I / 6 /  2 durch "Republik 

Zypern Inhaber von Dienstp a s s e n ­

4.	 Diese Änderung t r i t  t nm IG. 12. 1982 in Kraft. 


. F i e d l e r 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 1. Ouni 1983 

Leiter RuG/D 18/83 


30. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 30. Änderung erfolgt auf Grund verschiedener inzwi­

schen eingetretener Veränderungen und vorgenommener Prä­

zisierungen. 


2, a  ) Eine Neufassung erhielten: 
- im Abschnitt II/3/3 die Z i f f e r 3.1. 

- im Abschnitt II/9/2 die Ziffern 1., 2. und 4. 

- im Abschnitt I I I / 1 / 4 die Z i f f e r 2. 

- der Abschnitt II1/2/10 

- im Abschnitt II1/3/2 die Z i f f e r 9. 

- im Abschnitt II1/4/1 die Z i f f e r 3.5. 

- im Abschnitt II1/4/3 die Z i f f e r 2.3.1. 

- im Abschnitt I I I / 5 / 2 die Ziffern 8. (1. Satz) und 12. 

- im Abschnitt I I I / 5 / 5 die Ziffern 1.1. und 2.1. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Anlage 2, die Z i f f e r 2. 

- im Abschnitt III/12/1/5 die Zif f e r 2. 

- im Abschnitt 111/15 die bisherige 2. und 3, These der 


Zi f f e r 3.2. 

b ) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt II/2/3/1 die Ziffern 2. und 5. 

; - im Abschnitt II/2/4 die Z i f f e r 5.1. 

- der Abschnitt II/3/3 durch die Z i f f e r 3.3. 

- im Abschnitt II1/3/2 die Z i f f e r 8. 

- im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Z i f f e r 2. durch den Buch­


r
staben j  )

- im Abschnitt I I I / 4 / 3 die Z i f f e r 2.3.3. (3. These) 

- der Abschnitt I I I / 4 / 6 durch die Ziffern 3.5. und 3.6. 


(die bisherige Z i f f e r 3.5. wurde zu Z i f f e r 3.7.) 

- im Abschnitt II1/6/2 die Anlage 1 

- im Abschnitt III/8/1/2 die Ziffern 2.1. und 2.2. 
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-	 im Abschnitt III/12/1/4 die Z i f f e r 2.2. 

-	 im Abschnitt III/12/1/5 die Z i f f e r 1. 


im Abschnitt I  I 1/12/2/2 die Z i f f e r 1.1. 

•Y.v	 - im Abschnitt IV/3/4 die Z i f f e r 1. 


c) Gest riehen wurden: 

-	 im Abschnitt I I I / 4 / 6 die jeweils zweiten Absätze der 


Ziffern 3.3. und 3.4. (si e erhielten eine Neufassung 

und wurden zu den Ziffern 3.5. und 3.6.) 


-	 - im Abschnitt I i i / 5 / 2  , Z i f f e r 8., Buchstabe c) die 

Worte "jeder Woche" 


-	 im Abschnitt I I I / 5 / 5 die Z i f f e r 2.4. 

-	 im Abschnitt I I I / l O /  l der 2. Absatz der Z i f f e r 2.2. 

- im Abschnitt IV/1/2 die Z i f f e r 4. 


d) Geändert wurden: 

-	 die Anlage 1 zum Abschnitt I1/9/2 

-	 im Abschnitt III/8/1/2, Z i f f e r 2.1., die Farbbezeich­


nung "ockerfarben" in "rosa" 


3.	 a) Es sind auszutauschen: 

-	 im Schlagwortregister die Seiten 5, 31, 41 - 42 und 


6 5 - 6  5 gegen die entsprechenden Austauschblätter; 

-	 Abschnitt I1/2/3/1, Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­


tauschblätt; 

-	 im Abschnitt II/2/4 die Seiten 3 - 4 gegen das 3. Aus 


tauschblatt; 

-	 Abschnitt II / 3 / 3 , Seiten 1 - 4,-gegen die beiden 2. 


Austauschblätter; 

-	 Abschnitt II/9 / 2 , Seiten 1 - 2  , sowie die Anlage 1 


gegen die beiden 1. Austauschblätter; 

-	 im Abschnitt I I I / 1 / 4 die Seiten 1-2 gegen das 3. Aue­


tauschblatt; 

-	 Abschnitt III/2/10, Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Aus­
tauschblätt; 

- im Abschnitt I I I / 3 / 2 die Seiten 3 - 4 gegen daa 3.	 Austauschblatt; 
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im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Seiten 3 - 6 gegen das 2. 

und 4. Austauschblätt; 
 J W M j k M M U M M I 

im Abschnitt I I I / 4 / 3 die Seiten 1 - 4 gegen das 

3. und 2. Austauschblatt; 

im Abschnitt II1/4/6 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1. Aus tauschblatt; 

im Abschnitt I I I / 5 / 2 die Seiten 9 - 1  0 und 13 - 14 

gegen das 4. und 3. Austauschblatt; 

Abschnitt I I I / 5 / 5 , Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

2. Austauschblätter; 

im Abschnitt II1/6/2 die Seiten 5 - 6 gegen dae 

2. Austauschblätt; 

Abschnitt I I I / 6 / 2 , Anlage 1, gegen das 1, Austausch­

blätt; 

im Abschnitt II1/8/1/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt; 

Abschnitt I I I / 9 / 8 , Anlage 2, gegen das 2. Austausch­

blätt; 

im Abschnitt III/9/11 die Seiten 5 - 6 gegen dae 

2. Austauschblatt; 

im Abschnitt I I I / l O /  l die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt; 

im Abschnitt III/12/1/4 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt; 

Abschnitt III/12/1/5, Seite 1, gegen das 1. Austausch­

blätt; 

Abschnitt III/12/2/2, Seiten 1 - 4  , gegen das 3. und 

4. Austauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt; 

im Abschnitt 111/15 die Seite 3 - 4 gegen das 3. Aus­

tauschblätt; 

Abschnitt IV/1/2, Seiten 1 - 2  , gegen das 1, Aus­

tauschblätt; 

im Abschnitt IV/3/4 die Seiten 1 - 2 und 9 - 1  0 gegen 

die beiden 1, Austauschblätter. 
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b  ) Handschriftlich sind zu ergänzen: 
- im Abschnitt I I I / 3 / 1  , Z i f f e  r 4., die 1. These hinter 


"Generaldirektion des Reisebüros" durch die Worte 

"bzw. dem Reisebüro der FDJ * Jugendtourist'"; 


- im Abschnitt II1/4/5 die Z i f f e  r 3. hinter "wird a l  s 

Ersatz" durch das Wort "für"; 


- im Abschnitt III/11/1/3, Z i f f e  r 2.3., die 3. These 

hinter "oder 'W' für weiblich" durch das Wort "kennt­
l i e h "  . 


Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 


28. 5. 1982, Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/343/82, über "Einführung 

neuer Ausreisegenehmigungen für Bürger der CSSR"; 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

4, 10. 1982, Tgb.-Nr.: RuG/648/82, über "Ausschreibung 

von Reiseanlagen"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

IG. 12. 1982, Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/780/82, über "Telegra­

fische Übermittlung der Berechtigung zum Empfang eines 

Visums"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

11. 1. 1933, Tgb.-Nr.; Ltr./RuG/19/83, über "Proviso­

rische Reisepässe für Bürger der DDR"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

11. 1. 1983, Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/26/83, über "Erhöhung 

der Sicherheit und Ordnung im Zusammenhang mit der Ein­

reise und dem Aufenthalt von Bürgern der SFR Jugoslawien" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

19. 1. 1983, Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/30/83, über "Aufdruck 

zusätzlicher Vermerke auf den Berechtigungsscheinen 

zum Empfang eines Visums"; 


- Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 

1. 2. 1983, Tgb.-Nr.: RuG/61/83, über "Aufdruck zusätz­

licher Vermerke auf den Berechtigungsscheinen zum Empfang 

eines Visums*!; 


- Fernschreiben dee Leiters der Hauptabteilung vom 

31. 3. 1983, Tgb.-Nr.: RuG/175/83, über "Ausgabe 

von Zählkarten an Bürger der SFRJ"; 
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- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vjom 8. 4. 1983, 
Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/192/83, über "Ausreisen«- von .Re-isapaß, Inhabern in Reisegruppen nach der UdSSR, VRB, SRR, UVR 
und MVR"; 
Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 14. 4. 1983, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/202/83, über "Verkehrsverbot für Bin­

nenschiffe mit gefährlichen Gütern im Transit durch die 

Hauptstadt der DDR, Berlin"; 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 18, 4. 1983, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/214/83, über "Dienstrelsen nach nicht­

sozialistischen Staaten und Westberlin mit Kfz"; 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

28. 4. 1933, Tgb.-Nr.: RuG/246/83, über "Dienstrelsen 

nach nichtsozialistischen Staaten und Westberlin mit Kfz" 


Ich bitte zu beachten, daß die mit Schreiben vom 

21. 3. 1983, Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/159/83, angewiesene Bericht­
erstattung zu Fällen des Unterlaufens des Abkommens DDR/SFRD 
einschließlich a l l e  r Ein- und Ausreisen von Bürgern, deren 
Vermerk "Poslovno u NDR" von einer Auslandsvertretung in 
einem Drittstaat bzw. in Westberlin e r t e i l  t wurde, im In­
teresse der außenpolitischen Auswertung weiterhin durch­
zusetzen i s t  . Anstelle der monatlichen Berichterstattung 
können auch Einzelinformationen der PKE jeweils nach Fest­
stellung an die A G Recht und Grundsatzfragen übersandt wer­
den . 

Fiedler 

• Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 31, August 1983 

Leiter D 39/83 


stu 
0270 


31. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 31. Änderung	 erfolgt auf der Grundlage der 31. Änderung 
zur DV Nr. 40/74 des Ministers des Innern und Chefs der DVP 
sowie auf Grund verschiedener inzwischen eingetretener Ver-
Änderungen und vorgenommener Präzisieryngen$ 

2.	 Ö ) Sine Neufassung erhielten» 
im Abschnitt 1/2/3/1 in Z i f f e r 5.1*1. der z w e i t e S e t z 

-	 im Abschnitt I1/3/1 die Z i f f e r 4. 

-	 die Anlage 2 zum Abschnitt I  I 

-	 im Abschnitt II1/6/2 in Z i f f e r 8. der letzte Satz 


b)	 Ergänzt wurden« 
-	 im Abschnitt II/2/3/2 die Ziffern 3.1. und 3.2. 

-	 im Abschnitt II/3/3 die Z i f f e r 4. 
note 
-	 im Abschnitt II1/4/2 die Zif f e r 3,3. durah eine Puß­-	 der Abschnitt I I I / 4 / 4 durch die Z i f f e r 3. 

-	 im Abschnitt I I I / 5 / 3 die Z i f f e r 3. 

-	 im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Anlage 1 

-	 der Abschnitt IV/1/2 durch die Z i f f e r 3.3. 


c)	 Gestriehen wurde» 
-	 im Abschnitt III/12/1/1 die Z i f f e r 2.3. 


(die bisherige Z i f f e r 2.4. wird zu Z i f f e r 2.3.) 

d) Geändert wurden: 


-	 die Festlegungen über die für Reisen nach der VR China 

zu erteilenden Visa in den Abschnitten I1/2/1, Z i f  ­

fer 2.1., II/2/2, Ziffern 1.. 2., 3.1. und 3.2., II/2/3, 

Z i f f e r 1. und I1/2/3/1, Z i f f e r 6. 


-	 die Anlage 4 zum Abschnitt I  I 

im Abschnitt I I I / 8 / 2 in Z i f f e r 2.2. die dort genannte 

Unterschriftsberechtigung 


-	 im Abechnitt IV/4/2/5 die Z i f f e r 1.1. 




BStU 
000271 

3„ a) Es sind auszutauschen: 

im Abschnitt 1/2/3/1 die Seiten 7 - 8 gegen das 

1. Austauschblätt 


- im Abschnitt I1/2/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 

4. Austauschblatt 


- Abschnitt 11/2/2, Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

3. Austauschblätter 


- Abschnitt II/2/3, Seiten 1 - 2  , gegen das 2, Aus­
.- • - tauschblatt 


- Abschnitt II/2/3/1, Seiten 1 - 2  , gegen das 3, Aus 

tauschblatt 


- im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 1 - 2 gegen daa 

" 2. Austauschblatt 


- Abschnitt I1/3/1, Seiten 1 - 2  , gegen daa 2. Aue­
tauschblatt 

- im Abschnitt II/3/3 die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblätt 


- Abschnitt II/Anlage 2 gegen das 1. Austauschblatt 

- Abschnitt II/Anlage 4 gegen das 2. Austauschblatt 

- im Abschnitt I  i 1/4/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

4. Austauschblatt 
- Abschnitt I I I / 4 / 4 , Seite 1, gegen das 2. Austausch 

blatt .:  : 


- im Abschnitt I I I / 5 / 3 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblätt 


- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 7 - 8 gegen das 

3. Austauschblatt sowie die Anlage 1 gegen das 

2. Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 8 / 2 die Selten 1 - 2 gegen das 

1, Austauschblätt 


- im Abschnitt -II 1/12/1/1 die Seiten 3 - 4 gegen 

das 2, Austauschblatt 


- Abschnitt IV/1/2, Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt IV/4/2/5 die Seiten 1 - 2 gegen des 1• Austauschblätt 




b) Handschriftlich i s  t zu ändern: 

-	 im Abschnitt III/10/3 in Z i f f e r 2. die dort genannte 


Unterschriftsberechtigung "Riechel" in "Eisenreich" 

-'im Abschnitt III/11/2/2, Z i f f e r 2.2., die dort ge­


nannte Zi f f e r M3.3." in "3.4." 

-	 im Abschnitt III/12/1/1 auf Seite 5 die Z i f f e r '2.4.' 


in "2.3." 

4. Die	 Neuregelung bezüglich der Visaerteilung nach der VR 


China t r i t  t ab 1. 9. 1983 in Kraft. Die bis zum 31. 8. 1983 

für Reisen nach der VR China erteilten Visa gemäß PKO II/2/2, 

Anlagen 1 - 2  , berechtigen bis zum Ablauf ihrer Gültigkeit 

zur Reise nach der VR China über die UdSSR, 

Die Änderung der Siegel- und Unterschrlftöberechtiguhg für 

Visa und andere Berechtigungen, die nur von der QDVP Rostock 

e r t e i l t werden, t r i t  t am 1. 10. 1983 in Kraft. Visa und Be­

rechtigungen, die vor dem 1. 10. 1993 durch die bisher Siegel­
und Unterschriftsberechtigten ausgestellt wurden, sind im 

Rahmen ihrer Gültigkeit anzuerkennen. 

Die Änderung der Untorschrlftsborechtigung für Sichtvermerke 

und Grenzempfehlungen trat am 1. 8. 1983 in Kraft. Die noch 

mit der Unterschrift (Faksimile) "Riechel" versehenen Sicht­

vermerke und Grenzempfehlungen sind im Rahmen ihrer Gültig­

keit anzuerkennen. 


Gleichzeitig treten außer Kraft: . 

-	 Anweisung Nr. 1/73 des Leiters der Hauptabteilung vom 


20. 2. 1973 über "Verhalten der Mitarbeiter der Paßkontroll­

einheiten bei der Kontrolle und Abfertigung von Personen des 

grenzüberschreitenden Verkehrs" 


-	 Schreiben des Stellvertreters Paßkontrollo vom 7, 7. 1983,. 

Tgb.-Nr.: RuG/399/83, über "Unterschriftsberechtigung für 

Grenzempfehlungen und Sichtvermerke" 


-	 Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 3. 8. 1903, Tgb,-Nr«5 RuG/451/83, über "Privetroisen 

von Bürgern der DDR nach der UdSSR" 


'-	 Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung vom 

10. 8. 1983, Tgb.-Nr.: RuG/460/83, über "Kontrolle des akkre­

ditierten Korrespondenten von Tenjug" 


Die Anweisung Nr. 1/73 i s  t an das Büro des Leiters der Haupt­

abteilung VI - Dokumentenstelle - zurückzusenden. 


. . . . . 

F i e d l e r nGeneralmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 1. Februar 1984 

Leiter D 8/84 
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32. Änderung 


zur,Paßkontrollordnung 


1. Die 32. Änderung erfolgt auf der Grundlage des Beschlusses 

des Präsidiums des Ministerrates "zur Zulassung von Grenz­

übergangsstellen in der Hauptstadt der DDR, Berlin, für 

die Ein- und Ausreise von bestimmten Touristengruppen und 

Gruppen von Personen" vom 2. 9. 1983, eines Notenwechsels 

zur Ergänzung des Abkommens zwischen der Regierung der DDR 

und der Regierung der MVR über den visafreien grenzüber­

schreitenden Verkehr von Bürgern beider Staaten, der 34. 

und 35. Änderung zur DV Nr. 40/74 des Ministers des Innern 

und Chefs der DVP, von Festlegungen der Leitung des MfAA 

über die Registrierung von Westberlinern als Familienange­

hörige von Mitgliedern des Personals "diplomatischer Ver­

tretungen dritter Staaten in der DDR, von Abstimmungen mit 

der HA Konsularische Angelegenheiten des MfAA s-ewie auf 

Grund verschiedener inzwischen eingetretener Veränderun­
gen. 


2, a) Eine Neufassung erhielten: 

.	 - im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Zif f e r 7.1. 


-	 im Abschnitt I I I / 2 / 7 die Z i f f e r 1. 

-	 im Abschnitt III/3/10 die Zi f f e r 2. 

-	 im Abschnitt I I I / 5 / 8 , Z i f f e r 2.1., Buchst, b), die 


1. These und Zi f f e r 2.2.. 

-	 im Abschnitt III/5/10/1 (bisher III/5/10) die Z i f ­


fern 4.1. und 4.3. 

-	 im Abschnitt III/9/13 die Z i f f e r 4. (im gleichen Zu­

sammenhang erfolgten redaktionelle Änderungen in den 

Ziffern 2. und 3.) 


-	 im Abschnitt III/10/2 die Ziffern 5. und 5.1. 

b) Ergänzt wurden: 


- im Abschnitt II/1/6, Z i f f e r 1., der letzte Absatz 

- im Abschnitt I I I / 3 / 5 die Z i f f e r 6.2. 


• - im Abschnitt I I I / 3 / 7 die Z i f f e r 2.3, 




_ der Abschnitt III/3/10 durch die Z i f f e r 3. 

-im Abschnitt III / 4 / 1 die Z i f f e r 2. (Buchstaben j  ) und k) 

- im Abschnitt I I I / 4 / 2 die Anlage 1 

-	 im Abschnitt I I I / 5 / 2 die Z i f f e r 8. (Buchstabe h) 

- die PKO durch die Abschnitte III/5/10/2 und III/12/1 

• (der bisherige Abschnitt III/5/10 wurde zum Abschnitt 

III/5/10/1 und der bisherige Abschnitt III/5/12 wurde 

zum Abschnitt III/5/12/2) 


- im Abschnitt III / 7 / 1 die Z i f f e r 4.1. 

- der Abschnitt III/8/1/2 durch die Zi f f e r 3. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Z i f f e r 7.3. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Anlage 2, die Zi f f e r 2. 

- im Abschnitt III/10/1 die Z i f f e r 1.1. 

- im Abschnitt III/10/2 die Ziffern 1. und 2. 

- im Abschnitt III/12/2/3 die Z i f f e r 1. 

- der Abschnitt III/12/2/3 durch die Z i f f e r 2. 

- d e  r	 Abschnitt IV/2/1/2 durch die Ziffern 3.1. und 3.2. 


(die bisherige Z i f f e r 3. wurde zu Zi f f e r 4.) 

Es sind auszutauschen:	 . 

- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 9 - 10 gegen das 

4. Austauschblatt 


- im Schlagwortregister die Seiten 1 - 2, 23 - 24, 25, 

35 - 36,"39 - 40, 63 - 64 und 77 - 78 gegen die ent­

sprechenden Austauschblätter 


- Abschnitt I1/1/6, Seiten 1 - 2, gegen das 2. Austausch­biatt 

im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Seiten 7 - 8 gegen das 
1. Austauschblatt 


- Abschnitt I I I / 2 / 7  , Seiten 1 - 2, gegen das 1. Aus­tauschblatt 

- Abschnitt I I I / 3 / 5  , Seiten 1 - 2, gegen das 4. Aus­

uschblatt 

- Abschnitt I I I / 3 / 7  , Seiten 1 - 2, gegen das 3. Aus­tauschblatt 

-	 Abschnitt III/3/10, Seite 1, gegen das 2. Austausch­
blatt 

- im Abschnitt III/4/1 die Seiten 3.-4 gegen da9 3 . 

Austauschblatt 
- im Abschnitt I I I / 4 / 2 die Anlage 1 gegen das 1. Aus­
tauschblatt 

- im Abschnitt II1/5/2 die Seiten 9 - 1  0 gegen das 


5. Austauschblatt 
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- im Abschnitt I I I / 5 / 8 die Seiten 1 - 2 gegen das

4. Austauschblätt 


- im Abschnitt III/5/10 die Seite 3 gegen, das 2. Aus­
tauschblätt des Abschnittes III/5/10/1 •.• v';-v -z-v •. 

- Abschnitt III/5/12, Seite 1, gegen das 2. Austausch­

blätt des Abschnittes III/5/12/2 


- im Abschnitt I I I / 7 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 2.

Austauschblatt 


- im Abschnitt III/8/1/2 die Seite 5 gegen das 1. Aus­

tauschblätt'/ •:-• . '.'>, ..»,••"/< 


- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Seite 9'gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Anlage 2 gegen das 3. Aus­

tauschblätt • .. 


- Abschnitt III/9/13, Seiten 1 - 3 , gegen das 2. und

1. Austauschblätt 


- im Abschnitt III/10/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 1.

Austauschblätt 


- Abschnitt III/10/2, Seiten 1 - 8 , gegen die drei 1.,

das 2. Austauschblatt und das neu hinzugekommene

Blatt 


- Abschnitt III/12/2/3, Seite 1, gegen das 2. Austausch 

blatt. 


- im Abschnitt IV/2/1/2 die Seite 3 gegen.das 1. Äus­

tauschbla 11 . , 


) Es sind einzufügen: • ' 

- Abschnitt III/5/10/2, Seite 1 

- Abschnitt III/5/12/1, Seite 1 


) Handschriftlich i s t zu ergänzen: 

- im Abschnitt II/3/3, Z i f f e r 1., die 4. These hinter
"UdSSR" in der  1 . Zeile durch die Worte "und MVR" 
und hinter UdSSR in der 2. Zeile durch die Worte
"bzw. in der MVR" 
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l i c  h i s  t zu ändern: 

-	 im Abschnitt III/5/10 auf den Seiten 1 und 2 sowie 


auf Anlage 1 die Abschnittsbezeichnungen "III/5/10" 

jeweils in "II1/5/10/1" 


-	 im Abschnitt IV/5/2, Z i f f e r 4.4., der dort genannte 

Abschnitt "III/5/12" in "III/5/12/2" 


e) Handschriftlich i s  t zu streichen: 

-	 im Abschnitt III/9/8.. Z i f f e r 7,1, , der letzte Satz: 


"Gleiches g i l  t ... Aufenthaltsgenehmigungen sind" 

(vgl. dazu auch Ergänzung der Z i f f e r 7.3.) 


4.	 Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. Nach der in 

Abschnitt III/12/2/3 in Z i f f e r 2. getroffenen Festlegung 

i s  t ab 1. 5. 1984 zu verfahren. 

Bei Visaerteilung an Kraftfahrer, die Warentransporte im 

Interesse der Außenwirtschaftsbeziehungen der DDR durch­

führen i s  t der Stempel "W" ab 15. 3. 1984 nicht mehr anzu­

bringen. Im. Falle der Verwendung des Visumstempels gemäß 

Anlage 1 zum Abschnitt III/5/10/1 i s  t der Buchstabe "W" 

aus dem Stempel zu entfernen. > 

Visa zur Durchführung von Luftfrachttransporten sind ge­

bührenpflichtig und Visa an Begleitpersonal von Kranken­

transporten gebührenfrei zu erteilen. Die entsprechende 

Ergänzung im Abschnitt 111/15 wird zu einem späteren Zeit­

punkt vorgenommen. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 15. 12. 77, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/465/77, über "Beantragung der Ein­

reise durch Westberliner direkt an den Grenzübergangs­

stellen in besonderen Ausnahmefällen" (nur Berliner PKE). 


-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 21. 3. 1983, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/159/83, über "Erhöhung der Sicher­

heit und Ordnung im Zusammenhang mit der Einreise und dem 

Aufenthalt von Bürgern der SFRD" (damit wird die angewie­

sene besondere monatliche Berichterstattung aufgehoben, 

Feststellungen bzw. Hinweise über Verletzungen des Abkom­

mens DDR/SFR3 sind gemäß MBO, Z i f f e r 3.8.10., zu melden). 


-	 Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 30. 8. 1983, Tgb.-Nr.: RuG/511/83, über "Einführung 

einer besonderen Aufenthaltsberechtigung für die Haupt­

stadt der DDR". 
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Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 12. 9. 1983, Tgb.-Nr.: RuG/540/83, über "Visaerte'i- ' *' 

lung an Kraftfahrer zum Transport von Luftfracht". 

Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 18. 11. 1983, Tgb.-Nr.: RuG/668/83, über "Einreisen 

von Reisegruppen des Reisebüros der FDD 'Jugendtourist'". 

Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 1. 12. 1983, Tgb.-Nr.: RuG/697/83, über "Einsatz von 

Kleinbussen der Westberliner BVG zum Transport der Schul­

kinder von Mitarbeitern der Botschaft der USA" (nur PKE 

Friedrich-/Zimmerstraße und Bornholmer Straße). 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 7, 12, 1983, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/711/83, über "Registrierung von West­

berlinern a l s Familienangehörige von Mitgliedern des Per­

sonals diplomatischer Vertretungen dritter Staaten in der 


I  i 
DDR 


Fiedle K  > 
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Hauptabteilung V I " Berlin, 10. Mai 1984 

Leiter D 15/84 
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IIIIIIi$j*\*\.!W2..,..*$!uw»!i*!v>?»-.,. m.,>nmmv33. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 33. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 

26, 3. 1984 zwischen der DDR und der DVR Algerien 

durch Notenaustausch abgeschlossenen und am 1. 6. 1984 

in Kraft tretenden Abkommens über den visafreien Reise­

verkehr für Diplomatenpaßinhaber und Mitglieder der Bot­

schaften beider Staaten. 


2. Ergänzt wurden: 

- die Anlage 1 des Abschnittes I  I durch die Ziffern 22.1. 

und 22.2. 


- die PKO durch den Abschnitt III/2/19 

3. a) Es sind auszutauschen: 


• - im Inhaltsverzeichnis die Sölten 7 - 8 gegen das 

8, Austauschblatt 


- im Schlagwortregister die Seiten 1 - 2 gegen das 

3. Austauschblatt 


- im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Seite 15 gegen dos 

2. Austauschblatt 


b) Es i s  t einzufügen: 

- Abschnitt III/2/19, Seite 1 


4. Diese Änderung t r i t  t am 1. 6, 1984 in Kraft, 




Hauptabteilung VI Berlin, 15. Mai 1984 

Leiter D 16/84 
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34, Änderung 


zur Paßkontrollordnung 


1. Die 34. Änderung erfolgt auf der Grundlage der Festlegun­

gen der Ungarischen VR über die Einführung neuer Pässe 

und Ausreisegenehmigungen ab 1, 1. 1984. 


i . 

2. a) Eine Neufassung er h i e l t : 

-	 im Abschnitt I I I / 2 / 4 die Z i f f e r 2, 


b) Ergänzt wurde: 

-	 die PKO durch den Abschnitt III/8/1/5 


3. a) Es i s  t auszutauschen: 
- Abschnitt I I I / 2 / 4 , Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­


tauschblätt 

b) Es i s  t einzufügen: 

- Abschnitt III/8/1/5, Seiten 1 - 2  , mit den Anlagen 1-5 

c) Handschriftlich i s  t zu ergänzen: 


-	 im Inhaltsverzeichnis auf Seite 11 "III/8/1/5 V/eiter­

reisen von Bürgern der Ungarischen VR nach dritten 

Staaten und Westberlin" 


-	 im Schlagwortregister auf Seite 72 das Unterschlagwort 

"Weiterreise von Bürgern der U. nach dritten Staaten 

und Westberlin" durch die Abschnittsbezeichnung 

"111/8/1/5" 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft; 

-	 Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 26. 8. 81, 

Tgb.-Nr.: RuG/D 63/81, über "Neue Reisebestimmungen für 

Bürger der Ungarischen Volksrepublik bei Reisen nach sozia­

l i s t i s c h e n Staaten"; 


-	 Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 7.1.84, 

Tgb.-Nr.: RuG/15/84, über "Neue Pässe der UVR". 


Fiedler] / ' 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 10. Ouli 1934 

Leiter D/32/84 
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35. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 35. Änderung	 erfolgt auf der Grundlage des am 10.5.1984 

zwischen der DDR und der Republik Tunesien durch Notenaus­

tausch abgeschlossenen und am 7. 7. 1934 in Kraft getretenen 

Abkommens über die Aufhebung der Visapflicht für Inhaber von 

Diplomaten-, Spezial- oder Dienstpässen, der 36. Änderung 

zur DV Nr. 40/74 des Ministers des Innern und Chefs der DVP 

sowie auf Grund verschiedener inzwischen eingetretener Ver­

änderungen und vorgenommener Präzisierungen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

-	 der Abschnitt 1/2/1/1 

-	 im Abschnitt 1/2/4 die Fußnote zu Z i f f e r 5.1. 

-	 im Abschnitt I I I / 4 / 2 die Ziffern 3.1. und 3.2. 

-	 im Abschnitt I I I / 4 / 6 , Ziffer 1.2,, die 4. These .' 

-	 im Abschnitt I I I / 5 / 5 die Ziffern 3.2. und 3.3. 

.- im Abschnitt III/11/1/2 die Ziffern 1. und 2. 

-r im Abschnitt IV/3/3 die Zif f e r 5. 

-	 im Abschnitt IV/3/4 die Ziffern 2.2., 3., 7. und 7.1. 


b) Ergänzt wurden: 

-	 im Abschnitt 1/2/1, Zi f f e r 1.1., der Buchstabe f) 


sowie die dazugehörige Fußnote 

-	 der Abschnitt II/4/2 durch die AnInge 1 b 

-	 die Anlage 1 des Abschnittes I  I durch die Ziffern 


23.1. und 23.2. 

-	 die PKO durch den Abschnitt III/2/10 

-	 der Abschnitt I I I / 4 / 6 durch die Ziffern 1.3. - 1.5. 

-	 der Abschnitt I I I / 9 / 4 durch die Anlage 1 c 

-	 im Abschnitt III/9/10, Z i f f e r 1.3., der letzte Absatz 

-	 der Abschnitt I I I / l l / l /  l durch die Anlagen 1 b und 2 b 

-	 im Abschnitt IV/3/3 die Zif f e r 2.2. durch eine Fußnote 


und die Ziffern 3«, 6.1., 6.3. und 7. 

c)	 Gestrichen wurden: 


-	 im Abschnitt II/8/1/1 die Ziffern 3. - 3.3. 

-	 im Abschnitt II/8/1/3 die Z i f f e r 2. 

-	 im Abschnitt 111/12/4/2, Zi f f e r 2.2., die letzten 3 Ab­


sätze und in Z i f f e r 2.4. der letzte Satz 

-	 im Abschnitt IV/3/4 dio Ziffern 7.2. und 7.3. 
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d) Geändert wurden: 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Anlage 2a 

- im Abschnitt IV/3/3 die Ziffern 6.4. und 7.3. 


. a) Es sind auszutauschen: 

• - im Inhaltsverzeichnis die Seite 1 gegen das 4. Aus­


tauschblätt 

- im Abschnitt 1/2/1 die Seiten 1 - 4 gegen das 2. und 


1. Austauschblätt 

- Abschnitt 1/2/1/1, Seiten 1 - 2. gegen das 1, Aus­

tauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 

- im Abschnitt 1/2/4 die Seiten 5 - 6 gegen das 


3. Austauschblatt 

- Abschnitt I1/8/1/1, Seite 1, gegen das 1. Austausch­


blätt 

- Abschnitt II/8/1/3, Seite 1, gegen das 1. Austausch­


blätt 

- im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Seiten 15 - 16 gegen 


das 3. Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / 4 / 2 die Seiten 3 - 4 gegen das 


5. Austauschblätt 

- Abschnitt I I I / 4 / 6 , Seiten 1 - 7  , gegen das 2.-, 3., 2. 


und 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / 5 / 5 die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Anlage 2a gegen das 1. Aus­
tauschblätt 

- im Abschnitt III/9/10 die Seiten 3 - 4 gegen das 


5. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/11/1/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

4. Austauschblatt 


- im Abschnitt' 111/12/4/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


- Abschnitt IV/3/3, Seiten 1 - 9  , gegen das 1., 2., 

3. und die beiden 4. Austauschblätter 


- im Abschnitt IV/3/4 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt und die Seiten 13 - 14 gegen das 

3. Austauschblatt 


b) Es sind einzufügen: 

- Anlage 1b zum Abschnitt II/4/2 •/'•.',.:. 

- Abschnitt III/2/10, Seite 1 

- Anlage l  c zum Abschnitt I I I / 9 / 4 .:


• - Anlage 1b und 2b zum Abschnitt I I I / l l / l /  l 

c) Es i s  t zu entnehmen: .•',/;,,:..[; 


- Anlage 3 zum Abschnitt IV /3/3 ­



b s t u , 


d) Handschriftlich sind zu ergänzen: 

- das Inhaltsverzeichnis auf Seite 8 durch: "III/2/20 


Befreiung von der Visapflicht für Bürger der Republik V Tunesien" 
i / - die Anlage 1 des Abschnittes I I I / 6 / 2 durch "Republik 


Tunesien*Inhaber von Spezial- und Dienstpässen" 

e) Handschriftlich i s  t zu ändern: 


-	 in Abschnitt I I I / 2 / 8 , Z i f f e r 2., 3. Zeile, die Zahl 

"32" in "28" 


A - die Abschnittsbezeichnung der Anlage 1 zum Abschnitt 

^ II/4/2 in "Anlage l a  " 

\ . - die Abschnittsbezeichnungen der Anlagen 1 und 2 zum 


Abschnitt I I I / l l / l /  l in "Anlage l a  " bzw. "Anlage 2a" 

f) Handschriftlich sind zu streichen: 

\/'- in Abschnitt I I I / 4 / 3 , Z i f f e r 2.3.3., 1.These, der 


Satz "Ebenfalls auf der Vorderseite ... angebracht." 

- in Abschnitt I I I / 5 / 8 , Z i f f e r 2.1., Buchstabe b), • 

A / 2. These, der Sa t z t e i l "das für die Vermittlung tou­
%/ r i s t i s c h e r Leistungen in den Interhotels "Metropol" 

und "Palasthotol" zuständig i s t  " 

Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

-	 Fernschriftliche V/eisung des Leiters der Hauptabteilung 


vom 2. 1. 1973, CFS 11/78, Tgb.-Nr.: Vl/RuG/1/78, über 

"Sicherheitskontrolle des Handgepäckes von Diplomaten"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 16. 2. 1982, 

Tgb.-Nr.: RuG/D 9/82, über "Zuscmmenwirken zwischen den 

Paßkontrolleinheiten und Grenzzollämtern bei der Ein- und 

Durchfuhr von Funksendeanlagen"; 


-	 Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 22. 3. 1982, 

Tgb.-Nr.: RuG/D 15/82, über "Realisierung bestehender Melde­

pflichten bei Grenzübertritten mit Funksendeanlagen"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 26. 4. 1982, 

Tgb.-Nr.: RuG/258/82, über "Zusammenwirken zwischen den 

Paßkontrolleinheiten und Grenzzollämtern bei der Ein- und 

Durchfuhr von Funksendeanlagen"; 
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S*"~9it?r^^ der Hauptabteilung vom 6. 9. 1933, ' 

Tgb.-Nr.: Ltr,/RuG/524/83, über "Realisierung von Maßnah­

men entsprechend Abschnitt I I I / 4 / 6 der Paßkontrollordnung" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 23. 2. 1984,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/117/84, über "Unterbindung nicht z i v i ­

l e r Transitreisen zwischen der BRD und Westberlin"; 


- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des Leiters der Hauptabteilung

vom 2. 4. 1984, CFS 513; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 15. 5. 1934,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/350/84, über "Transitfahrten mit Fahr­

zeugen der Westberliner Feuerwehr im Transit BRD - West­

- berlin" ;• ,, 

-Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 30. 1. 1982,

Tgb.-Nr.: RuG/D 07/82, über "Behandlung von Angehörigen

der Streitkräfte der USA, Frankreichs und Großbritanniens

beim Antreffen an den Straßengrenzübergangsstellen zur 


. BRD und Westberlin (ausgenommen Friedrich-/Zimmerstraße,

Bahnhof Friedrichstraße und Brücke der Einheit)"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 18. 5. 1984,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/294/84, über "Änderung der bestehenden

Praxis bei Antreffen von Angehörigen der Streitkräfte der

USA, Frankreichs und Großbritanniens in den für den z i v i ­

len Transitverkehr zwischen der BRD und Westberlin vorge­

sehenen durchgehende^ Transitzügen"; 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 21. 6. 1984

Tgb.-Nr.: RuG/368/84, über "Neudruck der Visa für einen

Tagesaufenthalt in der Hauptstadt der DDR"; . 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung

vom 2. 7. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/390/84, über "Befreiung

von der Visapflicht für Bürger der Republik Tunesien". 


Fi* 
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Hauptabteilung VI Berlin, 30, Ouli 1984 

Leiter D 33/84 ( 


BSfU 


36. Änderung 

zur Paßkontrollordnunq 


1. Die 36. Änderung erfolgt auf der Grundlage der Schreiben 

des Genossen Minister über "Veränderungen im Einreisever­
kehr von Bürgern der BRD, anderer nichtsozialistischer 

Staaten und von Personen mit ständigem Wohnsitz in West­

berlin in die DDR" und "Veränderungen im Reiseverkehr von 

Bürgern der DDR nach nichtsozialistischen Staaten und West­

berlin" vom 16, 7. 1984 sowie von Änderungen zu den Dienst­

vorschriften Nr. 40/74 und Nr. 38/83 des Ministers des 

Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei, 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt III/11/3/2 die Ziffern 1 . 3 . , 4.1. und 4 . 3 . 

b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt 1/2/3/1 die Ziff e r 4. 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Z i f f e r 1. 

- im Abschnitt III/3/11 die Z i f f e r 2.  j ' 
- in Abschnitt II1/4/1, Z i f f e r 2., Buchst, e ) , die 


letzte These 

- im Abschnitt III/11/3/1 die Überschrift und die 


Ziffern 1., 3., 5., 6. und 7. 

- im Abschnitt III/11/3/2 die Ziffern 1.1., 1.4., 2.1. 

und 4.2. 


- der Abschnitt III/11/3/2 durch die Anlage 2 b (die 

bisherige Anlage 2 wurde zu Anlage 2 a  ) 


- im Abschnitt 111/15 die Z i f f e r 3.1. i • . • 
- in Abschnitt IV/1/1/1, Z i f f e r 2.1.1.. die letzte These 


c) Gestrichen wurde: 
- im Abschnitt III/3/11, Z i f f e r 4., der letzte Absatz 
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d) Geändert wurden: 
- im Abschnitt III/2/3/2, Ziffern 1. und 3 .3 .  , die Zahl 

"30" jeweils in "60" 
- die Anlage 1 b zum Abschnitt III/11/3/2 ( s i e wurde zu 


; Anlage 1) 


3. a) Es sind auszutauschen: 
- im Schlagwortregister die Seiten 19 - 20, 41 - 42, 

47 - 48. 49 - 50, 69 - 70 und 87 gegen die entspre­

chenden Austauschblätter 


- im Abschnitt 1/2/3/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

3. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/3/11 die Seiten 1 - 2 gegen das 

3. Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 

4. Austauschblatt 


- Abschnitt III/11/3/1. Seiten 1 - 2, gegen das 

1. Austauschblatt 


- Abschnitt III/11/3/2, Seiten 1 - 6  , gegen das 1., 

2. und 1. Austauschblatt sowie die Anlago 1 b gegen 

das 1. Austauschblatt der Anlage 1 


- im Abschnitt 111/15 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt IV/l/1/1 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt , 


b) Es i s  t einzufügen: 

- die Anlage 2 b zum Abschnitt III/11/3/2 


c) Es i s  t zu entnehmen: 

- im Abschnitt III/11/3/2 die Anlage l  a 


d) Handschriftlich sind zu ändern: 
A - im Inhaltsverzeichnis auf Seite 13 in der Abschnitts-

v — b e z e i c h n u n  g III/11/3/1 "Grundsätze zur ..." das Wort 
"Tagesaufenthalt" in "Tages- bzw. Zwei-Tagesaufenthalt' 
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1/ 	 in Abschnitt ixI/4/2, Z i f f e  r 3.1., 2. und 3. These, die Zahl "30" jeweils in "45" 

im Abschnitt II. 1/11/3/2, Anlage 2, die Abschnittsbe­

zeichnung in "Anlage 2 a" 


. Diese Änderung t r i t  t am 1. S. 1984 in Kraft. Die vor dem 

1. 8. 1984 ausgestellten Berechtigungsscheine gelten unge­

achtet der auf ihnen eingetragenen Gültigkeit 6 Monate ge­

rechnet vom Ausstellungsdatum und berechtigen ab dem 1. 8. 

1984 zum Empfang auch eines Visums für den Zwei-Tagesaufent­

halt. 

Gleichzeitig treten' außer Kraft: 

- Schreiben des	 Leiters der Hauptabteilung vom 16. 1. 1984, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/36/84, über "Durchsetzung bestehender 

Bestimmungen zur Benutzung von Verkehrsmitteln bei Einreisen 

in die DDR" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 23. 7. 1984, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/434/84, über "Veränderungen bei Ein­

reisen von in festgelegten grenznahen Landkreisen und kreis­

freien Städter» der B R  D wohnhaften Bürgern der BRD in festge­

legte Kreise der grenznahen Gebiete der DDR" 


- Schreiben,des Leiters der Hauptabteilung vom 23. 7. 1984, 

Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/433/84, über "Einreisen mit Wohn­

mobilen** . • 


Fiedler 

Generalmaj or 
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Hauptabteilung VI 	 Berlin, 10. August 1984 

Leiter 	 D 38/84 


37. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


Die 37. Änderung erfolgt auf der Grundlage der am 

1. 6. 1984 entsprechend der 4. Ergänzung vom 29. 5. 1984, 

WS Nr. 67/84, zum Schreiben des Genossen Minister vom 

28. 10. 1980 in Kraft getretenen zentral getroffenen 

Festlegungen zum Reiseverkehr zwischen der DDR und der 

VR Polen sowie auf Grund anderer in diesem Reiseverkehr 

inzwischen eingetretener Veränderungen. 


a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Ziffern 2.1., 2.2., 3.1. ­

3.6. (sie wurden zu den Ziffern 3.1. - 3.5.) und 6.2. 

-	 im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffern 3.1.1. - 3.3. ( s i e 

wurden zu don Ziffern 3.1. - 3.3.3.), 4.1, - 4,5. (sio 

wurden zu den Ziffern 4.1. - 4.4. , die bisherige Z i f ­

fer 4.6. wurde zu Z i f f e r 4.5.) und 7.3. 


b) Ergänzt wurden: 

-	 der Abschnitt II/2/1/1 durch die Z i f f e r 6.3. (die bis­


herigen Ziffern 6.3. - 6.4. wurden zu den Ziffern 

6.4. ~ 6.5.) und die Anlage 1 b 


-	 der Abschnitt III/2/2/1 durch die Z i f f e r 7.3.3. und 

die Anlage 3b 


i 	 - im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffern 1.5., 2.3.1. und 
3.5.3. 


c) Gestrichen wurden: 
-	 im Abschnitt III/2/2/1, Ziffern 1.1., 1.3., 5.1. und 


5.2, die zu polnischen Reisepässen für Dienstreisende 

bestandenen Festlegungen 

im Abschnitt III/2/2/1 die Z i f f e r 7.4.1. (die Z i f f e r 

7.4.2. wurde zu Z i f f e r 7.4.) 
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d) Geändert wurden: 

- die Anlagen 1 und 3 zum Abschnitt II/2/1/1 (die An­


lage 1 wurde zu Anlage l a  ) 

- die Anlagen 3 und 5 zum Abschnitt I I I / 2 / 2 /  i (die An 


läge 3 wurde zu Anlage 3a) 


3« a) Es sind auszutauschen: 

- im Abschnitt I1/2/1/1 die Seiten 3 - 7 gegen die drei 

1. Austauschblätter sowie die Anlagen 1 und 3 gegen 

die neu gelieferten Anlagen l  a bzw. 3 


- Abschnitt II1/2/2/1, Seiten 1 - 18, gegen die beiden 

1. Austauschblätter, das 3., 2., 1., 2., 3. Austausch­

blatt, die beiden 2. Austauschblätter und die zwei hin­

zugekommenen Blätter sowie die Anlagen 3 und 5 gegen 

die neu gelieferten Anlagen 3a bzw. 5 


b) Es sind einzufügen: 

- dio Anlage lb zum Abschnitt II/2/1/1 

- die Anlage 3b zum Abschnitt III/2/2/1 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 3. 5. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/273/84, über "Zentraler Ur­

lauber- und Kuraustausch zwischen der DDR und der VR Polen" 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 28. 5. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/306/84, über "Reiseverkehr 

DDR - VR Polen"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 7. 6. 1984, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/323/84, über "Reiseverkehr DDR - VR 

Polen 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 7. 6. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/324/84, über "Reiseverkehr 

DDR - VR Polen"; 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 
vom 14. 6. 1984, Tgb.-Nr.s RuG/338/84, über "Reiseverkehr 
DDR - VR Polen"; 
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Hauptabteilung VI Berlin, 20. September 1984 

Leiter D 41/84
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38. Änderung \_y


zur Paßkontrollordnung 


1. Die 38. Änderung wird in Zusammenfassung bestehender Ein­

zelweisungen zur Verfahrensweise bei Feststellung von Per­

sonen ohne bzw. ohne zum Erwerb einer Identitätsbescheini- ­
gung berechtigender Personaldokumente in den zwischen der 

BRD und Westberlin verkehrenden durchgehenden Zügen erlas­

• sen. 


2. a) Ergänzt wurde: 

-	 die PKO durch den Abschnitt 1/2/1/2 


b) Geändert wurde: 

-	 die Anlage 1 zum Abschnitt IV/4/1/3 


3.. a) Es sind auszutauschen: 

-	 im Inhaltsverzeichnis die Seite 1 gegen das 5. Aus­


tauschblatt 

-	 im Schlagwortregister die Seiten 47 - 48, 67 - 68 


und 83 -.84 gegen die entsprechenden Austauschblatter 

-	 die Anlage 1 zum Abschnitt IV/4/1/3 gegen das 1. Aus­


tauschblatt 

b) Es i s  t einzufügen: 


-	 Abschnitt 1/2/1/2, Seiten 1 - 7 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 6, 12. 72, 

Tgb.-Nr.: VI/LPK/2/689/72, über "Verfahrensweise bei An­

. treffen von Personen ohne Personaldokumente in don Transit­

reisezügen zwischen der BRD und Westberlin"; 
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'-".Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom ­
31.  i . 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/41/79, über "Durch­

reise von Angehörigen von Vertretungen anderer Staaten 


' 'M\ dar'BRD ohne Paß in den durchgehenden Transitzügen"j 

- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des Leiters der Hauptabteilung VI 

vom 5. 9. 1980, Tgb.-Nr.: RuG/631/80, über "Visaerteilung

an Personen ohne Personaldokumente in den Transitzügen

zwischen der BRD und Westberlin"; . 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom

14. 10. 1981, Tgb.-Nr.: RuG/D 72/81, über "Personen ohne

Personaldokumente in den durchgehenden Zügen zwischen der

BRD und Westberlin"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 2. 6. 1982,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/346/82, über "Personen ohne Personal­
dckumen te in den durchgehenden Zügen zwischen der BRD und

Westberlin"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 23. 10. 82,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/675/82, über "Ausländer in durchgehenden 


... Transitzügen, bei denen Nichtidentität oder Lichtbildaus­

wechselungen in den vorgewiesenen Reisepässen festgestellt

werden"; 


-Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 21. 3. 1983,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/153/83, über "Personen ohne Personaldoku­
mente in den durchgehenden Zügen zwischen der BRD und West­

••• berim" ; .'- • 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung VI vom 21. 8. 1984,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/508/84, über "Personen ohne Personaldoku­

mente in den durchgehenden Zügen zwischen der BRD und West­

berlin". •;-*.:'K-. %'' 
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Hauptabteilung VI Berlin, 15. Oktober 1984 

Leiter D 44/84 
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39. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 39. Änderung	 erfolgt auf Grund verschiedener inzwi­
schen eingetretener Veränderungen und vorgenommener Prä­
zisierungen, i 

2. a) Eine Neufassung erhielten: 

-	 im Abschnitt II/6/3 die Z i f f e r 1.2. 

-	 in Abschnitt I I I / 5 / 2 , Z i f f e r 8., der Buchstabe g) 

-	 im Abschnitt I I I / 7 / 2 die Z i f f e r 1.3. 

-	 im Abschnitt III/8/1/5 die Z i f f e r 2.1. 

-	 im Abschnitt III/9/14, Z i f f e r 1.2., der 2. Absatz 


sowie die letzte These der Z i f f e r 2.1. 

-	 in Abschnitt 111/15, Z i f f e r 3.2., die 13. The9e 


b)	 Ergänzt wurden: 
-	 in Abschnitt 1/1, Z i f f e r 7., die 3. These sowie die •


dazugehörende Fußnote , 

-	 die Anlage 2 des Abschnittes 1/2/4 durch die Ziffern 


8.	 und 9. sowie die Ziffern 6. und 7. 

-	 in Abschnitt I I / l / l  , Z i f f e r 5., die letzte These 

-	 der Abschnitt II/9/2 durch die Z i f f e r 5.2. (die bis­


herige Zif f e r 5. wurde zu Z i f f e r 5.1.) 

-	 im Abschnitt I I I / l /  l die Z i f f e r 4. durch den Buchsta­


ben i) 

-	 im Abschnitt I I I / 7 / 1 die Z i f f e r 4.3. 

-	 die Anlage 5 zum Abschnitt III/8/1/5 

-	 im Abschnitt I I I / l O /  l die Z i f f e r 1. i 
-	 die Anlage 1 zum Abschnitt III/11/3/3 


c)	 Gestrichen wurden; 
-	 in Abschnitt I I I / 3 / 2 , Z i f f e r 7.2.. bisher für die Aus­


landsvertretungen und die HA Konsularische Angelegen­

heiten des MfAA geltende spezielle Regelungen zur Ein­

tragung von Kindern in Visa und zur Visaerteilung bei 

Familienpässen 


I 




' ""Tn Abschnitt 111/15, Z i f f e r 3.2., die letzte These 

(Die Streichung erfolgte, da in Obereinstimmung m i t 

dem MfV festgestellt wurda, daß es für eine Gebüh­

renbefreiung bei Transitvisaerteilung an Westberli­

ner Reichsbahnangehörige keine Rechtsgrundlage gibt.) 


I ) Geändert wurden: * 
- im Abschnitt 1/1 zu Zi f f e r 7. gehörende Fußnoten 


(aus redaktionellen Gründen) 

- die Anlage 1 zum Abschnitt II/B/3 

) Es sind auszutauschen: 

- im Abschnitt 1/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 2 . Aus­

tauschblatt 
- in Anlage 2 zum Abschnitt 1/2/4 die Seite 3 gegen 


das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt I I / l /  l die Seiten 3 - 4 gegen das 2 . 

Austauschblatt 
- Abschnitt I1/6/3, Seite 1, sowie die Anlage 1 gegen 


die beiden 1. Austauschblätter 

- Abschnitt II/9/2, Seite 1, gegen das 2. Austausch­


blatt 

- im Abschnitt I I I / l /  l die Seite 3 gegen das 3. Aus­


tauschblatt 

- im Abschnitt II1/3/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 4. 


Austauschbla tt • , 

• - im Abschnitt I I I / 5 / 2 die Seiten 9 - 1  0 gegen das 


6. Austauschblatt . 

- im Abschnitt I I I / 7 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblatt 


- Abschnitt I I I / 7 / 2  , Seiten 1 - 2, gegen das 2. Aus­

tauschblatt 


- Abschnitt III/8/1/5, Seiten 1 - 2, gegen das 1. Aus­

tauschblatt  .. >
,
 ł,
v,. ; . 


- Anlage 5 zum Abschnitt II1/8/1/5 gegen das 1. Aus­
tauschbiatt 


- Abschnitt III/9/14, Seiten 1 - 4, gegen die beiden 

1. Austauschblätter 
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- im Abschnitt I I I / l O /  l die Seiten  1 - 2 gegen das 
2. Austauschblatt 


- Anlage 1 zum Abschnitt I I 1 / 1 1 / 3 /  3 gegen das 2. Aus­
tauschblätt 

- im Abschnitt 111/15 die Seiten 3 - 4 gegen das 

4. Austauschblatt 


b) Handschriftlich i s  t 
- im Abschnitt I I I / 1 / 5 , Z i f f e r 7., der S a t z t e i l "der 


Ziffern 3.3. und 3.4." in "der Zi f f e r 2.3." zu än­

dern 


- im Abschnitt III/2/2/1, Z i f f e r 3.2., 1. Zeile die 
Vordrucksbezeichnung "PM 7 1 " in "PM 71a" zu ändern 

, - in Abschnitt III/5/17, Z i f f e r 4., das Wort "vier­

seitigen" zu streichen 


- in Abschnitt I I I / 9 / 2 die Zi f f e r 1.2. auf Seite 1 un­
ten durch "Zarrentin und Horst - Pomellen bzw. umge­
kehrt" zu ergänzen 

- im Abschnitt 111/15, Z i f f e r 5., in der letzten Zeile 
" T e i l 1 " zu streichen, so daß der in Klammern gesetzte 
Hinweis lediglich "(OTA)" lautet 

Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft, 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 17. 7 , 84, 
Tgb.-Nr.: RuG/423/84, über "Anwendung der Festlegungen 
des Abschnittes III/8/1/5 der Paßkontrollordnung"; 

- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 27. 7. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/440/84, über "Anordnung 

Nr. 14 über die Benutzung von Verkehrswegen im Durchreise­

verkehr"; , 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 20. 9. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/575/84, über "Weiterreisen 

von Bürgern der UVR mit Dienstpässen"; 


- Fernschriftliche Weisung des Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 2. 10. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/599/84, über "Verlust von 

Personalausweisen der DDR durch Bürger der DDR in der CSSR 

und der VR Polen". 


/
Fiedler* 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 25. Oanuar 1985 
L e i t e r D 3/85 

40. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 40. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 

18. 12. 1934 unterzeichneten und am 18. 2. 1985 i n 
Kraft tretenden "Abkommens zwischen der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik und der Re­
gierung d e r Sozialistischen Republik Vietnam über 
die Bedingungen des gegenseitigen Reiseverkehrs von 
Staatsbürgern beider Staaten". 

2. a) Eine N e u f a s s u n g erhielten: 
- in Abschnitt I I  , Anlage 1, die Zif f e r 11.1. 

- im Abschnitt II1/2/11 die Ziffern 2.1. - 2.2. 


b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt I I  , die Anlage 1, durch die Ziffer 


11.2. 

-	 der Abschnitt III/2/11 durch die Ziffern 4. und 5. 

-	 im Abschnitt I I I / 8 / 1 die Z i f f e r 1. 

-	 der Abschnitt I I I / 8 / 1 durch die Z i f f e r 2.1. 

-	 die Anlage 1 zum Abschnitt III/12/1/4 


3. Es sind auszutauschen: . 

- im Schlagwortregister die Seiten 75 - 76 gegen das 
4. Aus tauschbiett 

-	 im Abschnitt I I  , Anlage 1, die Seiten 9 - 1  0 gegen 


das 2. Austauschblatt 

- Abschnitt II1/2/11, Seite 1, gegen das 3. Austausch­


blatt 

- Abschnitt II1/8/1, Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Aus­


tauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 

-	 im Abschnitt III/12/1/4 die Anlage 1 gegen das 2. Aus­


tauschblatt 

4. Diese Änderung t r i t  t am 18. 2. 1985 in Kraft. 


Fiedle r

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 28. März 1905 

Leiter D 24/05 
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41. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 41. Änderung erfolgt auf der Grundlage der Anordnung 

Nr. 2 über den Personen- und Güterverkehr mit Kraftfahr­

zeugen im grenzüberschreitenden Verkehr vom 11. 12. 1984, 

der veterinärhygienischen Grenzüberwachungsverordnung vom 

11. 10. 1984 sowie auf Grund der erfolgten Neuregelung 

über die Meldepflicht von Zurückweisungen ab dem 1. 1. 1985 

und anderer inzwischen eingetretener Veränderungen und vor­

genommenen Präzisierungen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt 1/2/1 die Zif f e r 5.2. 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Z i f f e r 3.5. 


l
- im Abschnitt III/12/1/1 die Z i f f e r 8. '

- im Abschnitt III/12/1/2, Z i f f e r 2., die ersten 3 Thesen 

- im Abschnitt III/12/1/3 die Zif f e r 1. 

- im Abschnitt 111/15, Ziffer 3.2., die 9. These 

- im Abschnitt IV/4/1/3 die Zif f e r 2. (einschließlich 


2.1. und 2.2.) und 3. (einschließlich 3.1.) 

- der Abschnitt IV/5/4 


b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt 1/2/1, Ziffer 1.1., der Buchstabe f) und 


die dazugehörige Fußnote 

- der Abschnitt 1/2/1 durch die Ziffer 5.3. sowio die 

Anlage 1 


- der Abschnitt II/2/1/1 durch die Ziffer 3.6. 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Zif f e r 4.3. durch eine 


Fußnote 

- im Abschnitt I I I / 1 / 2 die Z i f f e r 4.1. 

- der Abschnitt III/2/2/1 durch die Ziffern 3.6., 4.6. 


und 4.6.1. 
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- im Abschnitt III/2/2/1 die Ziff e r 5.3. 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Ziffern 3.2., 4.1. und 5. 

- im Abschnitt III/14/1 die Ziff e r 2. 

- der Abschnitt III/14/2 durch die Ziffer 5.3. , 

- im Abschnitt 111/15 die Ziffer 3.4. 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt III/12/1/1, in den Ziffern 1.1. und 2.1. 


jeweils der S a t z t e i l "Roll-on/roll-off" - Schiffen 

gemäß Z i f f e r G.", in Ziffer 1.2. der letzte Satz und 

die Ziffern 0.1. und 0.2. 


- im Abschnitt III/12/1/2, in Zif f e r 4., die für ße­
satzungsmitglieder von "Roll-on/roll-off"-Schiffen 

geltende Festlegung , 


- im Abschnitt III/12/1/3 die Ziffern 7 . - 8  . 

- im Abschnitt 111/15, Z i f f e  r 3.2., die 10. These (Fest 


legung i s  t in der 13. These enthalten) 

- der Abschnitt IV/5/4 


d) Geändert wurden: 

- im Abschnitt IV/3/3 die Ziffer 6.4. 

- im Abschnitt IV/4/1/4 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt IV/4/1/5, Ziffer 2.4., die 9. These 


(Seite 4 oben) 

3. a) Es sind auszutauschen: 


- Abschnitt 1/2/1, Seiten 1 - 8  , gegen das 3., 2., 3. 

und 2. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene 

Blatt und die neu hinzugekommene Anlage 1 


- im Abschnitt II/2/1/1 die Seiton 5 - 6 gegen das 

2. Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 1 / 2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

9. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten 11 - 21 gegen das 

3., 4., die beiden 3. und die beiden 1. Austausch­

blätter 


- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 3 - 0 gegen die 

beiden 3. und das 4. Austauschblatt sowie das neu 

hinzugekommene Dlatt 


- Abschnitt III/12/1/1, Seiten 1 - 9  , gegen das 1., 3. 

sowie die drei 1. Austouschblätter 
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- Abschnitt III/12/1/2, Seiten 1 - 3  , gegen das 5. und 

1. Austauschblatt 


- Abschnitt III/12/1/3, Seiten 1 - 3, gegen die beiden 

1. Austauschblätter 


- Abschnitt III/14/1, Seiten 1 - 3  , gegen das 2. und 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/14/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblatt und das neu hinzugekommene Dlatt 


- im Abschnitt 111/15 die Seiten 3 - 1  0 gegen das 5., 

4., 3. und 1. Austauschblatt sowie das neu hinzuge­

kommene Blatt 


- im Abschnitt IV/3/3 die Seite 7 gegen das 5. Aus­

tauschblätt 


- Abschnitt IV/4/1/3, Seiten 1 - 6  , gegen die drei 2. 

Austauschblätter 


- Abschnitt IV/4/1/4, Seiten 1 - 2  , gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt IV/4/1/5 die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt 


- Abschnitt IV/5/4, Seiten 1 - 3  , gegen die beiden 

1. Austauschblätter 


b) Es i s  t zu entnehmen: 

- Abschnitt IV/5/4/1, Seiten 1 - 2 


c) Handschriftlich i s  t • 

- im Inhaltsverzeichnis auf Seite 19 die Abschnitts­


bezeichnung "IV/5/4/1 Naßnahmen zur Verhinderung der 

Einschleppung der Afrikanischen Schweinepest" zu 

streichen; 


- im Schlagwortregister auf Seite 2 das Schlagwort 

"Afrikanische Schweinepest" und die Abschnittsbe­

zeichnung "IV/5/4/1" zu streichen; 


- im Abschnitt III/5/17, Ziffer 2., 2. These hinter 

"Staatenlosenpaß" "in der Regel" zu ergänzen; 


- im Abschnitt I I I / l l / l / l  , Z iffer 6., das Wort "Datum-

Uhrzeit-Stempel" in "Paßkontrollstempel" zu ändern; 
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- im Abschnitt IV/4/1/1, Z i f f e r 5., die Bezeichnung 
"§39, Absatz 1, der StVZO" in "§ 6 der 3. DD zur 
StVZO" zu ändern ; 

- im Abschnitt IV/4/1/1, in der Fußnote zur Ziffer 

5.1. die Sign.-Hr. "3108" in "3104" zu ändern. 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 4. 7. 1904, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/393/04, über "'Amtliche Zulossungspa­
piere' für Kraftfahrzeuge in Transitverkehr zwischen der 

BRD und Westberlin" ; 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 
vom 8. 8. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/474/G4, über "Anerkennung 
von Aufenthaltserlaubnissen der DUD für die Pauschalie­
rung der Visagebühren"; 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 6. 9. 1904, 
Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/540/84, über "Zusammenwirken zwischen 
P K E und GZA bei der Kontrolle von Übersiedlern"; 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 7. 9. 1984, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/550/04, über "Teilnahme von 'Polizei­
fahrzeugen* aus der BRD bzw. Westberlin am Transit BRD/WB"; 


- Schreiben des Loiters der Hauptabteilung vom 27. 9. 1904, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/591/34, über "Kraftfahrzeuge mit Son­
dersignalen ( B l a u l i c h t ) " ; 


- Schreiben des Ste l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle vom 2. 11. 1984, 

Tgb.-Nr.: RuG/664/04, über "Behandlung der Visa für einen 

Tagesaufenthalt" (nur betreffende Berliner PKE); 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 3. 12. 1934, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/711/04, über "Paßkontrolle bei Reise­

gruppen, die mit Visum zur Einreise bzw. zur Ein- und 

Ausreise als Sammelvisum einreisen"; 


- Schreibon des Leiters der Hauptabteilung vom 6. 12. 1904, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/729/84, über "Visaerteilung an Kraft­

fahrer im internationalen Güterverkehr"; 


- Schreibon des Stellvertreters Paßkontrolle vom 19. 12. 04, 

Tgb.-Nr.: RuG/765/84, über "Zentraler Urlauberaustousch 

zwischen der DDR und der VR Polen" ; 
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- Fernschriftliche Weisung dos Stellvertreters Paßkontrolle 

vom 27. 12. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/705/04, übor "Transitrei­

sen von Bürgern der VI? Polen" ; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 10. 1. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/21/85, über "Meldung von Zurückweisun­

gen aus paßrechtlichen Gründen"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 14. 1. 1905, 
Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/34/85, über "Informationsfluß an die 
Hauptabteilung I I  I z  u Grenzübertritten unter Mitführung 
von Funksendeanlagen" . 

FiedUCer 

Genoralmajor 




Hauptabteilung VI Derlin, 3. A p r i l 1985 
Leiter D 27/85 

. 8. S t  U ' 

42. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 42. Änderung erfolgt auf der Grundlage eines von 

der AG Recht und Grundsatzfragen der Hauptabteilung 

in Durchsetzung des Planes der Maßnahmen zur weiteren 

Intensivierung abgestimmten, vom Leiter der Hauptab­

teilung bestätigten und von der Abteilung Paßkontroll­

regime und Kontrolltechnik materiell-technisch r e a l i  ­

sierten Vorschlages zur Vereinfachung der "Statistischen 

Zählkarte", Vordruck F 68/4. 


2. o) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt I I / 4 / 3 die Ziffern 3.1. - 3.2. 


b) Gestrichen wurden: 

-	 im Abschnitt I I / 4 / 3 , Z i f f e r 3.2., der letzte Absatz 

T im Abschnitt	 I I / 4 / 3 die Z i f f e r 3.3. (die bisherige 


Zi f f e r 3.4. wurde zu Z i f f e r 3.3.) 

c)	 Geändert wurde: 


-	 die Anlage 1 zum Abschnitt II/4/3 

3. Es sind auszutauschen: 


- Abschnitt II/4/3» Seiten 1 - 3  , gegen die beiden 

2.	 Austauschblätter 


- die Anlage 1 zum Abschnitt II/4/3 gegen das 1. Aus­

tauschblatt 


4.	 "Statistische Zählkarten", Vordruck F 68/4, ohne Durch­

sc h r i f t ( E i n r e i s e t e i l ) sind ab dem 1. 6. 1985 auszugeben 

Ab gleichem Zeitpunkt werden si e von den Dienststellen 

des Paß- und Meldewesens in Verbindung nit den Reisedoku 

menten den Dürgern ausgehändigt. 

Bei Bürgern, die ab dem 1. 6. 1985 ausreisen und noch im 

Besitz einer Zählkarte der bisherigen Druckauflage sind, 

i s  t bei der Ausreise auch der E i n r e i s e t e i l einzubehalton 

jedoch nicht mit Paßkontrollstempel zu versehen. 
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Bei Bürgern, die ab dem 1. 6. 1985.einreisen und noch im 

Besitz des E i n r e i s e t e i l s der Zählkarte der bisherigen 

Druckauflage sind, i s  t dieser einzubehalten, jedoch nicht 

mit;Paßkontrollstempel zu versehen. 

Die noch vorhandenen Bestände der bisherigen Druckauf­

lage sind bis zum 30. 6. 1985 in eigener Zuständigkeit 

zu vernichten. Die ab dem 1. 6. 1985 bei der Ein- bzw. 

Ausreise einbehaltenen E i n r e i s e t e i l e sind ebenfalls der 

Vernichtung zuzuführen. 




fJS /-SS 
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Hauptabteilung VI Berlin, 30. Mai 1905

Leiter D 36/05 
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zu r Pa ß 1; on t ro 11 o rd nung • 

1. Die 43. J'l nderuiig erfolgt auf Zifferout dederr GrundlagGrundlagee dederr in2.1.20 de eschlusses des Ministerrates der DDR vom
20, 3. 19C5 über "Grundsätze und Rogelungen im Reisever­kohr zwischen dcr DDN und nicht-sozialistischen. Staaten
sovvie Westberlin" getroffenen Festlegung über die E r t e i

lung von Visa zur inmehrmaligen Ausreise mit einor Gültig­
keit von 'einem Jah rr an Bürger der DDR, die sich im Ron­
't e'n o l' t e' r 'bc' f'i'n'd e n oder Invaliden sind, der vom Minister

des Innern und Chef der DVP im Rahmen der 42. Änderung

zur DV Nr. 40/74 dazu modifizierten Verfahrensregelun­

gen und einer Information der zuständigen Organe'der VR

Bulgarien über die Ausgabe neuer Reiseanlagon für Bürger

der VR Bulgarien ab dem 15* 2. 1905. 


2 . a) Eino Noufassung erhielten: 
« im Abschnitt 11/2/3/2. Ziffer 3.5., dor 2, Oats 

-	 im Abschnitt IS/2/3/2 die Ziffer 4. 

-	 in Absclinitt I I I / 2 / 5 , Ziffer 2., der Absatz "Perso­


nalausweis mit Rcisoonlage" 

-	 im Abschnitt 111/3/1/4 die Ziffer 3. 

-	 im Abschnitt IV/1/1 die Ziffer 6. 


b) Ergänzt wurden: 

-	 im Abschnitt II/1/1 die Ziffer 6. 

- in Abschnitt II/2/3/2 die Ziffern 3.3. und 6.5. 


; - der Absclinitt IV/1/1 durch die Anlage 1 

c) Gestrichen wurde: 


- im Abschnitt II/2/3/2, Ziffer 2.1.', der Zwischensatz

"die innerhalb von 6 Monaten durchgeführt werden" 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Absclinitt II/1/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 


3. Austauschblätt

- Abschnitt	 II/2/3/2, Seiton 1 - 8 , gegen da3 4.,  3 . 

und die beiden 4. Austauschblätter sowie dag neu hin*­
zugekommene Blatt 

 v 
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- Abschnitt I I I / 2 / 5  , Seiten 1 - 2  , gegen das 

:  2 i A u s t a u s c h b l a t t 
- Abschnitt III/3/1/4, Seiten 1 - 2  , gegen das 


2. Austauschblatt 

- im Abschnitt IV/1/1 die Seiton 7 - 3 gegen das 


3. Austauschblatt 

b) Es i s  t einzufügen: 


- Anlago 1 zum Abschnitt IV/1/1 

4. Dioso Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. Die Meufas 


sung dor Zi f f e r 6. des Abschnittes IV/1/1 t r i t  t mit Wir­

kung von 1. 7. 1905 in Kraft. 

Gleichzeitig t r i t  t das Schreibon des Leiters der Haupt­

abteilung vorn 23. 5. 1935, Tgb.-Nr.: Lt r ./RuG/292/35, 

über "Änderung von Meldepflichten zu Ordnungswidrigkei­

ten" außer Kraft. ­

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 20. Ouni 1985 
Leiter D 39/85 r 
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44. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 44. Änderung erfolgt auf der Grundlage der am 

15. 2. 1985 in Kraft getretenen "Anordnung über die Benut­

zung von Verkehrswegen im Transitverkehr durch das Hoheits­

gebiet der Deutschen Demokratischen Republik", der im Zu­

sammenhang mit dem Erlaß der neuen Transit-Anordnung getrof­

fenen Entscheidung über den Einsatz neugestalteter Transit-, 

visa ab dem 1. 4. 1985, einer zentralen Entscheidung über 

eine einmalige Grenzabfertigung für Transitreisende zwischen 

dem Flughafen Berlin-Schönefeld und Westberlin, die mit KOM • 

über die Grenzübergangsstelle Rudower Chaussee befördert 

werden, ab dem 1. 1. 1985, der 1. Änderung zur Anweisung 

Nr. 74/84 des Ministers des Innern und Chefs der DVP und 

auf Grund anderer zur Visaerteilung und Kontrolle im Transit 

vorgenommener Neuregelungen und Präzisierungen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten; / "	 './; 


- im Abschnitt I I I / 9 /  1 die Z i f f e  r 2. ( s i  e wurde zu den 

' Ziffern 2.1. - 2.3.) 

-	 der Abschnitt I I I / 9 /  2 

-	 im Abschnitt I I I / 9 /  3 die Ziffern 2., 3.2. ( s i e wurde 


zu Z i f f e  r 3.1.) und 3.3. (sie wurde zu Zif f e r 3.2.) 

-	 im Abschnitt II1/9/4 die Ziffern 2. und 3.1. 

-	 im Abschnitt I I I / 9 /  5 die Ziffer 3. 


• ,- in Abschnitt I I I / 9 / 8  , Z i f f e r 2., die 3. These 

-	 im Abschnitt III/9/10 die Z i f f e  r 1.1. sowie der letzte 


Satz der Ziffer 1.9. 

-	 im Abschnitt III/9/11 die Z i f f e  r 2.1.1. 

-	 in Abschnitt III/9/14, Z i f f e  r 2.1., die 1. These 

-	 im Abschnitt III/12/2/2 die Ziffern 3.1. und 3.2., sie 

wurden zu Ziffer 3., der bisher letzte Satz der Ziffer 

3.2. wurde Zi f f e  r 4. zugeordnet 


-	 im Abschnitt III/12/2/5 die Ziffer 2. 
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- im Abschnitt 111/15 die jeweils letzten Sätze der Z i f ­
. fern 4.3. und 4.4., die Ziff e r 5.1. sowie die Ziffer 


6.2. einschließlich der'Fußnote 

-	 im Abschnitt IV/1/1/1 die Z i f f e r 2.2. 

-	 im Abschnitt IV/1/2 die Ziffern 1., 3. und 3.2. 


b) Ergänzt wurden: ­
-	 der Abschnitt II1/9/9 durch die Zi f f e r 3. 

-	 in Abschnitt III/9/10 die 3. These der Ziff e r 1.6. 


durch eine Fußnote sowie die Zi f f e r 1.8. 

-	 der Abschnitt III/9/10 durch die Anlage 1 • 


der Abschnitt III/9/11 durch die Ziffern 2.1.2., 2.1.3,, 

2.4. und-3,3. (die bisherige Z i f f e r 2.1,2, wurde zu 


• Ziffer 2.1.4.)	 V . 

-	 in Abschnitt III/9/11 die Z i f f e r 7. sowie die dazu­

gebet rige Fußnote 


-	 der Abschnitt II1/9/12 durch die Ziff e r 4.3. 

-	 der Abschnitt III/9/14 durch die Z i f f e r 5. " V 
-	 im Abschnitt II1/9/15 die Zi f f e r 5.3. 
- der Abschnitt II1/9/15 durch die Anlage 2 


. - du.- Abschnitt IV/1/2 durch die Anlagen 2 - 4  ­
c) Gestrichen wurden:	 ,< . 


- in Abschnitt II1/9/1, Ziffer 9.2., bisher für die Aus­

landsvertretungen der DDR geltende spezielle Regelun­

gen zur Eintragung von Kindern in Transitvisa 


-	 im Abschnitt I I I / 9 / 3 die Z i f f e r 3.1. (die bisherigen 

Ziffern 3.2. - 3,4. wurden zu den neuen 2".iffern 3.1. ­
3.3. ) 


-	 in Abschnitt I I I / 9 / 8 , Ziffer 2., die bisher 4. These und 

die Anlage 1 (die bisherige Anlage 2 wurde zu Anlage 1) 


d) Geändert wurden:	 , 

-	 die Anlagen 1 - 2 zum Abschnitt I I I / 9 / 3 

-	 die Anlage 1 zum Abschnitt .111/9/4 ''. 

- die Anlagen zum Abschnitt I I I / 9 / 4 (die bisherigen An­


lagen la - 1c, 2, 3, 4a - 4b, 5 und 6 wurden zu den An­

lagen la - Id und 2a - 2d) 


-	 die Anlage 1 zum Abschnitt II1/9/5 

-	 die Anlage 1 zum Abschnitt IV/1/2 




3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 11 - 12 gegen das 


2. Austauschblatt 

- im Schlagwortregister die Seiten 19 - 20 gegen das 

7. Austauschblatt und die Seiten 67 - 68 gegen das 

8. Austauschblatt 


- Abschnitt I I I / 9 / 1  , Seiten 1 - 4  , gegen das 3. und 

2. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene Blatt 


- Abschnitt I I I / 9 / 2  , Seiten 1 - 6  , gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


- Abschnitt I I I / 9 / 3  , Seiten 1 - 2  , s.owie die Anlagen 

1 - 2 gegen das 4. und die beiden 1. Austauschblät­

ter • . , , . . . , ; : ; .V. : . . ; ; • • 

- Abschnitt I I I / 9 / 4 , Seiten 1 - 2  , sowie a l l e Anlagen 

gegen das 4. Austauschblatt und die acht 1. Austausch 

blatter 


- Abschnitt I I I / 9 / 5  , Seite 1, sowie die Anlage 1 gegen 

das 2. und 1. Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Seiten 1 - 2 gegen das 

1, Austauschblatt 


- Abschnitt I I I / 9 / 9  , Seiten 1 - 2  , gegen das 3, Aus-•; 

tauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 


- im Abschnitt III/9/10 die Seiten 1 - 6 gegen das 4., 

6. und 4. Austauschblätt 


- Abschnitt III/9/11, Seiten 1 - 6,gegen das 5, und 

die beiden 3. Austauschblätter sowie das neu hinzu- •.­
gekommene Blatt 


- im Abschnitt III/9/12 die Seite 5 gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


- Abschnitt III/9/14, Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

2, Austauschblätter und das neu hinzugekommene Blatt 


- im Abschnitt III/12/2/2 die Seiten 3 - 5 gegen das 

5. Aus tauschblat t 


- Abschnitt III/12/2/5, Seiten 1 - 2  , gegen das 1. 

Austauschblatt . ••„."•>.•..­

. - im Abschnitt 111/15 die Seiten 7 - 11, gegen dae 4 . , 
2, und 1. Austauschblatt 

- in Abschnitt I V / l / l /  l die Seiten 5 - 8 gegen die be i ­

den 1. Austauschblätter 




O0O3AS 

- Abschnitt IV/1/2, Seiten 1 - 2, und die Anlage 1, ­
' ; . S e i t e  n 1 - 2  , gegen das 3. und 1. Austauschblatt 


und die v i e r neu hinzugekommenen Blätter. 

b) Es sind einzufügen: • 


- die Anlage 1 zum Abschnitt I I I / 9 / 1 0 .:• . 

- die Anlage 2 zum Abschnitt II1/15 


c) Es i s  t zu entnehmen: 

-. - die	 Anlage 1 zum Abschnitt XI1/9/8 


d) Handschriftlich i s  t 

- im Abschnitt I I I / 1 /  5 die Z i f f e r 9. durch die These 


"-• bei Durchreisen mit KOM zwischen dem Flughafen 

1 <-"' Berlir.-Schönef eld und Westberlin" zu . ergänzen 


- auf der bisherigen Anlage 2 zum Abschnitt I I I / 9 /  8 

X ^ s ^	 die Abschnittsbezeichnung "Anlage 2" in'"Anlage 1" 


zu ändern 

H - im Abschnitt - I I I / l 2 / 2 / 6 , Z i f f e r n 2.2, und 2.4., die 

'\_̂ . Bezugnahme auf "Anlage 4b" .jeweils in "Anlage 1b" 


zu ändern. 

4. Diese Änderung . t r i t  t mit Herausgabe'in K r a f t . 


G l e i c h z e i t i g treten außer K r a f t : 

- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 29. 3. 1934, 


Tgb.-Ńr, :. L t r ,/R,uG/19S/34/ über "Einsatz veränderter 

T r a n s i t v i s a " ; ' 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 19. 12. 1984 

Tgb.-Nr.: D 53/34, über "Erleichterung des Transitverkehr 

zwischen dem Flughafen Berlin-Schöne feld und Westberlin 

über die Grenzübergangsstelle Rudower Chaussee"; 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 17. 1. 1985, 

Tgb.-Nr. : Ltr./RuG/38/85, über "Neue Transit-Anordnung"; 


- Schreiber, des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 18. 3. 1935, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/144/85, über "Einsatz neuer T r a n s i t ­

v i s a " ; 


. - Z i f f e  r 1. des Schreibens des L e i t e r s der Hauptabteilung 

vom 30. 4. 1985, Tgb.-Nr.: Ltr./TA0/261 /85, über "Maß-" 

nahmen zur weiteren Erhöhung der S i c h e r h e i t bei der Lö­

sung der Finanzaufgaben"; 




- Fernschriftliche Weisung des Leiters der ha up t a ß't e 11 ung"

vom 16. 5. 1985, Tgb.-Nr.: RuG/265/85, über "Transit- .

visaerteilung in Abhängigkeit von Anschlußvisa"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 24. 5. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/294/85, über "Kennzeichnung von Visa 

durch die Deutsche. Volkspolizei". 


J 
Fiedler 

Gene ralmajör 
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1« Die 45. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 17. 5. 85 

abgeschlossenen und am 14. 8. 1985 in Kraft tretenden "Ab­

kommens zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen 

Republik und der Regierung der VR Kongo über die Aufhebung 

der Visapflicht für Inhaber von Diplomaten- und Dienstpässen' 


2. a) Eine Neufassung e r h i e l t  : 

- in Abschnitt II1/1/4 die Z i f f e  r 7. 


b) Ergänzt wurden: 

- die Anlage 1 des Abschnittes I  I durch die Ziffern 24.1. 


und 24.2. 

- die PKO durch den Abschnitt III/2/21 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Schlagwortregister die Seiten 35 - 37 gegen das 


7. und 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / 1 /  4 die Seiten 1 - 2 gegen das 4. 


Austauschblatt 

b) Es sind einzufügen: 


- Abschnitt I I  , Anlage 1, Seite 17 

- Abschnitt II1/2/21, Seite 1 


c) Handschriftlich i s  t zu ergänzen: 

- das Inhaltsverzeichnis auf Seite 8 durch: "111/2/21 


Befreiung von der Visapflicht für Bürger der VR Kongo". 

- die Anlage 1 des Abschnittes I I I / 6 /  2 durch "VR Kongo 


Inhaber von Dienstpässen" 

4. Diese Änderung t r i t  t am 14. 8. 1985 in Kraft. 


Fiedleifl 

Generalmajor 




Hauptabteilung V I Berlin, 20, August 1985 

Leiter O 47/85 


46. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 46. Änderung erfolgt auf der Grundlage der vom Minister 

für Verkehrswesen erlassenen "Anweisung der Durchführung 

von Umzugsguttransporten für aus der DDR ausreisende Per­

sonen sowie für Erbschaftsguttransporte in das NSW", der 

43, Änderung zur DV Nr. 40/74 des Ministers des Innern und 

Chefs der DVP und auf Grund anderer inzwischen eingetre­

tener Veränderungen und vorgenommener Präzisierungen. 


2. a) Neugefaßt und ergänzt wurde: 

- der Abschnitt III/5/11 


b) Eine Neufassung e r h i e l t : 
- im Abschnitt I I I / 3 / 6 die Ziffern 4.1. und 4.2. (sie 

wurden zu Ziffer 4.) 


- ira Abschnitt I I I / 3 / 7 die Z i f f e r 4. 

- im Abschnitt III/8/1/2, Z i f f e r 2.2,, 2. These, die in 

Klammern gesetzte Erläuterung 


c) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt I I I / l /  l die Z i f f e r 1. sowie der Buchsta­


be h) der Z i f f e r 4. 

- im Abschnitt III/5/17 die Z i f f e r 2. 

- im Abschnitt III/8/1/2 die Z i f f e r 2.1. 

- im Abschnitt I I I / 8 / 2 die Z i f f e r 3.1. 

- ira Abschnitt III/9/10 die Z i f f e r 1.9. 

- im Abschnitt III/10/1 die Z i f f e r 1.1. durch eine Fuß­


note 

d) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt I I I / l / l  , Z i f f e r 1., jeweils der S a t z t e i l 

"von der DDR anerkannten" 


- im Abschnitt I I I / 1 / 3 der Buchstabe c) der Z i f f e r 1. 

(vgl. Ergänzung zu I I I / l / l  , Z i f f e r 1.) und der 2. Ab­

satz der Z i f f e  r 2.2. 




-	 im A b s c h n i t t I I 1 / 3 /  7 d i e Z i f f e  r 2 . 4 . 
• - i n A b s c h n i t t I I I / l O / l  , Z i f f e  r 1 .  . 1  . T h e s e , d i e Worto 

" v o n v o l l e n d e t e n 1 4 . L e b e n e j a h r an" 

i*.	 a ) Es s i n d a u s z u t a u s c h e n : 

-	 ini I n h a l t s v e r z e i c h n i s d i e S e i t e n 7 - 15 gegen das 
9 . , 5 . , 3. und d i e b a l d e n 1  . A u s t a u s c h b l ä t t e r 

-	 A b s c h n i t t I I I / l / l  , S e l t e n 1 - 4 , gegen dae 3 . und 
4 . A u s t a u s c h b l ä t t 

-	 A b s c h n i t t I I I / 1 / 3  , S e i t e n 1 - 2  , gegen dae 4 . A u e ­
t a u s c h b l a t t 

-	 A b s c h n i t t I I I / 3 / 6  , S e i t e n 1 - 2 , gegen das 4 . A u s ­
t a u s c h b l ä t t und das neu hinzugekommene B l a t t 

-	 A b s c h n i t t H I / 3 / 7  , S e i t e n 1  - 2  , gegen das 4 . A u s ­
t a u s c h b l ä t t und das neu hinzugekommene B l a t t 

-	 A b s c h n i t t I I I / 5 / 1 1  , S e i t e 1  , gegen das 2 . A u s t a u s c h ­
b l ä t t 

- Abschnitt I I I / 5 / 1 7  , S e i t e 1 - 2  , gegen das 2 . A u s ­
tens chblat t 

-	 im Abschnitt I I 1 / 8 / 1 /  2 d i e S e i t e n 3 - 4 gegen das 
4 . Austauschblatt 

- im Abschnitt I I 1 / 8 /  2 die S a i t e 3 gegen das 1  . A u e ­
t a u s c h b l a t t 

-	 im A b s c h n i t t I I I / 9 / 1  0 d i a S e i t e n 5 - 6 gegen daa 
5 . Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / l O /  l d i e S e i t e n 1 - 2 gegen dae 
3 . Austauschblätt 

b) Es s i n d e i n z u f ü g e n : 

-	 A n l a g e 1 zum A b s c h n i t t I i i / 5 / 1  1 
-	 A n l a g e n 2 und 3 a - 3 b zum A b s c h n i t t I I I / 8 / 1 /  2 

c ) H a n d s c h r i f t l i c h i s t 

-	 im A b s c h n i t t 1/2/1/2, Z i f f e  r 6 . 1 .  , d i e Bezugnahme a u f 
X^,.	 Z i f f e  r " 5 . 2 . " des A b s c h n i t t e s 1 / 2 / 1 i n " 5 . 3 . " zu ä n ­


d e r n 


- im A b s c h n i t t I I I / 9 / 8  , A n l a g e 1  , d e r u n t e r 2 . g e n a n n t e 
*• s C a m p i n g p l a t z "Groß S a r c h e n K r s . H o y e r e w e r d a - An S ü d ­
^ u f e r des Knappensees" z u s t r e i c h e n 
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4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. Die im Ab­

schnitt III/5/11 getroffenen ergänzenden Festlegungen 

über Einreisen zur Durchführung von Umzugs- und Erbschafts­

guttransporten traten am 1. 8. 1985 in Kraft. 

Der Campingplatz Groß Särchen, Krs. Hoyerswerda, wird am 

1. 9. 1985 wegen bergbaulicher Sicherungsmaßnahmen ge­

schlossen. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 3. 5. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/236/85, über "Einführung der sogenann­

ten EG-Pässe durch die Staaten der EG"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 28. 6. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/361/85, über "Eintragung von Kindern 

in Sichtvermerke zum Grenzübertritt nach Westberlin"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 2. 7. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/377/85, über "Visaerteilung an Inha­

ber israelischer Laissez-Passer und Travel-Dokumente"; 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 18. 7. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/418/85, über "Einreisen zur Durchfüh­

rung von Umzugs- und Erbschaftsguttransporten"; 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 
vom 31. 7. 1985, Tgb.-Nr.: RuG/440/85, über "Ausreisen 
von Bürgern der DR Afghanistan". 

Generalmajor 




Hauptabteiluna VI Berlin, 10. Dezember 1985

Leiter ** D 58/85 
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47. Änderung

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 47. Änderung erfolgt auf Grund der vom Minister für

Verkehrswesen erlassenen und am 1. 1. 1985 in Kraft tre­

tenden "Anordnung über das Verfahren der Beantragung,

Ausstellung, Nutzung und Rückgabe von Seefahrtsbüchern 

- Seefahrtsbuchanordnung -", der Einführung neuer Kinder­

ausweise durch das Ministerium des Innern ab dem 1. 1. 85

sowie in Realisierung vereinfachter Meldepflichten bei

der Durchsetzung von Zurückführungen zur Zurückweisung

gemäß den Festlegungen des Abschnittes 1/2/1/2. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt 1/2/1/2, Ziffer 3.1., die letzte These 

- die Abschnitte II/1/7, II/5/1 und II/5/2. 


b) Ergänzt wurden: 

- die Anlage 1 zum Abschnitt 1/2/1 durch einen weiteren

Hinweis 


- im Abschnitt I1/4/1, Ziffer 1., die 3. These 

- der Abschnitt I I I / 5 / 1 durch die Ziffer 5. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Ziffer 2. 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Abschnitt 1/2/1/2 die Seiten 3 - 4 gegen das

1. Austauschblatt 


- Abschnitt II/1/7, Seiten 1 - 2 , gegen das 3. Aus­

tauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 


- im Abschnitt II/4/1 die Seiten 1 - 2 gegen das

2.. Austauschblatt 


- Abschnitt II/5/1, Seiten 1 - 3 , gegen das 2. und

1. Austauschblatt 


- Abschnitt II/5/2, Seiten 1 - 2 , gegen das 2. Aus­

tauschblatt 


- Abschnitt I I I / 5 / 1 , Seiten 1 - 2 , gegen das 2. Aus­
tauschblatt 
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- im Abschnitt I I I / 9 /  8 die Seiten 1 - 2 gegen das 2. 

Austauschblatt 


b) Es i s  t einzufügen: 

- Seite 3 der Anlage 1 zum Abschnitt 1/2/1 


c) Es i s  t zu entnehmen: 

- die Anlage 2 zum Abschnitt II/5/1 


d) Handschriftlich sind zu streichen: 

- im Abschnitt 1/2/1, Ziffer 5.3., der Sa t z t e i  l "Zu- ­

rückführungen zur Zurückweisung in den durchgehen­

den Zügen zwischen der BRD und Westberlin" (beson­

dere Meldepflichten gemäß MBO werden davon nicht 

berührt) 


- im Abschnitt 1/2/1/2 die Ziffern 6.1. - 6.2. 

- im Abschnitt I I I / 5 / 2  , Ziffer 8., Buchstabe g) die 

Worte "über die Grenzübergangsstellen Drewitz, Staa­

ken , Mahlow, Berlin Heinrich-Heine-Straße und Selms­

dorf" 


4. Diese Änderung t r i t  t am 1. 1. 1986 in Kraft. 

Muster der durch das Ministerium des Innern eingeführten 

neuen Kinderausweise wurden den betreffenden Abteilungen VI 

bzw. PKE übersandt. Zu beachten i s t  , daß die noch vorhan­

denen Bestände der bisherigen Kinderausweise aufgebraucht 

und sie auch noch nach dem 1. 1. 1986 entsprechend den für 

sie geltenden Bestimmungen ausgestellt werden und sie dem­

zufolge nach wie vor anzuerkennen sind. 

Die ergänzenden Festlegungen in den Abschnitten I I I / 5 /  1 

und III/9/8 ersetzen die Sachfahndung 243 905. Die bisher 

im Rahmen der Sachfahndung angewiesene Dokumentation und 

Information der AG Recht und Grundsatzfragen entfällt. 


Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 3 0 , Dezember 1985; 
Leiter D 61/85 

48. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 48. Änderung	 erfolgt in Durchsetzung des Befehls 

Nr. 18/85 des Ministers für Staatssicherheit vom 28. 11. 85 

( W S o008 76/85) über die Einrichtung der Grenzüber­

gangsstelle Glienicker Brücke ab 1. 12. 1985 und auf 

Grund anderer inzwischen eingetretener Veränderungen 

und vorgenommener Präzisierungen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt I I I / 1 / 4 , Z i f f e r 3.2.., der 1. Satz 

- im Abschnitt III/12/2/2 die Ziffern 1. und 2. 


b) Ergänzt wurden: 

- der Abschnitt 1/4 durch die Ziffer 4.2. (die bishe­


rige Ziffer 4.2. wurde zu Ziffer 4.3.) 

- im Abschnitt I I / l /  l die Ziffer 7. 

- im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Ziffern 3., 4.1., 6.1. und 


6.2» 

- im Abschnitt III / 6 / 1 die Ziffer 5. 

- die auf den Rückseiten der Anlagen la und 2a zum 


Abschnitt II I / 9 / 4 enthaltenen Festlegungen 

- im Abschnitt III/9/10, Ziffer 1.3. der 2. Absatz 

- im Abschnitt III/9/11 die Ziffer 5. 

- im Abschnitt I I I / l O / l  , Ziffer 2.1., die 4. These 

- im Abschnitt IV/3/2, Ziffer 3., die das Symbol 


"ZA" betreffenden Festlegungen 

c)	 Gestrichen wurde: 


- der Abschnitt I I I / 6 / 9 (der bisherige Abschnitt 

III/6/10 wurde zu Abschnitt III/6/9) 
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d) Geändert wurden: 

- die Anlage 1 zum Abschnitt 1/1 durch Streichung der 


"Brücke der Einheit" und Aufnahme der Grenzübergangs­

st e l l e "Glienicker Brücke" 


- im bisherigen Abschnitt III/6/10 (jetzt III/6/9) die 

Ziffer 3. 


- im Abschnitt III/12/2/4 die Ziffer 1. 

3. a) Es sind auszutauschen 


- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 11 - 12 gegen das 

4. Austauschblatt 


- im Schlagwortregister die Seiten 3 - 4 gegen das 

5. Austauschblatt und die Seite 53 gegen das 1. 

Austauschblatt 


- in Anlage 1 zum Abschnitt 1/1 die Seiten S - 10 gegen 

das 4. Austauschblatt 


- im Abschnitt 1/4 die Seiten 3 - 5 gegen die beiden 

1. Austauschblätter und das neu hinzugekommene Blatt 


- im Abschnitt I I / l /  l die Seite 7 gegen das 1. Aus­

tauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Seiten 3 - 8 gegen das 5.. 

3. und 4. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene 

Blatt 


- im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 4. 

Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 5 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 3. 

Austauschblatt 


- Abschnitt III/5/10 gegen das 1  « Austauschblatt des 

Abschnittes I I I / 6 / 9 


- die Anisgen la und 2a zum Abschnitt I I I / 9 /  4 gegen 

die jeweiligen 2. Austauschblätter 


- im Abschnitt III/9/10 die Seiten 1 - 2 gegen das 

5. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/9/11 die Seiten 7 - 8 gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I / l O /  l die Seiten 3 - 5 gegen das 

3. und 1. Austauschblatt 




- Abschnitt III/12/2/2, Seiten 1 - 4  , »gegen dae 4 t -und* 6. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene Blatt 

- Abschnitt II1/12/2/4, Seiten 1 - 2  ,	 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 
-	 im Abschnitt 111/15 die Seiten 9 - 10 gegen das 


3. Austauschblatt 

- im Abschnitt IV/3/2 die Seiten 3 - 5 gegen das 2. 


und 1. Austauschblatt 

b) Es i s  t zu entnehmen: 


- Abschnitt I I I / 6 / 9 , Seiten 1 - 2 

c) Handschriftlich i s  t zu ändern: 


- im Abschnitt II/1/5/2, Ziffer 1.10., der Hinweis 

"s. Seite 9 - 12" in " s . Seite 7 - 12" 


Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

An den Straßengrenzübergangsstellen sind insbesondere bei 

der Kontrolle von Straßengütertransportmitteln im Wechsel-

und allgemeinen Transitverkehr die im Abschnitt 1/4, Z i f f . 

4.2., aufgenommenen Festlegungen, die bisher ausdrücklich 

nur für den Transitverkehr zwischen der BRD und Westber­

li n galten, zu beachten. Bei ihrer Durchsetzung i s  t zu 

sichern, daß beim Betreten von Sitzflächen im Führerhaus 

von LKW (bei der Einblicknahme in eine konstruktionsbe­

dingt von außen nicht einsehbare Schlafkabine) eine Unter­

lage benutzt wird und keine Beschmutzungen bzw. Beschädi­

gungen erfolgen. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben	 des Leiters der Hauptabteilung vom 17. 11. 1983, 

Tgb.-Nr.: D 58/83, über "Einsichtnahme in zur Aufnahme von 

Personen bestimmte Räume von LKW im Transit zwischen der 

BRD und Westberlin" ; . 


- Schreiben	 des Leiters der Hauptabteilung vom 2. 5. 1984, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/269/84, über "Meldungen zu Einsicht­

nahmen in LKW-Schlafkabinen"; 


- Schreiben	 des Leiters der Hauptabteilung vom 19. 8. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/476/85. über "Visaerteilung an Besat­

zungsmitglieder von Binnenschiffen anderer Staaten (außer 

der BRD)" 
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- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 5. 9. 1985 (CFS 1075) über "Ausstellung von Identi­

tätsbescheinigungen" (betrifft nur Transit IVB - BRD); 


- Schreiben	 des Leiters der Hauptabteilung vom 20. 11. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/647/85, über "Visaerteilung an nieder­

ländische Binnenschiffer"; 


- Fernschreiben des Leiters der AG Recht und Grundsatzfra­

gen vom 23. 8. 1985, Tgb.-Nr.: VI/RuG/484/85, über "Berich 

tigung zur 44. Änderung der PKO". 


Es i s  t zu beachten, daß das erstgenannte Schreiben an das 
Büro des Leiters, Dokumentenstelle, zu übersenden i s t  . 

Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 25. März 1986 

Leiter D 16/86 v  J
 s 

49. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 49. Änderung erfolgt auf Grund inzwischen eingetre 

tener Veränderungen und vorgenommener Präzisierungen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Ziffern 3.5. und 3.6. 
- im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Ziffer 5. 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffern 4.4. und 4.6. 


i 

b) Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Ziffer 6.4. 

- im Abschnitt II/2/4 die Ziffern 3.1. (1. These), 

3.3. (7. These) und 5.2. (3. Absatz) 


- im Abschnitt II/4/1 die Ziffer 6. 

- im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Ziffer 6.1. 
- im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffer 7.4. 

- der Abschnitt III/5/11 durch die Ziffer 2.2. 


(die bisherige Ziffer 2. wurde zu Ziffer 2.1.) 

- im Abschnitt III/5/11 die Ziffer 3. * 

- im Abschnitt I I I / 9 / 7 die Ziffer 6. 
- im Abschnitt III/13/2 die Ziffer 4. 


c) Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt II/2/1/1, Ziffer 2.1., der S a t z t e i l 

"und des Kuraustauschs" 


- im Abschnitt II/2/4, Ziffer 5.2., der bisher 
4. Absatz (vgl. Ergänzung der Ziffer 6. des Ab­

schnittes II/4/1) 


- im Abschnitt I I I / 1 / 5 die bisherigen Fußnoten zu 

den Ziffern 5. und 6.2. 


3. a) Es sind auszutauschen: 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Seiten 3 - 8 gegen die 


drei 2. Austauschblätter 

- Abschnitt II/2/4, Seiten 1 - 4  , gegen das 2. Aus­


tauschblätt und das 4. Austauschblatt 
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- im Absch l i t t - I I / 4 / 1 die Seite 3 gegen das 1. Aus­
— -touaohblatt 

- im Abschnitt II1/1/5 die Seiten 5 - 6 gegen das 

4. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten 13 - 16 gegen das 

5. und 4. Austauschblatt und die Seiten 2 1 - 2  2 

gegen das 2. Austauschblatt 


- Abschnitt III/5/11, Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Aus­

tauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 9 / 7 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/13/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 

2. Austauschblatt 


b) Handschriftlich i s  t 

- im Abschnitt 1/4 in der zu Ziffer 7. gehörenden Fuß­

fy	 note "Anweisung Nr. 1/76" in "Anweisung VI/11/82" zu 

ändern, 


- im Abschnitt II/2/3/2 in der zu Ziffer 1. gehörenden 

( Fußnote "1. DB zu dieser DA (WS 735/75), 1. Ergän­
1/ zung zu dieser DA vom 24. 9. 1976 (WS 940/76)" zu 


streichen und "11. 2. 82 (WS 6/82)" in "8. 1. 86 

(WS 4/86)" zu ändern. 


- im Abschnitt III/8/1/2, Ziffer 1.1., die vorletzte 

These (Seite 2 oben) zu streichen, 


- im Abschnitt III/12/1/1 auf Seite 4 die Ziffer 

"2.4." in "2.3." zu ändern. 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 


13. 12. 1985, Tgb.-Nr.: RuG/698/85, über "Reisen zwi­

schen der DDR und der VR Polen im Rahmen" des Kur- und 

Urlauberaustausches zwischen den Gewerkschaften"; 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 31. 1. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/60/86, über "Genehmigung 

der Einreise zur Durchführung von Umzugs- und Erbschafts­

guttransporten" ; 
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Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 6. 2. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/70/86, über "Ausstellung 

von Sammelreiselisten für Reisegruppen nach s o z i a l i s t i  ­

schen Staaten"; 

Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle vom 27. 2. 86, 

iTgb.-Nr.: RuG/106/86, über "Ausstellung von Kurschecks 

für Reisen von Bürgern der DDR nach der VR Polen im 

Rahmen des Kuraustausches". 


Generalmaj or 
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Hauptabteilung VI Berlin, 15. Ouli 1985 

Leiter D 33/86 


50. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 50. Änderung erfolgt auf der Grundlage des Schreibens 

des Ministers für Staatssicherheit vom 16. 6. 1986 über 

"Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit im grenzüberschrei­

tenden Verkehr nach und von Westberlin" - WS Nr. 40/86 -, 

der 48. Änderung zur DV Nr. 40/74 des Ministers des Innern 

und Chefs der DVP und auf Grund anderer inzwischen einge­

tretener Veränderungen und vorgenommener Präzisierungen. 


2. a) Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Ziffer 6.4. 

- im Abschnitt II/4/2, Ziffer 2.1., die letzte These 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffer 7.4. 

- der Abschnitt I I I / 5 / 6 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Ziffer 2., der vorletzte Satz 


(er wurde außerdem durch eine Fußnote ergänzt) 

- im Abschnitt III/9/12 die Ziffer 4.1. 

- im Abschnitt III/10/2 die Ziffern 1., 1.1., 2. und 3. 

- im Abschnitt III/11/1/4 die Ziffer 1.1. (sie wurde 


zu Ziffer 2.) 

b) Ergänzt wurden: 


- der Abschnitt II/2/1/1 durch die Anlage 4 

- im Abschnitt II/5/3 die Ziffer 2.1. 

- der Abschnitt 111/2/2/1 durch die Anlage 6 (die bis­

herige Anlage 6 wurde zu Anlage 7) 
c) Gestrichen wurden: 


- im Abschnitt II/4/3 die Ziffer 2.1.1. 

- im Abschnitt III/2/2/1, Ziffer 5.3., der 3. Satz 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Ziffer 3.1., der 3. Absatz 

- im Abschnitt III/9/12, Ziffer 1.3., der letzte Satz 


und in Ziffer 3., vierte Zeile, die Worte "der Rück­

seite" 


d) Geändert wurden: 

- im Abschnitt 1/1 die Fußnote zu Ziffer 3.1. 


. - im Abschnitt 1/1, Anlage 1, S. 11, die für die Grenz­
übergangsstelle Stolpe geltenden Zulassungsbedingun­
gen 
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- im Abschnitt 1/2/2, Ziffer 1., die Nummer der dort 


genannten Anweisung 

- im Abschnitt II/5/3, Ziffer 2.1. und 2.2., einige 


dort enthaltene Bezeichnungen 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Anlage 6 (sie wurde zu 

Anlage 7) 


- im Abschnitt III/9/12 die Anlagen 1 - 3 

a) Es sind auszutauschen: 


- die einführenden Weisungen zur Neufassung der Ord­

nung über die Durchführung der Paßkontrolle an den 

Grenzübergangsstellen der Deutschen Demokratischen 

Republik (Paßkontrollordnung), Abschnitt I (Schrei­

ben vom 15. 6. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D 26/79), 

Abschnitt I  I (Schreiben vom 1. 3. 1979, Tgb.-Nr.: VI/ . 

Ltr./RuG/D 13/79), Abschnitt I I  I (Schreiben vom 

9. 6. 1978 (Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/534/78) und Abschnitt 

IV (Schreiben vom 1. 2, 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/ 

D 14/79) gegen die neue einführende Weisung des Lei­

ters der Hauptabteilung vom 15. 7. 1985 


- im Abschnitt 1/1 die Seiten 3 - 4 gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt I / i  . Anlage 1, die Seiten 11 - 12 gegen 

das 2. Austauschblatt 


- im Abschnitt 1/2/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 1. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt II/2/1/1 die Seiten 7 - 8 gegen das 

3. Austäuschblatt 


- im Abschnitt II/4/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt II/4/3 die Seiten 1 - 2 gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt II/5/3 die Seiten 1 - 2 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten 15 - 16 gegen das 

5. Austauschblätt und die Seiten 21 - 22 gegen das 

3. Austauschblatt 


- Abschnitt I I I / 5 / 6  , Seite 1, gegen das 2. Austausch­
blätt 
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- im Abschnitt I I I/9/8 die Seiten 1 - 4 gegen die bei­
den dritten Austauschblätter 

-	 im Abschnitt III/9/12 die Seiten 3 - 5 gegen das 

6. Austauschblatt und das 4. Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I/10/2 die Seiten 1 - 4 gegen die 
beiden 2. Austauschblätter 

- Abschnitt	 III/11/1/4, Seite 1, gegen das 1. Aus­

tauschblatt 


b) Es sind zu entnehmen: 

- die Mitteilungen zur 1. - 49. Änderung zur Paßkon­


trollordnung 
c) Handschriftlich i s  t 

j
^

- im Abschnitt 1/1, Ziffer 7., 2. These, die Bezeich­
 nung der Grenzübergangsstelle "Brücke der Einheit" 
 in "Glienicker Brücke" zu ändern 

I im Abschnitt II/2/1/1 die Ziffer 3.6. hinter dem 
Wort "Sammelliste" durch "(Anlage 4)" zu ergänzen 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffer 4.6. hinter dem 
Wort "Sammelliste" durch "(Anlage 6)" zu ergänzen 

»
^
 - im Abschnitt I I I / 6 / 1 , Ziffer 6., "Seite 4" in 
 "Seite 3" zu ändern 

, - im Abschnitt III/10/1 auf Seite 2 unten die Fußnote 
v-^ zu Ziffer 1. durch den Hinweis "Konsularausweise 

werden zur Zeit nicht ausgegeben" zu ergänzen 
l^y- im Abschnitt I I I / l l / l / l  , Z iffer 1.1., die 2. These 

zu streichen. 
. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. Die Ausgabe 

der neuen fälschungsgesicherten Protokollausweise erfolgt 

seit dem 15. 6. 1986. * 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- die unter 3. a) genannten Schreiben des Leiters der 


Hauptabteilung vom 9. 6. 1978, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/ 

534/78; 1. 2. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D 14/79; 

1. 3. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D 13/79 und vom 

15. 6. 1979, Tgb.-Nr.: VI/Ltr./RuG/D 26/79 


- Schreiben	 des Leiters der Hauptabteilung vom 25. 11. 1985, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/657/85, über "Neugestaltung der Ein-

und Ausreisekarten für Transitreisende" 




=*"treh reiben des Leiters der Hauptabteilung vom 9. 5. 1986, 
Tgb.-Nr.: Ltr ./RuG/229/86, über "Visaerteilung an 

Äthiopier mit Flüchtlingspässen und ähnlichen Dokumen-­
ten anderer Staaten" (betrifft nur Transit BRD - WB) 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

13. 6. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/298/86, (FS-Nr. 1337) über 

"Ausgabe neuer fälschungsgesicherter Protokollausweise 

durch das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten". 


5. Die zu entnehmenden Mitteilungen zur 1. - 49. Änderung 

zur Paßkontrollordnung sind in eigener Zuständigkeit 

zu vernichten. Die Vernichtung i s  t auf der 50. Änderungs­

mitteilung zu bestätigen. 

Die Funktionsoffiziere für Regime der Abteilungen VI und 

PKE können je 1 Exemplar der 1« - 49. Änderungsmitteilung 

gesondert aufbewahren. Dies i s  t auf der 50. Änderungsmit­

teilung zur betreffenden Paßkontrollordnung entsprechend 

zu vermerken. 


Fiedler 

Generalmajor 
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Hauptabteilung VI Berlin, 20. November 1986 

Leiter D 44/86 
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51. Änderung 


zur Paßkontrollordnung 


1  .	 Die 51. Änderung erfolgt auf der Grundlage einer mit Wir­
kung vom 1. 10. 1986 in Kraft getretenen zentralen Ent­
scheidung im Zusammenhang mit den verschärften Einreise­
bestimmungen und der Wiedereinführung der Visapflicht 
durch west- und nordeuropäische Staaten und der vom Mi­
nister für Staatssicherheit zu deren konsequenten Durch­
setzung erlassenen Weisung vom 24. 9. 1986. 

2.	 a) Ergänzt wurden: 

-	 der Abschnitt 1/2/1 durch die Ziffern 4.4. - 4.6. 
-	 im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Ziffer 2. 

-	 der.Abschnitt I I I / 9 / 8 durch die Anlage 2 


b) Gestrichen wurde: 

- in Abschnitt'1/2/1, Ziffer 4.1., der letzte Satz 


3  .	 a) Es sind auszutauschen: 
- im Abschnitt 1/2/1 die Seiten 7 - 9 gegen das 3. und 


1. Austauschblatt 

- Abschnitt	 I I I / 9 / 8  , Seiten 1 - 9  , gegen die beiden 4., 


das 2., 3. und 2. Austauschblatt 

b)	 Es i s  t einzufügen: 


-	 zum Abschnitt I I I / 9 /  8 die Anlage 2 

4.	 Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 


Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben	 des Leiters der Hauptabteilung vom 25. 9. 1986, 

WS C 36/86, "Festlegungen zur Durchsetzung der Weisung 

des Ministers für Staatssicherheit vom 24. September 1986 

zur Gewährung des Transits über das Territorium der Deut­
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sehen Demokratischen Republik" (dae Schreiben i s  t an d i  e 
Hauptabteilung VI, Büro des Leiters, VSH, zurückzusenden). 

- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 26. 9. 1986, 

Tgb.-Nr.: RuG/490/86, "Ergänzung meines Schreibens vom 

2 5 . 9. 1986". 

- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 2. 10. 1986, 

Tgb.-Nr.: RuG/520/86, "Mein Schreiben vom 25. 9. 1986 und 

FS vom 26. 9. 1986". 


Fiedler 

Generalmajor 
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zur
52, Änderung 

 PaBkontrollordnung 

1. Mit der 52. Änderung werden die Regelungen meines Schrei­

bens über "Grenzabfertigung der Fährschiffe der DDR und 

der UdSSR, von deren Besatzungen sowie von mitreisenden 

Passagieren an der Grenzübergangsstelle Mukran" eingear­

beitet. 

Ihre Grundlage bilden die zentralen Festlegungen zur Auf­

nahme des Eisenbahnfährverkehrs zwischen der DDR und der 

UdSSR einschließlich der Eröffnung der Grenzübergangsstelle 

Mukran ab dem 2. 10. 1986 und der Befehl Nr. 16/86 des 

Ministers für Staatssicherheit vom 24. 9. 1986 (WS 50/86). 

Darüber hinaus wurden weitere die PKE der Seehäfen betref­

fende Regelungen präzisiert. 


2. a) Neugefaßt und ergänzt wurden: 

- im Abschnitt II/5/1 die Ziffern 3 . - 4 . 


(sie wurden zu den Ziffern 3.1. - 3.5. und 4.1. ­
4.3.) 


-	 im Abschnitt III/12/1/1 die Ziffer 3. 

b') Ergänzt wurden: 


-	 im Abschnitt 1/1 die Anlage 1 

-	 im Abschnitt 1/4 die Ziffer 5. 

-	 im Abschnitt II/5/1 die letzte Theee der Ziffer 1. 

-	 die PKO durch den Abschnitt II/5/1/1 

-	 der Abschnitt III/12/1/1 durch die Ziffer 7.3. 

-	 im Abschnitt III/12/1/2 die Ziffer 4. 


(sie wurde zu Ziffer 4.1.) sowie die Fußnote in Zif­

fer 5.1. 


-	 der Abschnitt III/12/1/2 durch die Ziffer 4.2. 

3. a) Es sind auszutauschen: 


-	 im Inhaltsverzeichnis die Seiten 3 - 4 gegen das 

3. Austauschblatt 


-	 in Anlage 1 zum Abschnitt 1/1 die Seiten 5 - 6 gegen 

das 2. Austauschblatt (Austausch erfolgt zwecks Kor­

rektur eines Schreibfehlers bei den die Grenzüber­

gangsstelle Schöna betreffenden Zulassungsbedingungen) 

und die Seiten 11 - 12 gegen das 3. Austauschblatt 
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-	 im Abschnitt 1/4 die Seiten 3 - 7 gegen die beiden 

2. und das 1. Austauschblatt 


- Abschnitt II/5/1, Seiten 1 - 3  , gegen die beiden 

3. Austauschblätter und das neu hinzugekommene Blatt 


-	 im Abschnitt III/12/1/1 die Seiten 5 - 9 gegen die 

drei 2. Austauschblätter 


- Abschnitt III/12/1/2, Seiten 1 - 3  , gegen das 6. und 

2. Austauschblatt 


b) Es i s  t einzufügen: 

- Abschnitt II/5/1/1, Seite 1 - 3 


4  . Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 
Gleichzeitig t r i t  t mein Schreiben vom 25. 9. 1985, Tgb.-

Nr.: Ltr./RuG/487/86, über "Grenzabfertigung der Fähr­

schiffe der DDR und der UdSSR, von deren Besatzungen so­

wie von mitreisenden Passagieren an der Grenzübergangs­

s t e l l  e Mukran" - ausgenommen den diesem Schreiben bei­

gefügten "Vorläufigen Technologien" - außer Kraft. 


Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 15. Oanuar 1987 

Leiter D 6/87 
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53. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 53. Änderung erfolgt auf Grund einer durch die Lei­

tung der Hauptabteilung VI getroffenen Entscheidung. 


2. Gestrichen wurde: ­
- im Abschnitt II/4/2 die Ziffer 2.2.2. (die bisherige 


Ziffer 2.2.1. wurde zu Ziffer 2.2.) 

3. Es i s  t auszutauschen: 


- im Abschnitt II/4/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


4. Diese Änderung t r i t  t am 1. 3. 1987 in Kraft. 

Ab gleichem Zeitpunkt wird die Ziffer 4. der Anweisung 

Nr. VI/12/82, WS C 64/82, gegenstandslos. 

Die Mitarbeiter der PKE sind im Zusammenhang mit der 

Einweisung in diese Änderung auf eine exakte und gründ­

liche Kontrolle der für die Ausreise von Bürgern der 

DDR erforderlichen Reisedokumente einschließlich ihrer 

Gültigkeit und Echtheit unter Berücksichtigung fest­

gelegter Echthsitsr.ierkmale (z. B. Trockensiegel am Vi­

sum, Siegel- und Unterschriftsberechtigung für Diplo­

maten-, Dienst- und Touristenvisa) bei allen Ausreisen 

im Rahmen der Gültigkeit des Visums zu orientieren. 


MFiedler 

Generalmajor 
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Hauptabteilung VI Berlin, 25. März 1S87 

Leiter \ D 15/87 
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54. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


)• . 1. Die 54. Änderung erfolgt auf Grund notwendiger Prözisie­
rungen insbesondere zur Gewährleistung der Erfordernisse 

der Speicherung der Reisedaten. 


2.1. Neugefaßt und ergänzt wurden: 

- im Abschnitt III/5/16 die Ziffern 8.1. - 8.5. (sio 

wurden zu den Ziffern 8.1. - 8.7.) 


- im Abschnitt I I I / 6 / 1 die Ziff e r 5. 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Ziffern 3.2. - 4.1. 


(die bisherige Zi f f e r 3.3. wurde unverändert zu 

Zif f e r 3.5.) und die Ziffer 5. (sie wurde zu den 

Ziffern 5.1. - 5.5.) " 


' - im Abschnitt II1/9/7 die Ziffer 4. 

- im Abschnitt 1II/9/10 die Ziffern 1.3. - 1.5. (sie 

wurden zu den Ziffern 1.3.1. - 1.5.2.), 1.10. (sie 

wurde zu den Ziffern 1.10.1. - 1.10.2.), und 5.1. ­
5.4. (sie wurden zu den Ziffern 5.1. - 5.7.) 


- im Abschnitt III/9/11 die Ziffer 5. 

- im Abschnitt III/9/12 die Ziffern 1.2. - 4.1. 


2.2. Neugefaßt wurden: 

- im Abschnitt I I I / 3 / 9 die Ziffer 2. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 7 die Ziffer 2. 


, - im Abschnitt III/13/1 der vorletzte Absatz der Ziffer 7. 

2 . 3 . Ergänzt wurden: ; 

•• -im Abschnitt I I I / 3 / 9 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 7 die Ziffer 1. 

- der Abschnitt III/9/11 durch die Ziffern 2.5. - 2.6. 
und 3.4. 

- der Abschnitt III/9/12 durch die Ziffer 4.4. 
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2.4. Gestrichen wurden: : ' 
;--̂ /:im; Abschnitt I  I 1/3/9. die Ziffern 6.1. ­ 6.2. 
'." '-;'im Abschnitt I  I 1/5/16 der letzte Absatz der Ziffer 4. 
- im.Abschnitt I I I / 6 / 2 der letzte Satz der Ziff e r 3.1. 
•'A. im. Abschnitt I I I / 9 / 7 die Zi f f e r 6. 

3. Es sind auszutauschen: 
- Abschnitt I I I / 3 / 9  , Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 
1. Austauschblätter 

- im Abschnitt III/5/16 die Seiten 5 - 8 gegen das 4.
und 2. Austauschblatt sowie die 2 neu hinzugekom­
menen Blätter

 , 
j

 •{ 
- im Abschnitt I1I/6/1 die Seiten 3 - 4 gegen das 4. 

Austauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt ^ 
- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 3 - 9 gegen die bei­

den 4., das 5. und 1. Austauschblatt sowie das neu 
hinzugekommene Blatt 

- Abschnitt I I I / 9 / 7  , Sioton 1 - 4  , gegen die beiden 
2. Austauschblätter 

- Abschnitt III/9/10, Seiten 1 - 10, gegen das 6., 7., 
6.,"5., 4. Austauschblatt sowie das neu hinzugekom­
mene Blat t . 

- im Abschnitt III/9/11 die Seiten 5 ­ 0 gegen das 4. 
und 2. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene 
Blatt 

- Abschnitt III/9/12, Seiten 1 - 5, gegen das 6., 7. 
und 5. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene 
Blatt Ą 

- im Abschnitt III/13/1 die Seite 5 gegen das 2. Aus­
tauschblätt , t Ś 

4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. ) 
Die mit dem Einsatz des neuen Stempels für den Abschluß 
von Sammelreiselisten Im Zusammenhang stehenden Präzi­
sierungen sind nach Auslieferung dieses Stempels anzu­
wenden . 
Zu beachten i s t  , daß dieser Stempel ebenfalls von den 
Auslandsvertretungen - jedoch ab einem etwas späteren 
Zeitpunkt - benutzt wird. 

Fiedler 
Generalmajor 
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55. Änderung 

zur PaBkon t ro 1  1 ordnurig 

1. Die 55. Änderung erfolgt auf Grund verschiedener inzwischen 

eingetretener Veränderungen. 


;
2.1. Eine Neufassung e r h i e l t e n :

-	 im Abschnitt' II/2/3/2 dio Z i f f e r 4. 

-	 im Abschnitt II1/4 / 1 , Z i f far 2., dar Buchstabe «) 

- der Abschnitt II1/5/9 

~ im Abschnitt I I I / 1 4 / 1 die Z i f f e r 4. 


2.2. Ergänzt wurden:	 ' 

- i m Abschnitt 11/1/3 die Z i f f e r 3. durch eine Fußnote 

-	 in Abschnitt I1/2/1 die Z i f f e r 2.1. 

-	 im Abschnitt I I / 2 / 2 die Z i f f e r 3.3. 

-•im Abschnitt I1/2/3/2 die Z i f f e r 3.2. 


• - der Abschnitt II/2/3/2 durch die Anlage l a 

-	 im Abschnitt 11/4/2 die Z i f f e r 1. durch eine Fußnote . 

-	 in Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Z i f f e r 13,1. 


:
'. - die Anlage 2 zum Abschnitt I  I 

- dor Abschnitt l i 1 / 1 / 4 durch die Z i f f e r 18. 

-	 im Abschnitt I I I / 2 / 3 die Z i f f e r 2, 

-	 im Abschnitt IIX/5/10/i die Z i f f e r 2.1. durch eine 


Fußnc te 

-	 im Abschnitt III/lü/2 die Z i f f o r 1.1,.durch eine Fuß­


note) 

-	 dor Abschnitt I I I / 1 4 / 2 durch die Z i f f e r 7. 


2.3. Gestrichen wurden: 

-	 im Abschnitt I I / l / l  , Z i f f e r 5,, der Satz: "Sie besteht 


aus angebracht i c j t . " 

-	 im Abschnitt I I I / 4 / 1 , Z i f f e r 2., der Buchstabe k) (Wur­


de I n h a l t l i c h i'-r, neugofoßten Buchstaben j  ) berücksich­

t i g t ) ' 


-	 im Abschnitt I I I / 4 / 3 , Z i f f e r 2.3.1., der S a t z t e i l "oder 

in eine Aufenthaltserlaubnis" und der l e t z t e Satz 




-' lm~Abcehnitt 111/4/3 die Z i f f e r 2.3.2. (die bisherige 

Z i f f e r 2.3.3. wurde zu Z i f f e r '.2.3.2.) 


- im Abschnitt I I I / 5 / 1 2 / 2 , Z i f f e r 2,, der l e t z t e Satz 

- im Abschnitt I I I / 6 / 7 , Z i f f e r ;1?;, der letzte Satz 


f
 :
'•'•'•' •  -•. . .,'.•. LÄ .C- Ji':\ '.. ..-";- - :''••'.2.4. Geändert wurden: 


- die Anlsge 1 zum Abschnitt 11/4/2 

- die Anlagen 3 und 4 zum Abschnitt  I I ' -y- . 
- die Ar.iE.ge 4 zum Abschnitt  I I 1/3/4 ;•/'•'. 

- die Anlege i zum Abschnitt II1/4/3 . j ^ 


••;•;"' •- die Anlege 1 zum Abschnitt I I I / 5 / 6 '.-A'A• '.,,-'•'.•'

;••.'•'••.'••- die Anlöge 1 zum Abschnitt I I I / 5 / 1 7 

••" ~: dio Anlagen  l a - 3b zum' A'bs.chni.tt I I I / 6 / 2 :'•/.'• 
• ' '- die Anlügen 1 - 3 zum Absclmitt ,111/8/2 * .. 


- die- lectin  l a- 2b zun -'Abschnit t 111/11/1/1 ';'•''. 

- die • ;•; ; • :1 zum Ab sc h n i t t  I I 1/11./'2/' 1 


.-. - die Arlc;:g.e .1 zum Abschnitt 111/11/2/2: ; V •'. ". 

. • w die Anlegs/ "1 zum Abs ehr. i 1 1 I I I / i i / 2 / 3 V 

- dio Anlage 2a und 2b zum Abschnitt III/11/3/2 

- die Anlage 1 zum Abschnitt• IT1/12/1/3 ' 


• . A-A • v . v - - •• .-tr---. \ ' ^ #  . v ,  - .••- . ' ż , ; ^ . '  ,

3.1. Es "sina - o U 3 Z ; , ; t a u s c h e n . . ..;•'.'' 
- im Abcclmitt I1/1/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 


4. Austauschblätt . ... ,••'.'.'" . - • ;;' 

- Abschnitt I I / 1 / 3 , Seiten 1 - 2 , gegen das 4, Äustausch­


bla 'ct " -r . ' • .  ' ' . ' . . - • ; . ' ' : 

- im Abschnit 'c I I / 2 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 3. Aus­
tauschblätt 

- im Abschnitt I I / 2 / 2 die Seiten 3 - 4 gegen das 4. Aus­
;
 tauschblatt 

im. Abschnitt It/2/3/2 die Seiten 1 - 2 und 7 - 8 gegen 
das .'jeweils  5 . Austauschblätt 

- im Abschnitt 11/4/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 4. Aue« - ­
•tauschbla tt und die Anlagen  l a und. 1b gegen das 1. Aus­

tauschblätt der Anlage 1 


:
v ••'••,-'•• '.':.'•"'.'  '"'•'' 'A. '•'..• ~ ••.. 

- i n Anlage 1 zum Abschnitt  I I die Selten 11 - 12 gegen ".̂  

das 3. Aus tauschbla  1 1 . y. 

- die Anlsge 2 zum Abschnitt  I I gegen das 2. Austausch- .'•

b l a t t 


- die Anlage 3 zum Abschnitt I I . gegen" das 3, Austausch-..'' 

bis tt . • "• 


http://Ar.iE.ge
http:A'bs.chni.tt
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dir-:; Anlage 4 Z U R Abschnitt  I I gegen das .3« > Austausch- ^ 
b.lott * . V. •; 
im Abschnitt II1/1/4 die Selten 3 - 4 gegen das 5, Aus­
tauschblatt " 

Abochni:t I I 1 / 2 / 3 , Seiten 1 •- 2, gegen das 3. Aus­

tauschbla tt •. •' 

die Anlage 4 Z U M Abschnitt I I I / 3 / 4 gegen das 1. Aus­
tauschblatt ", v -\. 

im Abschnitt I I 1 / 4 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 
5, Austauschblatt - v-:', : 

Abschnitt II1/4/3, Seiten 1 — 5, gegen das 4. und

3. Austauschblatt sowie die Anlege 1 gegen das 1.
Austauschblatt . . " . •.'=•' 
die Anlage 1 zum Abschnitt I I I / 5 / S gegen das 1. Aus- ^ 

t'jucchblo 11' 

Abschnitt I I 1 / 5 / 9 , S e i t e  l , gegan dos 1, Austausch­

bla t t 

im Abschnitt  I I 1/5/10/1 die Seiten 1 - 2 gegon das . •. 

i . Austauschbla tt . ••; 

Abschnitt I I I / S / 1 2 / 2 , Seite 1, gegen das 3. Austausch­

b l a t t 

dio Anlage i' zun- Abschnitt I I I / 5 / 1 7 gegen das ' l  . Aus- " 

tüuochblatt • . '•.•',• 


:
die Anlagen  l a - 3b zum.Abschnitt I I I / 6 / 2 gegen des v
1 • Austauschbla tt (Anlage 2 ) , das 2. Auo t'suachble  1 1 vi' 
(Anlage 2a) und das l ' . Austouschbla tt (Anlage 3) 
im Abschnitt I I I / 6 / 7 die Seiten 1 - 2 gegen das 1. 

Austauschblatt . 

die Anlagen 1 - 3 zum Abschnitt II1/8/2 gegen die 
d r e i 1, Austauschblötter * .. • Xl 

im Abschnitt I I I / i 0 / 2 die Seiten 1 - 2 gegen das

3. Aus touschbl-c 11 : 


eilö Anlagen ja - 2b sum Abochn i u X I X / Ü / 1 / Ä gegen 
die boidon  1 . Aus-taue chblät ter (Anlagen 1 - 2 )  ' 
die Anlage 1 zum Abschnitt III/11/2/1 gegen das 1. • 

Austauschblatt .' •• 




:d;ie .Anlage 1 zum Abschnitt I  I 1/11/2/2 gegen das 

1. Austauschblatt • 


- die Anlage 1 zum Abschnitt II1/11/2/3 gegen das 

1. Austauschblatt 


. ' • •- die' Anlogen 2q und 2b ::un Abschnitt 111/11/3/2 gegen 

die beiden 1. Austaucchblätter 


- die Anlage 1 zum Abschnitt 111/12/1/3 gegen das 

1. Austauschblatt 


-	 im Abschnitt I I ' I / 1 4 / l die Seiten 3 - 4 gegen das 

2. Austauschblatt 


-	 im Abschnitt II1/14/2 die Se i t e 5 gegen das 1. Aus­

tauschbla tt 


3.2. Es i s  t einzufügen : . .­
- Anlage l a zum Abschnitt 11/2/3/2 


3.3. Hand s c h r i f t l i c h sind zu andern: . • 

- die irr; Abschnitt - I/A , Z i f f e r 7., festgelegte Aufbewah­

rt , rungspflicht für a r c h i v i e r t e Laqefilme von "10" in "5" 
y Oah.re 

- im Abschnitt 11/2/1/1, Z i f f e r 1.3., die Wörter " d o  s 
[yS Personalausweises" in "eines Reisepasses" 

-	 im Abschnitt 1.1/5/1, Z i f f e r 1., das'Wort "Personal- .

ausweioes" in "Re- isepou ses " 


-	 im Abschnitt II1/5/5, Z i f f e r i .  , die Vordrucksbezeich­
nur.-g "PM 71" j e w e i l s in "PM 71 b" 


-	 im Abschnitt IV/2/3, Z i f f e r 0 » , die für die Zusendung 
gefundener Ausweise, Pässe und andere PersonaIdokumente 


/ / festgelegte Diensteinheit "das Büro des L e i t e r s " in 

^ "die Abteilung Paßkontrollregime und Kontrolitechnik" 


3.4. Handschriftlich i s  t zu str e i c h e n : • ": 


• * .-'im Abschnitt' I l i / J . 4 / l ' , Z i f f e r 2.., l e t z t e r Abba tz, die 

— ' Ortsbezeichnung "Fürs'tenwa.lde/Molkenborg" 


4  , : Diese Änderung t r i t  t mit 'Herausgebe in Kraft» 
G l e i c h z e i t i g treten außer K r a f t : 

-	 Schreiben des S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle vom 


21. 5. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/206/84, .über "Voränderung, 

der Anordnung des Textes auf den Zähl- bzw. E i n - und 

Ausreisekarten bei EDV-Dokumenten" 




ß s t u 
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Schreiben des S t e l l v e r t r e t e r s P a ß k o n t r o l l e vom .. 

19. 6. 1984, Tgb.-Nr.: RuG/369/84, über "Ver­

ä n d e r u n g der Anordnung des Textes auf Z ä h l k a r t e n " . 


F e r n s c h r e i b e n des S t e l l v e r t r e t e r s P a ß k o n t r o l l e vom 

23. S. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/444/86, über " E i n f ü h r u n g

e i n e r neuen Einladung zum•besuchsvveisen A u f e n t h a l t 

i n der Deutschen Demokratischen Republik" 


F e r n s c h r e i b e n des S t e l l v e r t r e t e r s P a ß k o n t r o l l e vom 

8. 9. 1936, Tgb.-Nr.: RuG/460/86, über "Reisen von 

Bür g e r n der DDR nach s o z i a l i s t i s c h e n S t a a t e n durch 

die SFR3" 


F e r n s c h r e i b e n dos L e i t e r s dor Hauptabteilung vom 

9. 10. 1986, Tgb.-Nr.: 533/86, über " P ä s s e der ehe­

maligen Republik Obervolta ( j e t z t Burkina F a s o ) " 


Fernschreiber, des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

6. 11. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/584/86, über " V i s a e r t e i ­

lung auf der Grundlage von Abforderungsscheinen des 

VE Kombinat Deutrans" 

F e r n s c h r e i b e n de3 L e i t e r s der Hauptabteilung vom 

30. 12. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/683/86, über " V e r ä n - ' 

darung der S i e g e l - und U n t e r s c h r i f t s b e r e c h t i g u n g

im M i n i s t e r i u m des Innern" . 


F e r n s c h r e i b e n des L e i t e r s dor Hauptabteilung vom 

3. 2. 1937, Tgb.-Nr.: RuG/63/87, über " G r e n z ü b e r ­

t r i t t e von B i n n e n s c h i f f e r n der DDR nach der VR Polen 

und der CSSR" . , 


F e r n s c h r e i b e n des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i t e r s 

vom 1.. 4. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/161/87, über "Ver­

ä n d e r u n g der S i e g e l - und U n t e r s c h r i f t s b e r e c h t i g u n g

b e i der BDVP Rostock" 


F e r n s c h r e i b e n des L e i t e r s der Hauptabteilung vom • 

..  5 . 1987, Tgb.-Nr.: RuG/239/87, über " E i n f ü h r u n g
e i n e s neuen Visumstempels für Re i s e n von Bü r g e r n 
der DDR nach der BRD und nach W e s t b e r l i n " . 

/My
F i e d l e r 

Generalmajor 
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55. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 56. /Änderung erfolgt auf der Grundlage der getroffenen 

Entscheidungen über die Einstellung der Ausgabe der "Sta­

tistischen Zählkarte", Vordruck F 68/4, ab dem 15. 8. 1987 

und der Ein- und Ausreisekarte, Vordruck F 68/6a/3, ab dem 

1. 9. 1987, der 50. Änderung zur DV Nr. 40/74 des Ministers 

des Innern und Chefs der DVP, des Gesetzes über das Post-

und Fernmeldewesen vom 29. 11. 1985, der Verordnung über 

den Verkehr mit Schußwaffen, patronierter Munition, Schuß­

geräten und Kartuschen - Schußwaffenverordnung - vom 

26. 3. 1987, von Festlegungen des Leiters der HA Konsula­

rische Angelegenheiten des MfAA zur Transitvisaerteilung 

durch die Auslandsvertretungen und Visabüros, von Abstim­

mungen mit der HA XIX und der Abteilung XIX der BV Berlin 

und auf Grund anderer inzwischen eingetretener Veränderun­

gen . 


"2.1. Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/8/2 die Ziffern 3.2. und 4.2. 

- im Abschnitt I I I / 1 / 4 die Ziffer 18. 

- im Abschnitt I I I / 1 / 5 , Ziffer 3., der einleitende Satz 

- im,Abschnitt I I I / 5 / 6 , Ziffer 1., der letzte Absatz 

- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Ziffer 5.4. 

- im Abschnitt I I I / 6 / 8 die Überschrift und die Ziffer 2. 

- im Abschnitt III/9/10 die Ziffer 1.5.2. 

- im Abschnitt III/9/11 die Ziffer 2.5. 

- im Abschnitt III/9/12, Ziffer 4.1., der letzte Absatz 

- im Abschnitt III/11/1/3 die Ziffern 2.1. - 2.3. 

- im Abschnitt III/12/2/4, Ziffer 4.2., der letzte Absatz 

- im Abschnitt III/12/4/2 die Ziffer 3.2. 

- im Abschnitt IV/3/1 die Ziffer 2.1. 

- im Abschnitt IV/3/3 die Ziffern 2. - 2.2. 

- der Abschnitt IV/3/4 

- im Abschnitt IV/3/4/1 die Ziffer 5. 


2.2. Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt II/2/1/1 die Ziffer 3.6. 

- der Abschnitt II/2/1/1 durch die Anlage 5 

- der Abschnitt I I I / 1 / 4 durch die Ziffer 19. 

- im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Ziffer 6.1. 
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. ' - der Abschnitt I I I / 2 / 2 / 1 durch die Z i f f e r 4.6.1. (die 

.bisherige Z i f f e r 4.6.1. wurde zu Z i f f e r 4.6.2) 


'\ - im Abschnitt I I I / 3 / 7 die Z i f f e r 1. 

- im Abschnitt I I I / 6 / 1 die Z i f f e r 5. durch eine Fußnote 

- im Abschnitt I I I / 9 / 3 die Z i f f e r 2. ( s i e wurde zu den _ . 


Zif f e r n 2.1. - 2.3.) 

- der Abschnitt I I I / 9 / 4 durch die Z i f f e r 4. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Anlage 1, die Z i f f e r 2. 

- im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Anlage 2 durch einen zusätz­
•	 liehen Absatz r ' 

- im Abschnitt III/11/1/3 die Z i f f e r 1.1. 

- im Abschnitt IV/3/3 die Z i f f e r 3. 

- im Abschnitt IV/3/4/1 die Z i f f e r 2. 

- im Abschnitt IV/4/1/3 die Anlage 1 


2.3. Gestrichen wurden: 

- der Abschnitt I I / 4 / 3 ' 

- im Abschnitt I I / 8 / 2 die Z i f f e r 5.1. 


.	 - im Abschnitt I I I / 2 / 2 / 1 die Z i f f e r 5.3. (die bisherigen 

Z i f f e r n 5.4. und 5.5. wurden zu den Z i f f e r n 5.3. bzw. 

5.4.), die letzten drei Sätze der bisherigen Z i f f e r 5.5. 

(neue Z i f f e r 5.4.) .sowie die Z i f f e r n 7.5. und 7.5.1. 

(die bisherigen Z i f f e r n 7.6.1. und 7.6.2. wurden zu 

den Zi f f e r n 7.5.1. bzw. 7.5.2.) 


- im Abschnitt I I I / 9 / 8 , Anlage 2, die Staaten "Afghanistan 

Ägypten, Algerien, Marokko, Sambia, Somalia, Sudan, Tan­

sania und Zaire 


r-	 im Abschnitt III/11/1/3 die Zi f f e r n 4.1. und 4.2. (die 
Festlegungen dieser Zi f f e r n wurden in Z i f f e r 1. einge­
ar b e i t e t ) 

2.4. Geändert wurden: 

- Anlage 4 zum Abschnitt IV/3/1 und Anlage 1 zum Abschnitt 


IV/3/3 

3.1. Es sind auszutauschen: 


- im Inha l t s v e r z e i c h n i s die Seiten 11 - 12 und 17 - 18 

gegen das jew e i l s 5. Austauschblatt 


- im Schlagwortregister die Seiten 83 - 84 und 87 gegen 

das j e w e i l s 4. Austauschblatt 


- im Abschnitt II/2/1/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 

3. Austauschblatt . 


- Abschnitt I I / 8 / 2 , Seiten 1 - 2  , gegen das 1. Austausch­

blätt 


- im Abschnitt II1/1/4 die Seiten 3 - 4 gegen das 6. Aus­

tauschblätt und das neu hinzugekommene B l a t t 


- im Abschnitt I I I / 1 / 5 die Seiten 1 - 2 gegen das 4. Aus­

tauschblätt und die Seiten 5 - 6 gegen das 5. Austausch­

blätt 
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im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten 15 - 22 gegen das 

6., 4. und 2. Austauschblatt 

im Abschnitt I I I / 3 / 7 die Seiten 1 - 2 gegen das 

5. Austauschblatt 

Abschnitt I I I / 5 / 6 , Seite 1, gegen das 3. Austausch­

blatt 

im Abschnitt I I I / 6 / 1 die Seiten 3 - 4 gegen das 

5. Austauschblatt 

im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 9 - 1  0 gegen das 2. 

Austauschblatt 

Abschnitt I I I / 6 / 8 , Seiten 1 - 3  , gegen das 3. und 

1. Austauschblatt 

Abschnitt I I I / 9 / 3 , Seite 1 - 2  , gegen das 5. Austausch 

blatt und das neu hinzugekommene Blatt 

Abschnitt I I I / 9 / 4 , Seite 1 - 2  , gegen das 5. Aus­

tauschblatt 


t ' " 

im Abschnitt I I I / 9 / 8 die Anlage 1 gegen das 4. Aus­

tauschblatt und die Anlage 2 gegen das 1. Austausch­

blatt 

im Abschnitt III/9/10 die Seiten 3 - 4 gegen das 

8. Austauschblatt 

im Abschnitt III/9/11 die Seiten 5 - 6 gegen das 

5. Austauschblatt 

im Abschnitt III/9/12 die Seiten 7 - 8 gegen das 

1. Austauschblatt 

Abschnitt III/11/1/3, Seiten 1 - 4  , gegen das 2. Aus­

tauschblatt und das 1. Austauschblatt 

Abschnitt III/12/2/4, Seiten 1 - 2  , gegen das 

3. Austauschblatt 

im Abschnitt III/12/4/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

1. Austauschblatt 

im Abschnitt IV/3/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 2. 

Austauschblatt und die Anlage 4 gegen das 1. Aus­

tauschblatt 

im Abschnitt IV/3/3 die Seiten 1 - 4 gegen das 2. 

Austauschblatt und das 3. Austauschblatt sowie die 

Anlage 1 gegen das 1. Austauschblatt 




- Abschnitt	 Seiten 1 - 14, gegen das 2., 3., 2., 

1., 2., 1., 4. Austauschblatt und die beiden neu hinzu­

gekommenen Blätter 


- Abschnitt IV/3/4/1, Seite 1, gegen das 1. Austauschblatt 

-	 im Abschnitt IV/4/1/3 die Anlage 1 gegen das 2. Aus­


tauschblatt . . .  . 

3.2. Es i s  t einzufügen: 


-	 Anlage 5 zum Abschnitt II/2/1/1 

3.3. Es sind zu entnehmen: 


i	 - Anlage 1 zum Abschnitt II/3/1 

v / - Abschnitt II/4/3, Seiten 1 - 3, und Anlage 1 


3.4. Handschriftlich i s t  : 

-	 im Inhaltsverzeichnis auf Seite 4 die Bezeichnung zum 


Abschnitt II/4/3 "Statistische Zählkarte (Vordruck 

F 68/4)" zu streichen 


-	 im Schlagwortregister auf den Seiten 50 und 57 die auf 

"Erlaubnispflicht für P." bzw. "Sprengmittel" verwei­

sende Abschnitts- und Zifferangabe "IV/3/4 - 4." j e ­

weils in "IV/3/4 - 3." zu ändern 


-	 im Abschnitt II/3/1 die Ziffer 8. zu streichen 

-	 im Abschnitt II/4/1 der letzte Satz der Ziffer 4. 


durch: "und entsprechend den Festlegungen der Anwei­

sung Nr. VI/5/86 an der Grenzübergangsstelle aufzu­

bewahren" zu ergänzen 


- im Abschnitt.111/2/2/1, Ziffer 1.3.3. , der Satz "Über 

den Sachverhalt i s  t die AG Recht und Grundsatzfragen 

zu informieren" zu streichen 


-	 im Abschnitt III/5/16, Ziffer 8.1., der 2. Absatz 

("Nach Abschluß ... abzuhaken") zu streichen 


-	 im Abschnitt I I I / 6 / 1 in den zu Ziffer 5. gehörenden 

Fußnoten die Abschnittsbezeichnung "III/5/15" jeweils 

in "III/5/16" zu ändern 


-	 im Abschnitt I I I / 6 / 7 , Ziffer 3.1., vorletzte These, 

der Satzteil "und bei Bürgern anderer Staaten mit dem 

Stempel "IV" zu versehen" zu streichen 


-	 im Abschnitt III/12/1/1, Ziffer 1.1.5, der letzte Satz 

("Haben Personen ... zuzutragen") und in Ziffer 3. die 

Worte "Weiterleitung bzw." zu streichen 




000343 5H 

-	 im Abschnitt III/12/1/3, Ziffer 2.3., der letzte Satz 

"Auf den Besatzungslisten ... zu vermerken" zu s t r e i  ­

chen 


-	 im Abschnitt IV/1/1/2 die Ziffer 2 . 2 . zu streichen 
-	 im Abschnitt IV/1/1/2 die Ziffern 2.3. - 2.6. in die 


Ziffern 2.2. - 2.5. zu ändern 

-	 im Abschnitt IV/3/3, Ziffer 4., 3. These, die dort an­


gegebene Gültigkeit "bis zu einem Jahr" in "bis zum 

Ende des Kalenderjahres" zu ändern 


Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 3. 2. 1986, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/56/86, über "Durchfuhr von Schußwaf­

fen und patronierter Munition durch Angehörige der West­

berliner Polizei im Transit zwischen der BRD und Westber­

l i n  " 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 21. 2. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/21/86, über "Erteilung 

von Transitvisa durch die Botschaft der DDR in Teheran" 


- Schreiben	 des Leiters der Hauptabteilung vom 29. 4. 1986, 

Tgb.-Nr.: Ltr,/RuG/216/S6, über "Ein- und Durchfuhr von 

Funksendeanlagen" 


- Schreiben des Stellvertreters Paßkontrolle an den Leiter 

der PKE Invalidenstraße vom 14. 4. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/ 

186/86, über "Durchführung von Stadtrundfahrten" 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 1. 8. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/384/86, über "Reduzierung 

der Eintragungen auf Ein- und Ausreisekarten für den 

Transit von Bürgern der VR Polen" 


- Fernschriftliche Information des Leiters der AG Recht 

und Grundsatzfragen vom 8. 5. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/234/87, 

über "Berichtigung zur 54. Änderung zur PKO" 


- Fernschriftliche Weisung des 1. Stellvertreters des Lei­

ters vom 22. 5. 1987 über "Ausstellung von Identitäts­

bescheinigungen" 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 26. 6. 1937, Tgb.-Nr.: RuG/316/87, über "Behandlung 

von einzelreisenden Kindern und Jugendlichen aus der VR 

Polen im Rahmen des Kinder- und Ougendaustausches" 
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- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 28. 7. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/395/87, über "Diplomaten­
und Dienstpässe der Republik Burkina Faso" 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 30. 7. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/406/87, über "Einstellung 


• der Ausgabe der "Statistischen Zählkarte, Vordruck F 68/4" 

(die getroffenen Festlegungen über die Aufbewahrung der 


einbehaltenen Reiseanlagen gelten weiterhin) 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 12. 8. 1987, 

Tgb.-Nr.: Ltr ./RuG/426/87, über "Überwachung der Wieder­

ausfuhr von Schußwaffen und patronierter Munition im 

Transitverkehr" 


- Schreiben des 1. Stellvertreters des Leiters vom 24. 8. 

1987, Tgb.-Nr.: RuG/458/87, über "Erteilung von Transit­

visa durch die Visabü ros Saßnitz und Warnemünde" 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 24. 8. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/456/87, über "Einstellung 

der Ausgabe von Ein- und Ausreisekarten für den Transit 

von Bürgern der VR Polen" 


- Fernschriftliche Weisung des Leiters der Hauptabteilung 

vom 4. 9. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/484/87, über "Ausschreibung 

der Transitvisa bei Durchreisen mit Binnenwasserfahrzeu­

gen" 


Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 1. Februar 1988 

Leiter D 1/88 
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57. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1. Die 57. Änderung erfolgt in Realisierung eines von der 

Abteilung Technologie und Arbeitsorganisation unterbrei­

teten und abgestimmten Vorschlages zur rationelleren Ge­

staltung der Kontrolle der Besatzungsmitglieder von See­

schiffen der DDR. 


2  .	 Neugefaßt und ergänzt durch Fußnoten wurde im Abschnitt 
II/5/1 die Ziffer 3.3. Die Ziffer 5. des gleichen Abschnit­
tes wurde gestrichen. 

3. Es sind auszutauschen: 

- Abschnitt II/5/1, Seiten 3 - 5  , gegen das 4. und 1. Aus­


tauschblatt 

4.	 Diese Änderung t r i t  t am 1. April 1988 in Kraft. 


Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 25. März 1988; 

Leiter D 7/88 
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5 8 . Änderung 

zur Paßkontrollordnung 

l ' . Die 58. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 

8.6. 1987 abgeschlossenen und am 10. 7. 1987 in Kraft 

getretenen "Abkommens zwischen der Regierung der Deut­

schen Demokratischen Republik und der Regierung der VR 

China über die gegenseitige Befreiung von der Visapflicht", 

einer Verbalnote des Außenministeriums der Ungarischen VR 

vom 12. 1. 1988 an die Botschaft der DDR in der UVR, eines 

Notenwechsels zwischen dem Außenministerium der Ungarischen 

VR und dem Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten der 

Deutschen Demokratischen Republik über den Wegfall der Aus­

gabe von Sichtvermerken zum Betreten Westberlins für Bürger 

der Ungarischen VR ab dem 1. 3. 1988, in Durchsetzung der 

gemäß Schreiben des Ministers für Staatssicherheit vom 

28. 9. 1987 - WS Nr. 54/87 - über im grenzüberschreitenden 

Reiseverkehr zwischen der DDR und nichtsozialistischen Staa­

ten bzw. Westberlin ab 1. 11. 1987 wirksam gewordenen Neu­

regelungen, in Realisierung eines Vorschlages des Leiters 

der Abteilung VI der BV Dresden zur Reduzierung der Abfer­
tigungshandlungen bei der Kontrolle von Reisegruppen der 

DDR mit Sammelreiselisten und auf Grund anderer inzwischen 

eingetretener Veränderungen und vorgenommener Präzisierun­

gen . 


2.1. Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/1/7 der letzte Satz der Ziffer 2.2. 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Ziffer 3.4. 


, - im Abschnitt II/4/1 die Ziffer 6. 

- im Abschnitt III/2/13 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt I I I / 3 /  4 die Ziffern 3. und 5.2. ' 

- im Abschnitt I I I / 6 /  2 die Ziffer 6.3. 

- der Abschnitt III/8/1/5 

- im Abschnitt 111/15 die beiden Thesen der Ziffer 5.1. 

- im Abschnitt IV/4/1/1 die Ziffern 3.3. und 3.3.1. 


2.2. Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt 1/2/1/2, Ziffer 4.2., der in Klammern ge­


setzte Satz 

- im Abschnitt II/5/1/1 die Fußnote zu Ziffer 2.1. 

- im Abschnitt I I I / l / l  , Ziffer 4., der Buchstabe a) 
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- im Abschnitt III/2/13 die Ziffer 2. 

- im Abschnitt III/3/11 die Ziffer 3. durch eine Fußnote 

- die PKO durch die Abschnitte III/8/1/6 und II1/8/1/7 

- im Abschnitt III/9/10 die bisherige Zif f e r 1.3.3. (sie 

wurde zu Ziffer 1.3.2.) 


- im Abschnitt III/9/11 die Ziffern 1.2. und 1.3. 

- im Abschnitt IV/3/3 die Ziffer 6.1. 

- im Abschnitt IV/4/2/5 die Ziffern 4.1., 4.2., und 4.2.2 


3. Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt 1/2/1/2 die Ziffer 4.3. (die bisherige 


Ziff e r 4.4. wurde zu Ziffer 4.3.) 

- im Abschnitt I I I / 5 / 2 der letzte Satz der Ziffer 7. 

- im Abschnitt I I I / 8 / 1 die Ziffer 2.1. und der 2. Satz 


der Ziffer 3. 

- im Abschnitt III/9/10 die Ziffer 1.3.2. (die bisherige 


Ziffer 1.3.3. wurde ergänzt und zu Ziffer 1.3.2. und 

die bisherige Ziffer 1.3.4. wurde zu Ziff e r 1.3.3.) 


4. Geändert wurden: 

- die Anlage 3 zum Abschnitt I  I 


die Anlage 1 zum Abschnitt III/8/1/5 • 

- die Anlage 2 zum Abschnitt 1 1 1 / 1 5 


1. Es sind auszutauschen: 

im Inhaltsverzeichnis die Seiten 11 - 12 gegen das 

6. Austauschblatt 


- im Abschnitt 1/2/1/2 die Seiten 5 - 7 gegen die beiden 

1. Austauschblätter 


- im Abschnitt II/1/7 die Seiten 1 - 2 gegen das 4. Aus­

tauschblatt 


- im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 4. 

Austauschblatt 


- im Abschnitt II/4/1 die Seite 3 gegen das 2. Austausch­

blatt 


- Abschnitt II/5/1/1, Seite 1 - 2  , gegen das 1. Austausch 

blatt 


- die Anlage 3 zum Abschnitt I  I gegen das 4. Austausch­

blatt 


- im Abschnitt I I I / l /  l die Seiten 1 - 2 gegen das 4. Aus­

tauschblatt 


- Abschnitt III/2/13 gegen das 1. Austauschblatt 
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- Abschnitt I I I / 3 / 4 , Seiten 1 - 3  , gegen das 3. Aus- :. ••->:/• 

tauschblatt 


- Abschnitt III/3/11, Seiten 1 - 2  , gegen das 4. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt I I I / 5 / 2 die Seiten 7 - 8 gegen das 3. 

Austauschblatt 


- im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Seiten 11 - 12 gegen das 

1. Austauschblatt 


- Abschnitt I I I / 8 / 1  , Seiten 1 - 3  , gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


- Abschnitt III/ 8 / 1 / 5 . Seite 1 - 2  , einschließlich der 

Anlagen 1 - 5  , gegen das 2. Austauschblatt und das 1. 

Austauschblatt der Anlage 1 (der bisherige Abschnitt 

III/8/1/5 einschließlich der Anlagen i s  t jedoch nicht 

zu entnehmen, sondern mit dem Vermerk zu versehen, 

"noch anzuwenden für vor dem 1. 1. 1988 e r t e i l t e Geneh­

migungen" und bis auf Widerruf in der PKO zu belassen) 


- im Abschnitt II1/9/10 die Seiten 1 - 2 gegen das 7. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt III/9/11 die Seiten 1 - 2 gegen das 6. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt 111/15 die Seiten 9 - 1  0 gegen das 4. Aus­

tauschblätt und die Anlage 2 gegen das 1. Austauschblatt 


- im Abschnitt IV/3/3 die Seiten 5 - 6 gegen das 4. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt IV/4/1/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt IV/4/2/5 die Seiten 3 - 5 gegen die beiden 

2. Austauschblätter 


Es sind einzufügen: 

- Abschnitt III/8/1/6, Seite 1 - 2 . 

- Abschnitt III/8/1/7. Seite 1 

Es i s  t zu entnehmen: 

- die Anlage 3 zum Abschnitt I I I / 3 / 4 (die bisherige An­


lage 4 wurde zur neuen Anlage 3) 
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3.4.	 Handschriftlich s i n d / i s t : > ; . 

-	 im Schlagwortregister auf Seite 49 die auf "Weiterreise 


von Bürgern P. nach dritten Staaten und Westberlin" ver­
\y	 weisenden Abschnitte durch den Abschnitt "III/8/1/6" zu 

ergänzen; 
-	 im Schlagwortregister auf Seite 72 die auf "Weiterreise 


von Bürgern der U. nach dritten Staaten und Westberlin" 

verweisende Abschnittsbezeichnung " I I I / 8 / 2 " zu streichen; 


-	 im Schlagwortregister auf Seite 76 die auf "Weiterreise 

,	 von Bürgern V. nach dritten Staaten und Westberlin" ver­

weisenden Abschnitte durch den Abschnitt "III/8/1/7" zu 

ergänzen ; 


-	 in der Anlage 1 zum Abschnitt I I  , Ziffer 9.1., die Fest­

legungen "Oder als Teilnehmer von Touristengruppen" und 

"Sammelreiseliste mit Dienst- oder Touristenvisum und 

den Personalausweisen" zu streichen; 


- auf der (bisherigen) Anlage 4 zum Abschnitt I I I / 3 / 4 die 

Bezeichnung "Anlage 4" in "Anlage 3" zu ändern; 


-	 im Abschnitt I I I / 5 / 3  , Ziffern 1. und 2.2., die dort ge­

nannte Gültigkeit "von 3 Monaten" jeweils in "von 6 Mo­V naten" zu ändern; 

-	 im Abschnitt I I I / 5 / 3  , Ziffer 5., der in Klammern gesetzte 

Hinweis "(vgl. Abschnitt I I I / 3 / 4 , Anlage 4)" jeweils in 

"(vgl. Abschnitt I I I / 3 / 4 , Anlage 3)" zu ändern; 


- im Abschnitt I I I / 8 / 2 , Ziffer 1., die Staatsbezeichnung 

\J. 

"UVR" zu streichen; 

-	 im Abschnitt I I I / 8 / 2 , Ziffer 2.2., und im Abschnitt 


III/10/3, Ziffer 2., die dort genannte Unterschrifts­

berechtigung "Eisenreich" jeweils in "Riechel" zu än­

dern; 


 - im Abschnitt I I I / 9 / 2 , Z i f f e r 1.1-., die dort genannte 
rW Transitrelation "Zarrentin - Staaken" in "Zarrentin -

Stolpe" zu ändern ; 


\\ - im Abschnitt III/10/2 die in der zur Ziffer 1.1. gehö­
. \  J rende Fußnote genannte Jahreszahl "1987" in "1988" zu 

ändern ; 
4.	 Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 


Die Festlegungen des bisherigen Abschnittes III/8/1/5 ein­

schließlich der Anlagen 1 - 5 behalten als Übergangsrege­

lung ihre Gültigkeit und sind noch für vor dem 1. 1. 1988 

e r t e i l t e und noch gültige Genehmigungen anzuwenden. 
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Vor dem 16. 11. 1987 ausgestellte Sichtvermerke und Grenz­

empfehlungen mit der Unterschrift (Faksimile) " E i s e n r e i c h " 

sind im Rahmen i h r e r Gültigkeit weiterhin anzuerkennen. 

G l e i c h z e i t i g treten außer Kraft: 

- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle 

vom 24. 2. 1982, Tgb.-Nr.: RuG/125/82, über "Einführung 

neuer Reisedokumente", 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 29. 7. 1985, 

Tgb.-Nr.: VI/PKR/357/85, über "Abfertigung von Kraftfah­

rern und anderen Personen, die zur Durchführung von Bau­

s t o f f - und Mülltransporten über die Grenzübergangsstellen 

Drewitz, Mahlow, Staaken und Selmsdorf re i s e n " , 


- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des Leiters,der Hauptabteilung 

vom 8. 8. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/395/86, über "Einreisen 

von Bürgern der VR China aus dienstlichen Gründen", 


- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle 

vom 11. 9. 1986, Tgb.-Nr.: RuG/467/86 , über " V i s a f r e i e r 

Grenzübertritt von Bürgern der VR China", 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i t e r s vom 29. 9. 87, 

Tgb.-Nr.: RuG/539/87, über "Verlängerung der Gültigkeit 

von Kinderausweisen der DDR" (die Anlage kann bei den Ab­
teilungen/PKE verbleiben), , 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 12. 10. 1987, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/554/87, über "Durchsetzung von Ver­

änderungen im grenzüberschreitenden Reiseverkehr", 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 12. 10. 1987, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/557/87 , über "Veränderung der S i e g e l ­
und Unterschriftsberechtigung im Ministerium des Innern", 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i t e r s vom 

11. 11. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/605/87, über " U n t e r s c h r i f t s ­

berechtigung für Grenzempfehlungen und Sichtvermerke", 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 10. 11. 1987, 

Tgb.-Nr.: RuG/599 bzw. 600/87, über "Kontrolle der Zulas­

sung der in der DDR zugelassenen Kraftfahrzeuge" ( b e t r i f f t 

nur Dresden und Karl-Marx-Stadt), 


- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des L e i t e r s der Hauptabteilung 

vom 23. 12. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/672/87, über "Festlegung 

der bei Reisen nach der BRD'zu benutzenden Grenzübergangs­

s t e l l e n " , . 


- CFS Nr. 3395 des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i t e r s vom 

16. 12. 987, Tgb.-Nr.: RuG/657/87, über " F e r n s c h r i f t l i c h e 

Meldungen gemäß Z i f f e r 6.1. in Abschnitt IV/3/3 der PKO 

an HA I I I / l  " , 




F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des L e i t e r s der Hauptabteilung 

vom 21. 1. 1983, Tgb.-Nr. : RuG/36/83, über "Neue Rechts­

vorschriften für Auslandsreisen von Bürgern der Unga­

rischen VR" ,. 

Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 5. 2. 1908, 

Tgb.-Nr.: Ltr ./RuG/61/83, über "Neue Rechtsvorschriften 

für Auslandsreisen von Bürgern der UVR", 

CFS Ur. 2148 des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters'vom 

10. 2. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/71/80 , über "Begleitpor- ­
s'onen von im Schlepp von Binnenschiffen befindlichen 

individuellen Wasserfahrzeugen", 

Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i t e r s vom 

19.'2. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/36/83, über "Gültigkeit 

der Protokollausweise des f-'ifAA der DDR" , 

Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 25. 2. 1938 

Tgb.-Nr.: RuG/89/88, über "Ausreise von Bürgern der Un­

garischen VR nach Westberlin". 


F i e d l e r 

Generalnajor 
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59. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 59. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 

2. 2. 1988 abgeschlossenen und am 1. 5. 1988 in Kraft 

tretenden "Abkommens zwischen der Regierung der Deut­

schen Demokratischen Republik und der Regierung der 

Kooperativen Republik Guyana über die Aufhebung der 

Visapflicht für Inhaber von Diplomaten- und Dienstpäs­

sen", des am 2. 2. 1988 abgeschlossenen und am 2. 5. 1988 

in Kraft tretenden "Abkommens zwischen der Regierung der 

Deutschen Demokratischen Republik und der Regierung der 

Republik Mali über die Aufhebung der Visapflicht" sowie 

des am 26. 11. 1987 abgeschlossenen "Abkommens zwischen 

der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik und 

der Regierung der Volksrepublik Benin über die Aufhebung 

der Visapflicht für Inhaber von Diplomaten- und Dienst­

pässen" . 


2. Ergänzt wurden: 

- die Anlage 1 zum Abschnitt I  I durch die Ziffern 25. - 27. 

- die PKO durch die Abschnitte III/2/22, III/2/23 und 


III/2/24 

- die Anlage 1 zum Abschnitt I I I / 6 /  2 


3.1. Es sind auszutauschen: 

- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 7 - 8 gegen das 


10. Austauschblatt 

- im Schlagwortregister die Seiten 7 - 9 gegen das 


4. und 2, Austauschblatt, die Seite 25 gegen das 

3. Austauschblatt und die Seiten 41 - 42 gegen das 

8. Austauschblatt 


- in der Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Seite 17 gegen 

das 1. Austauschblätt und das neu hinzugekommene Blatt 


- die Anlage 1 zum Abschnitt I I I / 6 /  2 gegen das 3. Aus­

tauschblätt 
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"'3.2..X Es sind einzufügen: 
.,. r Abschnitt III/2/22, Seite 1


-Abschnitt II1/2/23, Seite 1 

- Abschnitt III/2/24, Seite 1 


4. Die Festlegungen des Abschnittes III/2/22 treten am 

1. 5. 1988 und die Festlegungen des Abschnittes III/2/23 

am 2. 5. 1988 in Kraft. 

Das Inkrafttreten der Festlegungen des Abschnittes 

III/2/24 wird gesondert mitgeteilt. 




Hauptabteilung VI Berlin , 16. Mai 1988 

Leiter D 18/88 
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60. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1.	 Die 60. Änderung erfolgt auf der Grundlage des Schrei­

bens des Ministers für Staatssicherheit vom 25. 2. 1988, 

WS - o008 - 19/88, über Neuregelungen im Reise- und Be­

sucherverkehr für Personen mit ständigem Wohnsitz in 

Westberlin und aufgrund anderer inzwischen eingetretener 

Veränderungen. 


2.1.	 Eine Neufassung erhielten: 

-	 im Abschnitt II/1/8 die Ziffer 1. 

-	 im Abschnitt I I I / 3 / 4 der letzte Absatz der Zi f f e r 3. 

-	 im Abschnitt II1/5/2 die Ziffern 1.1. und 1.2. ( s i e 

wurden zu Z i f f e r 1.), 2.1., der l e t z t e Absatz der Z i f ­

fer 2.2., die Ziffern 4., 7., 10. und 13. 


-	 der Abschnitt I I I / 5 /  3 

-	 im Abschnitt I I I / 5 / 1 6 die Ziffer 2.2. 

-	 im Abschnitt III/12/1/2 die Ziffern 5.1. und 5.2. ( s i e 


wurden zu Z i f f e r 5.) 

-	 im Abschnitt I I I / 1 2 / 3 die Ziffern 5.1. und 5.2. ( s i e 

wurden zu Zi f f e r 5.) 


-	 im Abschnitt IV/3/5 die Ziffern 1., 2. und 3. 

2.2.	 Ergänzt wurden: 


-	 im Abschnitt I I I / 3 / 4 die Ziffer 5.1. (sie wurde zu Z i f ­

fer 5. ) 


-	 der Abschnitt II1/3/4 durch die Ziffern 6.1. - 6.4. 

und die Anlage 4 


-	 im Abschnitt III/5/16 die Ziffer 4. 

-	 der Abschnitt IV/3/3 durch die Z i f f e r 3.2. 


2.3.	 Gestrichen wurden: . 

-	 im Abschnitt II/1/8 der zweite Satz der Z i f f e r 2. 

-	 im Abschnitt I I I / 3 / 4 ' d i e Ziffer 5.2. 
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2.4. Geändert w u r d e n : 


-	 d i e i n d e r A n l a g e 1 zum A b s c h n i t t 1/1 für d i e G r e n z ­

übergangsstellen Staaken/Straße und S t o l p e f e s t g e l e g ­

. t e n Z u l a s s u n g s b e d i n g u n g e n 


-	 d i e A n l a g e 2 und 4 zum A b s c h n i t t I I 1 / 5 / 2 

-	 d i e A n l a g e 1 zum A b s c h n i t t I I I / 5 / 3 


-	 im A b s c h n i t t I V / 3 / 3 i n Z i f f e r 6. d i e B e z e i c h n u n g von 

D i e n s t e i n h e i t e n d e r HA I I  I 


3 . 1 . Es s i n d a u s z u t a u s c h e n : 


- im S c h l a g w o r t r e g i s t e r d i e S e i t e n 7 - 8 gegen das 

5. A u s t a u s c h b l a t t 


-	 i n Anlage 1 zum A b s c h n i t t 1/1 d i e S e i t e n 1 1 - 1  2 

gegen das 4. A u s t a u s c h b l a t t 


-	 A b s c h n i t t I I / 1 / 8 , S e i t e n 1 - 2  , gegen das 4. Aus­

t a u s c h b l a t t 


-	 A b s c h n i t t I I I / 3 / 4  , S e i t e n 1 - 2  , gegen das 4. Aus­

t a u s c h b l a t t und das neu hinzugekommene B l a t t 


-	 A b s c h n i t t I I I / 5 / 2  , S e i t e n 1 - 14, gegen das 3., d i e 

b e i d e n 1 . , das 4., 7. und 3. A u s t a u s c h b l a t t s o w i e die 

A n l a g e n 2 und 4 gegen das j e w e i l s 1. A u s t a u s c h b l a t t 


-	 A b s c h n i t t 111/5/3, S e i t e n 1 - 5  , gegen d i e d r e i 2. 

Austauschblätter und das neu hinzugekommene B l a t t 

s o w i e d i e A n l a g e 1 gegen das 1. A u s t a u s c h b l a t t 


-	 im A b s c h n i t t I I I / 5 / 1 6 d i e S e i t e n 1 - 4 gegen d i e 

b e i d e n 2. A u s t a u s c h b l ä t t e r 


-	 im A b s c h n i t t I I I / 1 2 / 1 / 2 d i e S e i t e n 3 - 4 gegen das 

3. A u s t a u s c h b l a t t 


-	 im A b c h n i t t I I I / 1 2 / 3 d i e S e i t e 3 gegen das 3. Aus­

t a u s c h b l a t t 


-	 im A b s c h n i t t I V / 3 / 3 d i e S e i t e n 3 - 9 gegen d i e d r e i 

5. Austauschblätter und das 6. A u s t a u s c h b l a t t 


-	 im A b s c h n i t t I V / 3 / 5 d i e S e i t e 1 - 2 gegen das 1. 

A u s t a u s c h b l a t t 


3.2. Es i s t einzufügen:. ,. ' . 

-	 d i e A n l a g e 4 zum A b s c h n i t t I I I / 3 / 4 
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3.3.	 Es sind zu entnehmen: 


die Anlage 4 zum Abschnitt II/1/8 

^ ,- die Anlage 2 zum Abschnitt I I I / 5 /  3 


3.4.	 Handschriftlich i s  t 

im Schlagwortregister•auf Seite 36 die auf "Eintragung 


V  / 	 des K. in Berechtigungsscheine" verweisende Abschnitts­
bezeichnung " I I I / 5 /  3 - 4." in " I I I / 5 /  3 - 2.4." und die 
auf "Anreise mit K. ohne Genehmigung" verweisende Ab­
schnittsbezeichnung " I I I / 5 /  3 - 4." in "II1/5/3 - 3.3." 
zu ändern 
im Abschnitt I I I / 4 /  2 die Ziffer 2.3. zu streichen 


Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des 


Leiters vom 6. 7. 1987, Tgb.-Nr.: RuG/322/87, über 

"Ausreisen von NVA-Angehörigen nach der VR Polen und 

nach der CSSR" 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 24. 2. 88, 

Tgb.-Nr.: RuG/92/88, über "Neuregelungen im Reise- und 

Besucherverkehr für Personen mit ständigem Wohnsitz in 

Westberlin" (nur Berliner PKE und Abt. VI Potsdam) 


- Fern s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des 

Leiters vom 29. 2. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/94/88, über 

"Neuregelungen im Reise- und Besucherverkehr für Per­

sonen mit ständigem Wohnsitz in Westberlin" (außer 

Berliner PKE und Abt. VI Potsdam) 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 15. 2. 88, 

Tgb.-Nr.: RuG/76/88, über "Betreiben von Funkanlagen auf 

Fahrzeugen des Binnenwasserstraßenverkehrs" 


- Fe r n s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des 

Leiters vom 25. 3. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/145/88, über 

"Reisen von NVA-Angehörigen nach der CSSR" 


- Fern s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des 

Leiters vom 13. 5. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/250/88, über 

"Meldepflichten zum Mitführen von Funksendeanlagen". 


Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 10. August 1988

Leiter D 26/88 


stu 


61. Änderung

zur PaOkontrollordnung 


Die 61. Änderung erfolgt auf der Grundlage der auf der 

Ebene der Minister erfolgten Abstimmung zur Beendigung

der Ausgabe von Sichtvermerken zum Betreten Westberlins,

von durch das Ministerium für Auswärtige Angelegenhei­

ten der DDR den Ministerien für Auswärtige Angelegenhei­

ten der betreffenden s o z i a l i s t i s c h e n Staaten übergebenen 

Noten und von durch Außenministerien bzw. Botschaften 

dieser Staaten dem Ministerium für Auswärtige Angelegen­

heiten der DDR übersandten Antwortnoten sowie aufgrund 

von Veränderungen in zolldienstlichen Bestimmungen. 


2.1. Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II1/2/5, Z i f f e r 2., der Absatz "Personal 


ausweis mit Reiseanlage" 

- der bisherige Abschnitt 111/8/1 (neu I I I / 8 / 0 )

-	 im bisherigen Abschnitt III/8/1/1 (neu I I I / 8 / 1 ) die 


Ziffern ' l . und 2. 

- im bisherigen Abschnitt III/8/1/2 (neu I I I / 8 / 2 )


die Ziffern 1. und 3. 

- der bisherige Abschnitt III/ 8 / 1 / 3 (neu I I I / 8 / 3 )

-	 im bisherigen Abschnitt III/8/1/4 (neu I I I / 8 / 4 ) die 


Ziffern 2.1. und 2.2. ( s i e wurden zu den Ziffern 1. 

und 2. ) und 3. 


-	 im bisherigen Abschnitt III/8/1/7 (neu I I I / 8 / 7 ) die 

Zi f f e r 2. 


-	 im Abschnitt II1/10/2 die Ziffer : 

- im Abschnitt IV/3/2 die Ziffern 1 und 2. sowie in Zif­

fer 3. der 1. Absatz 

2.2 Ergänzt wurden: 


d die Z i f f e r 2
der Abschnitt I I I / 2 / 3 durch die Anlage 1 ununa me Z i l i  e 

dieses Abschnittes durch eine Fußnote 

der bisherige Abschnitt III/8/1/1 (neu I I I / 0 / 1 ) durch 

die Anlage 2 

der bisherige Abschnitt III/ 8 / 1 / 3 (neu I I I / 8 / 3 ) durch
. . .  . 


_die Anlage" ~  .  / i3 - 4 

im bisherigen Abschnitt III/8/1/6 (neu I I I / 8 / 6 ) die 

Z i f f e r 2. 
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- der bisherige Abschnitt III/8/1/7 (neu I I I / 8 / 7 ) durch 

die Anlage 1 und die Zi f f e r 1. dieses Abschnittes 


- die PKO	 durch die Abschnitte I I I / 8 / 8 - III/8/10 ein­

schließlich je einer Anlage 1 


3. Gestrichen wurden: 

-	 im Abschnitt II1/7/1 der let z t e Absatz der Zif f e r 1. 

- der Abschnitt I I I / 7 / 3 

- i m	 bisherigen Abschnitt III/8/1/1 (neu 111/8/1) die 


Zif f e r 3. 

- im bisherigen Abschnitt I I I / 8 / 1 / 2 (neu I I I / 8 / 2 ) die .. 


Ziffern 1.1., 1.2., 1.2.1. und 1.2.2. 

- im bisherigen Abschnitt III/8/1/4 (neu I I I / 8 / 4 ) die 


Ziffern 1. (die bisherigen Ziffern 2.1. und 2.2. wur­

den neu gefaßt und zu den Ziffern 1. und 2.) und 4. 

sowie die Fußnote zur bisherigen Zi f f e r 2.2. 


- der bisherige Abschnitt II1/8/2 

- im Abschnitt I I I / 1 0 / 2 der letzte Satz der Z i f f e r 3. 


4. Geändert wurden: 

- die Anlage 1 zum	 bisherigen Abschnitt II1/8/1/2 (neu 


I I I / 8 / 2 , die bisherige Anlage 1 des Abschnittes 

III/8/1/2 wurde zur Anlage 1 des Abschnittes I I I / 2 / 3 )


- die Anlagen 1 - 2	 zum bisherigen Abschnitt I I I / 8 / 1 / 3 

(neu I I I / 8 / 3 )


- im Abschnitt IV/3/2 das auf Seite 5 zuerst genannte 

Zahlensymbol 


1. Es sind auszutauschen: 

- im Schlagwortregister die Seiten 1 - 2 ,  9 - 10, 11,


33 - 34, 37, 41 - 42, 49 - 50, 53, 71 - 72 und 7 5 - 7 

gegen die jeweiligen Austauschblätter 


- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 11 - 12 gegen das 

7. Austauschblätt 


- Abschnitt I I I / 2 / 3 , Seiten 1 - 2, gegen das 4. Aus­

tauschblätt 


; - Abhchnitt I I I / 2 / 5 , Seiten 1 - 2 , gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


• - im Abschnitt I I I / 7 / 1 die Seiten 1 - 2 gegen das 3. 

Austauschblatt 


- Abschnitt I.II/8/1, Seiten 1 - 2 , gegen das 4. Aus­

tauschblätt des neuen Abschnittes I I I / 8 / 0 und das 

neu hinzugekommene Blatt 


- Abschnitt I I I / 8 / 1 / 1 , Seite 1, und die Anlage 1 gegen 

die beiden 1. Austauschblätter des neuen Abschnittes 

I I I / 8 / 1 


,	 - Abschnitt I I I / 8 / 1 / 2 , Seiten 1 - 5 , und die Anlage 1 

gegen das 2., 5., 2. und 1. Austauschblatt des neuen 

Abschnittes I I I / 8 / 2 
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- Abschnitt I I I / 8 / 1 / 3 , Seite 1, und die Anlagen 1 - 2, 

gegen das 2. und die beiden 1. Austauschblätter des 

neuen Abschnittes I I I / 8 / 3 


- Abschnitt I I I / 8 / 1 / 4 , Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Aus­

tauschblatt des neuen Abschnittes I I I / 8 / 4 


- Abschnitt 111/8/1/6, Seiten 1 - 2  , gegen das 1. Aus­

tauschblatt des neuen Abschnittes 111/8/6 


- Abschnitt I I I / 8 / 1 / 7 , Seite 1, gegen das 1. Austausch­

blatt des neuen Abschnittes III/Q/7 


- im Abschnitt III/10/2 die Seiten 1 - 4 gegen das 4. 

und 3. Austauschblatt 


- Abschnitt IV/3/2, Seiten 1 - 5  , gegen das 1., 3. und 

2. Austauschblatt .
 v 


3.2. Es sind einzufügen: . . .	 , 

- die Anlage 1 zum Abschnitt I.I 1/2/3 

- die Anlage 2 zum Abschnitt II1/8/1 

- die Anlagen 3 - 4 zum Abschnitt I I I / 8 / 3 

- die Anlage 1 zum Abschnitt I I I / 8 / 7 

- Abschnitt I I I / 8 / 8 , Seite 1, und Anlage 1 

- Abschnitt I I I / 8 / 9 , Seite 1, und Anlage 1 

- Abschnitt I I I / 8 / 1 0 , Seite 1, und Anlage 1 


3.3. Es sind zu entnehmen:	 ' . 

) / Abschnitt I I I / 7 / 3 , Seite 1 - 2 

X./- Abschnitt 111/8/2 ( a l t ) einschließlich der Anlagen 1 


3.4. Handschriftlich i s t  : 

im Schlagwortregister auf Seite 83 die auf "Z. für Aus­

länder mit ständigem Wohnsitz in der DDR" verweisende 

Abschnittsbezeichnung " I I I / 7 / 3 - 2.1." zu streichen 


-' die Abschnittsbezeichnung " I I I / 8 / 1 / 2 " auf den Anlagen 2, 

/ 	 3 a und 3 b zum bisherigen Abschnitt III/ 8 / 1 / 2 jeweils 

in "111 / 8 / 2 " zu ändern 
die Abschnittsbezeichnung " I I I / 8 / 1 / 5 " auf den Seiten 
1 - 2 und der Anlage 1 des bisherigen Abschnittes 
III/8/1/5 sowie auf den Seiten 1 - 2 und den Anlagen 

1/ 	 1 _  5 mit dem ,nandschriftlichen Vermerk "Noch anzuwen­

den für vor dem 1. 1. 1988 e r t e i l t e Genehmigungen"ver­

sehenen bisherigen Abschnittes III/8/ 1 / 5 jeweils in 

" I I I / 8 / 5 " zu ändern 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Sichtvermerke zum Betreten Westberlins werden an Bürger 

der SR Rumänien ab 16. 5. 1988 und an Bürger a l l e r anderen 

betreffenden s o z i a l i s t i s c h e n Staaten ab 1. 7. 1988 nicht 

mehr ausgegeben. Vor dem 1. 7. 1988 ausgegebene Sicht­

vermerke berechtigen im Rahmen ihrer Gültigkeit zum Grenz­

übertritt nach Westberlin. 
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Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Fern s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i ­


ters vom 25. 2. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/93/88, über "Neue 

Reiseanlagen der VR Bulgarien" 


-Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 13. 4. 1988,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/191/88, über "Ausreise von Bürgern der 

VR Polen und der SR Rumänien nach Westberlin" •• -̂ • 


- Fer n s c h r i f t l i c h e Weisung des Leiters der Hauptabteilung

vom 28. 4. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/213/88, über "Ausreise 

von Bürgern der VR Polen und der SR Rumänien nach West­

ber l i n " 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters vom 10. 5. 1988,

Tgb.-Nr.: RuG/230/88, über "Einstellung der Ausgabe der 

Sichtvermerke an Bürger der SRR" 


- Schreiben des L e i t e r s der Hauptabteilung vom 25. 5. 1988,

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/268/88, über "Einstellung der Ausgabe 

der Sichtvermerke zum Betreten Westberlins" 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters vom 

28. 6. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/302/88, über "Einstellung

der Ausgabe der Sichtvermerke zum Betreten Westberlins" 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters vom 

4. 7. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/319/88, über "Einstellung

der Ausgabe der Sichtvermerke zum Betreten Westberlins 

für Bürger der UdSSR und der Republik Kuba". 


Die mit den beiden letztgenannten Schreiben übermittelten 

Muster von Pässen und Genehmigungen können bei den PKE ver­

bleiben oder sind an die AG Recht und Grundsatzfragen zu­

rückzugeben. 


Mb : 
Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 15. August 1988' 

Leiter D 27/88 


r 
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62. Änderung 


zur PaQkontrollordnung 


Die 62. Änderung erfolgt auf der Grundlage des am 

1. 10. 1987 abgeschlossenen und am 1. 1. 1988 in Kraft 

getretenen"Abkommens zwischen der Regierung der Deut­

schen Demokratischen Republik und der Regierung der Re­

publik Finnland über Visafreiheit", der diesbezüglichen 

Note des MfAA der DDR an das MfAA der Republik Finnland, 

der vom Minister des Innern und Chef der DVP erlassenen 

"Anordnung über die Erfüllung der Meldepflicht" vom 

3. 12. 1987 sowie aufgrund anderer inzwischen eingetre­

tener Veränderungen. 


2.1. Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt III/3/6 der letzte Satz der Ziffer 6. 

- im Abschnitt I I I / 4 / 1  , die Ziffern 1. und 3.1. und in 


Ziffer 2. die Buchstaben e) und h) 

- im Abschnitt II1/9/12 die Ziffer 2.2. 


2.2. Ergänzt wurden: 

- die Anlage 1 zum Abschnitt I  I durch die Ziffer 28. 

- die PKO durch den Abschnitt III/2/25 ­
- im Abschnitt II I / 4 / 1  , Ziffer 2., der Buchstabe j  ) 

. sowie die Ziffer 3.5. (aus der Ergänzung zu Ziffer 3.5. 

sind keine Konsequenzen abzuleiten) 


- im Abschnitt III/9/12 die Ziffern 1.2. und 3.7. 

2.3. Gestrichen wurden: 


- im Abschnitt I I I / 4 / 1  , Ziffer 4.3.1., die Worte "und 

der SR Vietnam" 


- im Abschnitt III/9/12 die Ziffern 1.3. und 4.2. sowie 

in Ziffer 4.3. der 1. Satz (die bisherigen Ziffern 4.3. 

und 4.4. wurden zu den Ziffern 4.2. und 4.3.) 


Es sind auszutauschen: 

- im Schlagwortregister die Seiten 19 - 20 und die Sei­


te 45 gegen das 8. und 1. Austauschblatt 
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- in der Anlage 1 zum Abchnitt I  I die Seite 19 gegen das 

1. Austauschblatt 


-	 im Abschnitt I I I / 3 /  6 die Seite 3 gegen das 1. Austausch­

blätt 


-	 im Abschnitt I I I / 4 / 1 die Seiten 1 - 6 gegen das 2., 6. 

und 5. Austauschblatt 


-	 im Abschnitt I I I / 9 / 1 2 die Seiten 1 - 2 gegen das 7. Aus­

tauschblätt und die Seiten 7 - 8 gegen das 2. Austausch­

blätt 


3.2. Es i s  t einzufügen: 

1
-	 Abschnitt I I I / 2 / 2 5 , Seite 1 -."


3.3. Es i s  t zu entnehmen: 

- die Anlage 7 zum Abschnitt III/2/ 2 / 1 (entsprechend 56. 


/\ Änderung) 

3.4. Handschriftlich i s  t 


- das Inhaltsverzeichnis auf Seite 8 durch " I I I / 2 / 2 5 Be­
,	 freiung von der Visapf l i c h t für Bürger der Republik 


Finnland" zu ergänzen 

- die Anlage 1 des Abschnittes I I I / 6 /  2 durch "Republik 


i / Finnland Inhaber von Dienst- und Reisepässen" zu er­
" ganzen 

J  - auf der Anlage 2 zum Abschnitt I I I / 9 /  8 der Staat "Tunesien" 

zu streichen 
4  . Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in.Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 22. 12. 1987, 


Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/663/87, über "Abkommen zwischen der Re­

gierung der DDR und der Regierung der Republik Finnland 

über V i s a f r e i h e i t " 


-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung an den Leiter 

der PKE Flughafen Berlin-Schönefeld vom 24. 12. 1987, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/674/87, über "Anwendung des Abkommens 

zwischen der Regierung der DDR und der Regierung der 

Republik Finnland über V i s a f r e i h e i t " 


• - Schreiben des Leiters der Hauptabteilung an die Leiter 

der Berliner PKE vom 28. 12. 1987, Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/675/87, 

über"Abkommen zwischen der Regierung der DDR und der Re­

gierung der Republik Finnland über V i s a f r e i h e i t " 
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F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des 

Leiters vom 10. 2. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/69/88, über 

"Anwendung der Abkommen über V i s a f r e i h e i t DDR - Finn­

land und DDR - SFR Jugoslawien." 


Fied: 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 25. November 1988 

Leiter D'39/88 


63. Änderung 

zur PaQkontrollordnung 


1. Die 63. Änderung erfolgt auf der Grundlage der am 

26. 1. 1988 unter Leitung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i ­

ters, Genossen Generalmajor Vogel, erfolgten Beratung 

zur Durchführung der Paßkontrolle bei Seepassagierschif­

fen, weiterer durch das Ministerium für Auswärtige Ange­

legenheiten mit den Botschaften s o z i a l i s t i s c h e r Staaten 

vereinbarter Festlegungen zum Grenzübertritt von Bürgern 

s o z i a l i s t i s c h e r Staaten nach und von Westberlin im Zusam­

menhang mit der Einstellung der Ausgabe der Sichtvermerke 

sowie auf Grund anderer inzwischen eingetretener Verän­

derungen. 


2.1. Eine Neufassung erhielten: 


im Abschnitt I I 1 / 6 / 1, Ziffer 2., der 2. Absatz 
im Abschnitt I I 1 / 6 / 2 die Zi f f e r 3.6.1. 
im Abschnitt I I I / 8 / 0  , Ziffer 3., der 2. Absatz 
im Abschnitt I I I / 8 / 1 die Ziffer 1. 
im Abschnitt III/12/1/1 die Z i f f e r 
im Abschni tt 111/15 die Ziffer 3.1 

2.2. Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt 1/4 die Ziffer 5. 

- im Abschnitt II/5/1 die Ziffer 3.2. durch eine Fußnote 

- im Abschnitt 11/5/1/1 die Z i f f e r 1. 
- im Abschnitt I I I / l / l  , Z i f f e r 4., der Buchstabe h) 

- im Abschnitt 111/2/1 die Zi f f e r 2. 
- der Abschnitt II1/5 /10/1 durch die Ziffern 2.3. und 4.3 
- im Abschnitt III/8/10 die Z i f f e r 1. 

- im Abschnitt I I I / 1 0 / 1 , Ziffer 2.1., die 4. These 
- der Abschni tt I I I / 1 0 / 3 durch die Ziffer 6. 
- im Abschnitt 111/15, Ziffer 3.2., die 9. These 

- im Abschnitt IV/3/3, Zi f f e r 6.1., die 2. These 


2.3. Gestrichen wurden: 

im Abschnitt I I I / 1 / 4 die Zi f f e r 10. ( s i  e kann nunmehr als 

gegenstandslos betrachtet werden) und die Ziffer 13. (die' 

bisherigen Ziffern 11. - 12. wurden zu den Ziffern 10. ­
11. und die bisherigen Ziffern 14. - 19. zu den Ziffern 

12. - 17.) 
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•"""'-" im Abschnitt I I I / 6 / 2 die Z i f f e r 3.6.2. (die bisherige 

!.- Zi f f e r 3.6.3. wurde zu Z i f f e r 3.6.2.) 

j - der Abschnitt 111/6/5 


- im Abschnitt I I I / 8 / 1 , Z i f f e r 2., der letzte Satz sowie 

der Zwischensatz im vorletzten Satz 


2.4. Geändert wurden: 

- die im Abschnitt 1/4, Z i f f e r 7., festgelegten Fristen 


-• - für die Aufbewahrung von Lagefilmen 

3.1. Es sind auszutauschen: 


l , - im Inhaltsverzeichnis die Seiten 11 - 12 gegen das 
8. Austauschblatt 

im Abschnitt 1/4 die Seiten 3 - 6 gegen die beiden 

3. Austauschblätter 

im Abschnitt II/5/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 4. Aus-
I 

»1/ tauschblatt 
im Abschnitt II/5/1/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


/ - im Abschnitt I I I / l /  l die Seiten 3 - 4 gegen das 5. Aus­
tauschblatt 


[
r 
 - im Abschnitt I I I / 1 / 4 die Seiten 3 - 5 gegen das 7. Aus­

tauschblatt 
i - Abschnitt I I I / 2 / 1 , Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Austausch­

blätt 
- Abscnnitt III/5/10/1 , Seiten 1 - 3  , gegen das 2. und 


3. Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / 6 / 1 die Seiten 1 - 2 gegen das 3. Aus­


tauschblätt 

\y - im Abschnitt " 111/6/2 die Seiten 5 - 6 gegen das 5. Aus­

tauschblätt 
- im Abschnitt I I I / 8 / 0 die Seiten 1 - 2 gegen das 5. Aus­


tauschblätt 

- Abschnitt I I I / 8 / 1 , Seite 1, gegen das 2. Austauschblatt 

- Abschnitt 111/8/10,'Seite 1, gegen das 1. Austauschblatt 

- im Abschnitt I I I / l O /  l die Seiten 3 - 4 gegen das 4. Aus­


tauschblätt 

- im Abschnitt III/10/3 die Seite 3 gegen das 1. Austausch­


blätt 




BS UJ 

000366 

- im Abschnitt III/12/2/1 die Seiten 9 - 1 0 gegen das 

3. Austauscnb1 a11 


r im Abschnitt 111/15 die Seiten .1-4 gegen das 2. und 
6. Austauschblatt 


-	 im Abschnitt IV/3/3 die Seiten 7 - 8 gegen das 7. Aus­

tauschbla tt 


3.2. Es i s  t zu entnehmen: 

-	 der Abschnitt I I I / 6 / 5 , Seite 1 - 2 


3.3. Es i s t neu einzuordnen: 

- der Abschnitt I I I / 6 / 9 i s t durch handschriftliche Än­


derung der Abschnittsbezeichnung auf den Seiten 1 - 2 

als Abschnitt " I I I / 6 / 5 " zu kennzeichnen und als neuer 

Abschnitt I I I / 6 / 5 entsprechend einzuordnen 


3.4. Handschriftlich i s t 

-	 im Schlagwortregister auf Seite 25 das Schlagwort 


"ÜberwachungsmaOnahmen im G." und die entsprechende Ab­

schnittsbezeichnung "IIT/6/5" zu streichen 


-	 im Schlagwortregister auf Seite 53 die auf "Rückabfer­
tigung" verweisende Abschnittsbezeichnung " I I I / 6 / 9 " in 

"111/6/5" zu ändern 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Die im Abschnitt I I I / 6 / 5 festgelegten Maßnahmen wurden 

mit Wirkung vom 1. 11. 1988 aufgehoben. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 4. 3. 1977, 

Tgb.-Nr.: VI/LA/136/77, über "Kontrollmaßnahmen gegenüber 

Kraftfahrern aus n i c h t s o z i a l i s t i s c h e n Staaten und West­

berlin, die im Interesse der Außenhandelsbeziehungen der 

DDR einreisen" 


-	 Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 15. 12. 1986, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/660/86, über "Gebührenerhebung für die 

Erteilung von Visa zur Ein- und Ausreise für einen Tag" 


-	 Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters vom 9. 5. 88, 

Tgb.-Nr.: PKR/215/88, über "Einreisen von Kraftfahrern aus 

n i c h t s o z i a l i s t i s c h e n Staaten und Berlin (West) zur Durch­

führung von Abfalltransporten auf Deponien in der ODR" 


- F e r n s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Lei­
ters an die Leiter der Berliner PKE vom 30. 6. 1988, 
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Tgb.-Nr.: RuG/314/88, über "Einstellung der Ausgabe 

von Sichtvermerken zum Betreten Westberlins" (entspre­

chend der 61. Änderung) 


- Fernschreiben.des Leiters der Hauptabteilung vom 

14. 7. 1988', CFS 2732, Tgb . - Nr . : RuG/3 4 1/88 , über "Melde­

p f l i c h t zu Einreisen mit Funksendeanlagen an HA I I I  " 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 24. 8. 88, 

Tgb.-Nr.: RuG/420/88, über "Ausstellung von Sichtvermer­

ken zum Betreten Westberlins für Bürger der UdSSR" 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

2. 9. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/434/88, über "Bevorzugte Paß­

kontrolle bei Bürgern s o z i a l i s t i s c h e r Staaten" 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters an die 

Leiter der PKE Friedrich-/Zimmerstraße und Bahnhof 

Friedrichstraße vom 14. 9. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/448/88, 

über "Anwendung der für die Weiterreise von Bürgern der 

UdSSR nach nichtsozi a 1 istischen Staaten und Westberlin 

geltenden Regelungen nach Wegfall der Sichtvermerke" 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Le i t e r s vom 

26. 9. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/465/88, über "Weiterreisen 

von Bürgern der UdSSR nach Westberlin" (nur Abt. VI der BV 

Schwerin, Magdeburg, Potsdam, Gera, E r f u r t ) 


- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

27. 9. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/470/88, über "Bevorzugte 

Paßkontrolle bei Bürgern s o z i a l i s t i s c h e r Staaten" 


- Schreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters vom 

29. 9. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/478/88, über "Anerkennung 

der Reisegenehmigung der VR China für Trans i t r e i sen 

durch die DDR" 


- Fe r n s c h r i f t l i c h e Weisung des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des L e i ­

ters vom 30. 9. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/482/88 (für Abt. VI 

BV Rostock Schreiben vom 12. 10. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/ 

514/88), über "Einreise von Touristengruppen aus der 


t  l 
UdSSR 

- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 13. 10. 1988, 


Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/518/88, über "Kontrollmaßnahmen gegen­

über Kraftfahrern aus n i c h t s o z i a l i s t i s c h e n Staaten und 

Westber 1 in" 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung an die Leiter 

der Berliner PKE vom 3. 11. 1988, Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/ 


\ 554/88, über "Ausreisen von Angehörigen der Botschaft 

I  i 
der KDVR 
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Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

11. 11. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/573/88, über "Bevorzugte 

Paßkontrolle bei Bürgern der CSSR und anderer sozia­

l i s t i s c h e  r Staaten" 


Fiedler 

Generalmajor 
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H a u p t a b t e i l u n g V I B e r l i n , 15. Dezember 1988 

L e i t e r D 43/88 
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64. Änderung 


z u r Paßkontrollordnung 


f'	 ^ 1. Die 64. Änderung e r f o l g  t a u f der G r u n d l a g e d e r " V e r o r d n u n g 
? W über den Umtausch d e r P e r s o n a l a u s w e i s e d e r D e u t s c h e n Demo­

k r a t i s c h e n R e p u b l i k " vom 10. Augus t 1978, von Änderungen 
zu r DV Nr. 36/78 des M i n i s t e r s des I n n e r n und Chefs der DVP 
über d i e P e r s o n a l a u s w e i s e d e r D e u t s c h e n D e m o k r a t i s c h e n Re­
p u b l i k , a u f Grund von F e s t l e g u n g e n im I n t e r e s s e d er w e i t e ­
r e n R e d u z i e r u n g von A b f e r t i g u n g s h a n d l u n g e n i  n den d u r c h -

t	 gehenden Reisezügen z w i s c h e n der BRD und W e s t b e r l i n s o w i e 
S auf Grund von Abstimmungen m i t dem M i n i s t e r i u m für Auswär­

t i g e A n g e l e g e n h e i t e n z u r B e h a n d l u n g d e r R e i s e d o k u m e n t e 
Taiwans. ,I
\ 2 . 1 . Eine N e u f a s s u n g e r h i e l t e n : 

- im A b s c h n i t t I I / 1 / 5 d i e Z i f f e r  n 4. und 5. 

: - im A b s c h n i t t I I I / 1 /  2 d i e Z i f f e r  n 1. und 3. 
i ' - im A b s c h n i t t I I I / 1 /  5 d i e Z i f f e r 11.2. ( s i e wurde zu 
I • . Z i f f e r 11.) 

- im A b s c h n i t t 111/9/11 d i e Z i f f e  r 2.3. 


2.2. Ergänzt wurden: . 


- im A b s c h n i t t I I / 1 / 5 d i e Z i f f e r 2.	 ' 

- der A b s c h n i t t I I / 1 / 5 d u r c h e i n e A n l a g e 1 


" ' l * - im A b s c h n i t t I I / 2 / 3 / 2 d i e Z i f f e  r 3.4. 

- < _ im A b s c h n i t t I I I / 5 / 1 7 d i e Z i f f e r 2. 


- im A b s c h n i t t 1 I I / 9 / 1 1 d i e Z i f f e  r 1.2. 


2.3. G e s t r i c h e n w u r d e n : 

-	 d i e A b s c h n i t t e 11/1/5/1 und I I / 1 / 5 / 2 ( d e r b i s h e r i g e . 


A b s c h n i t t 11/1/5/3 wurde zum A b s c h n i t t I I / 1 / 5 / 1 ) 

- der A b s c h n i t t I 1 / 4 / 4 

- im A b s c h n i t t 111/1/5 d i e Z i f f e  r 1 1 . 1 . 


2.4. G e ä n d e r t w u r d e : 

- d i e Überschrift des A b s c h n i t t e s I I / 1 / 5 
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•3.1. Es sind auszutauschen: 

". - im Inhaltsverzeichnis die Seiten 3 - 4 gegen das 


. J  ; 4. Austauschblatt 

.  ' * - •-. ' • . 

- im Schlagwortregister die Seiten 47 - 48 gegen das 

7.,, Austauschblätt 


- Abschnitt T i / l / 5 , Seiten 1 - 4  , gegen die beiden 

2. Austauschblätter 


- im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 3 - 4 gegen das 

5. Austauschblatt 


- im Abschnitt' 'I 1-1/1/2 die .Seiten 1 - 4 gegen das 

5V. und 10. Austauschblätt 


- im Abschnitt II1/1/5 die Seiten 9 - 10 gegen das 

1. Austauschblatt 


- Abschnitt I I I / 5 / 1 7 , Seiten 1 - 2, gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt H'I/9/11 die Seiten 1 - 4 gegen das 

7. und 4. Austauschblatt 


3.2. E s . i s t einzufügen: 

- Anlage 1, Seiten 1 - 10, zum Abschnitt II/1/5 


3.3. Es. sind, zu entnehmen: 

- Abschnitt 11/1/5/1, Seiten 1 - 5 

- Abschnitt II/1/5/2, Seiten 1 - 1  0 

- Abschnitt II/4/4, Seiten 1 - 2 ­

3.4. Handschriftlich i s t  : 

- im Schlagwortregister auf Seite 15 die auf "Kontrolle 


bei Ein- und Ausreisen in D." verweisende Abschnitts­

bezeichnung " I I / 4 / 4 " in "II/2/3/2 - 3.4." zu ändern 


- auf den Seiten 1 - 6 des bisherigen Abschnittes II/1/5/3 

die Äbschnittsbezeichnung "11/1/5/3" jeweils in "II/1/5/1 


.' zu ändern 

4  , Diese Änderung t r i t  t am 1. 1. 1989 in Kraft. 

*'• 

Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 20. März 1989 

Leiter D 13/89 
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65. Änderung 

zur PaOkontrollordnung 


1. Die 65. Änderung erfolgt auf der Grundlage der am 1. 1. 89 

in Kraft getretenen "Verordnung über Reisen von Bürgern der 

Deutschen Demokratischen Republik nach dem Ausland" vom 

30. 11. 1988, von Änderungen zur DV Nr. 40/74 des Ministers 

des Innern und Chefs der DVP und aufgrund anderer zu Reisen 

von Bürgern der DDR inzwischen eingetretener Veränderungen. 


2.1. Eine Neufassung erhielten: 

- der Abschnitt I1/2/1 

-	 im Abschnitt II/2/1/1 die Ziffer 3.4. 

- die Abschnitte	 II/2/2, II/2/3, I1/2/3/1, II/2/3/2, 


II/2/4, II/3/1, II/3/2 und II/3/3 

-	 im Abschnitt I1/4/2 die Ziffer 2.1. 


2.2. Ergänzt wurden: 

- die PKO durch den Abschnitt I1/2/2/1 

- der Abschnitt II/4/2 durch die Ziffer 3.2. (die bisherige 


23 - 24, 35 - 36, 51 - 52, 67 - 6B, 71 - 72, 77 - 78,und 


Ziffer 3. wurde zu Ziffer 3.1.) 
2.3. Geändert wurde: 

- die Anlage 3 zum Abschnitt I  I \ 
3.1. Es sind auszutauschen: 

- im Inhaltsverzeichnis die Seiten 3 - 4
5. Austauschblatt 

 gegen das 

- im Schlagwortregister die Seiten 3 - 4, 13 - 14, 15 - 16, 
83 - 84 gegen das jeweilige Austauschblatt 


- Abschnitt	 II/2/1, Seiten 1 - 5  , gegen das 5., 4. und 2. 

Austauschblatt 


- im Abschnitt I1/2/1/1 die Seiten 5 - 6 gegen das 4. Aus­

tauschblatt 


- Abschnitt II/2/2, Seiten 1 - 4  , gegen das 4. und 5. Aus­

tauschblatt 
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- Abschnitt II/2/3, Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Austausch­

blätt 


- Abschnitt II/2/3/1, Seiten 1 - 2  , gegen das 4. Austausch­

blätt 


- Abschnitt 11/2/3/2, Seiten 1 - 10, gegen das 6., 6., 5., 
6 . , Austauschblatt 
Abschnitt 11/2/4, Seiten 1 - 4  , g e g e  n das 3. und 5. Aus- ^ = 

tauschblatt und das neu hinzugekommene Blatt 


- Abschnitt II/3/1, Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Austausch- ^ 
blatt J 

-	 Abschnitt II/3/2, Seite 1, gegen das 1. Austauschblatt ^ 

- Abschnitt II/3/3, Seiten 1 - 4  , gegen das 3. und 4. Aus­


tauschblätt 

- Abschnitt 11/4/2, Seiten 1 - 3  , gegen das 5. und 1. Aus­


tauschblätt ­
-	 die Anlage 3 zum Abschnitt I  I gegen das 5. Austauschblätt 


3.2.	 Es i s  t einzufügen: 

-	 Abschnitt 11/2/2/1, Seite 1 


3.3.	 Es i s  t neu einzuordnen: 

- die Anlage 1 zum Abschnitt 11/2/2 ist durch handschrift­


liche Änderung der Abschnittsbezeichnung als Anlage 1 zum 

Abschnitt II/2/2/1 zu kennzeichnen und als solche entspre­
chend einzuordnen 


3.4.	 Handschriftlich sind: 

-	 im Schlagwortregister auf Seite 34 die Schlagwörter \


"Kontrolle von K." und "Landgang von Besatzungsmitglie­
dem von K." mit den entsprechenden Abschnittsbezeich­

nungen zu streichen 


- die Anlagen 2 - 4 zum Abschnitt 11/2/2 als Anlagen 1 - 3 
zu kennzeichnen 

4.	 Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: ^ 

- Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom IB.8.87, 

Tgb.-Nr.: 1. Stv./73/87, über "Zählkarten, Vordruck F 74/3, 

für Reisen von Bürgern der DDR im Rentenalter" 


 i 
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Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

16. 8. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/404/88, über "Veränderung 

der Untersehr iftsberechtigung im Ministerium des 

Innern" 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung 
vom 24. 12. 1988, Tgb.-Nr.: RuG/645/88, über "Änderungen 
der PKO" 

Fiedler 

Generalmajor 
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66. Änderung 


zur Paßkontrollordnung 


Die 66. Änderung erfolgt auf der Grundlage von durch die 

zuständigen Organe getroffenen Festlegungen zu Reisen von 

Bürgern der DDR mit ständigem Wohnsitz im Ausland. 

Eine Neufassung e r h i e l t : 

-	 der Abschnitt 11/10 

Es sind auszutauschen: 


im Inhaltsverzeichnis die Seiten 5 6 gegen das 1. Aus­
tauschblatt 


-	 im Schlagwortregister die Seiten 79 - 80 gegen das 4. Aus­

tauschblätt 


-	 Abschnitt 11/10, Seiten 1 - 6  , gegen das 2., 3. und 2. Aus­

tauschblätt 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

G l e i c h z e i t i g treten außer Kraft: 

-	 Schreiben des S t e l l v e r t r e t e r s Paßkontrolle der Hauptabteilung 


vom 10. 9. 1985, Tgb.-Nr.: RuG/529/05, über "Einreisen von 

Staatsbürgern der DDR mit ständigem Wohnsitz in der Repu­

blik Irak", 


-	 Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 5. 5. 1988, 

Tgb.-Nr.: RuG/231/B8, über "Wiederausreise von Bürgern der 

DDR mit ständigem Wonnsitz in der Republik Kuba und in der 

Republik Finnland", 


-	 Fernschreiben des 1. S t e l l v e r t r e t e r s des Leiters der Haupt­

abteilung vom 25. 11. 1988, Tgb.-Nr.: 1. Stv./77/88, CFS-Nr. 

4465, über "Ausreisen von Bürgern der DDR mit ständigem 

Wohnsitz in anderen Staaten und Westberlin", 


-	 Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 21. 3. 1989, 

Tgb.-Nr: RuG/156/89, über "Weiterreisen von Bürgern der DDR 

mit ständigem Wohnsitz in s o z i a l i s t i s c h e n Staaten". 


Fiedler 

Generalmajor • 




Hauptabteilung VI Berlin, 25. April 1989 

Leiter D 21/89 
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67. Änderung 

zur PaOkontrollordnung 


1. Die 67. Änderung erfolgt auf der Grundlage der 53. und 

55. Änderung zur DV Nr. 40/74 des Ministers des Innern 

und Chefs der DVP und aufgrund verschiedener inzwischen 

eingetretener Veränderungen. 


2.1. Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/2/2 der letzte Absatz der Ziffer 1.1. 

- im Abschnitt II/2/3/2 der vierte Satz der Ziffer 2.4. 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffer 6.6. (sie wurde zu 


Ziffer 6.5.) 

- im Abschnitt III/5/2 die Ziffer 5. 

- im Abschnitt III/9/10 die Ziffern 1.10.1. und 1.10.2. 

- im Abschnitt III/9/14 der 5. Stabstrich der Ziffer 2.. 

- im Abschnitt I I I / l l / l /  l die Ziffern 2.2. und 3.2. 


2.2. Ergänzt wurden: 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Fußnote zu Ziffer 2.5. 

- im Abschnitt II1/1/3, Ziffer 1., der Buchstabe a durch 
eine Fußnote 

- der Abschnitt III/2/2/1 durch die Ziffer 7.6. 

- im Abschnitt III/2/8 die Ziffer 2. 

- im Abschnitt III/2/9 die Ziffer 1. 

- im Abschnitt III/5/2 der 1. Absatz der Ziffer 7. 

- im Abschnitt III/5/4 die Ziffer 3. 

- im Abschnitt III/6/1 der vorletzte Absatz der Ziffer 5 

- im Abschnitt III/9/1 die Ziffer 10. 

- im Abschnitt III/9/10 die Ziffer 1.6. 

- im Abschnitt III/10/3 die Ziffer 6. 

- im Abschnitt III/11/3/1 die Anlage 2 

- im Abschnitt III/12/1/4 die Anlage 1 


2.3. Gestrichen wurden: 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Ziffern 6.2. und 7.3.2. (die 


bisherige Ziffer 7.3.3. wurde zu Ziffer 7.3.2.) sowie 

die jeweils zweiten Absätze der Ziffern 7.2. und 7.2.1. 
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-der Abschnitt III/2/24 (da ein Inkrafttreten des Abkom­

mens zwischen der Regierung der DDR und der Regierung 


•	 der VR Benin über die Aufhebung der Visapflicht für In­

haber von Diplomaten- und Dienstpässen nicht absehbar 

i s t  ) 


- im Abschnitt III/5/2 die Ziffer 12. (die bisherige Zif­

fer 13. wurde zu Ziffer 12.) 


- im Abschnitt III/5/16 die Ziffer 5. (die bisherige Zif­

fer 6. wurde aus redaktionellen Gründen zu den Ziffern 

.5. und 6. ) 


- im Abschnitt III/9/14 der 6. Stabstrich der Ziffer 2.1. 

2.4. Geä'ndert wurden: 


- die	 Anlage 1 zum Abschnitt II/4/2 

- die	 Anlagen 2, 2a und 3 zum Abschnitt III/6/2 

- die	 Anlagen ld und 2a - 2d zum Abschnitt III/9/4 


3.1. Es sind auszutauschen: 

- im Schlagwortregister die Seiten 33 - 34 gegen das 

4. Austauschblatt 


- im Abschnitt II/2/2 die Seiten 1 - 2 gegen das 5. Aus­

tauschblatt 


- im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 3 - 6 gegen das 7. 

und 6. Austauschblatt 


- im Abschnitt II/4/2 die Anlage 1 gegen das 2. Austausch 

blatt 


- Abschnitt I I I / 1 / 3  , Seiten 1 - 2  , gegen das 5. Aus­

tauschblatt 


- im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten 17 - 20 gegen das 

5. und 3. Austauschblatt	 " 


- Abschnitt III/2/8, Seiten 1 - 2  , gegen das 2. Austausch 

blatt 


- Abschnitt III/2/9, Seite 1, gegen das 1. Austauschblatt 

- Abschnitt II1/2/11, Seiten 1 - 2  , gegen das 4. Aus­


tauschblatt 

- im Abschnitt III/5/2 die Seiten 3 - 6 und 11 - 12 gegen 


die beiden zweiten und das 4. Austauschblatt 

.- Abschnitt i I I / 5 / 4  , Seiten 1 - 2, gegen das 2. Austausch 


blatt 

- im Abschnitt iII/5/16 die Seiten 5 - 6 gegen das 5. Aus 


tauschblatt 
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- im Abschnitt III/6/1 die Seite 5 gegen das 1, Austausch­

blätt 


- im Abschnitt 111/6/2 die Anlage 2 gegen das 2. Austausch­
blätt, die Anlage 2a gegen das 3. Austauschblatt und die 
Anlage 3 gegen das 2. Austauschblatt 

- im Abschnitt III/9/1 die Seite 5 gegen das 1.,Austausch­

blätt "-; 


- im Abschnitt III/9/4 die Anlage ld gegen das 2. Austausch­

blätt, die Anlage 2a gegen das 3. Austauschblätt und die 

Anlagen 2b - 2d gegen die jeweils zweiten Austauschblätter 


- im Abschnitt III/9/10 die Seiten 3 - 6 gegen das 9. und 

7. Austauschblatt 


- im Abschnitt III/9/14 die Seiten 1 - 4 gegen die beiden .

dritten Austauschblätter 


- im Abschnitt III/10/3 die Seiten 3 - 4 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt II1/11/1/1 die Seiten 1 - 2 gegen das 4. 

Austauschblatt 


- im Abschnitt III/11/3/1 die Anlage 2 gegen das 2. Aus­

tauschblätt 


- im Abschnitt III/12/1/4 die Anlage 1 gegen das 3. Aus­

tauschblätt 


Es i s  t zu entnehmen: 

- Abschnitt III/2/24, Seite 1 

Handschriftlich i s t  : 

- im Inhaltsverzeichnis auf Seite 8 der Abschnitt "III/2/24 ­

Befreiung von der Visapflicht für Bürger der VR Benin" zu 

streichen, 


- im Schlagwortregister auf Seite 7 das Schlagwort "Benin VR" 

einschließlich der Unterschlagwörter "Befreiung von der 

Visapflicht für Bürger B." und "Visafreier Reiseverkehr 

von DDR-Bürgern nach B." mit den entsprechenden Abschnitts­

bezeichnungen zu streichen, 


- in der Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Ziffer 27. (ein­

schließlich 27. 1. und 27.2.) zu streichen, 


- im Abschnitt III/5/10/1 die Ziffer 3. zu streichen 

- im Abschnitt 111/15 der 2. Stabstrich der Ziffer 3.2. 


(Seite 2 unten) durch "SVR Albanien" zu ergänzen. 




Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Die Ergänzung der Anlage 2 zum Abschnitt III/11/3/1 trat 

entsprechend der dazu getroffenen zentralen Entscheidung 

an» f  r 4. 1989 in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Fernschreiben des Stellvertreters Paßkontrolle der HA 
vom 29. 1. 1988, Tgb.-Nr.i Ruß/51/88, über "Transit­
visum, Vordruck A 19/1" (sowie das in diesem Fernschrei­
ben genanntei FS N;E. 3825 vom 27. 1. 1988) 

- Schreiben des 1. Stellvertreters des Leiters der HA vom 

31. 1. 1989, Tg'ljr.-Nr". :• f̂ G/3̂ /0-9-., über "Bevorzugte Paß­
kontrolle von Bürgern, der, VR Bulgarien" (nur betreffende 
Berliner PKE) 

- Schreiben des 1. Stellvertreters des Leiters der HA vom 

31. 1. 1989, Tgb.-Nr.: RuG/61/89, über "Gebührenfreie 

Visaerteilung für Bürger der SVR Albanien" 


- Fernschreiben des 1, Stellvertreters des Leiters der HA 

vom 13. 2. 1989, Tgb.-Nr.: RujR/79/89, über "Neuer Paß 

der Republik Kuba" 


- Fernschreiben des 1. Stellvertreters des Leiters der HA 

vom 17. 2. 1989, Tgb.-Nr.: RuG/89/89, über "Westberliner 

Personalausweis ohne Unterschrift des Inhabers" 


- Schreiben des 1. Stellvertreters des Leiters der HA vom 

17. 3. 1989, Tgb.-Nr.: RuG/144 bzw. 145/89, über "Zwi­

schenzeitliche, Ausreise von Bürgern der VR Polen nach 

Westberlin'' (nur betreffende Berliner PKE) 


- Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 22. 3. 1989, 

Tgb.-Nr.: Ltr./RuG/155/89, über "Einreise von Bürgern der 

BRD zu einem Tages- bzw. Zwei-Tagesaufenthalt in besonders 

festgelegte Kreise der DDR" 


- Fernschreiben des 1. Stellvertreters des Leiters der HA 

vom 30. 3. 1989, Tgb.-Nr.: «uG/161/89, über "Anwendung 

der Verordnung über Reisen yqn Bürgern der DDR nach dem 

Ausland" 


- Fernschreiben des 1. Stellvertreters des Leiters der HA 

vom 15. 4. 1989, Tgb.-Nr.: RuG/189/89, über "Aufhebung 

der Visapflicht für Inhaber von Reisepässen der VOR Laos 

mit Dienstvisa" ­

Fiedler 

Generalmajor 




Hauptabteilung VI Berlin, 28. September 1989 

Leiter D 44/89 


:	 " •', I 000379 

68. Änderung 

zur PaBkontrollordnung 


1. Die 68. Änderung erfolgt auf der Grundlage der am 

28. 4. 1989 abgeschlossenen und am 27. 6> 1989 in 

Kraft getretenen Vereinbarung zwischen der Regierung 

der DDR und der Regierung der Republik Venezuela über 

die Aufhebung der Visapflicht für Inhaber von Diploma­

tenpässen, des am 26. 5. 1989 abgeschlossenen und am 

25. 7. 1989 in Kraft getretenen"Abkommens zwischen der 

Regierung der Deutschen Demokratischen Republik und der 

Regierung der Volksrepublik Mocambique über die Aufhe­

bung der Visapflicht für Inhaber von Diplomatenpässen", 

der 56. Änderung zur DV Nr. 40/74 des Ministers des In­

nern und Chefs der DVP, der vom Sekretariat des Zentral­

rates der FDJ bestätigten "Ordnung zur Verwendung und 

Handhabung des "Freundschaftspasses" für das Freund­

schaftswerk der Jugend der DDR und.der VR Polen" sowie 

aufgrund anderer inzwischen eingetretener Veränderungen. 


2.1. Eine Neufassung erhielten: 

-	 im Abschnitt I1/2/2/1 die Ziffern 3.1. und 6.4. 

- im Abschnitt 11/10 die letzte These der Ziffer 1. und 


die Ziffer 2.3. ' 

-	 im Abschnitt II1/2/2/1 die Ziffern 4.1..und 7.4. 

- der Abschnitt II1/6/8 

-im Abschnitt II1/7/2 die Ziffer 1.1. 


2.2. Ergänzt wurden: 

- der Abschnitt 11/2/1/1 durch die Ziffern 3.7; und 


6.6. - 6.8. 

-	 im Abschnitt 11/10 der letzte Satz der Ziffer 1. und der 


2. Absatz der Ziffer 2.2. 

-	 die Anlage 1 zum Abschnitt I  I durch die Ziffern 27. und 


29. 

- die PKO	 durch die Abschnitte I  I 1/2/0, III/2/24 und 

111/2/26 


-	 im Abschnitt III/2/1 die Ziffer 2. 

- der Abschnitt 111/2/2/1 durch die Ziffern 4.7. und 


7.6. - 7.7. 
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im Abschnitt III/2/2/1 die bisherige Ziffer 7.6. (sie 
wurde zu Ziffer 7.8.) 


9380 
im Abschnitt III/3/7 die Ziffern 1. und 5. 


•»der Abschnitt III/5/10/1 durch die Anlagen 2a und 2b 

•T; i  ; i 

im Abschnitt III/5/11 die Ziffer 1.2. durch eine Fußnote 

- im Abschnitt III/6/1 die Ziffer 2. 


im" Abschnitt 111/11/1/1 die Ziffer 3.1. 


- im Abschnitt IV/4/1/1 die Ziffer 9. 

2.3. Gestrichen wurden: 


- im Abschnitt 11/10 die in Klammern gesetzte Aussage 

in Ziffer 2.2. 


) 

- im Abschnitt II1/3/6 die Ziffer 5.3. 


2.4. Geändert wurden: 


- die Anlh n 2 und 4 zum Abschnitt I1/2/1/1 
- die Anlage 3 zum Abschnitt I  I 

3.1. Es sind auszutauschen: 


£ - im Inhaltsverzeichnis die Seiten 7 - 8 gegen das 

11. Austauschblatt 


- im Schlagwortregister die Seiten 41 - 42, 75 76 und 87 

gegen das 10., 6. und 5. Austauschblatt 


- im Abschnitt II/2/1/1 die Seiten 3 - 8 gegen das 3., 5. 

und 4. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene Blatt 

und die Anlagen 2 und 4 gegen das jeweils 1. Austausch­

blatt 


- im Abschnitt 11/10 die Seiten 1 - 4 gegen das 3. und 

4. Austauschblatt 


- in der Anlage 1 zum Abschnitt I  I die Seiten 19 - 20 

gegen das 2. Austauschblatt 
 >


- d i  e Anlage 3 zum Abschnitt I  I gegen das 6. Austausch­

blatt und das neu hinzugekommene Blatt 


r'i Abschnitt .111/2/1, Seiten 1 - 2  , gegen das 3. Austausch­
blatt und das neu hinzugekommene Blatt 

- im Abschnitt III/2/2/1 die Seiten 13 - 20 gegen das 6., 

7., 6. und 4. Austauschblatt sowie das neu hinzugekommene 

Blatt 


-v im Abschnitt II1/3/6 die Seite 3 gegen das 2. Austausch­
­blatt 
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-	 Abschnitt I I I / 3 / 7 , Seiten 1 - 3 , gegen das 6. und 


1.	 Aus tauschbla 11 '' ­
-	 Abschnitt I I I / 5 / 1 1 , Seiten 1 - 2 , gegen das 4. Aus­


tauschblätt 

-	 im Abschnitt II I / 6 / 1 die Seiten 1 - 2 gegen das 4. 


Austauschb1 a11 

-	 Abschnitt I I I / 6 / 8 , Seiten 1 - 4 , gegen das 4. Aus­


tauschblätt 

-	 Abschnitt 111/7/2, Seiten 1 - 2 , gegen das 3. Aus­


tauschblätt 

-	 im Abschnitt I I I / H / l / 1 die Seiten 1 - 2 gegen'das 


5.	 Austauschblatt 

-	 im Abschnitt IV/4/1/1 die Seiten 9 - 1 0 gegen das 


1.	 Austauschblatt 

3.2. Es sind einzufügen: 


-	 der Abschnitt I I I / 2 / 0 Seiten 1 - 2 (vor dem Abschnitt 

I I 1/2/1) 


-	 die Abschnitte II1/2/24, Seite 1, und I I I / 2 / 2 6 , Seite 1 

-	 die Anlagen 2a und 2b zum Abschnitt I I I /5/10/1 

3.3. Es i s t zu entnehmen: 

-	 im Abschnitt III/2/2/1 die Anlagen 4a und 4b 


3.4. Handschriftlich i s t : 

-	 im Schlagwortregister auf Seite 31 das Unterschlagwort 


"Zwischenzeitliche Ausreise von Bürgern J. nach West­

ber l i n " einschließlich der entsprechenden Abschnitts­

bezeichnung " I I I / 6 / 8 - 1.4." zu streichen .//'̂  


-	 im Schlagwortregister auf Seite 34 das Schlagwort "Kol­

lektivpaß" durch den Hinweis auf Abschnitt 111 /11/1/1 ­
3.1." zu ergänzen 


4.	 Diese Änderung t r i t t mit Herausgabe in Kraft. /' 

Gleichzeitig treten außer Kraft: ''''' *' 

-	 Fernschreiben des Leiters der Hauptabte i lung vonf 13". 3. 1980,


Tgb.-Nr.: RuG/181/80,über "Politische Propaganda an aus der 

BRD oder Westberlin einfahrenden Kfz" 




Schreiben des 1. Stellvertreters des Leiters vom 

J&~Jk. 1989, Tgb.-Nr.: PK/190/89, über "Anwendung der 
r Modalitäten im Reiseverkehr DOR - VR Polen bei Touristen­

reisegruppen" 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

26. 4. 1989, Tgb.-Nr.: PK/211/89, über "Politische Pro­

paganda an aus der BRD oder Westberlin einfahrenden Kfz" 

Fernschreiben des 1. Stellvertreters des Leiters vom 

26. 4. 1989, Tgb.-Nr.: PK/197/89, über "Abforderungs­
scheine des VE Kombinat Deutrans für Umzugs- und Erb­
schaftsguttransporte" 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

23. 5. 1989, Tgb.-Nr.: PK/E/533/89, über "Reisen von 

Bürgern der UdSSR" 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 12. 6. 1989, 

Tgb.-Nr.: PK/359/89, über "Aufhebung der Visapflicht für 

Inhaber von Diplomatenpässen Venezuelas" 

Fernschreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 

12. 6. 1989, Tgb.-Nr.: PK/365/89, über "Zwischenzeit­

liche Ausreise nach Westberlin" 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 13. 6. 1989, 

Tgb.-Nr.: Ltr./PK/368/89, über "Ausgabe eines Freundschafts 

passes für den Reiseverkehr im Rahmen des Freundschaftswer­

kes der Jugend der DDR und der VR Polen" 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 4. 7. 1989, 

Tgb.-Nr.: Ltr./PK/430/89, über "Veränderung der Siegel­
und Unterschriftsberechtigung im Ministerium des Innern" 

Schreiben des Leiters der Hauptabteilung vom 12. 7. 1989, 

Tgb.-Nr.: PK/454/89, über "Aufhebung der Visapflicht für 

Inhaber von Diplomatenpässen der Volksrepublik Mocambique". 


Fiedler 
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1. Austauschblatt II1/3/6 

(62. Änderung) 0003 Seite 3 


5.3. Bei Erteilung durch die Meldestellen der DVP werden 

die Visa in der Zeile "bis" nach dem Datum zusätzlich 

entsprechend der Anzahl der Meldestellen im Bereich ' 

des VPKA fortlaufend ab dem Buchstaben "a" gekennzeich­

net (z. B. 31. 05 78/a). 

Diese Kennzeichnung i s  t für die Paßkontrolle ohne Be­

lang. 


Die Ausschreibung der Visa kann mit Paßschreibmaschine 

oder Dokumentenschreiber erfolgen. Eintragungen im Vi­

sum können auch mittels Stempel vorgenommen werden. Die 

Visa werden mit dem kleinen Dienstsiegel gesiegelt. 
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1. Austauschblatt I I  / 2 / l l  ̂ 
( 6 8 . Änderung) 000384 Anlage 2 
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Änderung 
 BSłU S e i t e 9; 

0003S6 

Die Grenzzollämter sind in diesem Zusammenhang u. a» 

angewiesen: 


- Das Vorhandensein des Internationalen Zulassungs­

scheines und der Zollkennzeichenbescheinigung wird 

bei Fahrzeugen im Transitverkehr zwischen der BRD 

und Westberlin im Kontrollbereich I der Grenzzoll­

ämter geprüft. 


- Werden Kraftfahrzeuge mit Zollkennzeichen der BRD 

bzw. Westberlins festgestellt, für die keine Zoll­

kennzeichenbescheinigung und kein Internationaler 

Zulassungsschein vorgewiesen werden kann, wird durch 

die Grenzzollämter eine zentrale Entscheidung herbei­

geführt . 


Bei der Feststellung von politischer Propaganda (ins­
besondere Wahlpropaganda mit Losungen, Transparenten, 
Autoauf klebern, Fahnen u. ä.) an aus der BRD oder West­
berlin einfahrenden Kraftfahrzeugen i s  t nach folgenden 
Grundsätzen zu verfahren: 

- Im Wechselverkehr sind die Fahrzeugführer aufzufor­

dern, jegliche äußerlich sichtbaren politischen Pro­

pagandamittel vom Fahrzeug zu entfernen. 

Wird die Entfernung abgelehnt, i s  t die Einreise nicht 

zu gestatten. 


- Im Transitverkehr (einschließlich Transitverkehr zwi­

schen der BRD und Westberlin) i s  t nur die Entfernung 

von großflächiger politischer Sichtwerbung sowie von 

solchen Schriften und Gegenständen, die staatsfeind­

liche Hetze beinhalten, zu fordern. 
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Erfolgt keine Entfernung oder Unkenntlichmachung, 

i s  t die Durchreise nicht zu gestatten. 


Werbemittel der DKP bleiben davon unberührt. 




B S t Ü 
2. Austauschblatt 	 II1/7/2 

(39.	 Änderung) 000390 Seite 1 

Fremdenpaß der DDR 


1.1.	 Fremdenpässe der DDR werden von der HA Konsularische 

Angelegenheiten des Ministeriums für Auswärtige Ange­

legenheiten, vom Ministerium des Innern (HA Paß- und 

Meldewesen, Büro für Paß- und Ausländerangelegenheiten) 

und den Dienststellen der DVP - PM - für 


-	 Staatenlose mit ständigem Wohnsitz in der DDR; 


-	 Bürger anderer Staaten mit ständigem Wohnsitz1 bzw. 

mit Aufenthalt in der DDR, die keinen gültigen Hei­

matpaß besitzen oder deren Reisedokument von der 

DDR nicht anerkannt wird, und nach anderen Staaten 

bzw. nach Westberlin reisen oder übersiedeln; 


-	 Personen, denen die Verloihung der Staatsbürgerschaft 

der DDR widerrufen oder denen die Staatsbürgerschaft 


. der DDR aberkannt wurde und die deshalb die DDR zu 

verlassen haben bzw. mit dem Antrag auf Obersiedlung 


i 

aus der DDR gleichzeitig Antrag auf Entlassung aus 

der Staatsbürgerschaft der DDR gestellt haben (außer 

bei Obersiedlungen nach der BRD und Westberlin ­
vgl. auch II/2/3/2, Ziffer 6.3.) 


ausgestellt. 


1.2.	 Die Staatsbürgerschaft wird auf Seite 7 des Fremden­
passes unter Verwendung des Anderungsstempels von der 

ausstellenden Behörde eingetragen. Bei Personen, die' 

keine Staatsbürgerschaft besitzen, wird dieses ver­

merkt. Auf Seite 3 wird der Vermerk " s  . S. 7" ange­

m

bracht. 
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000391 Seite 2 


1.3.	 Fremdenpässe werden mit einer Gültigkeit von 6 Mona- •' 

ten zusätzlich zur beantragten Ausreisedauer ausge­

s t e l l t  . Bei erneuten Reisen erfolgt eine diesem Grund­

satz entsprechende Verlängerung. 

Fremdenpässe für Obersiedlungen werden mit einer 


.	 Gültigkeitsdauer von 6 Monaten ausgestellt. 

Eine Verlängerung der Gültigkeit durch die Auslands­

vertretungen der DDR i s  t nicht statthaft. 


1.4.	 Als Geltungsbereich wird auf Seite 7 der Vermerk "Gül­

tig für alle Staaten und Westberlin** eingetragen. 


2 .	 Der Grenzübertritt von Inhabern eines Fremdenpasses 
der DDR i s t nur mit einem gültigen Visum zur Aus- und 
Wiedereinreise bzw. zur Ausreise zu gestatten: 

-	 bei Inhabern eines Fremdenpasses, die ihren ständi­

gen Wohnsitz in der DDR hoben bzw. hatten und aus 

der DDR übersiedeln, mit einem Visum zur Aus- und 

Wiedereinreise bzw. Ausreise (vgl. auch I I I / 7 / 1 , 

Z i f f e r 4.1., II/2/2 und II/2/3/2) und in Verbindung 

mit einer Zählkarte, Vordruck F 74/3 (vgl. auch 

II1/7/1, Z i f f e r 5., und I1/4/2); 


-	 bei Inhabern eines Fremdenpasses, die sich nur z e i t ­

weilig In der DDR aufhalten bzw. aufhielten, mit 

einem Visum zur Aus- und Wiedereinreise bzw. Ausreise 

(vgl. auch I I I / 3 / 7 oder II1/3/6) in Verbindung mit 

einer Zählkarte, Vordruck F 73/1. 
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4. Austauschblatt 	 0 0 0 3 8 8 I I I / U / l /  l 

(67.	 Änderung) Seite 1 


Einreise von Bürgern anderer Staaten zum Tagesaufenthalt in 

der Hauptstadt der DDR 


1.	 Bürgern anderer Staaten (außer der BRD) sowie Staaten­
losen,die der Visapflicht unterliegen,kann durch die PKE 
der Grenzübergangsstellen Bahnhof Friedrichstraße und 
Friedrich-/Zimmerstraße, 

s 
Bürgern der BRD durch die PKE der Grenzübergangsstellen 

Bahnhof FriedrichstraOe, H.-H.-Straße und Bornholmer Str., 


die Einreise zu einem Tagesaufenthalt in der Hauptstadt 

der DDR genehmigt und ein Visum zur einmaligen Einreise 

für einen Tagesaufenthalt als Anlage zum Paß e r t e i l  t wer­

den. 


1.1.	 Bürger anderer Staaten (außer Bürger der BRD) sowie Staa­

tenlose benötigen kein Visum, wenn sie 


- Inhaber von Diplomatenpässen sind; 

- Angehörige der westlichen Besatzungskräfte sind; 

- in Begleitung von Angehörigen der westlichen Besatzungs­

kräfte gemeinsam in einem Kraftfahrzeug einreisen. 


2.1.	 Voraussetzung für die Genehmigung der Einreise und die 

Visaerteilung sind, daß 


)	 - keine Einreisesperre besteht; 

- gültige Pässe vorgewiesen bzw. Identitätsbescheinigungen 

erworben werden; 


- an der Grenzübergangsstelle der verbindliche Mindestum­

tausch vorgenommen wird, sofern nicht gemäß den dafür 

geltenden rechtlichen Bestimmungen und dienstlichen Wei­

sungen Befreiung von der Durchführung des verbindlichen 

Mindestumtausches besteht. 
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2.2.	 Kindern und.Jugend1ichen, die das 16. Lebensjahr noch 


nicht vollendet haben, i s  t die Einreise nur in Begleitung 

von Erziehungsberechtigten oder anderen 

16. Lebensjahr vollendet haben, und die ebenfalls ledig­

lich zum Tagesaufenthalt in die Hauptstadt der DDR einrei­

sen, zu gestatten. Sind die Begleitpersonen Westberliner, 

denen ein Visum zur einmaligen Ein- und Ausreise zum Aufent­

halt für einen Tag in der Hauptstadt der DDR e r t e i l  t wurde, 

is t diesen der Hinweis zu geben, daß die gemeinsame Wiede» j

ausreise bis 24 Uhr des gleichen Tages zu erfolgen hat. 


2.3.	 Einreisen von Gruppen südkoreanischer Bürger sind nicht ^ 

zu gestatten. Einzelnen Bürgern Südkoreas können Visa zum 

Tagesaufenthalt e r t e i l  t werden. 


3.1.	 In die Anlage zum Paß i s  t in die dafür vorgesehene Zeile 

die Nummer des Passes einzutragen. 

Bei Ausstellung einer Identitätsbescheinigung i s  t anstelle 

der Nummer des Passes die Nummer der IB zu vermerken ("IB ..." 

Unterhalb der eingetragenen Paßnummer i s  t - außer bei Bür­

gern der BRD - die Kurzbezeichnung des Heimatstaates zu ver­

merken . 


3.2.	 Mitreisende Kinder bis zum vollendeten 16. Lebensjahr sind ^ 

anzahlmäßig (Anzahl in Worten z. B. "zwei K.") zwischen dem 

Text des Visums und dem Faksimile einzutragen oder ihnen i s  t 

- f a l l s die erwachsene Begleitperson eine andere Staatsang )

hörigkeit besitzt oder Person mit ständigem Wohnsitz in West­

berlin i s  t - ein eigenes Visum für einen Tagesaufenthalt zu 

erteilen (auf dem Visum der Begleitperson sind keine Eintragun 

gen vorzunehmen). ' 


3.3.	 Bei Einreisen mit Kraftfahrzeugen i s  t auf der Anlage zum 

Paß des Fahrzeugführers hinter der Eintragung der Nummer 

des Passes durch Schrägstrich getrennt die Anzahl aller im 

Kfz befindlichen Insassen einzutragen (z.B. D 1637425/3). 

Bei allen anderen Insassen i s  t auf der Anlage zum Paß hin­

ter der Eintragung der Nummer 
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Zwischenzeitliche Ausreise 


1.1. Bürger nichtsozialistischer Staaten (außer der BRD), 

die eine für die Hauptstadt oder eine für das gesamte 

Gebiet der DDR gültige Aufenthaltsberechtigung besitzen, 

können über die Grenzübergangsstellen Bahnhof Friedrich­

straße und Friedrich-/Zimmerstraße zu einem Zwischen­

aufenthalt nach Westberlin ausreisen, ohne daß die 

Aufenthaltsberechtigung ihre Gültigkeit v e r l i e r t . 

Für die Wiedereinreise aus Westberlin und die endgültige 

Ausreise aus der DDR i s t ein Visum zur Ein- und Ausreise 

erforderlich, das vor der Ausreise bei der Ausländer­

meldestelle des PdVP Berlin gegen Entrichtung der ent­

sprechenden Gebühr einzuholen i s t  . Die Ausreiseabfer­

tigung hat auf der Grundlage des Visums, das zur Aus­

reise berechtigt, und des Ausreiseteils der Zählkarte 

zu erfolgen. 


Die Einreiseabfertigung hat auf der Grundlage des von 

der Ausländermeldestelle des PdVP Berlin erteilten Vi­

sums zur Ein- und Ausreise und der Zählkarte, die be­

reits bei der Ausreise dem Reisenden mit dem Hinweis, 

sie bis zur Wiedereinreise auszufüllen, auszuhändigen 

i s t , zu erfolgen . 


1.2.	 In begründeten Ausnahmefällen kann die Erteilung des 

Visums zur Ein- und Ausreise (einmalig) auch durch die 

PKE Bahnhof Friedrichstraße und Friedrich-/Zimmerstraße 

bei der Wiedereinreise erfolgen. 

Ein begründeter Ausnahmefall liegt vor, wenn 
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- der Bürger nach Westberlin ausreiste, das Visum zur 

Ein- und Ausreise bei der Ausländermeldestelle nicht 

einholte und bei der Ausreise auch nicht festgestellt 

wurde, daß der Bürger erneut einreisen w i l l  ; 


-	 der Bürger aus dienstlichen Gründen dringend nach 

Westberlin reisen muß, das Visum zur Ein- und Aus­

reise bei der Ausländermeldestelle nicht eingeholt )

wurde und ein Verweisen an die Ausländermeldestelle 

auf Grund der vorliegenden Dringlichkeit nicht ver­

tretbar erscheint. 


Das Visum zur Ein- und Ausreise (einmalig) i s  t nur zu 

erteilen, wenn die Aufenthaltsberechtigung z e i t l i c h 

noch gültig i s t  . Es i s  t entsprechend der Gültigkeit 

der Aufenthaltsberechtigung zu befristen. 


1.3.	 Bürgern nichtsozialistischer Staaten einschließlich Bür­

gern der BRD, die während der Zeit ihres Aufenthaltes in 

den Interhotels "Metropol" oder "Palasthotel" kommerzielle 

oder sonstige Interessen in Westberlin wahrnehmen wollen, 

kann auf Antrag des gemeinsamen Verkaufsbüros des Reise­

büros der DDR und der Vereinigung Interhotel vom PdVP 

Berlin ein Ausreisevisum für die erste Ausreise sowie 

ein Visum zur Ein- und Ausreise (mehrmalig) mit einer 

Gültigkeit entsprechend der Dauer der Inanspruchnahme 

touristischer Leistungen in den genannten Interhotels 

e r t e i l t werden. 

Bei der Kontrolle der Aus- und Einreisen sind die Fest­

legungen der Ziffer 1.1. analog anzuwenden. 


1.4.	 Bürgern der Sozialistischen Föderativen Republik 3ugo­
slawien, deren Reisedokumente nicht zur visafreien Ein-

und Ausreise berechtigen, i s  t der Grenzübertritt nach 

und von Westberlin ohne Visum zu gestatten, wenn sie im 
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Abstempelung der Pässe, anderen Personaldokumente und Visa 

1 .	 Nicht mit PaQkontrollstempel sind zu versehen: 

- Personal- und Schülerausweise der VR Polen; 

- Personalausweise der CSSR einschließlich der zu Per­


sonalausweisen ausgestellten Reiseanlagen und Sammel­
r e i s e l i s t e n ; 


- Personalausweise bzw. Identitätskarten anderer Staaten; 

- Westberliner Personalausweise einschließlich der an­


deren vom Westberliner Senat ordnungsgemäß ausgestellten 

Dokumente und der Westberliner Kinderlichtbildbescheini­
gungen. 


2  .	 Die zur vis a f r e i e n Ein-, Aus- und Durchreise berechti­
genden Dokumente sind - sofern nicht die Festlegungen 
der Z i f f e r 1. zutreffen - bei jedem Grenzübertritt mit 
Paßkontrol lstenpel zu versehen. O e  r Paßkontrolls ternpel 
i s t auf einer dafür oder auf einer für die Erteilung von 
Visa vorgesehenen Seite oder auch auf einer anderen 
freien Seite anzubringen ( k e i n e s f a l l s darf er am Visum 
bzw. an der Ausreiseerlaubnis des Heimatstaates angebracht 
werden). Bei der Einreise i s t e  r so anzubringen, daß e  r 
bei der Ausreise schnell f e s t s t e l l b a r i s t und bei der 
Ausreise i s  t er möglichst neben dem der Einreise anzu­
bringen. 

Reiseanlagen der VR Bulgarien sind auf den dafür vorge­

sehenen Seiten mit Paßkontrollstempel zu versehen ( l i n k s 

Einreise, rechts Ausreise). 


Bei Reisen mit Kollektivpässen und Sammelreiselisten i s  t 

er außerdem .unterhalb der letzten Namenseintragung so 

anzubringen, daß keine weiteren Personen nachgetragen 

werden können. 
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Bei vis a p f l i c h t i g e n Reisen sind die PaOkontrollstempel 

am Visum anzubringen. ; 


1. Das Visum zur Einreise i s  t oben lin k s mit PaQkontröll­
stempel zu versehen. 


2.	 Visa zur Ein- und Ausreise (einmalig) sind bei der Ein­

reise oben links und bei der Ausreise oben rechts mit 

PaOkontrollstempel zu versehen. 


3. Visa zur Ein- und Ausreise (mehrmalig) sind bei der ersten 

Einreise oben links und bei der letzten Ausreise oben 

rechts mit PaOkontrollstempel zu versehen. . 


Bei allen dazwischenliegenden Grenzübertritten sind die 

PaOkontrollstempel in chronologischer und übersichtlicher 

Reihenfolge auf den nächsten freien Seiten im PaQ anzu­

bringen. Bei Westber1inern sowie bei Visaerteilung auf 

Identitätsbescheinigung und auf "Anlage zum PaO/Ausweis" 

sind bei den dazwischenliegenden Grenzübertritten keine 

PaOkontrollstempel anzubringen. 


Wurde das Visum zur Ein- und Ausreise (mehrmalig) von 

der HA Konsularische Angelegenheiten e r t e i l t  , nachdem 

die Einreise erfolgte, i s  t der erste PaOkontrollstempel 

nicht bei der ersten Ausreise, sondern ebenfalls bei 

der ersten Einreise anzubringen. 


4.	 Visa zur Ausreise sind oben rechts mit PaOkontrollstempel 

zu	 versehen. 


5. 	Visa zur Aus- und Wiedereinreise,(einmalig) sind bei 

der Ausreise oben links und bei der Einreise oben rechts 

mit PaOkontrollstempel zu versehen. 




3. Austauschblatt 
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Genehmigung der Einreise zur Durchführung von Umzugs- und 

Erbschaftsguttransporten ­

1.1. Die PKE der für den Güterverkehr zugelassenen Straßen­
grenzübergangsstellen sind befugt, Bürgern anderer 
Staaten und Westberlinern, die als Kraftfahrer bzw. 
Beifahrer Umzugs- bzw. Erbschaftsguttransporte in die 
DDR durchführen, die Einreise zu genehmigen, wenn 
durch die Grenzzollämter das Umzugs- bzw. Erbschafts­
gut entsprechend den dafür geltenden Rechtsvorschrif­
ten zur Einfuhr zugelassen wird. 

1 . 2 . Die PKE der für den Güterverkehr zugelassenen Straßen 
grenzübergangsstellen sind befugt, Bürgern anderer 
Staaten und Westberlinern, die als Kraftfahrer, Bei­
fahrer, Möbelpacker und Möbelträger (außer dem Kraft­
fahrer maximal 3 weiteren Personen) die Einreise zur 
Durchführung eines Umzugs- bzw. Erbschaftsguttrans­
portes aus der DDR zu genehmigen, wenn für das Kraft­
fahrzeug ein dafür gültiger Abforderungsschein des VE 
Kombinat Deutrans (Anlage 1) vorgelegt wird. 
Der Abforderungsschein berechtigt zur Einfahrt eines 
Kraftfahrzeuges (einschließlich evt. mitgeführter An­
hänger). Seine Gültigkeit wird auf 14 Tage ab Ausstel 
lungsdatum begrenzt. Auf ihm sind Name und Anschrift 
des Vertragsspediteurs, der mit der Transportdurchfüh 
rung beauftragt wurde, die Art des Transportes (ob Um 
zugs- oder Erbschaftsgut) und Name und Anschrift des­
jenigen, bei dem dasUmzugs- bzw. Erbschaftsgut abzu­
holen i s t  , e r s i c h t l i c h . 
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1. Bei Genehmigung den;Einreise i s  t ein Visum zur Ein-

und Ausreise (einmalig) mit einer Gültigkeit für den 

gleichen oder f a l l  s erforderlich bis zum folgenden Tag 

zu erteilen. 

(Visa, die gemäß III/5/10/1 auf der Grundlage der nur 

für das Abholen, von Außenhandelstransportgut ausge­

stellten Abforderungsscheine e r t e i l t werden, berech­

tigen nicht zur Einreise zwecks Durchführung von Um­

zugs- und Erbschaftsguttransporten.) 

Die Personen sind von der polizeilichen Meldepflicht 

befreit. 


2. Werden von den unter 1.2. genannten Personen mehr als 

zwei Abforderungsscheine vorgelegt (es.müssen mehr als 

zwei Beladeorte in der DDR angefahren werden), i s  t ein 

Visum zur Ein- und Ausreise (einmalig) mit einer Gültig­

keit für vier Tage (d. h. für den Einreisetag und die 

drei folgenden Tage) zu erteilen. 

Die Personen sind nicht von der polizeilichen Melde­

pflicht befreit (ausgenommen Weetberliner, die bis zu 

3 Tagen einreisen). Sie sind deshalb bei der Einreise 

zu belehren, daß sie ihre Meldepflicht nach §10 der 

Meldeordnung am ersten Aufenthaltsort in der DDR zu 

erfüllen haben. Wird bei der Ausreisekontrolle fest­

gestellt, daß die polizeiliche Meldepflicht nicht erfüllt 

wurde, hat eine Übergabe an die DVP zwecks Einleitung 

eines Ordnungsstrafverfahrens (vgl. PKO IV/1/1, Ziffer 3. 

zu erfolgen. Darüber i s  t die AG Recht und Grundsatzfra­

gen der HA VI zu in formieren. * 


Alle vorgelegten Abforderungsscheine des VE Kombinat 

Deutrans sind bei der Einreise auf der Rückseite mit 

Paßkontrollstempel zu versehen. 
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Das Visum berechtigt ebenfalls nicht zur Ausreise nach 

allen Staaten bzw. nach Westberlin, wenn im Abschnitt 

I I I /  8 getroffene Festlegungen dem entgegenstehen. 

Das Visum berechtigt - sofern nicht Z i f f e r 3. zutref­

fend	 - zur Wiedereinreise Ober a l l e für den Inhaber 

und die jeweilige Verkehrsart zugelassene Grenzüber­

gangsstellen. 


5.	 Das Visum wird in den Paß, bei Staatenlosen erforder­

lichen f a l l s in den Fremdenpaß der DDR, odor in begrün­

deten Ausnahraefällen auf der "Anlage zum Paß/Ausweis" 

e r t e i l t  . Die Ausschreibung der Visa kann mit Paß­

schreibmaschine oder Dokumentenschreiber erfolgen« 

Eintragungen in Visum können auch mittels Stempel 

erfolgen. 
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Visum zur Aus- und Wiedereinreise 


1.	 Das Visum zur Aus- und Wiedereinreise wird von den 

Dienststellen der DVP an Personen - außer an Bürger 

der BRD und Westberliner - die sich aus Gründen der 

Berufsausbildung, Berufsausübung oder des Studiums 

länger befristet in der DDR aufhalten (Inhaber einer 

Aufenthaltsgenehmigung), e r t e i l t  , wenn ihnen während 

ihres länger befristeten Aufenthaltes in der DDR 

zwischenzeitliche Ausreisen von den Dienststellen 

der DVP genehmigt werden bzw. wenn nach Beendigung 

der Berufsausbildung, Berufsausübung oder des Studiums 

die endgültige Wiederausreise erfolgt. 


Es wird auch an Ausländer, einschließlich an Bürger 

der BRD und Westberliner, denen während eines kurz­

befristeten Aufenthaltes in der DDR eine zwischen­

zeitliche Ausreise nach anderen Staaten genehmigt 

wird, e r t e i l t (vgl. auch Abschnitt I I I / 6 / 8 , Z i f f . 2.). 


2.1. Das Visum kann zur ein- oder mehrmaligen Aus- und 

Wiedereinreise berechtigen (das jeweils Nichtzutreffende 

i s t gestrichen). 

Das Visum hat die konstante Visum-Nr. 10. 


2.2. Im Visum zur einmaligen Aus- und Wiedereinreise werden 

die Tage des genehmigten Aufenthaltes außerhalb der DDR 

eingetragen. Bei Erteilung eines Visums zur mehrmaligen 

Aus- und Wiedereinreise wird die Zeile "für ... Tage" 

gestrichen. 


2.3. Das Visum wird befristet. Das Visum kann mit einer Gül­

tigkeit bis zu 1 Dahr e r t e i l t werden. Die eingetragene 

Gültigkeit i s  t das Datum, bis zu dem die Wiedereinreise 
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erfolgt sein muß. Die Auslandsvertretungen der DDR 

sind befugt, unter bestimmten Voraussetzungen die 

Gültigkeit der Visa zu verlängern. 


Wird das Visum für die endgültige Wiederausreise er­

t e i l t  , werden die Zeilen "für ... Tage" und "Wieder­

einreise in die DDR" gestrichen. 

In diesem Falle berechtigt das Visum nicht zur Wie­

dereinreise in die DDR und die eingetragene Gültig­

keit i s  t das Datum, bis zu dem die Ausreise aus der 

DDR zu erfolgen hat. 


Das Visum berechtigt zur Ausreise über a l l e für den 

Inhaber und die jeweilige Verkehrsart zugelassene 

Grenzübergangsstellen und nach allen Staaten bzw. 

nach Westberlin, sofern nicht durch die Eintragung 


- eines Ziellandes und erforderlichenfalls auch von 

Transitländern (z. B. "nach der DR Afghanistan über 

die UdSSR") unterhalb des Wortes "Ausreise" und/oder 


-	 einer zu benutzenden Grenzübergangsstelle unterhalb 

der Zeile "für ... Tage" 


Reiseziele und Reisewege vorgeschrieben werden. 


In einem solchen Falle i s  t die Ausreise ausnahmslos nur 

über 


- Grenzübergangsstellen	 bzw. mit Fluglinien in Über­

einstimmung mit den eingetragenen Z i e l  - und Transit-­
ländern und/oder 


-	 die vorgeschriebene Grenzübergangsstelle 


zu gestatten (z. B. bei den Eintragungen "nach der DR 

Afghanistan über die UdSSR" und "über die Grenzüber­

gangsstelle Flughafen Berlin-Schönefeld" nur über diese 

Grenzübergangsstelle mit Fluglinien nach der UdSSR). 
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7.3.3. Die von der Botschaft bzw. den Generalkonsulaten 

der DDR beglaubigten Einladungen sind bei der Ein­

reise oben links und bei der Ausreise oben rechts 

mit Paßkontrollstempel zu versehen sowie bei der 

Ausreise einzubehalten. 


7.4.	 Bei Grenzübertritten mit Sammellisten i s  t hinsicht­

l i c h des Streichens nicht mitreisender Personen, 

des Abhakens der kontrollierten Teilnehmer und 

der Abstempelung entsprechend den für Sammelreise­

li s t e n geltenden Prinzipien zu verfahren. 

Streichungen bedürfen keiner besonderen Bestäti­

gung (der in III/5/16, Ziffer 8.3., genannte Stempel 

i s  t nicht anzubringen). 


Bei der Einreise von Touristengruppen i s  t das in 

polnischer Sprache gedruckte Exemplar und bei der 

Ausreise das in deutscher Sprache gedruckte Exemplar 

einzubehalten. 


Bei der Ein- und Ausreise von Gruppen im Rahmen des 

Kinder- und Ougendaustausches sind jeweils zwei 

Exemplare einzubehalten. 

Eines der jeweils einbehaltenen Exemplare i s  t an 

den zuständigen "Stab der Ein- und Ausreise" zu 

übergeben. 


7.5.	 Die Abfertigung der Ein- und Ausreisekarte für Tran­

sitreisende, Vordruck F 68/6a/3, hat entsprechend 

den Festlegungen des Abschnittes III/9/12 zu er­

folgen . 


Bei der Ausreise in Richtung nichtsozialistische 

Staaten, Westberlin und CSSR i s  t eine neue Ein­
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und Ausreisekarte mit dem Hinweis, diese bis zur 

Rückreise auszufüllen, auszuhändigen. 


.1. Bei Bürgern der VR Polen, die auf dem Schienenwege 

von der BRD über Westberlin nach der VR Polen bzw. 

nach der CSSR oder skandinavischen Staaten reisen 

und bei Bürgern, die von diesen Staaten auf dem 

Schienenwege über Westberlin nach der BRD reisen, 

sind hinsichtlich der Ausgabe und Abfertigung der 

Ein- und Ausreisekarten die dazu im Abschnitt 

III/9/13, Ziffer 2., getroffenen Festlegungen 

analog anzuwenden. 


.1. Einladungen für Familienangehörige der.polnischen 

Werktätigen sind bei der Ein- und Ausreise mit 

Paßkontrollstempel zu versehen und bei der Aus­

reise einzübehalten. Sie sind in eigener Zustän­

digkeit nach Ablauf einer Woche zu vernichten. 


.2. Bescheinigungen für Familienangehörige der pol­

nischen Werktätigen sind bei der Ein- und Aus­

reise auf der Rückseite im jeweils zutreffenden 

Monat des Quartals mit Paßkontrollstempel zu 

versehen. Sie sind generell nicht einzubehalten. 
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von Konsularpässen) i s  t der Grenzübertritt entspre­

chend den für sie geltenden Festlegungen der Paßkon­

trollordnung zu gestatten. 


6.5.	 Der Grenzübertritt von Kindern zum Zwecke des Schul­

besuches i s  t wie bisher zu gestatten. 


6.6.	 Einreisen von Bürgern der VR Polen über die Grenz­

übergangsstellen Friedrich-/Zimmerstraße und Bahphof 

Friedrichstraße sind nur zu gestatten, wenn abgeae­
hen von den unter den Ziffern 6.1. - 6.3. genannten 

Fällen die neu festgelegten Voraussetzungen für eine 

Einreise gegeben sind bzw. wenn Bürger der VR Polen 

über die Grenzübergangsstelle Bahnhof Friedrichstraße 

im Transit nach anderen Staaten reisen wollen. Bei 

Bürgern, die den Transit nicht vollziehen, i s  t durch 

die PKE Bahnhof Friedrichatraße gemäß Z i f f e r 5.5. zu 

verfahren. 


7.	 Abfertigung der Grenzübertrittsdokumente, Kontrolle 
der Ein- und Ausreise 

7.1.	 Pässe der VR Polen und Schiffahrtsbücher sind ent­

sprechend den geltenden Festlegungen mit Paßkon­

trollstempel zu versehen. 


7.2.	 Einladungen von Institutionen der DDR, auf deren 

Grundlage dienstliche Einreisen in die DDR e r f o l ­

gen, sind bei Ein- und Wiederausreise an geeigneter 

Stel l e mit Paßkontrollstempal zu versehen. Bei der 

Wiederausreise sind sie einzubehalten. 


Dienstreisende, die bei der Wiederausreise ihre 

Einladung nicht mehr vorlegen können, sind l i e t e n ­
mäßig zu erfassen. 




7.2.1. Bei Einreisen von Gruppen ( z . B. Sport- und Kul­

turgruppen) sind auch die vorzulegenden Sammel­

list e n bei der Ein- und Wiederausreise mit Paß­

kontrollstempel zu versehen und bei der Wieder­

ausreise einzubehalten. 


Werden bei der Einreise zwei Exemplare vorgewie­

sen, i s  t außerdem das zweite Exemplar mit Paßkon­

trollstempel zu versehen und bereits bei der Ein­

reise einzubehalten. 


7.3.	 Die bestätigte Einladung, Vordruck PM 71a, sowie 

die Bestätigung des Reisebüros der DDR für Einzel­

touristen sind bei der Ein- und Ausreise mit Paß­

kontrollstempel zu versehen (Einreise oben rechts, 

Ausreise unten rechts) und bei der Ausreise einzu­

behalten. 


7.3.1. Bürger der VR Polen, die während ihres Aufenthaltes 

in der DDR ihre Einladung, Vordruck PM 71a, v e r l i e ­

ren und den Verlust bei der DVP melden, erholten 

von der DVP eine Bescheinigung über die Meldung 

des Verlustes. In die Bescheinigung wird eingetra­

gen, daß s i  e den Grenzkontrollorganen der DDR vor­

zulegen i s t  . Werden bei der Ausreise derartige Be­

scheinigungen vorgelegt, sind diese mit Paßkontroll 

stempel zu versehen und einzubehalten. 


7.3.2. Bürger der VR Polen, die bei Wiederausreise die 

bestätigte Einladung bzw. das bestätigte Telegramm 

nicht mehr vorlegen können und die auch keine Be­

stätigung über die Meldung des Verlustes besitzen, 

sind listenmäßig zu erfassen. 
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7.2.	 Einladungen von Institutionen der DDR, auf deren Grund­

lage dienstliche Einreisen in die DDR erfolgen, sind 

bei Ein- und Wiederausreise an geeigneter Stelle mit 

PaOkontrollstempel zu versehen. Bei der Wiederausreise 

sind sie einzubehalten. 


7.2.1 	Bei Einreisen von Gruppen (z. B. Sport- und Kultur­

gruppen) sind auch die vorzulegenden Sammellisten bei 

der Ein- und Wiederausreise mit Paßkontrollstempel zu 

versehen und bei der Wiederausreise einzubehalten. 


7.3.	 Die bestätigte Einladung, Vordruck PM 71 a, sowie die 

Bestätigung des Reisebüros der DDR für Einzeltouristen 

sind bei der Ein- und Ausreise mit Paßkontrollstempel 

zu versehen (Einreise oben rechts, Ausreise unten rechts) 

und bei der Ausreise einzubehalten. 


7.3.1 	Bürger der VR Polen, die während ihres Aufenthaltes in 

der DDR ihre Einladung, Vordruck PM 71 a, verlieren und 

den Verlust bei der DVP melden, erhalten von der DVP 

eine Bescheinigung über die Meldung des Verlustes. In die 

Bescheinigung wird eingetragen, daß sie den Grenzkontroll 

organen der DDR vorzulegen i s t  . Werden bei der Ausreise 

derartige Bescheinigungen vorgelegt, sind diese mit PaO­

kontrollstempel zu versehen und einzubehalten. 


7.3.2. Die von der Botschaft bzw. den Generalkonsulaten der DDR 

beglaubigten Einladungen sind bei der Einreise oben links 

und bei der Ausreise oben rechts mit PaOkontrollstempel 

zu versehen sowie bei der Ausreise einzubehalten. 


7.4. Bei Grenzübertritten mit Sammellisten i s  t hinsichtlich 
des Streichens nicht mitreisender Personen, des Abhakens 
der kontrollierten Teilnehmer und der Abstempelung ent­
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sprechend den für Sammelreiselisten geltenden Prinzipien 

zu verfahren. Streichungen bedürfen keiner besonderen Be­

stätigung (der in III/5/16, Ziffer 8.1., genannte Stem­

pel i s  t nicht anzubringen). 

Bei der Einreise von Touristengruppen i s  t das in pol­

nischer Sprache gedruckte Exemplar und bei der Ausreise 

das in deutscher Sprache gedruckte Exemplar einzubehalten 


Bei der Ein- und Ausreise von Gruppen im Rahmen des Kin­

der- und Jugendaustausches sind jeweils zwei Exemplare 

einzubehalten. 

Eines der jeweils einbehaltenen Exemplare i s  t an den zu­

ständigen "Stab der Ein- und Ausreise" zu übergeben. 


7.5.1. Einladungen für Familienangehörige der polnischen Werk­

tätigen sind bei der Ein- und Ausreise mit PaOkontroll­

stempel zu versehen und bei der Ausreise einzubehalten. 

Sie sind in eigener Zuständigkeit nach Ablauf einer Woche 

zu vernichten. 


7.5.2. Bescheinigungen für Familienangehörige der polnischen 

Werktätigen sind bei der Ein- und Ausreise auf der Rück­

seite im jeweils zutreffenden Monat des Quartals mit 

PaOkontrollstempel zu versehen. Sie sind generell nicht 

einzubehalten. 


7.6. 	 Die einzubehaltenen Dokumente sind entsprechend den Fest­

legungen der Anweisung Nr. VI/5/86 an den Grenzübergangs­

stellen aufzubewahren. 
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6.	 Einzelfragen 

6.1.	 Der Grenzübertritt von Bürgern der VR Polen, die Ange­

hörige der Botschaft und der Generalkonsulate der VR 

Polen in der DDR sind, bleibt von den Neuregelungen un­

berührt. 


6.2.	 Bürgern der VR Polen, die im Besitz einer gültigen Aufent­

haltsgenehmigung oder Aufenthaltsberechtigung (Journalisten) 

sind, i s  t der Grenzübertritt ohne die neu festgelegten Voraus­

setzungen auf der Grundlage ihres Personaldokumentes zu ge­

statten. 


6.3.	 Bürgern der VR Polen mit ständigem Wohnsitz in der DDR 

oder anderen Staaten bzw. Westberlin (Inhaber von Kon­
sularpässen) i s  t der Grenzübertritt entsprechend den für 

sie geltenden Festlegungen der Paßkontrollordnung zu ge­

statten. 


6.4.	 Der Grenzübertritt von Kindern zum Zwecke des Schulbesuches 

ist wie bisher zu gestatten. 


6.5.	 Bürgern der VR Polen, die Inhaber eines Reisepasses sind, 

dessen Geltungsbereich entsprechend den Festlegungen des 

Abschnittes 111/8/6 zur Reise nach Westberlin berechtigt, 

ist die zwischenzeitliche Ausreise nach Westberlin über die 

Grenzübergangsstelle Friedrich-/Zimmerstraße und Bahnhof 

Friedrichstraße zu gestatten, wenn 


- sich im Reisepaß eine Aufenthaltsberechtigung oder eine 

Aufenthaltsgenehmigung befindet, 
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- zum Reisepaß eine Einladung oder ein anderes Zusatz­

dokument entsprechend den festgelegten Modalitäten vor­

gelegt wird, 


- eine von der Botschaft der VR Polen in der DDR ausge­

stellte Bestätigung über die Notwendigkeit der zwischen­

zeitlichen Ausreise nach Westberlin vorgelegt wird, 


- eine von der Botschaft der VR Polen ausgestellte Bestä­

tigung gemäß Abschnitt III/10/3, Ziffer 6., vorgewiesen 

wird. 


Die zwischenzeitlichen Aus- und Einreisen sind gegebenen­

f a l l  s auch mehrmalig, jedoch nur im Rahmen der Gültigkeit 

der Zusatzdokumente bzw. Bestätigungen, zu gestatten. 


Die Zusatzdokumente sind bei der Ausreise nicht einzubehal­

ten und bei der Aus- und Einreise nicht mit Paßkontroll­

stempel zu versehen. 


Einzelnen Teilnehmern von Reisegruppen, die mit einer Sam­

melliste eingereist sind, i s  t die zwischenzeitliche Aus­

reise nicht zu gestatten. 


Ansonsten sind die in diesem Abschnitt festgelegten Voraus­

setzungen für den Grenzübertritt von Bürgern der VR Polen 

auch von den PKE Friedrich-/Zimmerstraße und Bahnhof 

Friedrichstraße durchzusetzen. 


7.	 Abfertigung der Grenzübertrittsdokumente, Kontrolle der 

Ein- und Ausreise 


7.1.	 Pässe der VR Polen und Schiffahrtsbücher sind entsprechend 

den geltenden Festlegungen mit Paßkontrollstempel zu versehen 
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6.1.	 Erscheinen in Ausnahmefällen einzelreisende Kinder 

und Jugendliche und geben an, Teilnehmer von bereits 

in die DDR eingereisten Gruppen zu sein, sind sie an 

den Leiter des Stabes der Ein- und Ausreise zwecks 

Prüfung ihrer Einreise zu übergeben. Wird durch den 

Leiter des Stabes der Ein- und Ausreise entschieden, 

daß die betreffenden Kinder oder Jugendlichen ein­

reisen können, i s  t der Einreise durch die PKE statt­

zugeben . 


6.2.	 In Fällen, in denen Kinder und Jugendliche nicht mit 

den Gruppen gemeinsam ausreisen, wird durch den Lei­

ter des Ferienobjektes bzw. der Einrichtung in der 

DDR eine formlose Bescheinigung, aus der ersichtlich 

i s t  , daß das Kind oder der Jugendliche aus einem anzu­

gebenden Grund vorzeitig oder später als die Gruppe 

aus der DDR ausreist, ausgefertigt. Die Bescheinigung 

wird vom Leiter des Ferienobjektes bzw. der Einrich­

tung unterschrieben und mit dem Stempel der Einrich­

tung bestätigt. Auf der Liste wird die Streichung des 

Betreffenden vorgenommen und mit Kurzzeichen bestätigt. 


Transitreisen von Bürgern der VR Polen 


1.	 Transitreisen von Inhabern von Diplomaten- und Dienst­

pässen sowie im Binnenschiffsverkehr sind entsprechend 

den bisherigen Regelungen zu gestatten. 


2.	 Inhabern von Reisepässen und Personalausweisen i s  t die 

Durchreise (Transitreisen mit Personalausweis nur von 

der VR Polen in Richtung CSSR bzw. umgekehrt) zu gestat­

ten, wenn der Bürger angibt, im Transit reisen zu wollen 

Bürger der VR Polen, die von der VR Polen nach anderen 

Staaten oder Westberlin durchreisen wollen, müssen bei 

der Einreise im Besitz einer Evidenzkarte sein. (Sie 
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werden bei der Ausreise aus der VR Polen durch das pol­

nische Paßkontrollorgan mit Paßkontrollstempel versehen. 

Bei der Ausreise i s  t die Evidenzkarte nicht in die Kon­

trolle einzubeziehen.) 

Transit reisen in Richtung nichtsozialistische Staaten 

und Westberlin sind darüber hinaus nur zu gestatten, 

wenn der Geltungsbereich des Passes eine solche Reise 

zuläßt. 


5.3.	 Bürgern der VR Polen gemäß Ziffer 5.2. i s  t der Grenz­

übertritt bei Transit reisen nur über für den Transit­

verkehr von Bürgern der VR Polen geöffneten Grenzüber­

gangsstellen zu gestatten. An den Grenzübergangsstellen 

Eisfeld, Meiningen, Worbis, Salzwedel und Friedrich-/ 

Zimmerstraße sind diesen Bürgern Transit reisen demzu­

folge generell nicht zu gestatten. 


Die sich aus den für den Transitverkehr festgelegten 

Verkehrswege für einzelne Grenzübergangsstellen erge­

benden Einschränkungen (z. B. über Staaken kein Transit 

nach der CSSR, in Drewitz kein Transit nach Dänemark 

oder Schweden) sind auch gegenüber Bürgern der VR Polen 

gemäß Ziffer 5.2. durchzusetzen. 


Bürgern der VR Polen gemäß Ziffer 5.1. i s  t an allen 

für Bürger der VR Polen geöffneten Grenzübergangsstellen 

der Grenzübertritt zu gestatten, auch wenn es sich um 

Transitreisende handelt. 


5.4.	 Bürger der VR Polen, die als Transitreisende einreisten 

und den Transit nicht vollzogen haben (Umkehrer), sind 

im Zusammenhang mit den vorzunehmenden operativen Über­

prüfungsmaßnahmen zu erfassen. 
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Siegel- und Unterschriftsberechtigung für 

Visa und Grenzübertrittsdokumente, die nur 

vom Ministerium des Innern, HA Paß- und 

Meldewesen, e r t e i l  t werden 


ituxX 

( F i s c h e r ) 


Siegel 002 

(Ouasdorf) 


Siegel 003 

<y (Schöppach) 

S i e g e l 004 

(Sommer) 

Siegel 005 


(Kuschke) 
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S i e g e l 006 

4 fr ­

( L u b i n e t z ) 


S i e g e l 007 

( K e l l e r ) 


Für vor dem 1 . 1 1 . 1987 ausgestellte Visa und 
Grenzübertrittsdokumente g i l t noch die Siegel 
und Unterschriftsberechtigung 

Siegel 004 

(ßandek) 


Siegel 005 mit der Unterschrift 

Sommer 


sowie für die Zeit vom 1 . 1 1 . 1 9 8 7 bis 
1 9 . 8 . 1 9 8 8 auch noch die Siegel- und Unter­
schriftsberechtigung 

Siegel 005  > M ([ 

(Lanthans) 
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4.	 Einreisen aus touristischen Gründen, im Rahmen des 

zentralen Urlauberaustausches, des Kuraustausches, ' 

zum Besuch nationaler Gedenkstätten sowie im Rahmen 

des organisierten Kinder- und Jugendaustausches 


4.1.	 Teilnehmern van Touristengruppen i s  t die Einreise zu 

gestatten, wenn sie im Besitz eines gültigen Perso­

naldokumentes sind und vom Reiseleiter ein für die 

jeweilige Personenanzahl gültiger Voucher eines Rei­

sebüros der VR Polen über die gebuchten Leistungen 

vorgelegt wird. 


Außerdem hat dśr Reiseleiter zwei (je 1 Exemplar in 

polnisch und deutsch) vom betreffenden Reisebüro aus­

gestellte und mit den Personalien der Teilnehmer so­

wie den Nummern der Reise und des Vouchers versehene 

Sammellisten (Anlagen 4a und 4b) vorzulegen. 


4.2.	 Einzeltouristen i s  t die Einreise zu gestatten, wenn 

sie im Besitz eines gültigen Personaldokumentes und 

eines für sie gültigen Vouchers eines Reisebüros der 

VR Polen sind. 

Außerdem haben sie eine von der Generaldirektion des 

VEB Reisebüro durch Stempel und Unterschrift beglau­

bigte Bestätigung (Anlage 5) vorzulegen. 


4.3.	 Die Einreise i s  t erst am Tage des aus den obengenann­

ten Unterlagen ersichtlichen Beginns des touristischen 

Aufenthaltes in der DDR zu gestatten. 


4.4.	 Die Einreise im Rahmen des zwischen den Gewerkschaften 

vereinbarten 

- Ferienscheckaustausches (zentraler Urlauberaustausch) 


i s  t bei Vorlage von durch die polnische Hauptdirek­
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tion	 "Fundusz Wczasów Pracowniczych" ausgestellten 

Ferienschecks 


. - Kuraustausches i s  t bei Vorlage von durch die genannte 

Hauptdirektion ausgestellten Kurschecks 


zu gestatten.	 • 


4.5.	 Die Einreise polnischer Besuchergruppen zum Besuch 

nationaler Gedenkstätten in der DDR i s  t zu gestat­

ten, wenn neben dem Personaldokument eine Sammel­

l i s t  e der Zentralleitung des Komitees der Antifa­

schistischen Widerstandskämpfer der DDR mit den 

Personalangaben der Teilnehmer sowie Angaben zum 

Reiseziel, Grund und Dauer der Reise vorgewiesen 

wird. 

Die Sammelliste muß unterschrieben und gesiegelt 

sein . 


Die Einreise i s  t auch im Rahmen des organisierten 

Tourismus durch Vertragsabschluß mit dem VEB Reise­

büro der DDR möglich (vgl. Ziffern 4.1. - 4.3.). 


4.6.	 Die Einreise von Kindern und Jugendlichen sowie er­
wachsener Begleitpersonen im Rahmen des organisier- •>• 
ten Kinder- und Dugendaustausches i s  t zu gestatten, 
wenn neben dem Personaldokument eine von den zustän­
digen Organen der VR Polen ausgestellte Sammelliste tli^l 
vorgewiesen wird. 
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Befreiung von der Paß- und Visapf l i c h t für Bürger der UdSSR 


1.	 Bürger der UdSSR mit ständigem Wohnsitz auf dem Territorium 

der UdSSR, VR Bulgarien, Mongolischen VR, VR Polen, SR Ru­

mänien, Ungarischen VR und der CSSR, die zu einem zeitwei­

ligen Aufenthalt in die DDR einreisen, sind entsprechend 

den im "Abkommen zwischen der Regierung der DDR und der Re­

gierung der UdSSR über die Bedingungen des gegenseitigen 

Reiseverkehrs von Staatsbürgern beider Staaten" vereinbar­

ten Festlegungen von der Visapf l i c h t b e f r e i t . 


Bürger, die in der DDR ständig Wohnsitz nehmen oder die 

Reisenj für die das genannte Abkommen eine Befreiung von 

der Visapflicht nicht vorsieht, durchführen wollen, unter­

liegen der V i s a p f l i c h t . 


2.	 Zur visafreien Ein- und Ausreise berechtigen: 


Diplomatenpaß 

Dienstpaß 

Reisepaß, außer wenn der Inhaber seinen ständigen Wohn­


s i t z in anderen a l s den unter 1. genannten 

Staaten hat (Reisepässe für Bürger der UdSSR 

mit Wohnsitz in anderen Staaten als der UdSSR 

sind mit dem Stempel "P r i n j a t na utschet na 

postojannoe schitelstwo", d.h. "Registriert 

zum ständigen Aufenthalt" oder dem Stempel "na 

postojannoe schitelstwo", d.h. "zum ständigen 

Aufenthalt" versehen) 


Sammelreiselisten in Verbindung mit dem Personalausweis 

der UdSSR (für Teilnehmer touristischer 

Gruppenreisen) 


Seemannspaß mit der Eintragung über den Zweck der Reise 

und den Bestimmungsort 


(Vom Exekutivkomitee des Verbandes der Gesellschaften des 

Roten Kreuzes und des Roten Halbmondes der UdSSR für Per­

sonen, die nicht die Staatsbürgerschaft der UdSSR besitzen, 

ausgestellte Reiseausweise, sind als v i s a p f l i c h t i g e Personal 

dokumente anzuerkennen.) 




B S t U 
111/2/1 
000416 
 Seite 2 


3.	 Burger der UdSSR, die aus dienstlichen Gründen einreisen, 

können sich in der DDR für die Dauer ihres dienstlichen 

Auftrages aufhalten. Dies bezieht sich auch auf die im 

gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehörigen dieser 

Bürger. 


Bürger der UdSSR, die aus privaten Gründen einreisen, kön­

nen sich innerhalb des Zeitraumes, der in den formgebun­

denen' E inladungen , bestätigten Telegrammen oder Reisedoku­

menten angegeben i s t  , gerechnet vom Tage des Grenzübertritts 

in	 der DDR aufhalten. Eine Verlängerung dieser Aufenthalts­

dauer i s  t nur nach Zustimmung der zuständigen Vertretung 

der UdSSR in der DDR möglich. 


4.	 Bürger der UdSSR mit ständigem Wohnsitz in der DDR benö­

tigen für Reisen 


-	 nach der VR Polen und der CSSR kein Aus- und Wieder­

einreisevisum, 


-	 nach allen anderen Staaten, einschließlich nach der UdSSR, 

und nach Westberlin das Aus- und Wiedereinreisevisum. 


5.	 Bürger der UdSSR benötigen für Reisen durch die DDR kein 

Transitvisum. Diese Festlegung g i l  t auch für Bürger der 

UdSSR mit ständigem Wohnsitz in dritten Staaten und in 


-•) 

Westberlin und für Bürger der UdSSR, die im Besitz eines 

Provisorischen Reisedokumentes für die Rückkehr in die 

UdSSR sind. 
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27.	 Volksrepublik Benin 


• \ 
27.1.	 Bürger der\DDR, die Inhaber eines gültigen Diplomaten-


oder Dienstpasses der DDR sind, dürfen ohne Visum der 


VR Benin in das Hoheitsgebiet der VR Benin einreisen, 


durch dieses durchreisen und aus ihm ausreisen. 


\ 

\ 


27.2.	 Sie haben das Recht , sich nach der visafreien Einreise 

-	 bis zu 90 Tagen im Hoheitsgebiet der VR Benin aufzu­


halten , 


-	 während der Dauer ihrer ^ätigkeit im Hoheitsgebiet 

der VR Benin auf zuhalten .Venn sie Mitglieder der 

diplomatischen Mission oder\einer konsularischen Ver­

tretung der DDR in der VR BerWn bzw. einer diploma­

tischen Mission der DDR in einąm dritten Steet, deren 
Leiter in der VR Benin akkreditiert i s t  , sind (dies 
g i l t auch für ihre im gemeinsamenVlaushalt lebenden 
Ehegatten und Kinder, wenn diese gleichfalls gültige 
Diplomaten- oder Dienstpässe besitzen^oder in solchen 
mit eingetragen sind). 

28. Republik Finnland 


28.1. Bürger der DDR, óia Inhaber eines gültigen Diplomaten-, 
Dienst- oder Reisepasses der DDR sind, dürfen ohne Vi­

sum der Republik Finnland in das Hoheitsgebiet der Repu 

blik Finnland einreisen. 


28.2. Sie haben das Recht, sich nach der visafreien Einreise 


bis zu 90 Tagen im Hoheitsgebiet der Republik i n n ­

land auf zuhalten"*" J 


17 Gerechnet vom Zeitpunkt der Einreise in das Territorium eines 
der nordischen Staaten, die Teilnehmer des Abkommens über die 
Beseitigung der Paßkontrolle an den gemeinsamen Staatsgrenzen 
der nordischen Staaten sind. 
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-	 während der Dauer i h r e r Tätigkeit im Hoheitsgebiet 

der Republik Finnland aufzuhalten, wenn s i e Ange­

hörige der Botschaft der DDR in der Republik Finn­

land sind ( d i e s g i l  t auch für i h r e im gemeinsamen 


• Haushalt lebenden F a m i l i e n a n g e h ö r i g e n ) . 
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Die Bürger sind aufzufordern, die Reise in der nächst­

gelegenen oder verkehrsgünstig gelegenen Kreisstadt
c 

bzw. in der Hauptstadt der DDR zu unterbrechen und 

beim	 VPKA bzw. dem PdVP Berlin die Verlängerung der 

Gültigkeit des Passes bzw. die Neuausstellung eines 

Passes zu beantragen.	 ­

Im Falle der Neuausstellung eines Passes wird von der 

ausstellenden Dienststelle der DVP auf dem Au s r e i s e t e i l 

der Zähl- bzw. der Ein- und Ausreisekarte ein Vermerk 

über die Einziehung des Passes, mit dem die Einreise 

erfolgte, angebracht. Der Vermerk wird gesiegelt und 

unterschrieben. In den neu ausgestellten Paß wird der 

Wohnort im Ausland (im Fa l l e des ständigen Wohnsitzes 

in Westberlin wie unter 1. angeführt, z. B. "Berlin 

(West)-Wilmersdorf") eingetragen. 


Durch Behörden anderer Staaten oder Westberlins für un­

gültig erklärte Reisepässe sind nicht mit Paßkontroll­

stempel zu versehen. 


2.3.	 Aus- bzw. Weiterreisen von Bürgern der DDR mit ständigem 

Wohnsitz in der CSSR, VR Polen, UdSSR, Ungarischen VR, 

SR Rumänien, VR Bulgarien und der Mongolischen VR nach 

anderen a l s diesen Staaten und nach Westberlin sind zu 

gestatten, wenn der früher in diesen Pässen eingetragene 

Geltungsbereich "Gültig für die VR Bulgarien, CSSR, Mongo­

lische VR, VR Polen, SR Rumänien, UdSSR und Ungarische VR" 

in "Gültig für a l l e Staaten und Westberlin" geändert wurde 

bzw. wenn in neu ausgestellten Pässen der Geltungsbereich 
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"Gültig für a l l e Staaten und Westberlin" eingetragen i s  t 


3.1.	 Bürger der DDR mit ständigem Wohnsitz im Ausland unter­

liegen der Meldepflicht und erhalten a l s Bestätigung 

ihrer Erfüllung eine Meldebestätigung. 


Bürger der DDR mit ständigem Wohnsitz in der CSSR, VR 

Polen, UdSSR, Ungarischen VR, SR Rumänien, VR Bulgarien, 

der Mongolischen VR und der Republik Kuba sind bei einem 

Aufenthalt bis zu 30 Tagen von der Meldepflicht befreit 

und benötigen keine Meldebestätigung. 


3.2.	 Die Dienststellen der DVP - PM - können die Gültigkeit 

der Reisepässe von Bürgern mit ständigem Wohnsitz in 

Staaten, 


-	 in denen sich keine Auslandsvertretung der DDR befindet 

oder in Westberlin 


-	 in denen sich Auslandsvertretungen der DDR befinden in 

Ausnahmefällen (wenn die Wiederausreise mit ungültigem 

Paf3 erfolgen würde oder der Ablauf der Gültigkeit unmit­

telbar bevorsteht) um höchstens 3 Monate 


während eines besuchsweisen Aufenthaltes in der DDR verlän­

gern . ' 


x	Reisen von Bürgern der DDR mit ständigem Wohnsitz in diesen 

Staaten erfolgen ausschließlich entsprechend den Rechtsvor­

schriften des Aufenthaltsstaates und den Entscheidungen des­

sen zuständiger Organe. Eine Zustimmung der Botschaft i s t 

nicht erforderlich. 

Die Aus- bzw. Weiterreise nach anderen als diesen Staaten und 

nach Westberlin i s  t nur dann nicht zu gestatten, wenn zweifels­

f r e i f e s t g e s t e l l t wird, daß die von den Organen des Aufenthalts­

staates e r t e i l t e Ausreisegenehmigung nicht dazu berechtigt. 
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Reisen von Bürgern der DDR mit ständigem Wohnsitz im Ausland 


1.	 Diese Festlegungen gelten für Bürger, die sich durch Vor­

lage eines Reisepasses der DDR, in dem 


-	 auf Seite € (in früher ausgegebenen Pässen auf Seite 7) 

ein Registriervermerk einer Auslandsvertretung der DDR 

(z. B. " R e g i s t r i e r t in der Botschaft der DDR in ... un­

ter der Nr. . . . " )  , der mit kleinem Dienstsiegel und der 

Unterschrift des Konsuls bestätigt i s t  , angebracht i s t  ; 


-	 in der für die Eintragung des Wohnortes vorgesehenen 

Zeile ein Wohnort im Ausland eingetragen i s t  ; 


-	 sich ein Visum zur ständigen Ausreise befindet; 


als Bürger der DDR mit ständigem Wohnsitz im Ausland l e g i ­
timieren. 


Sie gelten jedoch nicht für Bürger der DDR mit ständigem Wohnsit 

in der Republik Irak. Diese müssen auf Grund von Rechtsvorschrif 

ten der Republik Irak - auch bei Reisen in die DDR - irakische 

Reisepässe benutzen. Sie erhalten Ein- t.nd Ausreisevisa der DDR 
und bei der p o l i z e i l i c h e n Anmeldung eine Aufenthaltsberechti­

gung. 

Sofern bei der Grenzpassage f e s t g e s t e l l t wird, daö ein Inhaber 

eines Passes der Republik Irak Bürger der DDR i s t  , hat seine 

Kontrolle und die Abfertigung der Dokumente entsprechend den 

für Bürger Iraks zutreffenden Festlegungen zu erfolgen. Ein 

Reisepaß der DDR i s  t nicht zu fordern. Auf den Ein- und Aus­

r e i s e t e i l e n der Zählkarte, Vordruck F 73/1, i s  t - sofern als 

Staatsangehörigkeit nur "Irak" eingetragen wurde - nach deren 

Einbehalten dahinter ergänzend "DDR" zu vermerken. 
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Zu beachten i s t  , daß 


-	 Reisen sowohl mit von den Auslandsvertretungen der 

DDR ausgestellten Pässen als auch mit den für die 

ständige Ausreise von den Dienststellen der DVP - PM ­
ausgestellten Pässen erfolgen können; 


-	 bei der Ausstellung von Pässen durch die Dienststel­

len der DVP - PM - für eine ständige Ausreise der bis­

herige Wohnort in der DDR eingetragen wird und eine 

Änderung und die Eintragung des neuen Wohnortes durch 

die Auslandsvertretung bzw. die DVP - PM - erst erfolgt, 

wenn sich der Bürger bei der zuständigen Auslandsvertre­

tung der DDR meldet (der Konsul nimmt die Registrierung 

des Bürgers vor und trägt den obengenannten Registrier­

vermerk in den Paß ein) bzw. er erstmals zum besuchswei­

sen Aufenthalt in der DDR e i n r e i s t und bei der DVP - PM ­
vorspricht; 


- bei Bürgern mit ständigem Wohnsitz in Westberlin von den 

Dienststellen der DVP - PM - eingetragen wird z. B. "Ber-; 


l i  n (West) - Wilmersdorf". 


Der zusätzliche Besitz eines Reise- oder Personaldokumentes 

des Aufenthaltsstaates i s  t ohne Belang und nicht zu bean­

standen . 


2.1.	 Bürger der DDR mit ständigem Wohnsitz im Ausland benötigen 

zur Ein-, Durch- und Wiederausreise keine Visa der DDR. 


2.2.	 Die Ein- bzw. Durchreise i s  t auch dann zu gestatten, wenn 

der Reisepaß der DDR durch Fristablauf ungültig geworden 

i s  t oder wenn er durch Behörden anderer Staaten bzw. West­

berlins für ungültig erklärt wurde. 
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Anlage 4 

DDR 

SAMMELLISTE 
für Teilnehmer am Kinder- und Jugendaustausch 
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Volksrepublik Polen im Jahre 1986 

Aus Bezirk: 
Entsendende Stelle/Name, Anschrift: 

Kreis: 

In die Wojewodschaft: 
Bezeichnung der Ferieneinrichtung: 

von: 

Ausreise am: 	 Abfahrtszeit in der DDR: 
Grenzübergangsstelle: 
Datum und Uhrzeit der Rückkehr in die DDR: 
Grenzübergangsstelle: 

Lfd. 
Name Vorname Geb.-Datum Nr. 

ruppen Tff 
Anzahl 

1 Schüler 10-1 4 
2 dir. Aust./Schulen 
3 Schüler über 15 
4 Lehrlinge 
5 dir. Aust./FDGB 
6 Studenten 

bis: 

ZMg-Nr,: 

Zug-Nr.: 

Art/Nr . des Personaldokumentes 

Bitte wendenI 



Bestätigung i e s t u 

Rat des Kreises Abt . JK$ 	 Kreisvorstand des FDGB 8 004 24 

Stempel: 	 Stempel: 

Unterschrift: 	 Unterschrift: 

Hinweise zur Sammelliste 

— Sie ist nur gültig in Verbindung mit Kinder- oder Personalausweisen. 

— Gruppenleiter und Dolmetscher sind zuerst aufzuführen, sie werden der Gesamtstärke der 
Gruppe zugeordnet; 
anschließend die Teilnehmer in alphabetischer Reihenfolge. 

— Sie ist für jede Gruppe siebenfach anzufertigen. 

— Die Gruppennummer wird durch die Abteilung Jugendfragen, Körperkultur und Sport der	 Räte 
der Kreise eingetragen. 

— Sie wird nach'Abschluß bestätigt von: 
Kategorien 1 bis 4 — von der Abteilung Jugendfragen, 

und 6 Körperkultur und Sport 

des Rates des Kreises 


Kategorie 5 — vom Kreisvorstand des FDGB und 
Rat des Kreises/Abteilung Jugendfragen, Körperkultur und Sport. 

— Als Belegexemplar	 ist eine ausgefüllte Liste der Abteilung Jugendfragen, Körperkultur und Sport 
der Räte der Kreise zu übergeben. 

— Die Sammellisten für Studenten werden nach Abschluß den Direktoren für	 Studienangelegenheiten 
der Universitäten und Hochschulen bzw. den Direktoren der Fachschulen zur Kenntnis gegeben. 

— Bei Ein- und Ausreise verbleiben je 2 Exemplare bei der Paßkontrolle. 

— A m Abgangsbahnhof in der DDR nicht angereiste Teilnehmer sind von der Liste zu streichen. 

— In der VR Polen verbliebene Teilnehmer (durch Krankheit o. ä.) sind auf der Rückseite der Liste 
n.it folgenden Angaben zu vermerken: 

— Name, Vorname 
— Geburtsdatum 
— Wohnanschrift in der DDR 
— Nummer des Personaidokumentes 
— Ursache des Verbleibes in der VR Polen 
— Anschrift des derzeitigen Aufenthaltsortes 

(741) Afl 101-4503-86 
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4.4.	 Bürgern der DDR, die mit Reisepaß (ohne Dienstvisum 

für die UdSSR, VRB, MVR, SRR und UVR) oder Personal­

ausweis ohne die oben jeweils geforderten Zusatzdoku­

mente an den Grenzübergangsstellen zur VR Polen an­

reisen und angeben, über die VR Polen nach der CSSR 

reisen zu wollen, i s  t die Ausreise nicht zu gestat­

ten. 


5.	 Einzelfragen 


5.1.	 Bürgern der DDR mit ständigem Wohnsitz in der VR Po­

len oder in anderen Staaten bzw. in Westberlin i s  t 

der Grenzübertritt entsprechend den für sie geltenden 

Festlegungen des Abschnittes 11/10 zu gestatten. 


5.2.	 Kindern von Bürgern der DDR i s  t der Grenzübertritt 

zum Besuch der Schule in der VR Polen wie bisher 

ohne zusätzliche Dokumente zu gestatten. 


6.	 Abfertigung der Grenzübertrittsdokumente, Kontrolle 

der Aus- und Einreise 


6.1.	 Hinsichtlich der Abstempelung der Pässe gelten die 

im Abschnitt II/4/1 getroffenen Festlegungen. 


6.2.	 Die "Reisekarte zum besuchsweisen Aufenthalt in der 

Volksrepublik Polen", Vordruck PM 72, sowie die "Reise­

karte zum touristischen Aufenthalt in der Volksrepublik 

Polen" sind bei der Aus- und Einreise auf der Rückseite 

(Ausreise oben rechts, Einreise unten rechts) mit Paßlton 

trollstempel zu versehen und bei der Einreise einzube­

halten . 


Wird von Inhabern eines Wehrdienstausweises und einer 

"Reisekarte Vordruck PM 72, außerdem der Urlaubs­
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schein vorgewiesen, i s  t dieser formell in die Kontrolle 

einzubeziehen. 


6.3. Die von der Botschaft bzw. den Generalkonsulaten der 

DDR beglaubigten Einladungen sind bei der Ausreise 

oben links und bei der Einreise oben rechts mit Paß­

kontrollstempel zu versehen sowie bei der Einreise 

einzubehalten. 


6.4. Bei Grenzübertritten mit Sammellisten i s  t hinsichtlich 

des Streichens nicht mitreisender Personen, des Ab­
hakens der kontrollierten Teilnehmer und der Abstempe­

lung entsprechend den für Sammelreiselisten geltenden 

Prinzipien zu verfahren. 


Bei der Wiedereinreise von Touristengruppen i s  t das 

mit den Paßkontrollstempeln versehene Exemplar der 

Sammelliste einzubehalten. 

Das in polnischer Sprache gedruckte Exemplar i s  t nicht 

in die Paßkontrolle einzubeziehen. 


Bei der Aus- und Wiedereinreise von Gruppen im Rahmen 

des Kinder- und Ougendaustausches sind jeweils 2 

Exemplare einzubehalten. 

Eines der jeweils einbehaltenen Exemplare i s  t an den 

zuständigen "Stab der Ein- und Ausreise" zu übergeben. 


6.5. Dienstliche Auftrage sind bei der Aus- und Einreise 

an geeigneter S t e l l e mit Paßkontrollstempel zu ver- ,

sehen und dem Reisenden zu belassen. 
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3.2.	 Einzeltouristen i s  t die Ausreise zu gestatten, wenn s i e 

im Besitz eines Reisepasses, Personalausweises oder Kin­

derausweises und eines für sie gültigen Vouchers des VEB 

Reisebüro der GDR sind. 

Außerdem haben sie eine von der Generaldirektion des VEB 

Reisebüro mit Stempel und Unterschrift bestätigte "Reise­

karte zum touristischen Aufenthalt in der Volksrepublik 

Polen" (Anlage 3) vorzulegen. 


3.3.	 Die Ausreise i s  t erst am Tage des aus den obengenannten 

Unterlagen e r s i c h t l i c h e n Beginns des touristischen Aufent­

haltes in der VR Polen zu gestatten. 


3.4.	 Inhabern von Wehrdienstausweisen i s  t die Ausreise a l s Te i l 

nehmer von Touristengruppen nur zu gestatten, wenn zusätz­

l i c  h zum Wehrdienstausweis eine "Reisekarte ...", Vordruck 

PM 72, vorgewiesen wird. 

I s t keine Reisekarte, Vordruck PM 72, vorhanden, kann die 

Ausreise im Rahmen der Touristengruppe auch gestattet wer­

den, wenn zum Wehrdienstausweis ein Urlaubsschein, in dem 

die Reise nach der VRP ausdrücklich vermerkt i s t  , vorgewie 

sen wird. 


.5. Die Ausreise im Rahmen des zwischen den Gewerkschaften ver 

einbarten 

-	 Ferienscheckaustausches (zentraler Urlauberaustausch) 


i s  t bei Vorlage von Ferienschecks des Feriendienstes 

der Gewerkschaften 


-	 Kuraustausches i s  t bei Vorlage von durch die Bezirksvor­

stände des FDGB, Verwaltung für Sozialversicherung, aus­

gestellten Kurschecks 


zu gestatten. 
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3.6. Die Ausreise von Kindern und Jugendlichen sowie erwach­

senen Begleitpersonen im Rahmen des organisierten Kinder-

und Jugendaustausches i s  t zu gestatten, wenn neben dem 

Personaldokument eine Sammelliste (Anlage 4) vorgewiesen 

wird. Die Bestätigung der Sammellisten erfolgt durch den 

Rat des Kreises, Abt. Jugendfragen, Körperkultur und Sport, 

bei direktem Austausch zwischen Betrieben und Kombinaten 

durch den Kreisvorstand des FDGB. 

Teilnehmern der Jugendtouristgruppen im Rahmen des der 

NVA zugesprochenen Kontingentes aus dem organisierten 

Kinder- und Jugendaustausch i s  t die Ausreise zu gestatten, 

wenn eine " R e i s e l i s t e für die Entsendung in die VR Polen" 

(Anlage 5) vorgewiesen wird und die Teilnehmer im Besitz 

ihres Wehrdienst- oder Personalausweises sind. 


4.	 Reisen durch die VR Polen 

4.1.	 Bürgern der DDR, die im Besitz von für die Durchreise 


nach der UdSSR gültigen Dokumenten sind, i s  t die Ausreise 

gemäß den bestehenden Bestimmungen zu gestatten. 


4.2.	 Ausreisen von Bürgern der DDR über die Grenzübergangs­

s t e l l e n der Staatsgrenze zur VR Polen mit Personalausweis 

und Reiseanlage, Vordruck PM 105, sind in jedem F a l  l zu 

gestatten, wenn "VR Polen" a l s Transitland nicht gestrichen 

i s t . • • . 


4.3.	 Bürger der DDR', die bei Reisen nach bzw. aus der CSSR die 

n ^ a h r e  n
VR Polen d u F ^   wollen, benötigen zu ihrem Personal­


dokument eine "Reisekarte ...", Vordruck PM 72, sofern s i e 

nicht im Besitz anderer dazu berechtigender Dokumente sind. 

Von den Dienststellen der DVP - Ab. PM - wird hinter dem 

Satz "Diese Reisekarte i s  t bei Aus- und Wiedereinreise vor­

zulegen" in Klammern der Vermerk "(Transit durch die VR Polen) 


x
eingetragen  v
 

Für den Transit nach der CSSR über die VR Polen werden z.Z. keine 

Reisekarten bestätigt. Diese Z i f f . i s  t somit gegenwärtig gegen­

standslos. 
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den der Bezirks- bzw. Kreisvorstände des DTSB oder 

einen von diesen Beauftragten mit Unterschrift und 

Dienstsiegel. 


> 


1.6.3. Bürger der DDR, die im Auftrag des Komitees der An­

tifaschistischen Widerstandskämpfer der DDR in die 

VR Polen reisen, sind im Besitz einer vom Komitee 

bestätigten Sammelliste. » • . . . .  . 


1.7.	 Begleitpersonen von Kranken- und Leichentransporten 

haben zum Grenzübertritt neben dem Personaldokument 

der DDR einen Dienstauftrag der örtlichen Gesund­

heitsbehörde bzw. Bestattungseinrichtung sowie bei 

Leichentransporten die erforderlichen Begleitdoku­

mente (vgl. Abschnitt IV/5/2) vorzulegen. 


2«	 Ausreisen aus privaten Gründen 

2.1.	 Ausreisen aus privaten Gründen einschließlich im 

Rahmen des betrieblichen Urlauberaustausches sind 

zu gestatten, wenn zum Reisepaß, Personalausweis, 

Kinderausweis oder Wehrdienstausweis eine "Reise­

karte zum besuchsweisen Aufenthalt in der Volks­

republik Polen", Vordruck PM 72, (Anlage la) vor­

gewiesen wird. 


Die Ausreise i s  t nur im Rahmen der eingetragenen 

Gültigkeit zu gestatten. 


Die "Reisekarte ..." muß von den Dienststellen der 

DVP - Abt. PM - gesiegelt und unterschrieben sein. 

Zur Siegelung werden die kleinen Dienstsiegel ver­

wendet . 
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2 . 2 .	 Z u r A u s r e i s e zum Besuch von B ü r g e r n d e r DDR, d i e i n 
d i p l o m a t i s c h e n , k o n s u l a r i s c h e n o d e r a n d e r e n V e r t r e ­
t u n g e n ( e i n s c h l i e ß l i c h a l l e  r k o m m e r z i e l l e n ) d e r DDR 
i  n der VR P o l e n t ä t i  g s i n d , b e r e c h t i g t i n V e r b i n d u n g 
m i t dem g ü l t i g e n P e r s o n a l d o k u m e n t e i n e von d e r B o t ­
s c h a f t oder den G e n e r a l k o n s u l a t e n d e r DDR i n d e r VR 
P o l e n d u r c h S i e g e l und U n t e r s c h r i f t b e g l a u b i g t e E i n ­
l a d u n g ( A n l a g e l b )  . 

D i e E i n l a d u n g e n s i n d n i c h t b e f r i s t e  t und b e r e c h t i g e n 
a u s s c h l i e ß l i c h zu e i n e r e i n m a l i g e n A u s r e i s e . 

2 . 3 .	 D i e a l l e i n i g  e A u s r e i s e von K i n d e r n i s  t zu g e s t a t t e n , 
wenn s i e im B e s i t z e i n e s K i n d e r a u s w e i e e e d e r DDR und 
e i n e r " R e i s e k a r t e . . . " s i n d . 

3 .	 A u s r e i s e n aus t o u r i s t i s c h e n G r ü n d e n , im Rahmen des 
z e n t r a l e n U r l a u b e r a u s t a u s c h e s , des K u r a u s t a u s c h e s und 
im Rahmen des o r g a n i s i e r t e n K i n d e r - und D u g e n d a u s t a u ­
sches 

3 . 1 .	 T e i l n e h m e r n v o n T o u r i s t e n g r u p p e n i s  t d i e A u s r e i s e zu 
g e s t a t t e n , wenn s i e im B e s i t z e i n e s R e i s e p a s s e s , P e r ­
s o n a l a u s w e i s e s o d e r K i n d e r a u s w e i s e s s i n d und vom R e i s e ­
l e i t e  r e i n f ü r d i e j e w e i l i g e P e r s o n e n a n z a h l g ü l t i g e  r 
Voucher des VEB R e i s e b ü r o d e r DDR bzw. des D u g e n d r e i s e ­
b ü r o s d e r DDR " ^ J u g e n d t o u r i s t " über d i e g e b u c h t e n L e i  ­
s t u n g e n v o r g e l e g t w i r d . 

Außerdem h a t der R e i s e l e i t e r e i n e vom VEB R e i s e b ü r o 
bzw. dem D u g e n d r e i s e b ü r o " D u g e n d t o u r i s t " b e s t ä t i g t e 
S a m m e l l i s t e ( A n l a g e 2) m i t den P e r s o n a l i e n d e r R e i s e ­
t e i l n e h m e r v o r z u l e g e n . 
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Z. bei Vorkommnissen 

im Grenzstreckenabschnitt 

Grundsätzliches zum Z. 

Z. bei Schadensfällen 

Z. bei Sicherung von 

SchuBwa f fent ransporten 

Z. bei Todesfällen 


ZWISCHENZEITLICHE AUSREISE 

. Z. von Bürgern nichtsozia­


l i s t i s c h e r Staaten und 

Westberlinern nach anderen 

Staaten 

Z. von Bürgern der SFR Ju­
goslawien nach Westberlin 

Z. von Gästen des Hotels 

"Metropol" und des "Palast­

hotels 

Z. von Bürgern nichtsozia­

l i s t i s c h e r Staaten nach 

Westberlin 


ZYPERN, Republik 

Befreiung von der Visapflicht 

für Bürger Z. 


Visafreier Reiseverkehr von 

DDR-Bürgern nach Z. 


Register ­000431 
 Seite 87 


1/3/1 
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IV/2/1 

IV/2/1/1 

IV/3/4 - 4, 


IV/2/1/1 


II I / 6 / 8 - 2. 


II I / 6 / 8 - 1.4. 


II I / 6 / 8 - 1.3. 


II I / 6 / 8 - 1.1., 1.2 


III/2/18 

I I I / 6 / 2 - 2.2., 2.3 

Anlage 1

III/9/12 - 1.1., 1. 


5. 


II/Anlage 1 - 2  1 
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(61. Änderung) 


VARIANTEN der HANDLUNGEN 

VERDACHTSKONTROLLE 

(im Transit BRD - Westberlin) 

VERFÜGUNGSVERBOTE 

VERKEHRSMITTEL 

(Einreisen in die DDR) 

VERLUST (von Reisedokumenten) 


Handeln der Auslandsver­
tretungen bei V. 


V. der Ausreisekarte bei 

Inhabern der Aufenthalts­

genehmigung 

V. beim Aufenthalt in der 

BRD oder Westberlin 

V. in der CSSR und der 

VR Polen 

Identitätsbescheinigung 

bei V. ' 

Ordnungsstrafrechtliche Ver­
antwortlichkeit wegen V. 

Provisorischer Reisepaß 

bei V. 

V. des Seefahrtsbuches 


VERLUSTBESCHEINIGUNG 

V. für Ausländer 

Anreise mit V. der BRD 

bzw. Westberlins 

Anreise mit V. der CSSR 

bzw. der VR Polen 

Erteilung von Identitäts­
bescheinigungen bei Vorlage


• BSłU 
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1/3 - 2., 3.1. 

1/2/3 - 2., 6.2 

IV/1/2 - 3.2. 

IV/3/2 - 3. 

II1/3/11 


1/2/3/1 

I I / 9 

111/4/5 

II/9/1 

II/9/2 - 1 

II/9/3 


I I I / 6 / 2 - 8. 


II/9/4 

II/9/2 - 5. 


I I I / 1 / 5 - 5. 

I I I / 4 / 5 


IV/1/1/1 - 2.4 

II/9/2 - 1. - ł 
II/9/3 

I1/5/1 - 2.3. 


I I I / 4 / 5 - 2 


II/9/4 - 2 


II/9/2 - 5. 
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VETERINÄRHYGIENISCHE GRENZKONTROLLE 

VIETNAM, SR 


Befreiung von der Visa­

p f l i c h t für Bürger V. 

Vis a f r e i e r Reiseverkehr 

von DDR-Bürgern nach V. 

Weiterreise von Bürgern V. 

nach dritten Staaten und 

Westberlin 


VISAERTEILUNG 

V.zur Durchführung von 

Abschleppdiensten 

Allgemeines zur V. 

V. auf "Anlage zum Paß/ 

Ausweis11^ 

V. an Ausländer mit stän­

digem Wohnsitz in der DDR 

V. zwecks Beantragung eines 

Aufenthaltes in der DDR 

(ohne vorherige Genehmigung) 

Befreiung von Gebühren für V. 

V. auf Grund von Berechti­
gungsscheinen 


V. auf Grund bestätigter 

Einladungen 

V. an Binnenschiffer 

V. an DSG-Personal 

Durchführung der V. 


V. auf Grund f e r n s c h r i f t ­

l i c h e r Genehmigungen 
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IV/5/4 


I  I 1/2/1 


II/Anlage 1 - 11. 

I I I / 8 / 7 


I I I / 5 / 7 

1/1 - 6. 


III/5/17 


I I I / 7 / 1 - 4.1. - 4. 


I I I / 5 / 9 

111/15 - 3.2. 

I I I / 5 / 2 

I I I / 5 / 3 

III/11/3/2 


I I I / 5 / 6 . 

III/12/2/2 - 2 . - 3 

I I I / 6 / 7 - 1. 

III/5/16 

III/9/10 


I I I / 5 / 4 
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(61. Änderung) 


MALI, REPUBLIK 

Befreiung von der Visapflicht 

für Bürger M. 


Visafreier Reiseverkehr von 

DDR-Bürgern nach M. 


MELDEBESTÄTIGUNG 


MELDEPFLICHT ( p o l i z e i l i c h e ) 

Befreiung von der M. 

M. für DDR-Bürger mit 

ständigem Wohnsitz im 

Ausland 

Erfüllung der M. 

Kontrollierbarkeit der 

Erfüllung der M. 

M. bei Einreisen zur 

Leipziger Messe 

M. bei Tagesaufenthalt von 

Bürgern nordeuropäischer 

Staaten 

M. bei Transitreisen 

Verstöße gegen M. 


MESSEAUSWEISE 

MESSEVISA 

METROPOL (Interhotel) 


Gemeinsames Verkaufsbüro 

des VEB Reisebüro der DDR 

und der Vereinigung Inter­

hotel im M. 
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III/13/2 - 2. 


I I I / 4 / 1 - 2. 


11/10 - 4.1. 


I I I / 4 / 1 

IV/1/1/2 - 2.2. 


III/13/2 


III/11/2/1 - 3. 


I I I / 9 / 1 - 11. 

IV/1/1/2 

siehe auch Aufenthalts­

berechtigung und -geneh­
migung 

siehe Leipziger Messe 

siehe Leipziger Messe 


I I I / 5 / 5 - 3.2. - 4. . 

I I I / 5 / 8 - 2.1. b) 

III/11/1/2 - 1 . - 2 . 
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MILITÄRANGEHÖRIGE 

der USA, Frankreichs, Groß­

britanniens u.a. NATO-Staaten 


.M. bei Antreffen an 

Grenzübergangsstellen 

an der Staatsgrenze zur 

BRD oder Westberlin (außer 

Fr.-/Zimmerstr., Bh. Fried­

richstraße, Brücke der Einheit) 


MONGOLISCHE VR 

Befreiung von der Visa­

p f l i c h t für Bürger M. 

Visa f r e i e r Reiseverkehr 

von DDR-Bürgern in die M. 

Weiterreise von Bürgern 

der M. nach Westberlin 


MULLTRANSPORTE 

Berechtigungsscheine zur 

Durchführung von M. 

Befreiung von der Melde­

p f l i c h t bei M. 

Abfertigung der .Zähl- bzw. 

Ein- und Ausreisekarte 

bei M. 


MUNITION 

MUSTERROLLE 


Ausstellung und Eintragungen 

in die M. 

KONTROLLE der M. 


MUSTERUNGSBESCHEINIGUNG 


Register - M-
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siehe Frankreich, Groß­

britannien, USA bzw. 

1 / 1 - 7 . 

1/2/1 - 3.4. 
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69. Änderung 

zur Paßkontrollordnung 


1.	 Die 69. Änderung erfolgt aufgrund der Einführung neuer 

Visastempel für Reisen von Bürgern der DDR nach dem Aus­

land ab dem 1. 7. 1989 durch die HA Paß- und Meldewesen 

des Ministeriums des Innern. 


2.1.	 Eine Neufassung erhielten: 

- im Abschnitt II/2/3/2 die Uberschrift sowie der letzte 


Satz der Ziffer 2.5. 

2.2.	 Ergänzt wurden: 


- im Abschnitt I1/2/1 der Buchstabe c) der Ziffer 2.1. 

und die Ziffer 8. 


' - der Abschnitt I1/2/3 durch die Ziffer 3. (die bisherige 

Ziffer 3. wurde durch das Wort "Touristenvisa" ergänzt 

und zu Ziffer 4,) 


- im	 Abschnitt I1/2/3 der zweite Stabstrich der Ziffer 2.1. 

- der Abschnitt II/2/3/1 durch die Anlagen lb und 2b (die 


bisherigen Anlagen 1 und 2 wurden durch einen Vermerk er­

gänzt und zu den Anlagen la und 2a) 


- der Abschnitt II/2/3/2 durch die Ziffer 2.2.4. und die 

Anlage 4 


- im	 Abschnitt II/2/3/2 der letzte Satz der Ziffer 3.1. 

- die PKO durch den Abschnitt I1/2/3/3 einschließlich der 


Anlage 1 

2.3.	 Gestrichen wurde: 


- im Abschnitt II/2/3/2, Ziffer 1., das Wort "Touristenreisen" 

und die Ziffer 4. (die bisherigen Ziffern 5.1. - 5.5. wur­

den zu den Ziffern 4.1. - 4.5.) 
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3.1. Es sind auszutauschen: 

-	 im Inhaltsverzeichnis die Seiten 3 - 4 gegen das 6. 


Austauschblatt 

-	 im Schlagwortregister die Seiten 67 - 68 gegen das 


10. Austauschblatt 

-	 im Abschnitt II/2/1 die Seiten 3 - 6 gegen das 5. und 


3. Austauschblatt 

-	 Abschnitt I1/2/3, Seite 1, gegen das 4. Austauschblatt 

- im Abschnitt II/2/3/1 die Anlagen 1 - 2

gelieferten Anlagen la, lb, 2a und 2b 
 gegen die neu­

- im Abschnitt II/2/3/2 die Seiten 1 - 6
8. und 7. Austauschblatt 

 gegen das 7., 

3.2. Es sind einzufügen: 
- Anlage 4 zum Abschnitt I1/2/3/2 
-	 Abschnitt II/2/3/3, Seite l', einschließlich der Anlage 1 


3.3. Handschriftlich i s t  : 

-	 im Schlagwortregister auf Seite 4 die auf das Unter­


schlagwort "Ständige A." verweisende Abschnittsbezeich­

nung "II/2/3/2 - 5.1. - 5.5." in "II/2/3/2 - 4.1. - 4.5." 

zu ändern. 


-	 im Abschnitt I1/2/3/1 in Ziffer 1. "Anlagen 1 bzw. 2" 

in"Anlagen la und lb bzw. 2a und 2b" zu ändern. 


-	 im Abschnitt II/2/3/2 auf Seite 7 die Ziffernbezeichnung 

"5.3.", "5.4." und "5.5." in "4.3.", "4.4." und "4.5." 

zu ändern. 


4. Diese Änderung t r i t  t mit Herausgabe in Kraft. 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

- Mein Schreiben vom 12. 6. 1989, Tgb.-Nr.: PK/361/89, über 

"Verwendung neuer Visastempel durch die Dienststellen der 

DVP - PM". 


- Mein Schreiben vom 20. 9. 1989, Tgb.-Nr.: PK/686/89, über 

"Verwendung neuer Visastempel durch die Dienststellen der 

DVP". 


Fiedler 

Generalmajor 
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anderen nichtsozialistischen Staat. Bürgern, die nur 

ein Visum zur Ausreise nach Westberlin besitzen, i s  t 

die Weiterreise nach der BRD nicht zu gestatten. 


2.2.3. In Visa für Altersrentner und Invaliden, denen als 

Passagier die Mitfahrt auf Schiffen des VE Kombinat 

Seeverkehr und Hafenwirtschaft - Deutfracht/Seereederei 

Rostock genehmigt wurde, sowie in Visa für die Ausreise 

von Reisegruppen mit Seepassagierschiffen nach der VR 

Polen wird kein Zielland, sondern das Wort "nach" ge­

strichen und dafür "mit MS der DDR" eingetragen. Die 

Ausreise i s  t in diesen Fällen nur über die Grenzüber­

gangsstellen der Seehäfen bzw. über die Grenzübergangs­

st e l l e Warnemünde zu gestatten. 


2.3.	 In die Visa wird (in die Zeile "für ... Tage") - außer 

in Visa für Altersrentner und Invaliden - die Dauer des 

im Ausland genehmigten Aufenthaltes eingetragen. 

Diese Eintragung bzw. die fristgemäße Rückkehr der Bür­

ger bedarf keiner Kontrolle durch die PKE, es sei denn, 

daß im Einzelfall Gründe vorliegen, die eine solche Kon­

trolle erfordern. 


Falls aus zwingenden Gründen die Rückreise nicht f r i s t  ­

gemäß möglich i s t  , kann von der Auslandsvertretung der 

DDR im betreffenden Aufenthaltsstaat oder von den Dienst­

stellen der DVP - PM - mittels Änderungsstempel eine Ver­

längerung der im Visum eingetragenen Aufenthaltsfrist er­

folgen (von den Dienststellen der DVP - PM - nur, wenn der 

Paß zu diesem Zwecke in die DDR übersandt wurde). 


Bürgern, denen eine fristgemäße Rückkehr nicht möglich i s t  , 

und die diesbezügliche Anfragen an die DVP — PM - richten, 
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wird mitgeteilt, daQ der Reisepaß der DDR unabhängig 

von den im Visum enthaltenen Eintragungen zur Rückkehr 

in die DDR berechtigt. 


Bürgern, bei deren Einreisekontrolle festgestellt wird, 

daß ihre Rückreise nicht fristgemäß erfolgt, i s  t die 

Einreise in jedem Falle zu gestatten. ~  — = 


2.4. 	 Die Visa legen fest, ab welchem Datum ("vom ...") und 

bis zu welchem Datum ("bis ...") die Ausreise erfolgen 

kann. 


Bei Reisen nach der BRD und nach Westberlin werden die 

von den Bürgern beantragten Daten für den Antritt der 

Reise bzw. für die Rückkehr von der Reise eingetragen. 

Bei Reisen nach anderen nichtsozialistischen Staaten 

wird als Gültigkeit (Datum in der Rubrik "bis ...") des 

Datums des im Antrag angegebenen Tages der Rückkehr zu­

züglich einer Frist von 3 Monaten festgelegt. 

Visa zur mehrmaligen Ausreise für die Betreffenden gemäß 

Ziffer 2.1. können entsprechend den jeweils für sie zu­

treffenden Festlegungen mit einer Gültigkeit bis zu einem 

Jahr e r t e i l  t werden. 


Die Ausreise i s  t nur innerhalb der jeweils festgelegten 

Gültigkeit zu gestatten.x 


Bei der Rückreise i s  t die eingetragene Gültigkeit gegen­

standslos und bedarf keiner Kontrolle. 


Durch die PKE an den Eisenbahn-Grenzübergangsstellen (für die 

PKE Bahnhof Friedrichstraße nur bezogen auf Bürger, die nach 

der BRD oder anderen nichtsozialistischen Staaten reisen) so­

wie durch die PKE Warnemünde und Saßnitz i s  t Bürgern, die am 

Vortage des unter "vom ..." genannten Datums anreisen, die Aus­

reise ausnahmsweise zu gestatten. Diese Bürger sind darauf auf­

merksam zu machen, bei zukünftigen Reisen die Gültigkeit der 

Visa zu beachten. 




r 
 SSiU 

6 . Austauschblatt II/2/3/2 
(67. Änderung) 000442 Seite 5 

2.5. Die Ausreise mit in der DDR zugelassenen Kfz i s  t nur zu 

gestatten, wenn dies durch Eintragung der Art des Kfz 

und des polizeilichen Kennzeichens am Visum genehmigt 

wurde.x 


Die Ausreise mit Krankenfahrstühlen, einschließlich moto­

risierten, i s  t zu gestatten. Eine Eintragung am Visum i s  t 

nicht erforderlich. Ausreisen mit Fahrrädern sind nicht zu 

gestatten. 


Die Mitfahrt in Kfz, die nicht in der DDR zugelassen sind, 

ist - sofern dem kaine anderen Festlegungen entgegenstehen ­
zu gestatten. Die Ein- und Ausreise gemeinsam mit Ausländern, 

die als Transitreisende von Westberlin nach der BRD bzw. um­

gekehrt reisen, i s  t zu gestatten, wenn die Bürger der DDR im 

Besitz eines mehrmaligen, für die BRD und Westberlin gültigen 

Visums sind. (Bei der Ein- und Ausreise sind all e für die 

Ein- bzw. Ausreise jeweils festgelegten Kontroll- und Abfer­

tigungshandlungen durchzuführen.) 


3.1. Altersrentnern und Invaliden kann das Visum zur mehrmaligen 

Ausreise mit einer Gültigkeit bis zu einem Jahr e r t e i l  t wer­

den. Die Dauer des im Ausland genehmigten Aufenthaltes wird 

nicht festgelegt und die Zeile "für ... Tage" wird gestrichen. 

Ausreisevisa - ausgenommen Visa für die Erstreise als Alters­

rentner bzw. Invalide - können auch von den Meldestellen der 

DVP ausgestellt werden. Von den Meldestellen ausgestellte Visa 

für Altersrentner und Invaliden werden mit dem kleinen Dienst­

siegel gesiegelt. 


Privatreisen mit Kfz können genehmigt werden, wenn die in § 9 

der Reiseverordnung festgelegten Voraussetzungen gegeben sind. 

Reisen mit Kfz gemäß § 9 Abs. 2 Buchstabe b können auch geneh­

migt werden,wenn der Bürger, der wegen Körperbehinderung auf 

die Benutzung eines Kfz angewiesen i s t  , selbst nicht das Kfz füh­

ren kann oder kein Kfz besitzt, jedoch eine Begleitperson oder 

eine andere zum gleichen Anlaß reisende Person das Kfz führen 

s o l l  . Die Genehmigung zur Reise mit Kfz wird nur im Visum des 

körperbehinderten Bürgers und nicht im Visum des Fahrzeugführers 
eingetragen. 
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3.2.	 Für Altersrentner e r t e i l t e Ausreisevisa werden durch Ein­

tragung des Kennbuchstabens "R" hinter dem Datum der Gül­

t i g k e i t (z. B. 31.12.1989/R) besonders gekennzeichnet. 


3.3.	 Die Personalausweise von Altersrentnern und Invaliden 

werden von den Dienststellen der DVP bei Aushändigung 

der Pässe bzw. bei Visaerteilung nicht einbehalten (von 

Bürgern, die nicht Altersrentner oder Invaliden sind, 

werden die Personalausweise bei Aushändigung der Pässe 

bzw. Visaerteilung einbehalten und die Bürger werden dar­

auf aufmerksam gemacht, den Personalausweis nach Rückkehr 

von der Reise unter Vorlage des Passes abzuholen.) 


Wird bei der Ausreisekontrolle f e s t g e s t e l l t , daß Personal­

ausweise mitgeführt werden, i s  t das nicht zu beanstanden 

und si e sind nicht einzubehalten. 


4.	 Als "Touristenvisum" k l a s s i f i z i e r t e Visa sind nur a l s echt 

und gültig anzuerkennen, wenn s i e vom Ministerium des In­

nern, HA Paß- und Meldewesen, e r t e i l  t wurden und gemäß 

Anlage 3 zum Abschnitt I  I gesiegelt und unterschrieben 

sind. 

Visa für Reisen mit Seepassagierschiffen nach Seehäfen 

der VR Polen werden als Sammelvisa durch die VPKÄ, PM, 

derbetreffenden Bezirksstadt e r t e i l t  . 


5.1.	 Visa berechtigen zur ständigen Ausreise aus der DDR, wenn 

im Visum der Zusatzvermerk "zur ständigen Ausreise" ein­

getragen i s t  . 


5.2.	 Die Zeile "für ... Tage" wird gestrichen. 
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Visa	 für Privat- und Touristenreisen sowie für ständige Aus­

reisen nach dem anderen als im Abschnitt II/2/2 genannten Aus­
land	 ' 


1.	 Visa gemäß den Anlagen 1 - 3 werden bei Genehmigung von 

Anträgen auf Pr ivatre i sen, Touristenreisen und ständigen 

Ausreisen entsprechend der "Verordnung über Reisen von 

Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik nach dem 

Ausland" vom 30. November 1988 (siehe auch Gesetzessamm­

lung PK 1207) und der 1. Durchführungsbestimmung zu dieser 

Verordnung (siehe auch Gesetzessammlung PK 1207/1) nach 

dem anderen als im § 6 der VO genannten Ausland durch das 

Ministerium des Innern und den zuständigen Dienststellen 

der DVP - PaO- und Meldewesen - e r t e i l t  . 


2.1.	 Visa für mehrmalige Reisen können 

- Bürgern, die das gesetzliche Rentenalter erreicht haben 


- nachfolgend nur Altersrentner genannt - oder die Inva­

liden sind, 


-	 für Reisen wegen Pflegebedürftigkeit der Varwandten, 

-	 an Begleitpersonen von Schwerstbeschädigten, die Inhaber 


eines Visums für mehrmalige Reisen sind, 

- in	 notwendigen Einzelfällen nach Entscheidung des L e i ­


ters	 des Büros für PaO- und Ausländerangelegenheiten 

des	 Mdl 


e r t e i l t werden. 

In speziellen Fällen können bei Genehmigung von Dienst­

reisen von der HA PaO- und Meldewesen bzw. dem Büro für 

PaO- und Ausländerangelegenheiten anstelle eines Dienst­

visums (gemäß Anlage 2 zum Abschnitt II/2/3/1) Visa zur 

mehrmaligen Ausreise nach allen Staaten und mit einer Gül­

t i g k e i t bis zu 5 Jahren ausgestellt werden. Diese Visa müs­

sen gemäß Anlage 3 zum Abschnitt I  I gesiegelt und unter­

schrieben sein. 
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2.2.1. Im Visum wird das Zielland (bzw. Westberlin) einge­

tragen. 

Für Reisen ausschließlich nach derBRO und/oder West­

berlin werden gesonderte Visastempel mit bereits entspre­

chend enthaltenen Angaben (vgl. Anlagen la, 2 und 3) be­

nutzt. 

Die Eintragung von zwei oder mehreren Zielländern (ein­

schließlich Westberlin) ist möglich. In diesen Fällen wird 

- außer bei Genehmigung von Reisen nach der BRD und West­

berlin - nur der Visumstempel gemäß Anlage 1 benutzt. 


Zu beachten i s t  , daß Visa zur mehrmaligen Ausreise nach 

Visaerteilung durch weitere Zielländer mittels Änderungs-/ 

Ergänzungsstempel (vgl. auch Abschnitt I1/2/1, Ziff. 3.3.) 

ergänzt werden können. 


Die Ausreise i s  t über alle zur Reise nach dem betreffenden 

Zielland (bzw'. Westberlin) zugelassenen Grenzübergangsstel­

len zu gestatten. 


2.2.2. Bürger, in deren Visum als Zielland die BRD oder ein an­

derer nichtsozialistischer Staat im Visum eingetragen i s t  , 

sind berechtigt - sowohl bei der Hin- als auch bei der Rück 

reise - die über Westberlin verkehrenden Fernzüge ohne Un­

terbrechung ihrer Reise in Westberlin zu benutzen und ihnen 

i s  t der Grenzübertritt über die Grenzübergangsstelle Bahn­

hof Friedrichstraße zu gestatten. Die in den Abschnitten 

II/4/1 und II/4/2 festgelegten Kontroll- und Abfertigungs­

handlungen sind durch die PKE Bahnhof Friedrichstraße 

durchzuführen. Bei der Kontrolle in den Reisezügen zwi­

schen Westberlin und der BRD i s  t die Gültigkeit der Doku­

mente zu prüfen, bei der Hinreise insbesondere hinsicht­

lich der Berechtigung zur Ausreise nach der BRD oder einem 
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DIPLOMATENVISUM 

Nr. Ol 

gültig zur 

ein — mehr—maligen 

bis 



I I / 2 / 3 /  1 

Anlage 2 


DIENSTVISUM 
Nr. 03 

gültig zur 

ein — mehr — maligen 

A U S R E I S  E 

bis 

a u s g e s t e l l t a m 
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Visa für Reisen nach dem anderen als im Abschnitt W/212 ge­

nannten Ausland 


1 .	 Zur Ausreise nach dem anderen als im Abschnitt 11/2/2 
genannten Ausland berechtigen nur Visa mit umrandetem Vi­
sumstempel und den im Abschnitt 11/2/1, Ziffer 2.1., 
Buchstabe c) genannten Nummern. 

2.1.	 Die Visa werden durch die jeweils ausstellende Dienst­

stelle der DVP - PaO- und Meldewesen - an der rechten 

oberen Ecke mit 


- einem Trockensiegel mit dem Text "Deutsche Demokra­

tische Republik - Mdl" bzw. 


- einer Rasterung, sofern die Visaerteilung durch eine 

Meldestelle erfolgt (vgl. Abschnitt I1/2/3/2, Ziff. 3.1.) 


versehen. 


2.2.	 Oas Vorhandensein des Trockensiegels bzw. der Rasterung 

is t im Rahmen der Kontrolle der Echtheit der Visa zu prü­

fen. 

Falls das Trockensiegel bzw. die Rasterung nicht vorhanden 

i s t  , kann vom Leiter der PKE bzw. dem von ihm beauftragten 

Offizier die Ausreise gestattet werden, sofern keine Zwei­

fel an der Echtheit der Dokumente und der Identität der 

Person bestehen und offensichtlich ein Ausstellungsfehler 

vorliegt. 


3. 	 Die Visa werden als Diplomatenvisa, Dienstvisa und Visa 

e r t e i l t  . Es werden jeweils gesonderte Visastempel verwendet. 
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heiten erteilt e Visa (Siegel- und Unterschriftsberechti­
gung	 gemäß Anlage 3) dürfen nicht von den VPKÄ - Paß- und 

Meldewesen-verlängert, verändert oder ergänzt werden. 


Die Ausschreibung der Visa ist nur mit Paßschreibmaschine 

oder	 Dokumentenschreiber gestattet. Eintragungen in Visa 

können auch mittels Stempelabdruck vorgenommen werden. 

Nicht ausgefüllte oder nicht vollständig ausgefüllte Spal­

ten müssen durch- Strich so ausgefüllt sein, daß keine wei­

teren Eintragungen vorgenommen werden können. 


4. 	 Mitreisende Kinder müssen - sofern sie nicht ein eigenes 

Reisedokument und ein eigenes Visum oder eine eigene dem 

Visum gleichgestellte Berechtigung besitzen - unter Anga­

be von Vorname und Geburtsdatum mit dem Änderungs-/Ergän­
zungsstempel am Ausreisevisum einer erwachsenen Begleit­

person eingetragen sein. Diese Eintragung muß mit kleinem 

Dienstsiegel und Unterschrift bestätigt sein. 


5 . Visa berechtigen Bürger der DDR zur Ausreise aus der DDR. 

Die Ausreise i s  t nur im Rahmen der festgelegten Gültigkeit 

(das in der Rubrik "bis ..." genannte Datum) zu gestatten. 

Für die Wiedereinreise i s  t kein Visum erforderlich. 


Visa	 können als Einzel- oder als Sammelvisa e r t e i l  t werden. 

Als Sammelvisa sind Visa nur anzuerkennen, wenn sie mit dem 

Vermerk "gültig für ... Personen l t  . Liste" versehen sind 

und wenn vom Reise- bzw. Delegationsleiter eine entspre­


I chende Sammelreiseliste, auf der die Personen, für die das 

i 	 Visum gelten s o l l  , eingetragen sind, vorgelegt wird (vgl. 

I 	

auch Abschnitt II/2/4). 
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Sammelvisa können auf der Rückseite der Sammelreiseliste 
oder im Paß des Reise--bzw. Delegationsleiters angebracht 
sein... ".iU-y. ... 

7.	 Visa werden entsprechend der Art der Reise als Dienst­

oder fTouristenvisum k l a s s i f i z i e r  t oder für Privatreisen 

und ständige Ausreisen nur als Visum e r t e i l t  . 

Inhabern von Diplomatenpässen wird das Visum, sofern ein 


x
solches erforderlich i s t  , als Oiplomatenvisum e r t e i l t . 
  
Für die Erteilung, von Diplomaten- und Dienstvisa werden 


. . ' n - " '	 ' 

gesonderte Visastempel verwendet. Die Klassifizierung e i ­

1
nes , V;i ä"ü ms a 1S;:,t o u r: i s t e n v is um' e r fo 1 g f du r ć h A nto r ingen 


eines entsprechenden Zusatzst'empels oder durch Verwendung 

gesonderter Visastempel. 


, ' i ; j • • •• ' 

8 .	 Sie können für eine einmalige Re i Se oder für mehrmalige 
Reisen nach dem Ausland e r t e i l  t werden. Zur mehrma1 igen 
Reise beüechtigen Visa nur dann, wenn im.Visumstempel das 
Wort "ein" gestrichen und das Wort "mehr" nicht gestrichen 
i s t  . Is t das. Wort "mehr" gestrichen^ berechtigen sie nur für 
eine einmalige Reise. • 

Visa, die mit dem Vermerk "zur ständigen Ausreise" versehen 

sind, berechtigen zur ständigen Ausreise aus der DDR. 


Iii besonderen Ausnahmefällen, z. B.; bei Ehefrauen und Kindern 

dip 1 oma t is:e'herr:Mi^4 r bj|l; te r:'*^*.V.ęr/tfeetungen anderer Staaten in 

der DpR-,'•k;SWnyn;j!flürgeTfj... der OD.R 0 i p 1 o m a t e n v, i s a in Reisepässe 


f
ertei 1 f .werden. . :r '- ?:'"* "	 ,. ; 
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c) Visa für Reisen nach 'den anderen ••' 

als im Buchstaben a) genannten Aus­

land 


! 
- Diplomatenvisum V ; .: '<'"
 Ol * 

:
'-',.> 


- Visum . . \ i	 ' ' [ • - ' • " - ^ .. \  \ Ö6 l 

- Visum mit dem Eindruck "nä-fch der BRD ^ 

;
und Westberlin"" .' ., ... •••••• •.••< 06a 


- Visum mit dem Eindruck "nach der BRD" 07 

-•Visum mjlt> dem Eindruck "nach Westbec-;•• U;1 

l i n  " OB 

;­2.2.	 Dem Visum sind gleichgestellt: ^  -, 

- Reiseanlagen' zum Personalausweis für Bürger der, 

DDR (vgl . Abschnitt I.I/3); 


- Sichtvermerk zum Überschreiten der Seegrenze der 

DDR (vgl. Abschnitt I I / 5 )  ; 


- Berechtigung zum Überschreiten der Seegrenze der 

DDR (vgl. Abschnitt I I / 5 )  ; ' 


Berechtigungen zu den Sonderdienstausweisen des 

Ministeriums für Verkehrswesen (vgl. Abschnitt H/8) 


- X'I-.i­

3.1.	 Die Visa, und, die ihnen gleichge'stellteh Bereicht iguiigen 
werden bei Genehmigung von Anträgen auf Reisen ents'pre-7 
chend der "Verordnung über Reisen von Bürgern der Deut­
schen Demokratischen Republik nach dem Ausland vom 30. No 
vember 1988 (siehe auch Gesetzessammlung PK 1207) durch 
das Ministerium des Innern und den Dienststellen der DVP 
- PaO- und Meldewesen - e r t e i l t  . 


- Dienstvisum	 • •
 •03A 
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Zur Erteilung von Visa für Reisen nach der CSSR, der VR 

Polen, der UdSSR, der VRB, der SRR, der UVR, der MVR und 

der KDVR is t auch das Ministerium für Auswärtige Angele­

genheiten, HA konsularische Angelegenheiten, befugt. 


3.2.	 Visa werden in Pässen, Kinderausweisen und Seefahrtsbüchern 
sowie auf Sammelreiselisten e r t e i l t : . ; ^ i L * 
Die Eintragung von Visa in Pässe erfolgt so,, daß auf der 
ersteh freieri. rechten- Seite im Paß begönnert vwJL̂  wei­
tere Visa, fortlaufend eingetragen werden. 
Werden innerhalb eines kurzen Zeitraumes zwei Reisen ge­
nehmigt, können die Dienststellen der ÓV#; ••^aJJrHiihaJ Melde­
weseri,' die entsprechenden Visa gleichzeitig, jedoctr chro­
nologisch in der Reihenfolge wie sie gehutzt^wettlen' sollen, 
in den Reisepaß erteilen. 

3.3. Visa müssen bef riste^^ausgestellt, gesiegeltrund un^ter^ 
schriebe n sein. • '• 
Die Siögeli/ng der Visa erfolgt - außer bei Visa.ęr.teilung
durch dLe MeldesteilśrT - mit dem großen Dienstsiegel. 
Meldestellen''beVftftXifä..'':* ür die Siegelung der von ihnen er­
teilten Visa kleinet Dienstsiegel. 
Die Dienststellen der OVP - Paß- und Meldewesen - sind 
angewiesen; die Unterschrift außerhalb diss Visumsstempels 
anzubringen(und zu beachten, daß das Dienstsiegel mit dem 
Visum als auch mit der Unterschrift, verbundene is'tx1 J}}>'••:

Verlangerungen der Gültigkeit, Änderungen oder Ergänzungen 
von Visa können1 yp^'d^n unter 3.1. genannte 
gegebęner Ńótwendigkeit 'unirer Anwendung des Änderungs-/, • 
Er'gâ ^ werden-̂ , Sie müssen mi}t 
kleinem Dienstsiegel bestätigt sein. Von der.: HA PaQf-.und 
Meidewesen bzw. dem Büro 'tut :.PaO-.̂ ün.d. AuslMndera.nge.legen­

 v 
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WWW!,,'! .'.•».»l.lIUUljmniuiul.il*'« 

TOURISTENVISUM 

v v v . . . : V ; , mKlassif iz.ierung. ypn ..; . ., :V. ;;•  . v i r / 2 / i 7  . 

15 I .!r b
Vi sä als  I V '' ' <• ,11/2/2 - 2,:1. V 2 . 4-:»­
j .  \ I 1/2/3/2,.- A ... " ' .• • ;-*>; • " ••' v  v . 

TOURISTISCHE EINREISEN ' 

T. von BRO-Bürgern und / .111/572^ 8 


v
Westberlinern aufgrund

von Berechtigungsecheinen 

Gebührenbefreiung bei T.

mit FDGB-Ferienscheck. ; i>> IIJ./15 3.2. j y V  .r:


 !
T. für einen Tag  ' * 111/578 - 3.2. V 

' V ' : . . V • V  V ^ ' - ^ 7Berechtigungsscheine für


Kraftfahrer bei ' t'".'' •• : - ńl/5/8-^B\ N ^ 

Verbindung der T. mit r l ^ I / S / S ^ 4 V /  /

Pr ivatreisen 

Visaerteilung bei T . i i I I 1/5/8 - 3.1. , 3.3. 
Vo r a u ś s'e11 z u hg . de r ' Vi sa • 1 > " III/5/8 - 2.vł, ,,!;̂ .4.
erteilung 
 • • .' • ;. ','r|.-'.i. 'i ''. 


TRANSITABWEICHER i y / i / i / 1 -.:.2k2,̂ v ••• 
: IV/1/2 •;•

siehe auch Ordnungs­
• ' • • ;;,'-. ;w j$r. \g kąiten. h £ V • 

TRANSIT zwischen der BRD und Westberlin 

Besondere Festlegungen I I 1 / 9 / U - 1.2., 1,3 
zur Abstempelung beim T " " :" ;':•' 2.2... 2.3 
Beantragunfl de« T-. M , ,; ' u 1 / 9 / 9 '- i .  2 . 1  . 

Mitreise von DDR-Bürgern 1 1 / 2 / 3 / 2 - 3 . 6 . .  ; :im T . i » ,  : 
. ... J - ' - ' J , . • •.  ' f , .  ; ' < :ty; '•'  ' ' V > r : " : ' 

, ;Ein- uintj Ausreisekärten,.:" V V ,v J l i  / 9 V / 1 2 ;  ^ 7 s'.V ' 
1
' i .
beim T.w. 

Erteilung des Visums ;•••«/ i i f /  9 / i ß a ^ r i  1  r 
s <
als Anläge für> T . ; •«'-W'L.Vri ,̂'.v';'̂  'l', - vi: 

Ideriti tatsbescheiniguńgeh " ' j " r ^I1/1/5 - 5 , / "' 
bei Dokumentenverlust Im T III/4/5 - 4. 

Personen ohne Personaldokumente 1/2/1/2

im T. auf dem Schienenwege 
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000454 


P e r s o n e n a u f Schlüsselung 
Im T  . - -• „ 

vT r a n s i t v i s a f ü r . T ;

N i c h t g e s t a t t e n clor U n t e r ­
b r o c h u n g be im T  . .  - l '• 

V e r d a c h t a k e n t r o l l e beim T .  . 

P a u s c h a l i e r u n g d e r V i s a g e b ü h ­
r e n be im T* 

TRANS I TREISJEN 

Dokumente f ü r T . • 
\	 " . '. j i.' II.H.I ' ' i '<t . ' A . , - . 

F ą h r z e u g w e c h s e l b a l T . 

T . v o n und: zu den •;.•.;•>'. 
F l u g h ä f e n 

F r i s t f ü r T . 

G r e n z u b e r g a n q s e t e i l e n : 

. t u r T. " ^ 


' . . . . • • ' ­

M e l d e p f l i c h t f ü r T . 

N a c h t r ä g l i c h e Genehmlqunt 
d e r u n t i e r b r e c h u n g v o n t  . 

T . m i t R e i s e z ü g e n ü b e r 

• - W e t s t b e r l l h " 


,	 T . a u f dem Sch ienenweg 

F ü  r T . z u g e l a s s e n e 
:S t raßenwefle  > ..• 

;
• V	 ' V " ' : ' V ' ...  , 
;MJhterbrechunq v o n T . 
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I I I / 9 / 1  0 - 1 . 10 , 

I I I / 9 / 1 2 - 3 . 3 . 


I I 1 / 9 /  4 

I I I / 9 /  5 

I I 1 / 9 / 9 - 2 . 1 , 


I I 1 / 9 / 1 - 3 . 


1 / 2 / 3 - 2 . , 6 . 2 , 


1 1 1 / 1 5 - 3 . 3 . 


I I 1 / 9 / 1 - 1 . 


I I 1 / 9 / 1 4 - 5 . 


I I 1 / 9 / 2 * 3 . , 3 . 1 

I I 1 / 9 / 3 - 2 . 

I ł i / 9 / 4 - 2 . 

I  I 1 / 9 / 5 3 . 

I I 1 / 9 / 8 - 2 . 

I I 1 / 9 / 1 0 - 1 . 1 . 

I I I / 9 / 1 1 * 2 . 1 . 1 . 


I I 1 / 9 / 1 - 3 . 


i  i	 j  / 9 /  2 "': 


I I I / 9 / 1 - 2 . 


I I 1 / 9 / 1 - 1 1 . 


I I I / 9 / 1  4 


I I I / 9 / 1  3 


i i I / 9 / 2 - 2 . 


I I 1 / 9 /  1 2v 

I I 1 / 9 / 2 1 . 


I I I / 9 / 1 - 3 . 

I I I / 9 / 3 - 3 . 1 . 

I I 1 / 9 / 4 - 3 . 2 . 

I  I 1 / 9 / 5 .- 4 . 

I I 1 / 9 /  8 - 3 . 1  . und 

A n l a g e 2 

1 1 1 / 9 / 1 0 - 1 . 9 . 


c 


